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I. EINLEITUNG
Der Ausschuss

Der Rechtsausschuss1 hat unter den Ausschüssen des Europäischen Parlaments eine
besondere Rolle. Neben den in seinem Kompetenzbereich liegenden legislativen Tätigkeiten
ist er auch für Aufgaben zuständig, die als horizontal oder institutionell bezeichnet werden
können. Die Erweiterung der Befugnisse des Europäischen Parlaments nach dem
Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon führte zu einer weiteren Stärkung dieser speziellen
Kompetenzen, die sich auf die besondere Funktion des Ausschusses als Instanz für rechtliche
Beratung beziehen. Diese Funktion zeigt sich auch in den über hundert Stellungnahmen, die
der Ausschuss während der Wahlperiode für andere Ausschüsse erstellt hat.2

Die horizontalen Zuständigkeiten des Ausschusses beziehen
sich auf die Auslegung und Anwendung des Unionsrechts, die
Übereinstimmung der Rechtsakte der Union mit dem
Primärrecht und die Einhaltung der Grundsätze der
Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit, die Vereinfachung
des Europarechts, insbesondere durch Legislativvorschläge
für seine amtliche Kodifizierung und Neufassung, und die
Auslegung und Anwendung des Völkerrechts, soweit die
Europäische Union davon betroffen ist. Der Ausschuss
befasst sich auch mit allgemeinen Angelegenheiten der
Übertragung von Befugnissen an die Kommission zur
Durchführung der Rechtsakte der Union.

Seine institutionellen Aufgaben beziehen sich auf die Wahl
einer korrekten Rechtsgrundlage für Rechtsakte der Union und den Schutz der Rechte und
Vorrechte des Parlaments sowie dessen Beteiligung an Klagen vor dem Gerichtshof und dem
Gericht der Europäischen Union. Der Ausschuss ist auch für Angelegenheiten im Bereich
Vorrechte und Befreiungen der Mitglieder und die Prüfung der Mandate der Mitglieder
verantwortlich. Außerdem kann auch seine Zuständigkeit für das Abgeordnetenstatut des
Europäischen Parlaments, für das Statut der Beamten und die Beschäftigungsbedingungen
für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Union sowie für den Aufbau und die
Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Union als Ausdruck seiner institutionellen
Funktion angesehen werden.

Die legislativen Befugnisse des Ausschusses umfassen das Unionsrecht in den Bereichen
Zivilrecht und Zivilprozessrecht, einschließlich des internationalen Privatrechts und der
justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen, Vertragsrecht, Gesellschaftsrecht, einschließlich
Corporate Governance, Rechtsvorschriften über geistiges Eigentum, einschließlich der
Beziehungen zum Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt, und das Verwaltungsrecht. Er
ist auch zuständig für die Umwelthaftung und Sanktionen bei Umweltvergehen und für
ethische Fragen im Zusammenhang mit den neuen Technologien, zu denen er nach dem
Verfahren der verstärkten Zusammenarbeit mit jenen Ausschüssen vorgeht, die für
bestimmte Dossiers federführend sind.

1 Siehe Anlage VI Abschnitt XVI der Geschäftsordnung, die in Anlage I wiedergegeben wird.
2 Siehe Anlage II.



Rechtsausschuss

4

Zweck dieses Dokuments

Dieses Dokument soll einen systematischen Überblick über die Arbeit des Ausschusses
während der siebten Wahlperiode, also zwischen 2009 bis 2014, geben. Es werden darin der
Reihe nach alle Zuständigkeitsbereiche des Ausschusses und vor allem die Höhepunkte
behandelt und die politischen Maßnahmen ermittelt, die der Ausschuss während der
Wahlperiode voranbringen wollte.

Neben (i) den Aufgabenbereichen des Ausschusses und den Bestimmungen der
Geschäftsordnung im Zusammenhang mit der Ausübung seiner Zuständigkeiten werden in
den Anlagen dieses Dokumentes aufgelistet: (ii) die Berichte und Stellungnahmen, die
während der siebten Wahlperiode verabschiedet wurden, (iii) die durchgeführten
Anhörungen, (iv) die Delegationsreisen, die in Auftrag gegebenen Studien und (vi) die
Mitglieder des Ausschusses.
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II. GESETZGEBUNGSARBEIT UND THEMEN DER POLITISCHEN
MASSNAHMEN

1. Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen und Zivilrecht

1.1 Das Stockholmer Programm

Das Stockholmer Programm3 wurde im Jahr 2010 vom Europäischen Rat verabschiedet.
Darin wird eine Reihe von Zielen festgelegt, die bis zum Ende des Programms im Jahr 2014
erreicht werden sollen, um den Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (RFSR)
auszubauen. Mit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon wird es nämlich immer
wichtiger, dafür zu sorgen, dass die Unionsbürger die praktischen Vorteile der Europäischen
Union für ihr tägliches Leben erkennen, und der RFSR ist in diesem Zusammenhang
besonders wichtig.

Das Parlament äußerte seinen anfänglichen Standpunkt zu dem das Stockholmer Programm
in seinen Entschließung vom 25. November 20094 über das Programm im Allgemeinen und
vom 23. November 20105 zu zivil-, handels- und familienrechtlichen Aspekten sowie zu
Aspekten des internationalen Privatrechts. Die Kommission erstellte am 20. April 2010 einen
Aktionsplan zur Umsetzung des Stockholmer Programms6.

Nach der Hälfte der Laufzeit des Stockholmer Programms beschlossen der Rechtsausschuss,
der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres und der Ausschuss für
konstitutionelle Fragen, die erzielten Fortschritte zu bewerten, um die noch erforderlichen
Schritte zu ermitteln und die möglichen Prioritäten für das Folgeprogramm zum Stockholmer
Programm festzulegen.

Luigi Berlinguer war für den Rechtsausschuss Mitberichterstatter bei der Halbzeitbilanz des
Stockholmer Programms. Nach einer Aussprache in den drei beteiligten Ausschüssen nahm
das Parlament eine Entschließung an, in der der Erfolg der verschiedenen Aspekte des
Stockholmer Programms bewertet wird und eine verstärkte Einbeziehung des Europäischen
Parlaments bei einem eventuellen Folgeprogramm des Stockholmer Programms gefordert
wird7. In diesem Zusammenhang ist zu bedauern, dass nicht klar ist, ob die Terminplanung
des Rates die Einbeziehung des Parlaments bei der langfristigen Planung und Festlegung von
Zielen in diesem Politikbereich zulassen wird.

Aus einer Überprüfung des Fortschritts, der im Rahmen des Stockholmer Programms im
Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen erreicht werden konnte, ging hervor,
dass zwar einige vielversprechende Rechtsvorschriften erlassen wurden, dass aber wegen der
langen Gesetzgebungs- und Durchführungszeiten am Ende der Wahlperiode erst sehr wenige
davon umgesetzt worden waren. Eine erhebliche Anzahl von Legislativvorschlägen wurde
noch nicht angenommen, und in vielen Fällen stand der Vorschlag der Kommission noch
aus. Einige Mitglieder haben die Verzögerungen der Kommission bei der Aufnahme der
Anträge des Parlaments mit Enttäuschung zur Kenntnis genommen.

3 ABl. C 115 vom 4.5.2010, S. 1.
4 P7_TA(2009)0090.
5 P7_TA(2010)0426.
6 COM(2010)0171.
7 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 2. April 2014 zu der Halbzeitbilanz des Stockholmer
Programms (2013/2024(INI)), P7_TA(2014)0276.
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1.2 Veränderungen durch den Vertrag von Lissabon

Durch den Vertrag von Lissabon wurden einige Neuerungen im Bereich der justiziellen
Zusammenarbeit in zivilrechtlichen Angelegenheiten eingeführt. Artikel 81 des Vertrags
über die Arbeitsweise der Europäischen Union bietet jetzt eine breitere Rechtsgrundlage für
Maßnahmen auf diesem Gebiet. Er lautet:

„(1) Die Union entwickelt eine justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen mit
grenzüberschreitendem Bezug, die auf dem Grundsatz der gegenseitigen
Anerkennung gerichtlicher und außergerichtlicher Entscheidungen beruht. Diese
Zusammenarbeit kann den Erlass von Maßnahmen zur Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten umfassen.

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 erlassen das Europäische Parlament und der Rat,
insbesondere wenn dies für das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts
erforderlich ist, gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren Maßnahmen, die
Folgendes sicherstellen sollen:

a) die gegenseitige Anerkennung und die Vollstreckung gerichtlicher und
außergerichtlicher Entscheidungen zwischen den Mitgliedstaaten;

b) die grenzüberschreitende Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher
Schriftstücke;

c) die Vereinbarkeit der in den Mitgliedstaaten geltenden Kollisionsnormen und
Vorschriften zur Vermeidung von Kompetenzkonflikten;

d) die Zusammenarbeit bei der Erhebung von Beweismitteln;

e) einen effektiven Zugang zum Recht;

f) die Beseitigung von Hindernissen für die reibungslose Abwicklung von
Zivilverfahren, erforderlichenfalls durch Förderung der Vereinbarkeit der in den
Mitgliedstaaten geltenden zivilrechtlichen Verfahrensvorschriften;

g) die Entwicklung von alternativen Methoden für die Beilegung von
Streitigkeiten;

h) die Förderung der Weiterbildung von Richtern und Justizbediensteten.

(3) Abweichend von Absatz 2 werden Maßnahmen zum Familienrecht mit
grenzüberschreitendem Bezug vom Rat gemäß einem besonderen
Gesetzgebungsverfahren festgelegt. Dieser beschließt einstimmig nach Anhörung des
Europäischen Parlaments.

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission einen Beschluss erlassen, durch den die
Aspekte des Familienrechts mit grenzüberschreitendem Bezug bestimmt werden, die
Gegenstand von Rechtsakten sein können, die gemäß dem ordentlichen
Gesetzgebungsverfahren erlassen werden. Dieser beschließt einstimmig nach
Anhörung des Europäischen Parlaments.

Der in Unterabsatz 2 genannte Vorschlag wird den nationalen Parlamenten
übermittelt. Wird dieser Vorschlag innerhalb von sechs Monaten nach der
Übermittlung von einem nationalen Parlament abgelehnt, so wird der Beschluss nicht
erlassen. Wird der Vorschlag nicht abgelehnt, so kann der Rat den Beschluss
erlassen.“

Es wird darauf hingewiesen, dass die auf diesem Artikel beruhenden Rechtsvorschriften nach
dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (Mitentscheidungsverfahren) erlassen werden.
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Das bedeutet, dass das Parlament dieselben Befugnisse hat wie der Rat. Ausnahmen gelten
für familienrechtliche Instrumente. Durch die Bestimmung in Absatz 3 Unterabsatz 2 wird
ermöglicht, dass bestimmte familienrechtliche Aspekte durch Rechtsvorschriften geregelt
werden, die im Mitentscheidungsverfahren erlassen werden.

Die Form der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen wird oft auch durch das Protokoll
über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands und das entsprechende Protokoll
über die Position Dänemarks beeinflusst. Während Dänemark sich an der Annahme der
Maßnahmen, die nach Titel IV EG-Vertrag vorgeschlagen werden, nicht beteiligt, können
das Vereinigte Königreich und Irland wählen, ob sie sich an solchen Maßnahmen beteiligen
möchten. In der Praxis haben diese Mitgliedstaaten sich meistens dazu entschieden, sich an
den vorgeschlagenen Maßnahmen zur justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen zu
beteiligen.

1.3 Allgemeines internationales Privatrecht

Das Hauptprojekt des Stockholmer Programms im Bereich des allgemeinen internationalen
Privatrechts war die Überarbeitung der Brüssel-I-Verordnung8. Diese Verordnung enthält
detaillierte Bestimmungen über die gerichtliche Zuständigkeit in Zivil- und Handelssachen
und über die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen, die in anderen
Mitgliedstaaten ergangen sind. Sie gilt allgemein als großer Erfolg, da dadurch der freie
Verkehr gerichtlicher Entscheidungen und die Rechtssicherheit gefördert werden und
parallele Verfahren vermieden werden können.

Die Neufassung der Brüssel-I-
Verordnung zur Vereinfachung der
Verfahren zur Vollstreckung von Urteilen
in anderen Mitgliedstaaten und
insbesondere zur Abschaffung des
Exequatur-Verfahrens wurde am
7. September 2010 durch eine
Entschließung des Parlaments zu der
Umsetzung und Überprüfung der

(früheren) Brüssel-I-Verordnung
unterstützt. Diese Entschließung beruhte
auf einem Bericht des Ausschusses9 vom
29. Juni 2010.

Unter der Leitung des Berichterstatters Tadeusz Zwiefka wurde die Brüssel-I-Verordnung zu
einem befriedigenden Ergebnis gebracht10, indem bestimmte Aspekte der
grenzüberschreitenden Durchsetzung von Urteilen rationalisiert und geklärt wurden.

Der Verordnung wurde keine reflexive Wirkung eingeräumt, außer im Hinblick auf
Arbeitnehmer, Verbraucher und Versicherte. Die Schiedsgerichtsbarkeit wurde ausdrücklich
vom Anwendungsbereich der Verordnung ausgeschlossen, und das Exequaturverfahren
wurde für Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen in allen Bereichen abgeschafft.

8 Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und die
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, ABl. L 12 vom 16.1.2001,
S. 1.
9 A7-0219/2010.
10 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2012 über
die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen (Neufassung), ABl. L 351 vom 30.12.2012, S. 1.

Berichterstatter für die Neufassung der Brüssel-I-
Verordnung Tadeusz Zwiefka, PPE, PL.
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Das Überarbeitungsverfahren betraf nicht bestimmte Aspekte der auf das Arbeitsrecht
anzuwendenden Zuständigkeitsregeln, obwohl viele Experten der Ansicht sind, dass in
diesem Bereich Anpassungen notwendig sind.

Daher beschloss der Rechtsausschuss, einen Initiativbericht zum Thema der gerichtlichen
Zuständigkeit im Beschäftigungsbereich auszuarbeiten. In der entsprechenden vom
Parlament angenommenen Entschließung wird eine Überarbeitung der Zuständigkeitsregeln
sowohl für individuelle Arbeitsverträge als auch für Arbeitskampfmaßnahmen gefordert11.

Nach der Annahme der Neufassung der Brüssel-I-Verordnung wurde Einigung über das
Patentpaket erzielt, das aus zwei Verordnungen und dem Übereinkommen über ein
einheitliches Patentgericht (EPG) besteht und ein System für einen einheitlichen
Patentschutz in der EU schaffen soll. Daher wurde eine Änderung der Brüssel-I-
Verordnung in Bezug auf das einheitliche Patentgericht und den Benelux-Gerichtshof
erforderlich. In dieser Änderung wurde festgelegt, dass beide Gerichte als „Gerichte der
Mitgliedstaaten“ im Sinne der Brüssel-I-Verordnung zu behandeln sind.

Es wurden Regeln zur Zuständigkeit (in Bezug auf Beklagte, die in Mitgliedstaaten oder in
Drittländern ansässig sind), Anerkennung und Umsetzung für das einheitliche Patentgericht
und den Benelux-Gerichtshof festgelegt. Auch spezifische Bestimmungen über
Rechtsanhängigkeit und damit im Zusammenhang stehende Verfahren wurden eingeführt.

Das Projekt für ein internationales Übereinkommen über Gerichtsentscheidungen, das
unter Federführung der Haager Konferenz für Internationales Privatrecht auf internationaler
Ebene ähnliche Ziele wie die Brüssel-I-Verordnung verfolgen sollte12, war nicht so
erfolgreich, wie man sich das erhofft hatte. Die Verhandlungen dazu laufen noch und
erbrachten in den letzten Jahren keine nennenswerten Fortschritte.

Das Parlament forderte auch die Aufnahme einer Bestimmung zur Regelung des Rechts, das
auf außervertragliche Schuldverhältnisse aus der Verletzung der Privatsphäre und der
Persönlichkeitsrechte einschließlich der Verleumdung anzuwenden ist, in die Rom-II-
Verordnung13. Diese Forderung wurde in der Entschließung des Parlaments vom 10. Mai
2012 detailliert untermauert. Besagte Entschließung enthält mehrere Empfehlungen an die
Kommission zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 864/2007 über das auf
außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom II)14. Die Kommission hat
darauf nicht formal geantwortet und verstieß so gegen Nummer 16 der Rahmenvereinbarung
über die Beziehungen zwischen dem Europäischen Parlament und der Europäischen
Kommission15.

Durch die Entschließung soll eine Lücke der Rom-II-Verordnung geschlossen werden, die
entstand, weil der Rat im Rahmen des Mitentscheidungsverfahrens über das auf
außervertragliche Schuldverhältnisse aus der Verletzung der Privatsphäre und der
Persönlichkeitsrechte anzuwendende Recht keine Einigung über den ursprünglichen
Vorschlag der Kommission oder die vom Parlament vorgelegte Kompromisslösung erzielen
konnte. Die Kommission legte später eine Studie über die Lage im Bereich des auf
außervertragliche Schuldverhältnisse aus der Verletzung der Privatsphäre und der
Persönlichkeitsrechte anzuwendenden Rechts vor.

11 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Oktober 2013 zum Thema „Verbesserung des
internationalen Privatrechts: Zuständigkeitsregeln im Beschäftigungsbereich“, P7_TA(2013)0396.
12 Siehe Entschließung vom 23. November 2010 Ziffer 35.
13 Siehe Entschließung vom 25. November 2009 Ziffer 95.
14 P7_TA(2012)0200.
15 ABl. L 304 vom 20.11.2010, S. 47.
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Diese Frage führt zu schwierigen Problemen im Zusammenhang mit der Pressefreiheit und
dem Recht auf freie Meinungsäußerung allgemein und ist im Zusammenhang mit dem
„Verleumdungsklage-Tourismus“ hochaktuell.

Eine weitere wichtige, noch ausstehende Rechtsvorschrift, die das Parlament gefordert hat,
ist eine Verordnung über Verjährungsfristen in grenzüberschreitenden Streitigkeiten
aufgrund von Verkehrsunfällen. Aufgrund der unterschiedlichen Vorschriften in den
einzelnen Mitgliedstaaten ist eine Durchsetzung des
Rechts in diesen Fällen oft sehr schwer zu gewährleisten.
Die Kommission wollte eigentlich im Jahr 2011 einen
Vorschlag ausarbeiten, dieser liegt jedoch noch nicht vor.

Da das EU-Recht im Bereich des internationalen
Privatrechts mittlerweile sehr fragmentiert ist und aus
einer verhältnismäßig hohen Zahl sektorspezifischer
Instrumente zu verschiedenen Aspekten besteht, forderte
das Parlament schließlich die Verabschiedung eines
europäischen Kodex für internationales Privatrecht16.
Damit sollen die Bestimmungen des internationalen
Privatrechts in den verschiedenen Bereichen harmonisiert
werden, und gleichzeitig soll sichergestellt werden, dass
das Regelwerk keine Lücken enthält.

In der vergangenen Wahlperiode wurde außerdem eine
Verordnung über die gegenseitige Anerkennung von
Schutzmaßnahmen in Zivilsachen verabschiedet, für
die der FEMM-Ausschuss und der Rechtsausschuss
gemeinsam zuständig sind.

Der Vorschlag für diesen „europäischen Schutzbefehl in Zivilsachen“ folgte dem Beispiel
des europäischen Schutzbefehls in Strafsachen, der schon zu einem früheren Zeitpunkt
verabschiedet worden war. Dabei wird dieselbe Absicht verfolgt, aber dieses Instrument
ermöglicht die gegenseitige Anerkennung der zivilrechtlichen und nicht der strafrechtlichen
Schutzmaßnahmen.

1.4 Familienrecht

Einer der wesentlichen Erfolge im Bereich des materiellen
Zivilrechts war die Verabschiedung der
Erbrechtsverordnung17. Auf der Grundlage eines
Vorschlags der Kommission im Jahr 2009 wurde nach
jahrelangen Debatten im Jahre 2012 mit Kurt Lechner als
Berichterstatter eine zufriedenstellende Lösung gefunden.
Diese Verordnung ist für die europäischen Bürgerinnen
und Bürger eine sehr wichtige Rechtsvorschrift, da sie
bedeutet, dass auf jemanden, der Besitz in mehreren Mitgliedstaaten hat, nur die nationalen
Erbrechtsvorschriften eines Staates anzuwenden sind und dass er sogar das Recht seiner
Staatsangehörigkeit wählen kann, auch wenn er in einem anderen Mitgliedstaat lebt. Immer

16 Siehe Entschließung vom 25. November 2009, Ziffer 95.
17 Verordnung (EU) Nr. 650/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 über die
Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und die
Annahme und Vollstreckung öffentlicher Urkunden in Erbsachen sowie zur Einführung eines Europäischen
Nachlasszeugnisses, ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 107.

Mitberichterstatter für den
Bericht über die gegenseitige
Anerkennung von
Schutzmaßnahmen in
Zivilsachen Antonio López-
Istúriz White, PPE, ES.
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mehr Unionsbürger entscheiden sich dafür, in einem anderen Mitgliedstaat zu leben, sei es
aus Arbeits- oder Fortbildungsgründen, sei es, um den Ruhestand dort zu verbringen. Die
Erbschaft dieser Bürgerinnen und Bürger betrifft oft mehrere Mitgliedstaaten.

Bürger, die sich dazu entschlossen haben, in einem anderen Mitgliedstaat als dem ihren zu
leben, hatten in der Vergangenheit immer enorme Schwierigkeiten, wenn sie ihre Erbfolge
durch ein Testament regeln wollten. Bei einigen Bürgern wurde die Erbfolge durch die
Gesetze des Mitgliedstaats geregelt, in dem sie ihren Wohnsitz hatten, während bei anderen
das Gesetz ihrer Staatsangehörigkeit angewendet wurde. Außerdem wurde die Übertragung
von Immobilien meistens durch die am jeweiligen Standort geltenden Gesetze geregelt, die
auch jene eines dritten Mitgliedstaates sein konnten. Ziel war es also, die Regulierung und
Abwicklung von grenzüberschreitenden Erbschaften zu vereinfachen.

Aufgrund der neuen Verordnung wird es in Zukunft möglich sein, grenzüberschreitende
Erbschaften auf einfache Weise zu klären, indem ein Testament in Bezug auf den ganzen
Besitz des Erblassers erstellt wird, unabhängig davon, wo in der EU der Besitz sich befindet.

Erblasser können wählen, ob das Recht ihrer Staatsangehörigkeit oder jenes des Landes, in
dem sie ihren Wohnsitz haben, für die Erbfolge angewendet werden soll. Das gewählte Recht
wird dann für sämtliche Vermögenswerte des Erblassers gelten. Besitz in unterschiedlichen
Mitgliedstaaten wird damit nicht mehr Verfahren vor getrennten Notaren oder Gerichten
unterzogen.

Die Rechtsvorschrift bedeutet beispielsweise auch, dass nur die Gesetze eines
Mitgliedstaates darüber entscheiden, an wen die Vermögenswerte zu vererben sind. Dadurch
wird der vorherigen Situation ein Ende bereitet, nach der Vermögenswerte nach den
divergierenden nationalen Vorschriften in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten auf
unterschiedliche Weise zwischen dem hinterbliebenen Ehegatten, den Kindern und anderen
Erben aufgeteilt werden konnten.

Um dieses Gebiet noch weiter zu vereinfachen, werden Erben die Möglichkeit haben, ein
Europäisches Nachlasszeugnis zu erhalten. Wenn die Bedingungen der Erbschaft in
Übereinstimmung mit dem Testament geklärt sind, wird ein Erbe oder eine Erbin mit diesem
Nachlasszeugnis in der Lage sein, die Übertragung des Vermögenswerts auf seinen oder
ihren Namen ohne weitere Formalitäten durchführen zu lassen. Diese Verordnung ist also ein
Beispiel dafür, wie das Parlament sich für das Recht der Bürgerinnen und Bürger einsetzt,
sich frei und ungehindert zu bewegen, auch wenn es um das Verfassen ihres Testaments
geht.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Verordnung in Dänemark, Irland oder dem
Vereinigten Königreich nicht gelten wird.

Die Rom-III-Verordnung18 über das auf Ehescheidung und Trennung anzuwendende Recht
(Berichterstatter: Tadeusz Zwiefka) wurde im Jahr 2010 im Rahmen des Verfahrens der
verstärkten Zusammenarbeit verabschiedet. An dieser Verordnung beteiligen sich derzeit
15 Mitgliedstaaten. Sie enthält klare Regeln über das auf Ehescheidung anzuwendende
Recht.

Der Rechtsausschuss leistete einen wesentlichen Beitrag zur Debatte über die beiden
Vorschläge der Kommission vom März 2011 über Entscheidungen im Bereich des

18 Verordnung (EU) Nr. 1259/2010 des Rates vom 20. Dezember 2010 zur Durchführung einer Verstärkten
Zusammenarbeit im Bereich des auf die Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung des Ehebandes
anzuwendenden Rechts, ABl. L 343 vom 29.12.2010, S. 10.



Rechtsausschuss

11

Ehegüterrechts19 und Entscheidungen im Bereich des Güterrechts eingetragener
Partnerschaften20, obwohl das Parlament zu den Vorschlägen nur konsultiert wurde. Durch
die beiden Vorschläge sollen die Vorschriften über die Besitzrechte von internationalen
Paaren geklärt werden, wobei ein Text Vorschriften über die gerichtliche Zuständigkeit, das
anwendbare Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen im
Zusammenhang mit dem Ehegüterrecht enthält, während der andere Vorschriften über das
anwendbare Recht und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen im
Zusammenhang mit dem Güterrecht eingetragener Partnerschaften umfasst. Die Kommission
erklärte die Vorlage von zwei getrennten Vorschlägen, indem sie auf die charakteristischen
Merkmale der Ehe einerseits und jene der eingetragenen Partnerschaften andererseits
verwies.

Da die Vorschläge das Familienrecht betreffen und beide auf Artikel 81 Absatz 3 AEUV
gestützt sind, erfordert ihre Annahme einen einstimmigen Beschluss des Rates. Das
Parlament wird konsultiert.

Die Berichterstatterin des Rechtsausschusses, Alexandra Thein, schlug dem Ausschuss vor,
die beiden Vorschläge parallel zu behandeln und der Versuchung zu widerstehen, sie
voneinander zu trennen. Die Arbeit am Ehegüterrecht erwies sich – auch in den Beratungen
des Rates – als weniger strittig als jene am Güterrecht eingetragener Partnerschaften, da die
Rechtsvorschriften und die Traditionen der Mitgliedstaaten in diesem Bereich beträchtliche
Unterschiede aufweisen. Aber die Berichterstatterin präsentierte in ihren Berichtsentwürfen
zu den beiden Vorschlägen nicht nur mehrere Klarstellungen über den Wirkungsbereich und
die Regelungen des anzuwendenden Rechts und eine klare Ausrichtung auf andere
Instrumente im Bereich der Zusammenarbeit in Zivilsachen (wie Erbrechtsvorschriften und
die Brüssel-I-Verordnung), sie legte auch weitgehend parallele Regelwerke für eingetragene
Partnerschaften und für Ehepaare vor. Das Hauptanliegen war, auch für eingetragene
Partnerschaften die Möglichkeit der Rechtswahl zu eröffnen. Das Fehlen der Rechtswahl im
Vorschlag der Kommission war das Thema einer Stellungnahme, die das Parlament bei der
Europäischen Agentur für Grundrechte in Wien21 anforderte und die zu dem Schluss kam,
dass die Kommission die Unterscheidung zwischen Ehepaaren und eingetragenen
Partnerschaften nicht ausreichend begründet hatte.

Bei seiner Abstimmung über die beiden Vorschläge am 20. Juni 2013 bestätigte der
Rechtsausschuss viele der von der Berichterstatterin eingereichten Vorschläge, einschließlich
jener zur Einführung der Möglichkeit der Rechtswahl auch für eingetragene Partnerschaften.
Das Plenum stimmte am 10. September 2013 über die Stellungnahme des Parlaments ab22.
Die Beratungen im Rat über die beiden Vorschläge laufen noch. Die Tatsache, dass die

19 Vorschlag der Kommission vom 16. März 2011 für eine Verordnung des Rates über die Zuständigkeit, das
anzuwendende Recht, die Anerkennung und die Vollstreckung von Entscheidungen im Bereich des
Ehegüterrechts (COM(2011)0126).
20 Vorschlag der Kommission vom 16. März 2011 für eine Verordnung des Rates über die Zuständigkeit, das
anzuwendende Recht, die Anerkennung und die Vollstreckung von Entscheidungen im Bereich des Güterrechts
eingetragener Partnerschaften (COM(2011)0127).
21 Stellungnahme Nr. 1/2012 vom 31. März 2012 der Europäischen Agentur für Grundrechte über den Vorschlag
für eine Verordnung des Rates über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung und die
Vollstreckung von Entscheidungen im Bereich des Güterrechts eingetragener Partnerschaften.
22 Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. September 2013 zu dem Vorschlag für eine
Verordnung des Rates über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung und die
Vollstreckung von Entscheidungen im Bereich des Güterrechts eingetragener Partnerschaften (P7_TA-
PROV(2013)0337); Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. September 2013 zu dem
Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung
und die Vollstreckung von Entscheidungen im Bereich des Ehegüterrechts (P7_TA-PROV(2013)0338).
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Möglichkeit der Rechtswahl auch für eingetragene Partnerschaften jetzt auch im Rat
diskutiert wird, kann zweifellos als direktes Ergebnis der Arbeit des Rechtsausschusses
angesehen werden. Auch wurde in den Beratungen des Rates bisher noch keine Trennung der
beiden Themen vorgenommen.

Das Parlament forderte auch europäische Rechtsvorschriften über grenzüberschreitende
Adoptionen23, da viele Familien in diesem Gebiet über Probleme bei der Anerkennung der
Entscheidungen anderer Mitgliedstaaten berichtet haben. Die Kommission hat diesbezüglich
keine Initiativen eingeleitet.

Im Stockholmer Programm wurde einer Überarbeitung der Brüssel-II-Verordnung24

vorgeschlagen, vor allem um die Frage der Anerkennung von Entscheidungen über die
elterliche Verantwortung zu klären. Die Kommission kündigte für 2013 eine
Rechtssetzungsinitiative zur Ersetzung des Vorschlags25 an, den sie im Jahr 2002 hatte
zurückziehen müssen. Die angekündigte Initiative wurde noch nicht vorgelegt.

In Bezug auf den Schutz schutzbedürftiger Erwachsener, ein Thema, das den
Rechtsausschuss seit langer Zeit beschäftigt26, gab die Kommission in ihrem Aktionsplan
schließlich bekannt, dass sie in diesem Bereich keine Maßnahmen ergreifen wird, da die
Mitgliedstaaten selbst darüber entscheiden müssen, ob sie dem Haager Übereinkommen über
den internationalen Schutz von Erwachsenen von 2000 beitreten. Bei der Haager Konferenz
wurde darauf hingewiesen, dass dieses Übereinkommen nur in sechs Mitgliedstaaten in Kraft
getreten ist und von weiteren sieben Mitgliedstaaten unterzeichnet, aber noch nicht ratifiziert
wurde27. In diesem Zusammenhang ist es besonders bedauernswert, dass die Kommission
trotz des Fazits der Entschließung des Jahres 2008 noch immer nichts unternimmt, um EU-
Rechtsvorschriften zu diesem Thema zu initiieren.

1.5 Verfahrensrecht

Im Bereich des Verfahrensrechts stellte auch die Einführung eines Europäischen
Beschlusses zur vorläufigen Kontenpfändung28 eine wichtige Errungenschaft dar. Durch
diese Maßnahme werden Schuldner daran gehindert, sich der Zwangseintreibung von
Forderungen zu entziehen, indem sie die Verzögerungen bei der grenzüberschreitenden
Pfändung von Bankguthaben ausnutzen. Der Rechtsakt wurde Mitte 2014 verabschiedet.

Durch den Europäischen Beschluss zur vorläufigen Kontenpfändung (EuBvKpf) sollen
einheitliche Regeln geschaffen werden, durch die Gläubiger unter denselben Bedingungen
einen Beschluss zur vorläufigen Kontenpfändung wirken können, unabhängig davon, in
welchem Mitgliedstaat das zuständige Gericht liegt. Dadurch werden die Kosten und
Verzögerungen für Gläubiger reduziert, die in Fällen mit grenzüberschreitendem Bezug
einen Beschluss zur vorläufigen Kontenpfändung erwirken und durchsetzen wollen.

23 Entschließung vom 25. November 2009, Ziffer 95.
24 Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 über die Zuständigkeit und die
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche
Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000, ABl. L 338 vom 23.12.2003, S. 1.
25 COM(2001)0505.
26 Siehe Entschließung vom 25. November 2009, Ziffer 95, und Entschließung vom 18. Dezember 2008
(P6_TA(2008)0638).
27 http://www.hcch.net/index_de.php?act=conventions.status&cid=71.
28 COM(2011)0445.
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Durch einen EuBvKpf wird das Konto des
Schuldners nur gesperrt: Dem Gläubiger kann
noch nicht das Geld ausgezahlt werden. Damit
der Überraschungseffekt des Beschlusses zur
vorläufigen Kontenpfändung gewährleistet ist,
sollte der Schuldner weder über den Antrag
informiert noch zum Erlass des Beschlusses
angehört werden (außer in Ausnahmefällen),
und die Zustellung des Beschlusses sollte nicht
vor dessen Ausführung durch die Bank erfolgen.

Dem Berichterstatter Raffaele Baldassarre ging
es bei den Verhandlungen vor allem darum
sicherzustellen, dass das Verfahren für das
vorübergehende Einfrieren der von der
Beitreibung betroffenen Bankkonten so rasch
wie möglich durchgeführt und trotzdem das
Recht auf Verteidigung geachtet wird. In diesem Zusammenhang war es besonders wichtig,
ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den Rechten der Schuldner und jenen der Gläubiger
zu schaffen. Eine weitere Herausforderung war die Sicherstellung des Schutzes für
Schuldner im Falle einer unrechtmäßigen Anwendung des Verfahrens durch Gläubiger.

In Bezug auf das Zivilprozessrecht gehörte zu den wichtigsten Anliegen des Ausschusses die
Einführung von einheitlichen Mindeststandards für zivilprozessuale Verfahren. So soll
für Bürgerinnen und Bürger, die den Rechtsweg beschreiten, ein hohes Maß an Schutz
geboten werden, der durch das EU-Justizbarometer29 gemessen werden kann. Die
Kommission kündigte für das Jahr 2014 einen Vorschlag an, aber es ist noch nicht klar, ob es
sich dabei um einen Legislativvorschlag handeln wird.

Im Hinblick auf die Stärkung des Verbraucherschutzes forderte das Parlament eine
europäische Maßnahme, die kollektiven Rechtsschutz ermöglicht30. Die Kommission
versprach in ihrem Folgedokument vom 18. April 201231, noch im Jahr 2012 eine Initiative
gesetzgeberischer oder anderer Art vorzulegen, in der ein europäischer Rahmen für
kollektive Rechtshilfe geschaffen werden sollte. Im Jahr 2013 übermittelte sie den
Mitgliedstaaten eine Empfehlung32 über kollektive Unterlassungsklagen und
Schadensersatzklagen. Noch offen ist, ob dieser Empfehlung in den kommenden Jahren eine
Rechsetzungsinitiative folgen wird.

Veranlasst durch die Mitteilung der Kommission33 über die Umsetzung der Richtlinie
2003/8/EG zur Verbesserung des Zugangs zum Recht bei Streitsachen mit
grenzüberschreitendem Bezug beschloss der Ausschuss, einen Initiativbericht über
Prozesskostenhilfe bei Streitsachen mit grenzüberschreitendem Bezug in Zivil- und
Handelssachen auszuarbeiten. In allen Mitgliedstaaten gibt es für Personen ohne
ausreichende Mittel irgendwelche Regelungen dafür, um einen Rechtanwalt zu bezahlen,
damit sie Zugang zum Recht erhalten. Die Regeln dazu sind aber sehr unterschiedlich und

29 Mitteilung der Kommission vom 27. März 2013, „Das EU-Justizbarometer: Ein Instrument für eine
leistungsfähige, wachstumsfördernde Justiz“.
30 Entschließung vom 2. Februar 2012, (P7_TA(2012)0021); Entschließung vom 25. November 2009, Ziffer 95.
31 SP(2012)160.
32 Empfehlung der Kommission vom 11. Juni 2013 Gemeinsame Grundsätze für kollektive Unterlassungs- und
Schadensersatzverfahren in den Mitgliedstaaten bei Verletzung von durch Unionsrecht garantierten Rechten
(2013/396/EU).
33 COM(2012)0071.

Vizepräsident des Ausschusses und
Berichterstatter über den europäischen
Beschluss zur vorläufigen Kontenpfändung,
Raffaele Baldassarre, PPE, IT,
stellvertretender Vorsitzender
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machen es Beteiligten an etwaigen Streitsachen mit grenzüberschreitendem Bezug oft
schwer, Zugang zum Recht zu erhalten.

In seinem Bericht (Berichterstatter: Tadeusz Zwiefka) bewertete der Ausschuss die
Umsetzung und Durchführung der Richtlinie und legte spezifische Vorschläge für mögliche
Verbesserungen34 vor, um vor allem ein Bewusstsein für die bestehende Regelung zu wecken
und deren Anwendung durch die Bürger zu erleichtern.

Von unmittelbarer Bedeutung für einfache Bürgerinnen und Bürger im Bereich der
Verwaltungsverfahren sind die vorgeschlagenen Maßnahmen zur erleichterten Anerkennung
von öffentlichen Urkunden und Personenstandsdokumenten, da der Umstand, dass diese
nicht automatisch anerkannt werden, nach Angabe der Bürgerinnen und Bürger ein
wesentliches praktisches Hindernis für die Freizügigkeit ist. Derzeit wird an zwei
Vorschlägen gearbeitet: Einer betrifft die Aufhebung der Formalitäten im Fall
öffentlicher Urkunden (Apostillen, Rechtsvorschriften, beglaubigte Übersetzungen, usw.)
und wurde im April 2013 veröffentlicht, ein weiterer über die gegenseitige Anerkennung
der Rechtswirkung von Personenstandsurkunden (mit einer begrenzten Liste von
Personenstandssituationen wie Eheschließung, Namensänderung usw.) war Ende des Jahres
2013 fällig, lag aber Mitte 2014 noch nicht vor. Beide Initiativen sind von äußerster
Wichtigkeit.

Die vorgeschlagene Verordnung zur erleichterten Anerkennung bestimmter öffentlicher
Urkunden in der Europäischen Union hat das sehr wichtige Ziel, Formalitäten für

Bürgerinnen und Bürger, die sich über die
Grenzen hinweg bewegen, zu erleichtern.

Viele Unionsbürger leben in einem anderen
Mitgliedstaat, und diese Zahl steigt
kontinuierlich. Noch größer ist die Zahl der
Bürgerinnen und Bürger, die Verbindungen zu
einem anderen Mitgliedstaat aufweisen, sei es
aus familiären oder beruflichen Gründen, sei es
um dort Urlaub zu machen.

Grenzüberschreitende Verwaltungsformalitäten
sind allerdings meistens um einiges
komplizierter als die Formalitäten innerhalb
eines Mitgliedstaates. Oft müssen die
Bürgerinnen und Bürger ihre Dokumente von

den diplomatischen Vertretungen beglaubigen lassen (Legalisation oder Anbringung der
Apostille), kostspielige beglaubigte Übersetzungen auch einfacher Dokumente vorlegen oder
beglaubigte Kopien der offiziellen Urkunden einreichen.

Berichterstatter Bernhard Rapkay, der an der Abfassung des Standpunkts des Parlaments zu
diesem Vorschlag mitwirkte, war der Ansicht, dass diese Initiative dazu beitragen könnte, die
grenzüberschreitenden Tätigkeiten der Unionsbürgerinnen und -bürger wesentlich zu
vereinfachen. Im Standpunkt des Parlaments wird unter anderem die Anzahl der offiziellen
Urkunden, die unter den Vorschlag fallen, erhöht, die Bestimmungen zur Abschaffung
bestimmter Formalitäten werden gestärkt und zusätzliche mehrsprachige Formulare zur
grenzüberschreitenden Verwendung eingeführt.

34 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 11. Juni 2013 über die Verbesserung des Zugangs zum
Recht: Prozesskostenhilfe bei Streitsachen mit grenzüberschreitendem Bezug in Zivil- und Handelssachen
P7_TA(2013)0240.

Bernhard Rapkay, S&D, DE, Berichterstatter
der beiden Berichte über
Personenstandsdokumente.
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In Artikel 81 Absatz 2 Buchstabe g AEUV im Kapitel über die justizielle Zusammenarbeit in
Zivilsachen ist ausdrücklich die Verabschiedung von Maßnahmen vorgesehen, durch die „die
Entwicklung von alternativen Methoden für die Beilegung von Streitigkeiten“ sichergestellt
wird. Dass das alternative Streitbeilegungsverfahren derart von Interesse ist, liegt
allgemein am Grundproblem des Zugangs zur Justiz für europäische Unternehmen und
Bürgerinnen und Bürger sowie an der zunehmenden Zahl der Rechtsstreitigkeiten und der
langwierigen und kostspieligen Verfahren. Alternative Streitbeilegungsverfahren sind für
Streitsachen mit grenzüberschreitendem Bezug besonders wichtig. Der Rechtsausschuss
setzte sich in der siebten Wahlperiode besonders für dieses Ziel ein.

In seinem Initiativbericht über alternative Streitbeilegung in Zivil-, Handels- und
Familiensachen (Berichterstatterin: Diana Wallis)35, der am 11. Oktober 2011 im Plenum
verabschiedet wurde, betonte der Rechtsausschuss, auch als Reaktion auf ein
Konsultationspapier der GD SANCO36 der Kommission, dass jeder Ansatz zur alternativen
Streitbeilegung über das Thema der Verbraucherrechtsstreitigkeiten hinausgehen und auch
die Streitbeilegung bei Geschäften zwischen Unternehmen, in Familien und bei Fällen von
Verleumdung behandeln sollte. Es wurde betont, dass Rechtsetzungsmaßnahmen gefordert
sind, in denen Mindeststandards für die alternative Streitbeilegung definiert werden, und die
Kommission wurde aufgefordert, bis Ende 2011 einen Legislativvorschlag über die
Heranziehung alternativer Verfahren zur Beilegung von Verbraucherrechtsstreitigkeiten
vorzulegen.

Am 29. November 2011 reichte die Kommission denn auch zwei Legislativvorschläge ein:
einen für eine Richtlinie über Formen der alternativen Beilegung verbraucherrechtlicher
Streitigkeiten37 und einen für eine Verordnung über die Online-Beilegung
verbraucherrechtlicher Streitigkeiten38. Der Vorschlag für eine Richtlinie zielte darauf ab,
Lücken im Anwendungsbereich der alternativen Streitbeilegung zu füllen, indem allgemeine
Grundsätze wie beispielsweise angemessene Qualifikationen, Unparteilichkeit, Transparenz,
Wirksamkeit und Fairness festgelegt werden. Bei dem Vorschlag für eine Verordnung ging
es um die Vervollständigung des flächendeckenden Angebots von AS-Systemen durch eine
europäische Online-Plattform. Da beide Vorschläge eindeutig auf Verbraucher ausgerichtet
sind, war der federführende Ausschuss im Parlament für beide der Ausschuss für
Binnenmarkt und Verbraucherschutz, der bei dem oben genannten Initiativbericht als
assoziierter Ausschuss mitarbeitete. Beim Vorschlag für eine Richtlinie über Formen der
alternativen Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten erfüllte der Rechtsausschuss die
Rolle des assoziierten Ausschusses gemäß Artikel 50 der Geschäftsordnung und hatte vor
allem bezüglich der Grundsätze, die von den Streitbeilegungsstellen einzuhalten sind,
ausschließliche Zuständigkeit. Neben seinen ausschließlichen Zuständigkeiten beeinflusste
der Rechtsausschuss mit seiner Stellungnahme (Verfasser: Cristian Silviu Buşoi)39

35 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 25. Oktober 2011 zu alternativer Streitbeilegung in Zivil-,
Handels- und Familiensachen (A7-0343/2001, P7-TA(2011)0449).
36 Konsultationspapier mit dem Titel „Gebrauch alternativer Streitbeilegungsverfahren in Bezug auf
Handelsgeschäfte und -praktiken in der Europäischen Union“ vom 18. Januar 2011 und die im April 2011
veröffentlichte „Zusammenfassung der eingegangenen Antworten“.
37 Vorschlag der Kommission vom 29. November 2011 für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates über Formen der alternativen Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur Änderung der
Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2009/22/EG (Richtlinie über alternative Streitbeilegung)
(COM(2011)0793).
38 Vorschlag der Kommission vom 29. November 2011 für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und
des Rates über die Online-Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten (Verordnung über Online-
Streitbeilegung) (COM(2011)0794).
39 Stellungnahme des Rechtsausschusses für den Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz zu dem
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Formen der alternativen
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maßgeblich den Bericht des federführenden IMCO-Ausschusses, da dieser Vorschläge für
neue Qualitätskriterien für die Handlungsfreiheit und Rechtmäßigkeit in Bezug auf die
alternative Streitbeilegung und für deren weitere Stärkung übernahm, die auf Bestimmungen
der Mediationsrichtlinie beruhten40.

Einen weiteren Beitrag zur Arbeit des Parlaments an dem Vorschlag leistete der
Rechtsausschuss durch die Stellungnahme zu dessen Rechtsgrundlage41. Darin wird
Artikel 114 AEUV („Binnenmarkt“), den der Vorschlag der Kommission vorsieht, als
angemessene Rechtsgrundlage bestätigt, während Artikel 169 AEUV („Verbraucherschutz“),
der im Bericht des IMCO-Ausschusses vorgeschlagen wurde, als unnötig zurückgewiesen
wird. Der Rechtsausschuss wies in seiner Stellungnahme auch darauf hin, dass keine weitere
Rechtsgrundlage (z. B. Artikel 81 Absatz 2 Buchstabe g AEUV) notwendig sei, da mögliche
neue Verfahrenselemente, die durch den Bericht des IMCO-Ausschusses zum Vorschlag
hinzugefügt wurden, die von der Kommission vorgeschlagenen Maßnahmen ergänzen und
dasselbe Ziel verfolgen, nämlich das Funktionieren des Binnenmarktes zu verbessern.

Der Rechtsausschuss schloss in diesem Bereich seine Arbeit der siebten Wahlperiode ab,
indem er zwei Jahre nach Ablauf der Umsetzungsfrist der Mediationsrichtlinie Bilanz über
deren Erfolg zog. Zu diesem Zweck wurde dem Ausschuss am 20. Januar 2014 eine Studie
mit dem Titel „Rebooting‘ the Mediation Directive: Assessing the limited impact of its
implementation and proposing measures to increase the number of mediations in the EU“
(Neustart der Mediationsrichtlinie: Bewertung der begrenzten Auswirkungen ihrer
Umsetzung und Maßnahmen zur Förderung der Mediationen in der EU) von Giuseppe de
Palo (ADR Center) übermittelt. Ziel waren die Einholung von Rückmeldungen aus auf
nationaler Ebene bei der Umsetzung der Richtlinie gesammelten Erfahrungen und die
Ermittlung der Gründe dafür, warum die Mediation nicht häufiger angewandt wird. Durch
die Studie sollte außerdem bewertet werden, ob und welche Maßnahmen auf EU-Ebene
ergriffen werden müssen, um eine systematischere Heranziehung der Mediation zu fördern.

Der Vorschlag der Kommission zur Änderung der Verordnung über geringfügige
Forderungen42 zielt darauf ab, die Mängel der derzeitigen Verordnung zu beheben, um eine
vermehrte Heranziehung des Verfahrens für geringfügige Forderungen zu fördern. Er wurde
gegen Ende der siebten Wahlperiode vorgelegt, sodass der Rechtsausschuss in der
verbleibenden Zeit nur mehr ein Arbeitsdokument43 (Berichterstatterin: Lidia Geringer de
Oedenberg) erstellen konnte, die Arbeit muss also vom neuen Parlament wieder
aufgenommen werden. In ihrem Arbeitsdokument legte die Berichterstatterin erste
Überlegungen dar, in denen die Hauptthemen und die Tragfähigkeit der vorgeschlagenen
Lösungen untersucht werden. In seiner weiteren Arbeit wird der Rechtsausschuss, der bereits
in der derzeitigen Wahlperiode eine Führungsrolle hatte, versuchen, das Verfahren
benutzerfreundlicher zu gestalten und gleichzeitig für die notwendigen Verfahrensgarantien
zu sorgen und die verschiedenen nationalen Rechts- und Justizsysteme zu berücksichtigen.

Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der
Richtlinie 2009/22/EG (Richtlinie über alternative Streitbeilegung) (COM(2011)0793 – C7 0454/2011 –
2011/0373(COD)), PE486.223v02-00.
40 Richtlinie 2008/52/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2008 über bestimmte
Aspekte der Mediation in Zivil- und Handelssachen (ABl. L 136 vom 24.5.2008, S. 3).
41 PE496.382v01-00.
42 Vorschlag der Kommission vom 19. November 2013 für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und
des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 861/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
11. Juli 2007 zur Einführung eines europäischen Verfahrens für geringfügige Forderungen und der Verordnung
(EG) Nr. 1896/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 zur Einführung eines
Europäischen Mahnverfahrens (COM(2013)0794)
43 FdR (DT) 1020600; PE529.833v01-00.
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1.6 Justizielle Zusammenarbeit und Fortbildung

Um die spezifischen Ziele des Stockholmer Programms und jene
der einzelnen Rechtsvorschriften zu verwirklichen, muss
sichergestellt werden, dass alle Beteiligten einen ausreichenden
Zugang zur Justiz und zum EU-Recht haben.

Ein wichtiger Schritt ist die Weiterentwicklung der E-Justiz-
Projekte44, die den Bürgern direkten Zugriff auf rechtliche
Informationen und direkten Zugang zur Justiz gewähren, indem wesentliche Informationen
online zur Verfügung gestellt werden und manche Anwendungen über Computer genutzt
werden können. In dieser Hinsicht wurden zwar bereits Fortschritte gemacht, doch es sind
noch weitere Bemühungen erforderlich.

Für die Schaffung einer europäischen Rechtskultur, in deren Rahmen die Verfahren der
gegenseitigen Anerkennung reibungslos abgewickelt werden können, ist auch die
europäische Juristenausbildung sehr wichtig45. In dieser Hinsicht ist die Arbeit im Rahmen
des Europäischen Netzes für die Fortbildung von Richtern und Staatsanwälten und der
Europäischen Rechtsakademien (ERA) von großer Bedeutung. Darüber hinaus wurde nun
endlich das Pilotprogramm der Kommission für die Aus- und Fortbildung von Richtern und
Angehörigen der Rechtsberufe begonnen46. Der Ausschuss gab auch eine umfangreiche
Studie mit dem Titel „Juristische Fortbildung in den Mitgliedstaaten der EU“47 in Auftrag
und hielt am 28. November 2013 einen Workshop zu diesem Thema ab.

Der Rechtsausschuss war gemeinsam mit dem Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz
und Inneres an der Verabschiedung des Programms „Justiz“ für den Zeitraum 2014—
2020 beteiligt, das auf das Programm „Ziviljustiz“ (2007—2013) folgte48. Der
Mitberichterstatter (Luigi Berlinguer) war diesbezüglich der Ansicht, dass es für die
Sicherstellung eines korrekten Funktionierens des europäischen Rechtsraums von
grundlegender Bedeutung sei, eine europäische Rechtskultur zu schaffen, in der die
Grundsätze der Subsidiarität und der Unabhängigkeit der Justiz in vollem Umfang gewahrt
werden.

Für den Zeitraum 2014—2020 werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, die geltenden
legislativen und nichtlegislativen Instrumente im Bereich der Justiz umzusetzen und neue
Instrumente zu verabschieden: Dieser verstärkten Rechtsetzungstätigkeit muss eine
einheitliche und wirksame praktische Anwendung dieser Instrumente folgen. Dabei spielen
vor allem die Justiz und die Richter und Justizbediensteten (Richter, Staatsanwälte,
Rechtsanwälte, Notare, Justizangestellte, Gerichtsvollzieher, Gerichtsdolmetscher und
sonstige Angehörige im Justizwesen Tätige) eine wichtige Rolle.

Diese Personen müssen über eingehende Kenntnisse der rechtlichen Instrumente der EU in
diesem Bereich und über ausreichende Fremdsprachenkenntnisse (einschließlich einer
Ausbildung in fremdsprachiger Rechtsterminologie zur Sicherstellung einer wirksamen
justiziellen Zusammenarbeit in Zivil- und Strafsachen) verfügen und sich als Teil einer
gemeinsamen europäischen Rechtskultur fühlen (im Sinne der Verbesserung der Kenntnisse

44 Siehe Entschließung vom 25. November 2009, Ziffern 107—110.
45 Siehe Entschließung vom 25. November 2009, Ziffern 105 und 106, und Entschließung vom 23. November
2010, Ziffern 5—13.
46 ABl. S 132 vom 12.7.2012, 218282.
47 http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/etudes/join/2011/453198/IPOL-
JURI_ET(2011)453198_DE.pdf.
48 COM(2011)0759.
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des Unionsrechts und des Verständnisses der Rechts- und Justizsysteme anderer
Mitgliedstaaten).

Der Schwerpunkt der Verhandlungen zur Schaffung des Programmes „Justiz“ für den
Zeitraum 2014—2020 lag auf Finanzierungsprioritäten und auf der Überprüfung der
Umsetzung des Programms49.

Im Jahr 2012 legte die Kommission erstmals einen Bericht mit dem Titel Das EU-
Justizbarometer50 vor, in dem die Leistungsfähigkeit der nationalen Zivil- und
Verwaltungsrechtssysteme untersucht wird. Darin sollten die nationalen Rechtssysteme
verglichen werden, um etwaige Mängel zu ermitteln und festzustellen, wie die
Mitgliedstaaten durch die Übernahme bewährter Verfahren profitieren können.

Da in diesem sensiblen Bereich die nationalen Zuständigkeiten respektiert werden müssen,
beschloss der Rechtsausschuss, einen Durchführungsbericht51 über das Justizbarometer im
Jahre 2012 zu verfassen. Der Ausschuss gelangte zu der Schlussfolgerung, dass das Ziel der
Maßnahme zu begrüßen sei, da dadurch die Qualität, die Unabhängigkeit und die Effizienz
der nationalen Rechtssysteme bewertet werden sollten. Trotzdem wurden im Bericht
bestimmte Überlegungen und Einschränkungen betont, die vor allem im Hinblick auf das
souveräne Recht jedes einzelnen Mitgliedstaates, das Justizsystem zu organisieren, und auf
die nationalen Unterschiede zu berücksichtigen sind.

Im Jahr 2014 erstellte die Kommission ein weiteres Justizbarometer52 und wird dies in
regelmäßigen Intervallen wiederholen.

2. Vertragsrecht

Der Rechtsausschuss hat sich erwiesenermaßen sehr aktiv für die Förderung von
Fortschritten im Hinblick auf die Harmonisierung in bestimmten Bereichen des Privatrechts
eingesetzt, vor allem auf dem Gebiet des Vertragsrechts. In seiner ersten Entschließung im
Jahre 1989 war das Parlament der Ansicht, dass die zunehmende Harmonisierung bestimmter
Bereiche des Privatrechts grundlegend für die Vollendung des Binnenmarkts sei53. Es
wiederholte in mehreren Entschließungen den Hinweis auf die Notwendigkeit, die gezielte
Harmonisierung des Vertragsrechts in jenen Bereichen voranzutreiben, in denen die
Unterschiede zwischen den nationalen Vorschriften das Funktionieren des Binnenmarktes
behindern54. Es verfolgte auch aufmerksam die Ausarbeitung des sogenannten Gemeinsamen
Referenzrahmens (GRR), dessen akademischer Entwurf (Entwurf eines gemeinsamen
Referenzrahmens – EGRR) im Jahr 2008 vorgelegt wurde. In mehreren Entschließungen zu
diesem Thema55 nahm das Parlament die Vorlage des GRR positiv auf, bestand aber auf
einer vorsichtigen und gründlichen Auswertung der dem GRR zugrunde liegenden Optionen
und forderte, stärker in den Prozess einbezogen zu werden.

49 Verordnung (EG) Nr. 1382/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 zur
Einrichtung des Programms „Justiz“ für den Zeitraum 2014 bis 2020, ABl. L 354 vom 28.12.2013 S. 73.
50 COM(2013)0160.
51 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. Februar 2014 zu dem EU-Justizbarometer – Zivil- und
Verwaltungsjustiz in den Mitgliedstaaten (2013/2117(INI)), P7_TA(2014)0064.
52 COM(2014)0155.
53 Entschließung vom 26. Mai 1989, ABl. C 158 vom 26.6.1989, S. 400,
54 Entschließungen vom 6. Mai 1994, ABl. 1994 C 205, S. 518, vom 15. November 2001, ABl. 2002 C 140 E, S.
538, und vom 2. September 2003, ABl. 2004 C 76 E, S. 95,
55 Entschließungen vom 23. März 2006, ABl. C 292 E vom 1.12.2006, S. 109, vom 7. September 2006,
ABl. C 305 E vom 14.12.2006, S. 247, vom 12. Dezember 2007, ABl. C 323 E vom 18.12.2008, S. 364, vom
3. September 2008, ABl. C 295 E vom 4.12.2009, S. 31.
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In der siebten Wahlperiode wurde als Ergebnis der Debatte um das europäische
Vertragsrecht letztlich der erste Legislativvorschlag der Kommission vorgelegt – der
Vorschlag für eine Verordnung über ein Gemeinsames Europäisches Kaufrecht56 – der dann
naturgemäß im Mittelpunkt der Arbeit des Ausschusses in diesem Bereich lag.

Bereits während der Vorbereitungen für den Legislativvorschlag spielte der Rechtsausschuss
eine sehr aktive Rolle. Im Jahre 2006 hatte der Ausschuss eine Arbeitsgruppe Europäisches
Vertragsrecht gebildet. Diese Gruppe bestand aus Mitgliedern des Rechtsausschusses und
des Ausschusses für Binnenmarkt und Verbraucherschutz57 und setzte ihre Arbeit während
der siebten Wahlperiode fort, um die aktive Einbeziehung des Parlaments in die laufende
Diskussion über europäisches Vertragsrecht sicherzustellen und zu einer offenen und
demokratischen Debatte im Parlament über Fragen des Vertragsrechts beizutragen. Vor
allem zu Beginn der siebten Wahlperiode hielt die Arbeitsgruppe mehrere Sitzungen ab, zu
denen Vertreter der Kommission und des Ratsvorsitzes eingeladen waren58.

In der Kommission nahm die Vizepräsidentin und Justizkommissarin Viviane Reding die
Arbeit am europäischen Vertragsrecht wieder auf. Im April 2010 setzte die Kommission eine
Expertengruppe für einen gemeinsamen Referenzrahmen im Bereich des europäischen
Vertragsrechts ein59. Die Gruppe wurde aus ad personam berufenen Rechtsanwälten,
ehemaligen Richtern und Akademikern mit hervorragenden Kompetenzen im Bereich des
Zivilrechts, insbesondere des Vertragsrechts, aus verschiedenen Mitgliedstaaten
zusammengesetzt. Sie hatte die Aufgabe, die Kommission bei den vorbereitenden Arbeiten
zur Erstellung eines Entwurfs für einen Gemeinsamen Referenzrahmen zum europäischen
Vertragsrecht, insbesondere für Verbraucher und Unternehmen, zu unterstützen. Die
Expertengruppe hielt monatliche Sitzungen ab. Ein Beobachter von Seiten des Europäischen
Parlaments60 und des jeweiligen Ratsvorsitzes nahmen an den Beratungen der
Expertengruppe teil.

Am 29. April 2010 hielt der Rechtsausschuss in Zusammenarbeit mit der Fachabteilung C
seinen ersten Workshop der siebten Wahlperiode über das europäische Vertragsrecht ab. Im
Workshop über eines oder mehrere fakulative Instrumente für das europäische Vertragsrecht)
wurden sowohl die Idee eines fakulativen Instruments im Allgemeinen als auch das Beispiel
eines faktulativen Instruments für das Versicherungsvertragsrecht untersucht.

Im Juli 2010 leitete die Kommission eine Konsultation über das weitere Vorgehen im
Bereich des europäischen Vertragsrechts ein und legte ihr Grünbuch über Optionen für die
Einführung eines Europäischen Vertragsrechts für Verbraucher und Unternehmen 61 vor, in
dem mehrere „Wege zur Stärkung des Binnenmarkts durch die Entwicklung eines
europäischen Vertragsrechts“ aufgezeigt werden. Dazu gehören unter anderem die
Veröffentlichung der Ergebnisse der Expertengruppe, die Schaffung einer offiziellen

56 Vorschlag der Kommission vom 11. Oktober 2011 für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des
Rates über ein Gemeinsames Europäisches Kaufrecht (COM(2011)0635).
57 In der siebten Wahlperiode waren folgende Mitglieder des Rechtsausschusses an der Arbeitsgruppe beteiligt:
Klaus-Heiner Lehne, Luigi Berlinguer, Marielle Gallo, Diana Wallis; für den Ausschuss für Binnenmarkt und
Verbraucherschutz: Kurt Lechner, Catherine Stihler.
58 Sitzung am 10. November 2009, am 28. Januar 2010 und am 1. Juni 2010. Weitere Sitzungen der
Arbeitsgruppe wurden nicht als notwendig erachtet. Die Arbeit an der Initiative zum europäischen Vertragsrecht
konzentrierte sich danach auf den Initiativbericht über das Grünbuch der Kommission und schließlich auf den
Legislativvorschlag über ein Gemeinsames Europäisches Kaufrecht.
59 Beschluss 2010/233/EU der Kommission vom 26. April 2010 zur Einsetzung einer Expertengruppe für einen
gemeinsamen Referenzrahmen im Bereich des europäischen Vertragsrechts, (ABl. L 105 vom 27.4.2010,
S. 109).
60 Klaus-Heiner Lehne, Stellvertreterin: Diana Wallis, mit Unterstützung der Sekretariatsmitarbeiter.
61 COM(2010)0348.
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„Toolbox“ für die Rechtsetzungsorgane entweder durch einen Rechtsakt der Kommission
oder durch eine interinstitutionelle Vereinbarung, eine Empfehlung zum europäischen
Vertragsrecht, eine Verordnung zur Einführung eines fakultativen europäischen
Vertragsrechtsinstruments sowie mehrere weitreichende legislative Optionen bis hin zu einer
Verordnung zur Einführung eines europäischen Zivilgesetzbuches.

In diesem Zeitraum intensiver Konsultationen und Diskussionen der Optionen erachtete der
Rechtsausschuss es als außerordentlich wichtig, eine eingehende Debatte mit den nationalen
Parlamenten in die Wege zu leiten, und organisierte am 27. Oktober 2010 einen „Workshop
über ein fakultatives europäisches Vertragsrechtsinstrument“, an dem Vertreter der
nationalen Parlamente sowie Expertinnen und Experten aus den Bereichen Wirtschaft,
Verbraucherrecht, Rechtspraxis und Wissenschaft teilnahmen.

In der zweiten Hälfte des Jahres 2010 arbeitete der Rechtsausschuss auch intensiv an dem
Vorschlag für eine Richtlinie über Rechte der Verbraucher62, durch den die wichtigsten
Bereiche der Verträge zwischen Unternehmen und Verbrauchern harmonisiert werden
sollten. Der Rechtsausschuss und der federführende Ausschuss für Binnenmarkt und
Verbraucherschutz hatten sich darauf geeinigt, dass der Rechtsausschuss als assoziierter
Ausschuss im Sinne von Artikel 50 der
Geschäftsordnung gemeinsame
Zuständigkeit mit dem IMCO-Ausschuss
bezüglich der vorgeschlagenen
Bestimmungen zu den Rechtsmitteln der
Verbraucher im Falle einer
Vertragswidrigkeit und ausschließliche
Zuständigkeit bezüglich der
vorgeschlagenen Bestimmungen zu
missbräuchlichen Vertragsklauseln hatte.
Trotz der fruchtbaren Zusammenarbeit mit
dem IMCO-Ausschuss im Parlament hatte
die Arbeit des Rechtsausschusses im
Hinblick auf die endgültige Einigung über
das Dossier63 nur begrenzte Auswirkungen,
da ein großer Teil der beiden genannten
Kapitel, für die der Rechtsausschuss
zuständig war, während der informellen
Triloge aus dem endgültigen Text
gestrichen wurde.

Am 8. Juni 2011 reagierte das Europäische Parlament64 auf das Grünbuch der Kommission
von 2010 über europäisches Vertragsrecht. Der Rechtsausschuss (Berichterstatterin: Diana
Wallis) nahm im Hinblick auf diese Entschließung im Parlament eine Führungsrolle ein und
wurde vom Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz als assoziiertem Ausschuss
gemäß Artikel 50 unterstützt. In seiner Entschließung sprach sich das Parlament für
Maßnahmen zur Überwindung der Hindernisse im Binnenmarkt aus, die aus

62 COM(2008)0614.
63 Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 23. Juni 2011 zu dem Vorschlag für eine
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Rechte der Verbraucher (COM(2008)0614 – C6-
0349/2008 – 2008/0196(COD))(P7_TA(2011)0293)).
64 Rechtsausschuss, Bericht A7-0164/2011, Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Juni 2011 zu
Optionen für die Einführung eines Europäischen Vertragsrechts für Verbraucher und Unternehmen
(2011/2013(INI) –P7_TA(2011)0262).

Der Vorsitzende des Rechtsausschusses Klaus-
Heiner Lehne, PPE, DE, Mitglied der Arbeitsgruppe
über europäisches Vertragsrecht und
Mitberichterstatter über ein Gemeinsames
Europäisches Kaufrecht
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unterschiedlichen einzelstaatlichen Vorschriften zum Vertragsrecht entstehen. Unter den im
Grünbuch vorgeschlagenen Optionen bevorzugte das Parlament unter anderem „die Option
[...] der Verabschiedung eines optionalen Instruments mittels einer Verordnung“ und schlug
vor, dieses optionale Instrument durch ein Instrumentarium („toolbox“) zu ergänzen. Das
Parlament betonte außerdem, dass „es allen Parteien, sei es in Unternehmer-Unternehmer-
Transaktionen (B2B) oder in Unternehmer-Verbraucher-Transaktionen (B2C) freigestellt
sein sollte, das optionale Instrument [...] zu wählen oder abzuwählen“ und forderte die
Kommission auf, die beabsichtigte Beziehung zwischen einem optionalen Instrument und der
Rom-I-Verordnung klarzustellen. Ferner wies das Parlament darauf hin, dass „das optionale
Instrument ein sehr hohes Niveau des Verbraucherschutzes vorsehen muss“, würdigte die an
der Richtlinie über Rechte der Verbraucher geleistete Arbeit und betonte, dass die Kohärenz
mit dieser Richtlinie gewahrt werden müsse. Im Hinblick auf ein zukünftiges
Legislativverfahren beharrte das Parlament darauf, dass dieses „so inklusiv und transparent
wie möglich“ sein müsse, betonte erneut die Notwendigkeit einer umfassenden und breiten
Folgenabschätzung und drängte darauf, dass das Parlament im Rahmen des ordentlichen
Gesetzgebungsverfahrens umfassend angehört und einbezogen werden solle.

Die von der Kommission eingesetzte Expertengruppe legte die Ergebnisse ihrer Arbeit im
Juni 2011 vor. Zu den Aufgaben der Expertengruppe gehörte auch die Erstellung einer
Durchführbarkeitsstudie zum Entwurf eines Instruments für ein europäisches Vertragsrecht.
Die Gruppe veröffentlichte die Ergebnisse der Machbarkeitsstudie in einem Text, in dem
versucht wird, einen vollständigen Satz an Vertragsrechtsvorschriften zu den Themen
festzulegen, die nach Ansicht der Gruppe in der Praxis für die Vertragsverhältnisse im EU-
Binnenmarkt relevant sind. Der Anwendungsbereich sollte sowohl Verträge zwischen
Unternehmern und Verbrauchern als auch zwischen Unternehmen sowie Kaufverträge und
damit zusammenhängende Dienstverträge umfassen. Auf der Grundlage dieses Textes und
nach Einleitung einer Reihe von informellen Konsultationen die Kommission im Oktober
2011 schließlich einen Vorschlag für eine Verordnung über ein Gemeinsames europäisches
Kaufrecht (GEK) vor.

Gesamtziel des Vorschlags der Kommission waren die Verbesserung des Funktionierens des
Binnenmarkts und die Erleichterung des Handels durch die Bereitstellung eines einheitlichen
Regelwerks für grenzüberschreitende Verträge. Durch den Vorschlag wird ein einheitliches
Vertragsrecht zur Verfügung gestellt, das innerhalb des nationalen Rechts der einzelnen
Mitgliedstaaten selbstständig und parallel zum nationalen Vertragsrecht als zweites, in der
gesamten EU einheitliches Vertragsrechtsinstrument gelten soll.

Das GEK wäre ein fakultatives Instrument für Verträge, die in seinen persönlichen und
sachlichen Anwendungsbereich fallen, d. h. für grenzüberschreitende Verträge zum Kauf,
zur Lieferung digitaler Inhalte und zu den damit zusammenhängenden Dienstleistungen in
Unternehmer-Verbraucher- und in bestimmten Unternehmer-Unternehmer-Beziehungen. Die
Parteien müssten sich auf die Anwendung des GEK einigen. Bei Verträgen zwischen
Unternehmen und Verbrauchern wäre die ausdrückliche Zustimmung notwendig, und der
Verbraucher würde ein standardisiertes Informationsblatt mit den wichtigsten Informationen
über das GEK erhalten. Die Mitgliedstaaten könnten auch beschließen, das Gemeinsame
Kaufrecht auf innerstaatliche Rechtsgeschäfte und auf Transaktionen zwischen Unternehmen
anzuwenden, bei denen keine KMU beteiligt sind. Die Kommission möchte außerdem eine
Datenbank zum Austausch von Informationen über rechtskräftige Urteile in den
Mitgliedstaaten errichten.

In ihrem Anhang enthält die vorgeschlagene Verordnung eine Reihe von Regeln, die den
gesamten Lebenszyklus eines Vertrags behandeln, wie beispielsweise Bestimmungen über
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das Zustandekommen eines bindenden Vertrags, die Bestimmungen des Vertragsinhalts,
Verpflichtungen und Abhilfen der Parteien, Schadenersatz und Zinsen, Rückabwicklung und
Verjährung. Der Käufer hätte freie Wahl zwischen Abhilfemaßnahmen, insbesondere
zwischen Reparatur, Ersatzlieferung und Vertragsbeendigung, eine Möglichkeit, die es
derzeit nur in wenigen Mitgliedstaaten gibt. In der begleitenden Mitteilung65 macht die
Kommission die Zusage, als flankierende Maßnahme eine Expertengruppe einzusetzen, um
„europäische Muster-Vertragsbestimmungen“ auszuarbeiten.

Aufgrund der politischen Bedeutung des Vorschlags und um bestmögliche Ergebnisse zu
erzielen, hielt der Rechtsausschuss es für wichtig, bei der Ausarbeitung des Berichts sowohl
juristische Fachkenntnisse als auch ein möglichst breit gefächertes politisches Spektrum
abzudecken. Daher benannte er zwei Berichterstatter: Klaus-Heiner Lehne (PPE) und Diana
Wallis (ALDE) bis zur Rückgabe ihres Mandats im Europäischen Parlament im Januar 2012,
als Luigi Berlinguer (S&D) diese Tätigkeit übernahm. Um ein ausreichend breites Spektrum
an Unterstützung für die Berichterstatter zu ermöglichen, wurde außerdem ein Projektteam
eingesetzt, das aus Beamten verschiedener Abteilungen des Generalsekretariats des
Parlaments zusammengesetzt wurde. Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz
war assoziierter Ausschuss gemäß Artikel 50 der Geschäftsordnung. Der Rechtsausschuss
setzte alle verfügbaren Ressourcen ein, um im großen Umfang sowohl auf interne als auch
auf externe Erfahrungen zurückgreifen zu können und so eine sorgfältige Vorbereitung des
Berichts über das Dossier zu ermöglichen.

Da bezüglich der Rechtsgrundlage des Vorschlags mehrere Fragen dazu aufkamen, ob der
von der Kommission vorgeschlagene Artikel 114 AEUV angemessen sei, beantragte der
Rechtsausschuss eine Stellungnahme beim Juristischen Dienst des Parlaments, der in
Übereinstimmung mit der Ansicht der Juristischen Dienste der Kommission und des Rates
Artikel 114 AEUV als angemessene Rechtsgrundlage für den Vorschlag bestätigte.

Außerdem forderte der Rechtsausschuss eine Bewertung der Folgenabschätzung der
Kommission, die dem Vorschlag beilag. Das Referat Folgenabschätzung des Europäischen
Parlaments kam zu dem Schluss, dass man zwar die Umwandlung von rein qualitativen in
Umfragen gegebenen Antworten von Wirtschaftsteilnehmern in quantitative Schätzungen
kritisieren könnte, die Folgenabschätzung respektiere aber die methodischen Anforderungen,
die die Kommission sich selbst in den Leitlinien zur Folgenabschätzung auferlegt hat.

Um auch externes Fachwissen einzubringen, unterhielt der Rechtsausschuss in den Jahren
2012 und 2013 außerdem ein ehrgeiziges Veranstaltungsprogramm zu dem Dossier: Die
Kommission führte am 1. März 2012 eine erste Anhörung über einige grundsätzliche Fragen
durch, die durch den Vorschlag der Kommission aufgeworfen wurden, vor allem die Frage,
wie das GEK innerhalb des bestehenden Rechtsrahmens funktionieren soll und ob sein
Umfang und Inhalt den Anforderungen der Benutzer gerecht werden66. In der ersten Hälfte
des Jahres 2012 organisierte der Ausschuss gemeinsam mit der Fachabteilung C drei
Workshops über die wichtigsten Kapitel des Anhangs zum Vorschlag67 (d. h. unfaire
Vertragsbestimmungen, Abhilfen der Parteien, Rückabwicklung und Verjährung), und am
27. November 2012 hielt er eine Konferenz mit Vertretern der nationalen Parlamente ab68.
Für jeden Workshop und für die Konferenz mit Vertretern der nationalen Parlamente wurden
mehrere ausführliche Informationspapiere erstellt. Für die Konferenz wurde unter anderem

65 Mitteilung der Kommission vom 11. Oktober 2011 an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen „Ein Gemeinsames Europäisches Kaufrecht
zur Erleichterung grenzübergreifender Geschäfte im Binnenmarkt“ (COM(2011)0636).
66 Siehe Anlage IV.
67 Siehe Anlage IV.
68 Siehe Anlage IV.



Rechtsausschuss

23

von Martine Béhar-Touchais ein Informationspapier vorbereitet, in dem die viel diskutierte
Anwendung des GEK innerhalb des Rahmens der Rom-I-Verordnung erörtert wurde69. Darin
kam sie zu dem Schluss, dass Artikel 6 der Rom-I-Verordnung keine praktische Bedeutung
hat, wenn die Parteien das GEK innerhalb des nationalen Rechts gewählt haben. Der
genannte Artikel 6 besagt, dass die Rechtswahl nicht dazu führen darf, dass dem Verbraucher
der Schutz entzogen wird, der ihm durch die zwingenden Bestimmungen des Rechts am Ort
seines gewöhnlichen Aufenthalts gewährt wird. Um die Auswirkungen auf den
Verbraucherschutz zu bewerten, wurde in einem zweiten Schritt der Studie ein ausführlicher
Vergleich zwischen dem durch das GEK gebotene Schutzniveau und jenem des nationalen
Rechts der Mitgliedstaaten angestellt. Dabei kam man zu dem Schluss, dass das GEK einen
sehr hohen Verbraucherschutz bietet und in vielen Fällen eine Stärkung des
Verbraucherschutzes im Vergleich zu vielen innerstaatlichen Rechtsordnungen zur Folge hat
(beispielsweise indem der Käufer frei aus mehreren Abhilfemaßnahmen auswählen kann).

Auf der Grundlage der gesammelten Erfahrungen legten die beiden Berichterstatter im
Oktober 2012 ein Arbeitsdokument vor, in dem die ihrer Ansicht nach für die Debatte
entscheidenden Punkte erörtert werden70. In ihrem Entwurf eines Berichts, den sie im
Ausschuss im Februar 2013 einreichten71, legten die Berichterstatter ihre gemeinsamen
Änderungsanträge vor und betonten, dass das Dokument keine umfassende Studie sei,
sondern nur einige Schlüsselpunkte als Ausgangspunkt für weitere Diskussionen aufzeige,
um den Text zu verbessern, benutzerfreundlicher und klarer zu gestalten und eine größere
Übereinstimmung mit dem gemeinschaftlichen Besitzstand zu erzielen. Im Einzelnen
schlugen die Berichterstatter vor, die Verordnung und den Anhang zusammenzuführen, um
so ein integriertes Instrument zu erhalten. Hinsichtlich des Anwendungsbereichs schlugen
die Berichterstatter vor, das GEK nur auf Fernabsatzverträge anzuwenden und vor allem auf
den schnell wachsenden Internethandel auszurichten, wo das Konzept eines fakultativen
Instruments breite Zustimmung fand. Es wurden Klarstellungen in Bezug auf das Verhältnis
zur Rom-I-Verordnung und zu den nationalen Rechtsordnungen vorgeschlagen. In Bezug auf
die Abhilfen schlugen die Berichterstatter drei verschiedene Optionen vor, um einen
besseren Ausgleich zwischen dem Recht des Verbrauchers auf Vertragsbeendigung und dem
Recht des Verkäufers auf Heilung zu schaffen: erstens durch die Einführung einer Frist für die
Mitteilung der Vertragswidrigkeit von sechs Monaten nach dem Übergang der Gefahr auf den Verbraucher,
nach Ablauf dieser Frist hätte der Verbraucher die Heilung hinzunehmen; zweitens durch die
Verpflichtung des Verbrauchers, die Vertragsbeendigung innerhalb eines angemessenen
Zeitraums nach Erkenntnis der Nichterfüllung bekannt zu geben, und drittens durch die
Einführung der Verpflichtung für Verbraucher, bei Vertragsbeendigung für die Nutzung der
Leistungen zu zahlen.

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz verabschiedete seine Stellungnahme
im Juli 2013 mit 22 Stimmen, 17 Gegenstimmen und einer Enthaltung. Er unterstützte den
Vorschlag der Kommission nicht, sondern empfahl, das vorgeschlagene fakultative optionale

69 Martine Béhar-Touchais: Das Gemeinsame Europäische Kaufrecht im Rahmen der Verordnung Rom I. Die
Studie wurde vom Rechtsausschuss des Europäischen Parlaments in Auftrag gegeben (PE 462.477).
70 Arbeitsdokument vom 8. Oktober 2012 über den Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments
und des Rates über ein Gemeinsames Europäisches Kaufrecht (COM(2011)0635 – C7-0329/2011–
2011/0284(COD)), Rechtsausschuss, Berichterstatter: Luigi Berlinguer und Klaus-Heiner Lehne (FdR 914981;
PE497.786).
71 Entwurf eines Berichts vom 6. März 2013 über den Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen
Parlaments und des Rates über ein Gemeinsames Europäisches Kaufrecht (COM(2011)0635 – C7-0329/2011–
2011/0284(COD)), Rechtsausschuss, Berichterstatter: Klaus-Heiner Lehne, Luigi Berlinguer (FdR 929386; PE
PE505.998v02-00).
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Instrument in eine Harmonisierungsrichtlinie zur Ergänzung der Richtlinie 2011/83/EU72

umzuwandeln. Viele der 326 Änderungsanträge, die im Rechtsausschuss vorgelegt wurden,
gingen ebenfalls in diese Richtung.

Der Rechtsausschuss verabschiedete seinen Bericht in seiner Sitzung vom 17. September
2013 mit 19 Stimmen, 3 Gegenstimmen und 2 Enthaltungen. Im Bericht werden – anders als
in der Stellungnahme des Ausschusses für Binnenmarkt und Verbraucherschutz – der
fakultative Charakter des vorgeschlagenen Instruments und die Rechtsform einer
Verordnung befürwortet. Außerdem wurden die Vorschläge der Berichterstatter, die
Verordnung und den Anhang zusammenzuführen und das GEK auf Fernabsatzverträge, vor
allem Internetverträge, anzuwenden, nur im Ausschuss unterstützt. Um einen besseren
Ausgleich zwischen dem Recht des Verbrauchers auf Vertragsbeendigung und dem Recht
des Verkäufers auf Heilung zu erzielen, wurde in Bezug auf die Abhilfen ein Kompromiss
gefunden, in dem vorgeschlagen wird, den Grundsatz der freien Wahl der Abhilfe durch den
Verbraucher aufrechtzuerhalten, den Verbraucher aber gleichzeitig dazu zu verpflichten, die
Vertragsbeendigung innerhalb von zwei Monaten nach Erkenntnis der Nichterfüllung
bekannt zu geben. Außerdem wird eine lange Verjährungsfrist von sechs Jahren
vorgeschlagen.

Als das Plenum am 26. Februar 2014 die erste Lesung des Vorschlags über ein Gemeinsames
europäisches Kaufrecht73 abschloss, unterstützte eine breite Mehrheit den Bericht des
Rechtsausschusses. Der Standpunkt des Parlaments in erster Lesung muss jetzt vom nächsten
Parlament übernommen werden, es sei denn, die Konferenz der Präsidenten befindet eine
erneute Befassung gemäß Artikel 59 Absatz 1 vierter Spiegelstrich der Geschäftsordnung des
Parlaments als wünschenswert. Noch steht nicht fest, wie schnell der Rat dazu in der Lage
sein wird, im Hinblick auf eine mögliche Einigung ein Verhandlungsmandat zu erstellen.
Von entscheidender Bedeutung wird auch sein, ob der vom Plenum bestätigte Vorschlag des
Rechtsausschusses, ein fakultatives Instrument für Fernabsatzverträge zu bieten, auch im Rat
unterstützt wird.

Im Hinblick auf das Vertragsrecht wird der Ausschuss außerdem in der nächsten
Wahlperiode die Arbeit und mögliche Weiterbehandlungen in den beiden Expertengruppen
der Kommission mit Interesse verfolgen: eine Expertengruppe für
Versicherungsvertragsrecht74 legte ihren abschließenden Bericht im Februar 2014 vor, eine
andere Gruppe — sichere und faire Cloud-Computing-Verträge75 — ist noch in der
Beratungsphase.

72 Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 über die Rechte der
Verbraucher, zur Abänderung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates und der Richtlinie 1999/44/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 85/577/EWG des Rates und der
Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 304 vom 22.11.2011, S. 64).
73 Bericht des Rechtsausschusses A7-0301/2013; Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom
26. Februar 2014 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über ein
Gemeinsames Europäisches Kaufrecht (P7_TA(2014)0159).
74 Beschluss der Kommission (2013/C 16/03) vom 17. Januar 2013 zur Einsetzung einer Expertengruppe der
Kommission für europäisches Versicherungsvertragsrecht (ABl. C 16 vom 19.1.2013, S. 6).
75 Beschluss der Kommission (2013/C 174/04) vom 18. Juni 2013 zur Einsetzung einer Expertengruppe der
Kommission für Cloud-Computing-Verträge (ABl. C 174 vom 20.6.2013, S. 6).
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3. Gesellschaftsrecht

3.1. Hintergrund

Der gemeinschaftliche Besitzstand im Bereich des
Gesellschaftsrechts besteht aus einer Reihe von Richtlinien, durch
die die Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten angeglichen werden
sollen. Die ersten Richtlinien in diesem Bereich stammen aus den
Jahren 1968 und 1977. Die meisten der bestehenden Richtlinien
wurden mehrmals geändert, und es war an der Zeit, den
gemeinschaftlichen Besitzstand im Bereich des Gesellschaftsrechts
zu modernisieren und zu vereinfachen. Außerdem mussten
erhebliche Lücken geschlossen werden, um die
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen im Binnenmarkt zu
steigern.

Die Tätigkeiten im Kompetenzbereich des Rechtsausschusses umfassten daher Fragen im
Zusammenhang mit der Modernisierung des Gesellschaftsrechts und der Corporate
Governance im Allgemeinen. Sie schlossen auch spezifische Maßnahmen zur
Harmonisierung bestimmter Bereiche des Gesellschaftsrechts ein, durch die die
grenzüberschreitenden Tätigkeiten der Unternehmen erleichtert werden sollten, wie die
Verknüpfung von Unternehmensregistern. Außerdem umfassten sie Maßnahmen für eine
bessere Rechtsetzung und Vereinfachung des regulatorischen Rahmens für Unternehmen und
gezielte Vereinfachungsmaßnahmen zur Reduzierung des Verwaltungsaufwands für
Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen (KMU), wie Änderungen der
Rechnungslegungsrichtlinie und der Transparenzrichtlinie.

Die Finanz- und Wirtschaftskrise bestätigte die Notwendigkeit einer Rechtsetzung in
bestimmten Bereichen des Gesellschaftsrechts, um die bestehenden Lücken zu schließen.
Vor diesem Hintergrund verfasste der Ausschuss zwei Initiativberichte über Corporate
Governance und führte im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren eine drastische Reform der
Prüfung der Jahresabschlüsse durch.

Außerdem wurde im Bereich der sozialen Verantwortung von Unternehmen die
Rechnungslegungsrichtlinie zwei wichtigen Änderungen unterzogen: ein neues Kapitel über
die Offenlegung von an die Regierungen geleisteten Zahlungen in der mineralgewinnenden
Industrie und in der Industrie des Holzeinschlags wurde eingeführt, und es wurde festgelegt,
dass Unternehmen von öffentlichem Interesse mit über 500 Angestellten jetzt über Umwelt-,
Sozial- und Arbeitnehmerbelange, Achtung der Menschenrechte und Angelegenheiten der
Korruptions- und Bestechungsbekämpfung Bericht erstatten müssen. Zu guter Letzt
verabschiedete das Parlament in erster Lesung eine nicht vereinbarte Stellungnahme, in der
Unternehmen mit über 250 Angestellten aufgefordert werden, Zielvorgaben für die Anzahl
von Frauen in ihren Aufsichtsräten festzulegen.

Außerdem legte der Ausschuss einen Initiativbericht über die Anwendung der Richtlinie
2004/25/EG über Übernahmeangebote76vor.

76 Einzelheiten zu den beiden Berichten siehe unten.
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3.2. Strategie, Ansatz und Tätigkeiten des Rechtsausschusses

Im Ansatz des Rechtsausschusses im Bereich Gesellschaftsrecht schlägt sich dieser
Hintergrund und die sich wandelnden Bedürfnisse in Bezug auf die Rechtsetzung nieder,
wobei auch die der wirtschaftliche Entwicklung berücksichtigt wird. Die Tätigkeiten des
Ausschusses in diesem Bereich orientierten sich an den folgenden Hauptzielen:

 Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen im Binnenmarkt,

 Erleichterung der grenzüberschreitenden Tätigkeiten der Unternehmen im
Binnenmarkt, vor allem zugunsten der KMU,

 Sicherstellung der Transparenz und der Rechte von Aktionären, Gläubigern,
Angestellten und anderen Interessenträgern,

 Verringerung des Verwaltungsaufwands vor allem für Kleinstunternehmen und
KMU,

 Nutzung der durch die Krise gemachten Erfahrungen (z. B. in Bezug auf die
Vergütung von Mitgliedern der Unternehmensleitung, Hedgefonds, Ratingagenturen,
Transparenz institutioneller Investoren und Rechnungsprüfung).

Der Ausschuss legte seine Ansichten nicht nur in seiner legislativen Arbeit im Rahmen des
ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens dar, sondern auch durch den konsequenten Einsatz
von Initiativberichten und Rechtsetzungsinitiativen.

Im Anschluss an die öffentliche Konsultation der Kommission über die Zukunft des
Gesellschaftsrechts reichte der Ausschuss eine Anfrage zur mündlichen Beantwortung und
eine Entschließung zum Abschluss der Aussprache ein. Die Entschließung wurde am
14. Juni 201277 vom Plenum verabschiedet und war nicht nur eine Reaktion auf die
Konsultation der Kommission, sondern bot auch einen strategischen Rahmen für das
Parlament bezüglich weiterer Maßnahmen im Bereich des Gesellschaftsrechts. Es wurde
darin betont, dass das Gesellschaftsrecht das Unternehmensumfeld vereinfachen, unnötigen
Verwaltungsaufwand abschaffen und Unternehmen bei der wirksamen Nutzung des
Binnenmarkts unterstützen sollte, während gleichzeitig die Interessen von Gläubigern,
Anteilseignern, Mitgliedern und Arbeitnehmern auf angemessene Weise geschützt werden
sollen.

Konkret wiederholte das Parlament einige seiner Hauptanliegen im Gesellschaftsrecht:
Fortschritt im Bereich der europäischen Gesellschaftsformen, insbesondere im Hinblick auf
das Statut der Privatgesellschaft und das Statut der europäischen
Gegenseitigkeitsgesellschaften und Vorlage eines Vorschlags für eine
14. Gesellschaftsrechtsrichtlinie zur grenzüberschreitenden Verlegung von
Unternehmenssitzen mit Blick auf die Begünstigung der grenzüberschreitenden Mobilität
von Gesellschaften.

Das Parlament betonte außerdem Themen, die seiner Ansicht nach im Hinblick auf eine
mögliche Reform mehrerer Gesellschaftsrechtsrichtlinien von Bedeutung sind: In Bezug auf
die Zweite Gesellschaftsrechtsrichtlinie forderte es, dass der Schwerpunkt auf eine weitere
Vereinfachung anstatt der Einführung alternativer Systeme für Kapitalbildung und -erhaltung
gelegt wird, in Bezug auf die Fünfte Gesellschaftsrechtsrichtlinie forderte es eine
Wiederaufnahme der Arbeit bezüglich der Struktur und der Arbeitsweise von
Aktiengesellschaften; in Bezug auf die Neunte Gesellschaftsrechtsrichtlinie forderte es eine

77 Entschließung des Ausschusses B7-0299/2012; Entschließung des Europäischen Parlaments vom 14. Juni
2012 zur Zukunft des europäischen Gesellschaftsrechts (P7_TA(2012)0259).
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Wiederaufnahme der Arbeiten, und zwar nicht um eine vollständige Harmonisierung des
europäischen Unternehmensrechts für Gruppen zu erzielen, sondern um
Zweigniederlassungen und Beteiligte zu schützen und die Transparenz der Struktur der
Gruppe zu verbessern. Im Allgemeinen wurde die Kodifizierung des Gesellschaftsrechts
unterstützt. Außerdem wünschte sich das Parlament eine Bearbeitung der Kollisionsnormen
im Bereich des Gesellschaftsrechts. Es begrüßte auch die Überarbeitung der
Rechnungslegungsrichtlinien und schlug vor, dass die Kommission Möglichkeiten der
Entwicklung europäischer Rechnungslegungsstandards weiter sondiert. In Bezug auf das
Verfahren bestand das Parlament erneut auf der Einhaltung der Rahmenvereinbarung,
insbesondere im Hinblick auf detaillierte Berichte über die Weiterbehandlung gemäß
Artikel 225 AEUV, auf umfassenden Folgenabschätzungen und auf der rechtzeitigen und
regelmäßigen Bereitstellung von Informationen. Das Parlament forderte die Kommission auf,
einen Aktionsplan mit konkreten kurz-, mittel- und langfristigen Initiativen und klare
Zieldaten festzulegen.

Die Kommission legte denn auch die künftigen Leitlinien im Bereich des Gesellschaftsrechts
in einem Aktionsplan fest, der im Dezember 2012 vorgelegt wurde78. Darin werden die
Schlüsselelemente der zukünftigen Gesellschaftsrechtspolitik betont: Stärkung der
Transparenz zwischen Unternehmen und ihren Anteilseignern zur Verbesserung der
Corporate Governance, Förderung und Erleichterung der langfristigen Einbeziehung der
Anteilseigner und allgemeine Verbesserung des Rahmens für grenzüberschreitende
Geschäfte europäischer Unternehmen. Da diese strategische Ausrichtung auch zur Vorlage
zukünftiger Vorschläge im Bereich des Gesellschaftsrechts durch die Kommission führen
wird, wird der Rechtsausschuss auch in der achten Wahlperiode mit der Bewertung dieser
Vorschläge und der konkreten Gesetzgebungsvorschläge der Kommission bezüglich deren
Übereinstimmung mit seinen eigenen Prioritäten im Bereich des Gesellschaftsrechts
beschäftigt sein.

Im Rahmen seiner Arbeit im Bereich des Gesellschaftsrechts führte der Rechtsausschuss
mehrere öffentliche Anhörungen durch (z. B. am 27. Januar 2010 Anhörung der Verwalter
alternativer Investmentfonds: wie sollte Regulierung am besten erfolgen?; am 26. April 2012
über die Überarbeitung der Rechnungslegungs- und Transparenzrichtlinien und neue
länderbezogene Berichterstattungspflichten, am 27. März 2012 über die Verbesserung der
Qualität der Rechnungsprüfung in der Europäischen Union und am 26. November 2012 über
den Vorschlag für ein Statut einer Europäischen Stiftung79. Der Rechtsausschuss und der
Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter, die gemäß
Artikel 51 der Geschäftsordnung des Parlaments gemeinsam für den Vorschlag für eine
Richtlinie zur Gewährleistung einer ausgewogenen Vertretung von Frauen und Männern
unter den nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter
Gesellschaften verantwortlich sind, organisierten am 20. März 2013 einen Workshop über
„Ausgewogene Vertretung von Frauen und Männern in den Leitungsorganen und in der
Geschäftsführung von Unternehmen“ und eröffneten am 19. Juni 2013 eine gemeinsame
Ausschusssitzung, um einen Meinungsaustausch mit den nationalen Parlamentariern zu
ermöglichen.

78 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Aktionsplan: Europäisches Gesellschaftsrecht und Corporate
Governance – ein moderner Rechtsrahmen für engagiertere Aktionäre und besser überlebensfähige
Unternehmen. COM(2012)0740.
79 Siehe Anlage III.
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Der Rechtsausschuss führte auch in der gebührenden Weise Meinungsaustausch mit dem
zuständigen EU-Kommissar Michel Barnier und mit dem Vorsitzenden der hochrangigen
Gruppe unabhängiger Interessenträger im Bereich Verwaltungslasten, Edmund Stoiber.

Der Rechtsausschuss arbeitete im Rahmen des Verfahrens der verstärkten Zusammenarbeit
in Bezug auf gesellschaftsrechtliche Angelegenheiten im Bereich Finanzdienstleistungen eng
mit dem Ausschuss für Wirtschaft und Währung zusammen und reichte mehrere wichtige
Stellungnahmen ein.

Es muss betont werden, dass die überwiegende Mehrheit der Rechtsetzungstätigkeiten des
Ausschusses im Bereich des Gesellschaftsrechts im Rahmen des ordentlichen
Gesetzgebungsverfahrens nach intensiven Verhandlungen mit dem Rat und der Kommission
durch Einigungen in erster Lesung erfolgreich abgeschlossen werden konnte.

3.3. Corporate Governance

Im Bereich der Corporate Governance (Unternehmensführung) verabschiedete der
Ausschuss zwei Initiativberichte.

Im ersten mit dem Titel „Bericht über berufsethische Fragen in der Unternehmensführung“80

(Berichterstatter: Klaus-Heiner Lehne) wurde der Ansatz verfolgt, dass Probleme der
Unternehmensführung vor dem Hintergrund der Finanzkrise unter dem Gesichtspunkt der
Wahrung der finanziellen Stabilität untersucht werden müssen. Diese Probleme müssen
kontinuierlich analysiert werden, um Lösungen zu finden, die es Unternehmen ermöglichen,
sich den gegenwärtigen Herausforderungen zu stellen, und um zur Förderung des
Wirtschaftswachstums und zur Verbesserung der Beschäftigungslage in der EU beizutragen.

In dem Bericht wird außerdem betont, dass dem Risikomanagement bei der Gestaltung der
Vergütungspolitik angemessen Rechnung getragen werden muss. Es muss auf Ebene des
gesamten Unternehmens ausgelegt und angewandt werden und sollte als eines der
wichtigsten Elemente einer verantwortungsvollen Unternehmensführung in allen
Unternehmen angesehen werden.

Die Kommission wird aufgefordert, Legislativvorschläge auf dem Gebiet des
Gesellschaftsrechts vorzulegen und so dazu beizutragen, Fragen der Unternehmensführung
zu erörtern und für alle Arten von Unternehmen eine kohärente Vergütungspolitik zu
gewährleisten.

Gefordert wird in der Entschließung außerdem die Förderung von Frauen in
Führungspositionen durch eine Empfehlung der Kommission zur Einführung einer Regelung
bei der Besetzung von Unternehmensorganen sowie bei der Besetzung sonstiger Gremien
und Stellen.

Abschließend wird die Kommission aufgefordert, die Verwendung eines Leitfadens für
bewährte Methoden für nicht börsennotierte Unternehmen zu fördern, der dahingehend
gestaltet wird, dass den Besonderheiten und Unterschieden dieser Unternehmen Rechnung
getragen wird.

Der zweite Bericht (Berichterstatter: Sebastian Valentin Bodu) mit dem Titel „Bericht zu
einem Corporate Governance-Rahmen für europäische Unternehmen“81 war die Antwort auf
eine Konsultation der Kommission vom April 201182.

80 Bericht des Ausschusses A7-0135/2010, Entschließung des Europäischen Parlaments vom 18. Mai 2010 über
berufsethische Fragen in der Unternehmensführung (2009/2177(INI))
81 Bericht des Ausschusses A7-0051/2012; Entschließung des Europäischen Parlaments vom 29. März 2012 zu
einem Corporate Governance-Rahmen für europäische Unternehmen (2011/2181(INI))
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In Bezug auf den Anwendungsbereich des europäischen Corporate Governance-Rahmens
wird in der Entschließung betont, dass ein grundlegendes Paket von EU-Corporate
Governance-Maßnahmen auf alle börsennotierten Unternehmen Anwendung finden sollte.

Im Hinblick auf den Verwaltungsrat wird in der Entschließung darauf hingewiesen, dass dort
Personen mit verschiedenen Fähigkeiten und Kompetenzen vertreten sein müssen. Die
Kommission wird aufgefordert, Daten über die Geschlechterdiversität und die auf Ebene der
Unternehmen und der Mitgliedstaaten ergriffenen Maßnahmen vorzulegen. Gegebenenfalls
sollte die Teilnahme von Frauen an Verwaltungsräten bis zum Jahr 2015 auf 30 % und bis
zum Jahr 2020 auf 40 % erhöht werden. Verbindliche Regelungen wie Quoten könnten Teil
einer möglichen Antwort sein. In Bezug auf Verwaltungsratsmandate und externe
Beurteilungen werden in der Entschließung freiwillige Maßnahmen befürwortet. Unterstützt
wird auch die Offenlegung der Vergütungspolitik und der Ergebnisse der Abstimmungen der
Anteilseigner über die Vergütungen.

Allgemein werden in der Entschließung in Bezug auf die Anteilseigner Maßnahmen zur
Förderung von langfristigen Investitionen unterstützt, und die Kommission wird
aufgefordert, die einschlägigen Rechtsvorschriften zu überarbeiten, um zu prüfen, ob die
derzeit geltenden Rechtsvorschriften ungewollt kurzfristiges Denken fördern. In der
Entschließung wird die Privilegierung bestimmter Gruppen von langfristigen Investoren
abgelehnt, die Entwicklung eines sogenannten „Stewardship Code“ in der EU jedoch
befürwortet. Es werden zwar Regelungen zu Interessenkonflikten begrüßt, die betroffenen
Vertragsparteien (d. h. institutionelle Investoren und Vermögensverwalter) sollten aber die
Möglichkeit haben, zu bestimmen, welche Anreizstrukturen sie schaffen. Die Kommission
sollte prüfen, wie die Teilhabe der Anteilseigner noch weiter verbessert werden kann.
Außerdem sollte die Kommission das „gemeinsame Handeln“ klar definieren. Die
Kommission wurde auch gebeten, die Stellung der Berater für die Stimmrechtsvertretung
genauer zu regeln. Es sollte sichergestellt werden, dass Unternehmen, die Namensaktien
ausgeben, Zugang zur Identität ihrer Eigentümer haben. Gemäß der Entschließung sind
außerdem Initiativen für Transaktionen mit nahestehenden Unternehmen notwendig. Die
Kapitalbeteiligung von Arbeitnehmern sollte jedoch auf der Ebene der Mitgliedstaaten
geregelt werden.

In Bezug auf den Regulierungsansatz wird in der Entschließung eindeutig der Grundsatz
„Mittragen oder Begründen“ (comply or explain) befürwortet, der bezüglich Fragen der
Corporate Governance dynamischer ist als strenge Rechtsvorschriften.

Die Kommission setzte ihre Arbeit im Bereich der Corporate Governance im April 2014
durch die Vorlage des Vorschlags für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates zur Änderung der Richtlinie 2007/36/EG im Hinblick auf die Förderung der
langfristigen Einbeziehung der Aktionäre sowie der Richtlinie 2013/34/EU in Bezug auf
bestimmte Elemente der Erklärung zur Unternehmensführung83 fort. Der Vorschlag knüpfte
an die Ankündigungen der Kommission im Aktionsplan für Gesellschaftsrecht aus dem Jahr
201284 und an die Mitteilung vom 27. März 2014 über die langfristige Finanzierung der
europäischen Wirtschaft85 an und enthält mehrere Maßnahmen zur Beseitigung der Mängel
in der Corporate Governance bei börsennotierten Unternehmen und ihren Vorständen,
Anteilseignern, Vermittlern und Beratern für die Stimmrechtsvertretung. Der

82 (COM(2011)0164)
83 COM(2014)0213.
84 Siehe oben.
85 COM(2014)0168.
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Rechtsausschuss wird seine Arbeit an der Änderung des Vorschlags in der achten
Wahlperiode wieder aufnehmen.

3.4. 14. Gesellschaftsrechtsrichtlinie zur grenzüberschreitenden Verlegung von
Unternehmenssitzen

Derzeit können Unternehmen ihren Sitz nur durch Gesellschaftsauflösung und Gründung
einer neuen juristischen Person im Zielmitgliedstaat oder durch Gründung einer neuen
juristischen Person im Zielmitgliedstaat und anschließende Fusion beider Unternehmen
verlegen. Diese Verfahren sind mit administrativen Hindernissen, Kosten und sozialen
Folgen verbunden und bieten keine Rechtssicherheit.

In der sechsten Wahlperiode billigte der Rechtsausschuss eine Gesetzesinitiative gemäß
Artikel 192 EGV (jetzt Artikel 225 AEUV) (Berichterstatter: Klaus-Heiner Lehne) über die
grenzüberschreitende Verlegung von Unternehmenssitzen86. In seiner auf dem Bericht
beruhenden Entschließung forderte das Parlament die Kommission auf, einen
Legislativvorschlag für eine 14. Gesellschaftsrechtsrichtlinie zu unterbreiten, in der
Maßnahmen zur Koordinierung der Rechtsvorschriften festgelegt werden, die eine
grenzüberschreitende Verlegung von Unternehmenssitzen innerhalb der Union in
Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates erleichtern.

Der Bedarf an Rechtsvorschriften in diesem Bereich zeigt sich auch in den Urteilen des
Gerichtshofs vom 16. Dezember 2008 in der Rechtssache Cartesio87 und vom 12. Juli 2012
in der Rechtssache VALE Épitési88.

In ihrem am 17. Juni 2009 verabschiedeten Folgedokument antwortete die Kommission, dass
die Verlegung von Unternehmen laut der Rechtsprechung des Gerichtshofs bereits möglich
sei, wenn auch nur in bestimmten Fällen, und dass durch die geltenden Rechtsvorschriften,
beispielsweise die Richtlinie über grenzüberschreitende Verschmelzungen, ein Rahmen für
die Mobilität festgelegt werde. Die Kommission fügte hinzu, dass es wohl besser sei, dass
die nächste Kommission über das weitere Vorgehen in diesem Bereich entscheide, da diese
Wahlperiode beinahe zu Ende sei.

Der Rechtsausschuss befand die Antwort der Kommission für unbefriedigend, da dadurch
die Möglichkeit eines Unternehmens, seinen Sitz von einem Mitgliedstaat in einen anderen
zu verlegen, nach den Vorschriften des internationalen Privatrechts geregelt werden müsse,
die in den Mitgliedstaaten stark voneinander abweichen und die Verlegung des Sitzes
letztendlich sogar verhindern können. Nach Ansicht des Ausschusses bestand ein dringender
Bedarf an Harmonisierungsmaßnahmen, um für EU-Unternehmen die im AEUV
vorgesehene Niederlassungsfreiheit sicherzustellen, und der Ausschuss entschied sich, einen
weiteren Initiativbericht auszuarbeiten.

Der Bericht über eine 14. gesellschaftsrechtliche Richtlinie zur grenzüberschreitenden
Verlegung von Unternehmenssitzen89 (Berichterstatterin: Evelyn Regner) enthielt
Empfehlungen an die Kommission in Bezug auf die Notwendigkeit und den Inhalt einer
Richtlinie zur grenzüberschreitenden Verlegung von Unternehmenssitzen.

86 Bericht des Ausschusses A6-0040/2009; Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. März 2009 mit
Empfehlungen an die Kommission zur grenzüberschreitenden Verlegung von eingetragenen Gesellschaftssitzen
(2008/2196(INI)).
87 Rechtssache C-210/06 Cartesio, Slg. 2008, I-9641).
88 Rechtssache C-378/10 VALE Épitési ECI:EU:C:2012:440.
89 Bericht des Ausschusses A7-0008/2012; Entschließung des Europäischen Parlaments vom 2. Februar 2012
mit Empfehlungen an die Kommission zu einer 14. gesellschaftsrechtlichen Richtlinie zur
grenzüberschreitenden Verlegung von Unternehmenssitzen (2011/2046(INI))
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Die Empfehlungen betrafen den Anwendungsbereich der Richtlinie, die Auswirkungen von
grenzüberschreitenden Verlegungen, Transparenz- und Informationspflichten im Vorfeld der
Verlegung, den Entscheidungsprozess (der Anteilseigner), die Überprüfung der
Rechtmäßigkeit der Verlegung, Schutzmaßnahmen und Rechte der Arbeitnehmer,
behandelten aber weder die Beteiligung der Arbeitnehmer noch die Trennung zwischen dem
eingetragenen Sitz und dem Verwaltungssitz des Unternehmens.

Da der Rechtsausschuss auch diese Antwort der Kommission als unbefriedigend erachtete,
beschloss er im Sommer 2012, interne Maßnahmen zu ergreifen, um die Arbeit in diesem
Bereich voranzutreiben, und beauftragte seine internen Dienststellen, eine sogenannte
Bewertung des europäischen Mehrwerts einer 14. Gesellschaftsrechtsrichtlinie
durchzuführen90. Die Bewertung wurde dem Ausschuss im Februar 2013 vorgelegt und
bestätigte den Standpunkt des Parlaments, dass eine 14. Gesellschaftsrechtsrichtlinie
notwendig sei. Sie enthielt eine ausführliche Erörterung der Vorteile einer solchen Richtlinie
für das Verfahren einer grenzüberschreitenden Verlegung von Gesellschaftssitzen in Bezug
auf die Rechtssicherheit, die Klarheit, Transparenz und Einfachheit. Interessanterweise
wurde in der Bewertung auch versucht, den europäischen Mehrwert zu messen, indem die
durch die Verlegung von eingetragenen Gesellschaftssitzen entstehenden Kosten angeführt
werden, die durch die vorgeschlagene Richtlinie vermieden werden könnten.

Am 14. Januar 2013 führte die GD Binnenmarkt und Dienstleistungen der Kommission im
Rahmen der im Aktionsplan angekündigten Maßnahmen eine öffentliche Konsultation zur
grenzüberschreitenden Verlegung von Firmensitzen durch, ohne aber aussagekräftige
Ergebnisse zu erreichen. Man kann wohl zu Recht sagen, dass dieses Thema weiterverfolgt
werden muss, wenn Fortschritte erzielt werden sollen.

3.5. Rechtsetzungstätigkeiten im Bereich des Gesellschaftsrechts

Verknüpfung von Unternehmensregistern

Im Bereich des Gesellschaftsrechts hatte der Rechtsausschuss auch bei der Arbeit des
Parlaments zum Thema Verknüpfung von Unternehmensregistern eine führende Rolle.

Die Idee einer Erleichterung des Zugangs zu offiziellen Informationen über Unternehmen ist
nicht neu, sie war bereits eines der Ziele der ersten Gesellschaftsrechtsrichtlinie91

(68/151/EWG) von 1968. Durch die Änderung dieser Richtlinie im Jahr 2003 wurden alle
Mitgliedstaaten verpflichtet, ab dem Jahr 2007 elektronische Unternehmensregister
einzuführen. Unter dem Eindruck der Finanzkrise und angesichts der Bedeutung eines
verbesserten Zugangs zu Unternehmensinformationen für die Wiederherstellung des
Vertrauens der Märkte führte die Kommission im Jahr 2009 eine Konsultation über die
Verknüpfung von Unternehmensregistern92 durch. Die Register wurden bis dahin auf
regionaler oder nationaler Basis geführt, und die Zusammenarbeit war fakultativ.

90 Bewertung des europäischen Mehrwerts (EAVA 3/2012): „Richtlinie zur grenzüberschreitenden Verlegung
von eingetragenen Gesellschaftssitzen
(14. Gesellschaftsrechtrichtlinie)“, PE 494.460.
91 Erste Richtlinie 68/151/EWG des Rates vom 9. März 1968 zur Koordinierung der Schutzbestimmungen, die
in den Mitgliedstaaten den Gesellschaften im Sinne des Artikels 58 Absatz 2 des Vertrages im Interesse der
Gesellschafter sowie Dritter vorgeschrieben sind, um diese Bestimmungen gleichwertig zu gestalten (ABl. L 65
vom 14.3.1968, S. 8).
92 Grünbuch der Kommission vom 4. November 2009 zur „Verknüpfung von Unternehmensregistern“
(COM(2009)0614).
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Aufgrund eines Berichts des Rechtsausschusses (Berichterstatter: Kurt Lechner) reagierte das
Parlament auf dieses Grünbuch mit seiner Entschließung vom 7. September 201093, in dem
es den Nutzen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit im Bereich der
Unternehmensregister bestätigte. Die wichtigsten Forderungen des Parlaments umfassten die
Sicherstellung der Beteiligung der Mitgliedstaaten, leicht zugängliche und verlässliche Daten
und die Vervollständigung der Verknüpfung durch die Einführung einer einzigen
Anlaufstelle.

Die Kommission legte am 4. Februar 201194 einen Legislativvorschlag vor, durch den ein
elektronisches Netz von Unternehmensregistern und ein gemeinsamer Mindestbestand an
Informationen, auch für Tochtergesellschaften und grenzüberschreitende Fusionen,
eingeführt werden sollte und der zur Änderung der drei bestehenden Richtlinien (Richtlinie
2009/101/EG95, Richtlinie 89/666/EWG96 und Richtlinie 2005/56/EG97), insbesondere durch
delegierte Rechtsakte, führte.

Der Vorschlag wurde unter dem ungarischen und dann unter dem polnischen Ratsvorsitz im
Jahr 2011 vom Rat weitgehend überarbeitet, und es wurden anstelle der von der Kommission
vorgeschlagenen delegierten Rechtsakte Durchführungsrechtsakte vorgesehen.

Letztlich wurde unter dänischem Ratsvorsitz zu Beginn des Jahres eine Einigung in erster
Lesung erzielt und im Plenum am 14. Februar 2012 bestätigt (Berichterstatter: Kurt
Lechner)98. Insbesondere konnte das Parlament eine Bestimmung durchsetzen, durch die die
Kommission ermächtigt wurde, delegierte Rechtsakte darüber zu verabschieden, ob die neu
eingerichtete Zentrale Europäische Plattform durch die Auferlegung von Gebühren
kofinanziert werden soll und wie hoch die Gebühren zulasten der Einzelbenutzer sein sollen,
da das Parlament der Ansicht war, dass Durchführungsrechtsakte in dieser Hinsicht keine
angemessene Regelung bieten. Das Parlament konnte außerdem eine Verlängerung der Frist
für Einwände gegen Entwürfe delegierter Rechtsakte von 2+2 auf 3+3 Monate durchsetzen,
da die Erhebung der Gebühren für die Bürgerinnen und Bürger eine besondere Bedeutung
hat und ein derartiger Entwurf für delegierte Rechtsakte gründlich geprüft werden muss.

Da sowohl die Frist für die Umsetzung der Richtlinie als auch die einschlägigen
Durchführungsrechtsakte in die achte Wahlperiode fallen werden, könnte der
Rechtsausschuss eine Prüfung der Anwendung und des Funktionierens der Regelung
wünschen.

93 Bericht des Rechtsausschusses A7-0218/2010, Entschließung des Europäischen Parlaments vom 7. September
2010 zu der Verknüpfung von Unternehmensregistern (P7_TA(2010)0298).
94 Vorschlag der Kommission vom 4. Februar 2011 für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates zur Änderung der Richtlinien 89/666/EWG, 2005/56/EG und 2009/101/EG in Bezug auf die Verknüpfung
von Zentral-, Handels- und Gesellschaftsregistern (COM(2011)0079).
95 Richtlinie 2009/101/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 zur
Koordinierung der Schutzbestimmungen, die in den Mitgliedstaaten den Gesellschaften im Sinne des
Artikels 48 Absatz 2 des Vertrags im Interesse der Gesellschafter sowie Dritter vorgeschrieben sind, um diese
Bestimmungen gleichwertig zu gestalten (ABl. L 258 vom 1.10.2009, S.11).
96 Elfte Richtlinie 89/666/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 über die Offenlegung von
Zweigniederlassungen, die in einem Mitgliedstaat von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen errichtet
wurden, die dem Recht eines anderen Staates unterliegen (ABl. L 395 vom 30.12.1989, S.36).
97 Richtlinie 2005/56/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2005 über die
Verschmelzung von Kapitalgesellschaften aus verschiedenen Mitgliedstaaten (ABl. L 310 vom 25.11.2005, S.
1).
98 Bericht des Rechtsausschusses A7-0022/2012, Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom
14. Februar 2012 zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur
Änderung der Richtlinien 89/666/EWG, 2005/56/EG und 2009/101/EG in Bezug auf die Verknüpfung von
Zentral-, Handels- und Gesellschaftsregistern (P7_TA-PROV(2012)0033).
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Rechnungslegung

a) Kleinstunternehmen

In seiner Entschließung vom 18. Dezember 2008 zu
Rechnungslegungsvorschriften für kleine und mittlere Unternehmen
und insbesondere Kleinstbetriebe forderte das Parlament die
Kommission auf, einen Legislativvorschlag vorzulegen, der es den
Mitgliedstaaten ermöglicht, Kleinstunternehmen vom
Anwendungsbereich der Richtlinie 78/660/EWG auszunehmen.
(Vierte Gesellschaftsrechtsrichtlinie).

Die Kommission legte im Rahmen ihres fortlaufenden Vereinfachungsprogramms, das eine
der Schlüsselprioritäten der Agenda für bessere Rechtsetzung darstellt, einen Vorschlag
vor.

Der Vorschlag brachte eine gezielte Änderung der Vierten Gesellschaftsrechtsrichtlinie mit
sich und würde konkret einen neuen Artikel 1a in die Richtlinie 78/660/EWG einfügen, der
wie folgt lautet: „Die Mitgliedestaaten können eine Ausnahme von den Verpflichtungen
dieser Richtlinie für Unternehmen vorsehen, die am Bilanzstichtag zwei der drei nachfolgend
genannten Schwellenwerte nicht überschreiten: a) Bilanzsumme: 500 000 EUR; b)
Nettoumsatzerlöse: 1 000 000 EUR; c) durchschnittliche Anzahl der Beschäftigten während
des Geschäftsjahres: 10.“
Der Bericht des Ausschusses (Berichterstatter: Klaus-Heiner Lehne) wurde am 10. März
2010 vom Plenum mit den Vorschlägen der Kommission angenommen, es wird darin aber
auch darauf hingewiesen, dass die Situation auf nationaler Ebene bezüglich der Zahl der
Unternehmen, die unter dem im genannten Artikel festgelegten Schwellenwert liegen,
berücksichtigt werden muss.

Diese Ansicht wurde vom Rat nicht geteilt, wo ein gemeinsamer Standpunkt verabschiedet
und dem Parlament übermittelt wurde.

Nach Verhandlungen konnte eine Einigung in zweiter Lesung erreicht werden.
Kleinstunternehmen (also Unternehmen mit weniger als zehn Arbeitnehmern, einem
Nettoumsatzerlös von 700 000 EUR und/oder einer Bilanzsumme von höchstens
350 000 EUR) dürfen jetzt eine stark vereinfachte Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung,
praktisch ohne Anhang, erstellen.

b) Vereinfachung und länderbezogene Berichterstattung: die neue
Rechnungslegungsrichtlinie

Noch während der Verhandlungen zur Richtlinie über Kleinstunternehmen legte die
Kommission einen Vorschlag für eine neue Rechnungslegungsrichtlinie vor99. Eine
Vereinfachung war notwendig, da in 30 Jahren sukzessiver Änderungen an der
Rechnungslegungsrichtlinie viele neue Anforderungen eingefügt worden waren und die
Vorschriften dadurch äußerst kompliziert geworden waren.

Diese neue Rechnungslegungsrichtlinie war eine Konsolidierung und Aktualisierung der
europäischen Rechnungslegungsvorschriften für Aktiengesellschaften. Sie verband und
ersetzte die Richtlinien 78/660/EWG (Jahresabschluss von Kapitalgesellschaften) und

99 Vorschlag der Kommission vom 25. Oktober 2011 für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates über den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von Unternehmen
bestimmter Rechtsformen, COM(2011)0684
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83/349/EWG (Konsolidierter Abschluss) und integrierte die Richtlinie über
Kleinstunternehmen (Richtlinie 2012/6/EU).

Bei den Verhandlungen zu diesem Dossier (Berichterstatter: Klaus-Heiner Lehne) wurde als
Teil des Paketes auch die Änderung der Transparenzrichtlinie (Berichterstatterin: Arlene
McCarthy)100 behandelt.

Die Verhandlungen dauerten lange, eine Einigung konnte erst nach sieben Trilogen und zwei
Ratsvorsitzen erzielt werden. Die Ansicht, dass unnötige und unverhältnismäßige
Verwaltungskosten für kleine Unternehmen die wirtschaftliche Tätigkeit bremsen und
Wachstum und Beschäftigung behindern, ist an sich nicht umstritten. Wenn es aber darum
geht, eine Regelung zu finden, um die Anforderungen für kleine und mittlere Unternehmen
zu verringern, wird die Definition des Begriffs KMU ausschlaggebend, vor allem in einer aus
28 Mitgliedstaaten bestehenden Europäischen Union mit sehr unterschiedlichen
Wirtschaftssystemen und Geschäftsstrukturen.

Das Parlament und der Rat einigten sich schließlich darauf, kleine Unternehmen als solche
mit weniger als 50 Arbeitnehmern, einem Umsatzerlös von höchstens 8 Mio. EUR und/oder
einer Bilanzsumme von nicht mehr als 4 Mio. EUR zu definieren. Andernfalls können die
Mitgliedstaaten Schwellenwerte für Umsatzerlöse und Bilanzsumme von höchstens
12 Mio. EUR bzw. 6 Mio. EUR wählen.

Durch die Vereinbarung wurde die Erstellung der Jahresabschlüsse vereinfacht und die
Menge der Informationen verringert, die die Kleinunternehmen im Anhang des
Jahresabschlusses angeben müssen. Gemäß der Richtlinie müssen Kleinunternehmen nur
eine Bilanz, eine Gewinn- und Verlustrechnung und einen Anhang erstellen, um die
regulatorischen Anforderungen zu erfüllen. Die Mitgliedstaaten können Kleinunternehmen
auch erlauben, lediglich verkürzte Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnungen zu
erstellen. Natürlich dürfen alle Kleinunternehmen trotzdem zusätzliche Informationen und
Erklärungen abgeben, wenn sie dies möchten. Es wird von der EU keine Verpflichtung für
Kleinunternehmen geben, Rechnungsprüfungen durchzuführen. Wenn ein Mitgliedstaat
trotzdem diese Verpflichtung einführen möchte, sieht die Richtlinie einen angemessenen
Ansatz dafür vor.

Die große Neuerung der Richtlinie ist, dass dadurch die Pflicht zur Offenlegung an die
Regierungen geleistete Zahlungen in der mineralgewinnenden Industrie und in der
Holzgewinnungsbranche eingeführt wird, sodass die Unternehmen und die Regierungen
Rechenschaft ablegen müssen und die Verwendung der Einnahmen zum Nutzen der
Bürgerinnen und Bürger gefördert wird. Am 26. April 2012 hielt der Ausschuss eine
Anhörung über die Überarbeitung der Rechnungslegungs- und die Transparenzrichtlinie und
die neuen länderbezogenen Berichterstattungspflichten, wobei die Mitglieder des Parlaments
die Möglichkeit erhielten, sich ein Bild über die Standpunkte der Zivilgesellschaft und der
Wirtschaft zu machen. Viele Entwicklungsländer sind reich an natürlichen Ressourcen, ihr
Reichtum wird aber von ihren Regierungen oft missbraucht oder gestohlen. Diese neuen
Anforderungen wurden jedoch von einigen Interessengruppen nicht begrüßt, da ihrer Ansicht
nach der Verwaltungsaufwand der Unternehmen erhöht und ihre Wettbewerbsfähigkeit
gefährdet würde.

Nach der Rechnungslegungsrichtlinie sind große Unternehmen, die in der
mineralgewinnenden Industrie und in der Holzgewinnung in Primärwäldern tätig sind, jetzt
dazu verpflichtet, in einem separaten jährlichen Bericht offenzulegen, welche wesentlichen
Zahlungen sie an staatliche Stellen in den Ländern geleistet haben, in denen sie ihrer

100 Siehe weiter unten.
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Tätigkeit nachgehen, und diese Informationen nach Ländern und nach Projekten
aufzuschlüsseln.

Die Unternehmen müssen alle einzelnen Zahlungen und alle Reihen von Zahlungen über
100 000 EUR, die sie im Laufe des Geschäftsjahres an staatliche Stellen geleistet haben und
die bestimmten Projekten zugeflossen sind, in dem Bericht offenlegen. Der Begriff Zahlung
ist sehr weit gefasst und umfasst Produktzahlungsansprüche, Steuern auf den Gewinn,
Nutzungsentgelte, Dividenden und Zahlungen für die Verbesserung von Infrastrukturen. Die
Richtlinie enthält eine Revisionsklausel, in der die Möglichkeit vorgesehen ist, die
Berichterstattungspflichten auch auf andere Wirtschaftszweige zu erweitern und den Umfang
der bereitgestellten Informationen auszudehnen.

c) Soziale Verantwortung der Unternehmen und neue Anforderungen für die Offenlegung
nichtfinanzieller Informationen

Durch ein Verfahren, das aus Sicht einer besseren Rechtsetzung nicht zu den Besten gehört,
legte die Kommission einen neuen Vorschlag zur Änderung der aufgehobenen
Rechnungslegungsrichtlinien vor.101 Durch den Vorschlag wurden einige neue
Anforderungen für bestimmte Gesellschaften im Hinblick auf die Offenlegung
nichtfinanzieller und die Diversität betreffender Informationen eingeführt, um die
Transparenz der Sozial- und Umweltberichterstattung der Unternehmen zu verbessern.

Im selben Jahr verabschiedete der Ausschuss eine Entschließung mit dem Titel „Soziale
Verantwortung der Unternehmen: Rechenschaftspflichtiges, transparentes und
verantwortungsbewusstes Geschäftsgebaren und nachhaltiges Wachstum“102

(Berichterstatter: Raffaele Baldassarre) als Folgemaßnahme zu der Mitteilung der
Kommission vom 25. Oktober 2011 „Eine neue EU-Strategie (2011-14) für die soziale
Verantwortung der Unternehmen (CSR)“ und legte darin eine neue Definition vor, wonach
CSR „die Verantwortung von Unternehmen für ihre Auswirkungen auf die Gesellschaft“ ist.
In seiner Entschließung betonte der Ausschuss, dass Regulierungsmaßnahmen ausgearbeitet
werden müssen, um die CRS zu fördern.

Die Verhandlungen über die Änderungsrichtlinie erwiesen sich als schwierig, da die
Standpunkte des Parlaments und des Rates sehr unterschiedlich waren. Trotzdem konnte
letztendlich eine Einigung erzielt werden. Ab 2015 müssen Unternehmen von öffentlichem
Interesse, die gemäß ihren Bilanzdaten im Durchschnitt des Geschäftsjahres mehr als 500
Mitarbeiter beschäftigten, in ihren Tätigkeitsbericht (oder wenn die Mitgliedstaaten dies
zulassen, in einem getrennten Bericht) eine nichtfinanzielle Erklärung mit jenen
Informationen einschließen, die notwendig sind, um die Unternehmensentwicklung, die
Ergebnisse und die Lage sowie die Auswirkungen der Geschäftstätigkeiten zu verstehen, und
die mindestens Angaben zu Umwelt-, Sozial- und Arbeitnehmerbelangen, zur Achtung der
Menschenrechte und zur Bekämpfung von Korruption und Bestechung umfassen.

In einer Safe-Harbour-Bestimmung wird festgelegt, dass die Mitgliedstaaten Informationen
über anstehende Entwicklungen und laufende Verhandlungen in Ausnahmefällen weglassen
dürfen, wenn die Offenlegung dieser Informationen die geschäftliche Position des

101 Vorschlag der Kommission vom 16. April 2013 für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates im Hinblick auf die Offenlegung
nichtfinanzieller und die Diversität betreffender Informationen durch bestimmte große Gesellschaften und
Konzerne (COM(2013)0207)
102 Bericht des Ausschusses A7-0017/2013; Entschließung des Europäischen Parlaments vom 6. Februar 2013
zu der sozialen Verantwortung von Unternehmen: Rechenschaftspflichtiges, transparentes und
verantwortungsvolles Geschäftsgebaren und nachhaltiges Wachstum (2012/2098(INI))
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Unternehmens erheblich benachteiligen würde, unter der Bedingung, dass die Auslassung
nicht irreführend ist. Die Entscheidung der Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- und
Aufsichtsorgane in Bezug auf diese Auslassung muss begründet werden, und die Mitglieder
dieser Organe sind gemeinsam dafür verantwortlich.

Die Änderungsrichtlinie schreibt auch vor, dass große börsennotierte Gesellschaften
Angaben zu ihrer Diversitätspolitik machen müssen, wobei die Aspekte Alter, Geschlecht,
Bildungs- und Berufshintergrund abzudecken sind.

Transparenzrichtlinie

Die Emittenten von an geregelten Märkten in der EU gehandelten
Wertpapieren werden durch die bestehende Transparenzrichtlinie
verpflichtet, eine angemessene Transparenz sicherzustellen, indem
sie den Märkten regelmäßig Informationen zur Verfügung stellen und
insbesondere regelmäßig Finanzinformationen und laufende
Informationen über gehaltene bedeutende Stimmrechtsanteile
veröffentlichen. Im Anschluss an einen Bericht aus dem Jahr 2010
über die Anwendung der Transparenzrichtlinie schlug die
Kommission im Oktober 2011 vor103, die Verpflichtungen zur
Veröffentlichung von Zwischenmitteilungen der Geschäftsleitung
und/oder Quartalsfinanzberichten abzuschaffen. In Bezug auf die
Mitteilung bedeutender Anteile schlug die Kommission außerdem
vor, für die Bestimmung der Schwellen und im Sinne einer stärkeren Harmonisierung die
gehaltenen Aktien und die gehaltenen Finanzinstrumente zusammenzurechnen. Neben den
Vorschlägen zur Änderung der Rechnungslegungsrichtlinie sah der Vorschlag für die
Überarbeitung der Transparenzrichtlinie auch eine länderbezogene Berichterstattungspflicht
vor, d. h. eine neue Verpflichtung für große Unternehmen in der mineralgewinnenden
Industrie und in der Holzgewinnungsbranche, die an die Regierungen geleisteten Zahlungen
offenzulegen. Die Änderungen an der Transparenzrichtlinie sollten also die vorgeschlagenen
Änderungen der Rechnungslegungsrichtlinie ergänzen, um alle Unternehmen einzuschließen,
die auf den geregelten EU-Märkten notiert sind.

Es wurde bereits erwähnt, dass in die Verhandlungen über den Vorschlag zur Änderung der
Transparenzrichtlinie (Berichterstatterin: Arlene McCarthy) auch der Vorschlag zur
Änderung der Rechnungslegungsrichtlinie104 (Berichterstatter: Klaus-Heiner Lehne)
einbezogen war. In Bezug auf die Transparenzrichtlinie arbeitete der Rechtsausschuss auch
eng mit dem Ausschuss für Wirtschaft und Währung zusammen, der sich gemäß Artikel 50
der Geschäftsordnung des Parlaments als assoziierter Ausschuss beteiligte.

Die enge Verbindung der Verhandlungen über die Rechnungslegungsrichtlinie und die
Transparenzrichtlinie bedeutete auch, dass die länderbezogene Berichterstattung durch einen
Verweis auf die Rechnungslegungsrichtlinie in die Transparenzrichtlinie aufgenommen
werden konnte, nachdem eine diesbezügliche Einigung erzielt worden war. Außerdem
konnte das Parlament in den Erwägungen der Transparenzrichtlinie einen Verweis auf
mehrere Grundsätze durchsetzen, die seiner Ansicht nach für die Transparenz und den

103 Vorschlag der Kommission vom 25. Oktober 2011 für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates zur Änderung der Richtlinie 2004/109/EG zur Harmonisierung der Transparenzanforderungen in Bezug
auf Informationen über Emittenten, deren Wertpapiere zum Handel auf einem geregelten Markt zugelassen sind,
sowie der Richtlinie 2007/14/EG der Kommission (COM(2011)0683).
104 Siehe oben.
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Anlegerschutz entscheidend sind, wie den Grundsatz der Wesentlichkeit, der nach
Regierungen und Projekten aufgeschlüsselten Berichterstattung, der Universalität und der
Vollständigkeit.

Was die Änderung der Anforderungen in der bestehenden Transparenzrichtlinie betrifft,
wurde in der Einigung erneut der Vorschlag der Kommission zur Abschaffung der
Verpflichtung zur Quartalsberichterstattung bestätigt, doch wurde den Mitgliedstaaten die
Möglichkeit gelassen, unter bestimmten Bedingungen strengere Berichterstattungspflichten
einzuführen. Außerdem soll im Anschluss an eine Kosten-Nutzen-Analyse der ESMA und
auf der Grundlage der darin erstellten Entwürfe technischer Regulierungsstandards ein
einheitliches Format für die elektronische Berichterstattung festgelegt werden. Um den
Zugang zu den vorgeschriebenen Informationen zu erleichtern, soll ein Webportal
eingerichtet werden, das als europäischer elektronischer Zugangspunkt dient.

Als besonders schwierig erwiesen sich die Verhandlungen mit dem Rat im Bereich der
Sanktionen, einschließlich deren Veröffentlichung und der von der Kommission
vorgeschlagenen Kriterien zur Festlegung der jeweils anzuwendenden Sanktion. Schließlich
konnte eine Einigung erzielt werden, in der klar definierte Ausnahmen von der Pflicht zur
Veröffentlichung von Sanktionen und ein Kompromiss über die in bestimmten Fällen
anzuwendenden Sanktionen festgelegt wurden. Das Parlament konnte klarstellen lassen, dass
die Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, zusätzliche Sanktionen oder Maßnahmen zu
verhängen und höhere finanzielle Sanktionen einzuführen, als jene, die in der Richtlinie
vorgesehen sind. Damit der Rat den Kompromiss annehmen konnte, musste in den
Erwägungen der Transparenzrichtlinie präzisiert werden, dass die Bestimmungen über
Sanktionen nicht als Präzedenzfall für andere EU-Rechtsvorschriften anzusehen sind.

Der Rechtsausschuss konnte die beiden Dossiers – die Änderungen an der
Rechnungslegungsrichtlinie und an der Transparenzrichtlinie – schließlich auf derselben
Plenartagung vorlegen und so als Paket bewahren, insbesondere im Hinblick auf die wichtige
und politisch heikle länderbezogene Berichterstattungspflicht, die in beiden Richtlinien von
Bedeutung ist.

Prüfung von Jahresabschlüssen

Die Rechnungsprüfung wurde in der siebten Wahlperiode grundlegend reformiert.

Nach einer langen öffentlichen Konsultation105, auf die das Parlament mit einem
Initiativbericht mit dem Titel„Weiteres Vorgehen im Bereich der Abschlussprüfung: Lehren
aus der Krise“106 (Berichterstatter: Antonio Masip-Hidalgo) reagierte, legte die Kommission
zwei sehr ehrgeizige und umstrittene Legislativvorschläge vor, durch die Qualität der
Abschlussprüfungen in der EU verbessert und das Vertrauen in geprüfte Abschlüsse
wiederhergestellt werden sollte.

Durch den ersten Vorschlag wurde die achte Gesellschaftsrechtsrichtlinie über
Abschlussprüfungen (Richtlinie 2006/43/EG)107 geändert. Der zweite Vorschlag war eine
Verordnung über spezifische Anforderungen an die Abschlussprüfung bei Unternehmen von

105 COM(2010)0561
106 Bericht A7-0200/2011; Entschließung des Europäischen Parlaments vom 13. September 2011 zu dem
weiteren Vorgehen im Bereich der Abschlussprüfung: Lehren aus der Krise (2011/2037(INI))
107 Vorschlag der Kommission vom 30. November 2011 für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und
des Rates zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG über Abschlussprüfungen von Jahresabschlüssen und
konsolidierten Abschlüssen COM(2011)0778
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öffentlichem Interesse: große börsennotierte Unternehmen, Banken und
Versicherungsgesellschaften108.

Am 27. März 2012 veranstaltete der Ausschuss eine Anhörung zu dem Thema
„Verbesserung der Qualität von Audits in der Europäischen Union“, bei dem die Mitglieder
sich ein Bild über die Standpunkte der Interessenträger machen konnten: Rechnungsprüfer,
Anleger, Wirtschaftsprüfer, Unternehmer und Mitglieder des Prüfungsausschusses.

Der Berichterstatter (Sajjad Karim) erstellte ein Arbeitsdokument, in dem die brisanten
Bereiche der Vorschläge untersucht werden und gleichzeitig auf bestimmte andere
Gesichtspunkte hingewiesen wird, die seiner Meinung nach ausführlich erörtert werden
müssen.

Das Referat Folgenabschätzung des Parlaments erstellte eine gründliche Analyse der Stärken
und Schwächen der Folgenabschätzung der Kommission, die den Vorschlägen zur
Abschlussprüfung beiliegt.

Die sehr langen internen Debatten im Rat und im Parlament endeten in einer verhältnismäßig
kurzen, aber sehr intensiven Verhandlung, die zu einer Einigung in erster Lesung führte.

Die Einigung besteht aus mehreren Regeln, die horizontal für alle Abschlussprüfungen
gelten: die Prüfungsberichte werden ausführlicher und aussagekräftiger sein; es werden
strengere Anforderungen bezüglich der Unabhängigkeit eingeführt, die sogar
organisatorische Anforderungen an Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften betreffen;
restriktiver Vertragsklauseln, die die Wahl eines Abschlussprüfers durch ein Unternehmen
einschränken, werden verboten; die Zuständigkeiten und die Befugnisse der Behörden, die
für die öffentliche Aufsicht über das Prüfungsgewerbe verantwortlich sind, werden erweitert
und eine strenge Sanktionsregelung wird durch die Harmonisierung der Arten und der
Adressaten von Sanktionen gestärkt. Außerdem wird die Kommission ermächtigt, auf EU-
Ebene International Standards on Auditing (ISA) zu verabschieden.

Wegen der Bedeutung der Unternehmen von öffentlichem Interesse gelten für ihre
Abschlussprüfung strengere Anforderungen: Für die Unternehmen von öffentlichem
Interesse wird ein obligatorischer Prüferwechsel eingeführt, durch den die Unternehmen
verpflichtet werden, die Prüfung nach zehn Jahren neu auszuschreiben und den Prüfer
mindestens alle 20 Jahre zu wechseln. Gemeinsame Prüfungen werden gefördert. Ziel dieser
Maßnahmen war, eine übermäßige Vertrautheit zwischen den Abschlussprüfern und ihren
Kunden einzudämmen und damit die kritische Grundhaltung zu stärken.

Um der Gefahr einer Selbstprüfung zu begegnen, werden mehrere prüfungsfremde
Leistungen durch eine strenge schwarze Liste verboten, darunter fallen auch verschärfte
Begrenzungen für Steuerberatung und Dienstleistungen in Verbindung mit der Finanz- und
Anlagestrategie des Mandanten. Außerdem wird eine Obergrenze für die Bereitstellung von
prüfungsfremden Leistungen eingeführt.

Die Aufgaben und Zuständigkeiten des Prüfungsausschusses werden gestärkt, indem er eine
herausragende direkte Aufgabe bei der Bestellung des Abschlussprüfers oder der
Prüfungsgesellschaft und bei der Überwachung der Prüfung erhält. Außerdem werden
spezielle Anforderungen an seine Zusammensetzung eingeführt. Dem Prüfungsausschuss
muss jetzt auch ein zusätzlicher, ausführlicherer Bericht unterbreitet werden, der detaillierte
Informationen über die Durchführung der Prüfung enthält.

108 Vorschlag der Kommission vom 30. November 2011 für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und
des Rates über spezifische Anforderungen an die Abschlussprüfung bei Unternehmen von öffentlichem
Interesse COM(2011)0779
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Insolvenz

In der Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 vom 29. Mai 2000 über Insolvenzverfahren werden
gemeinsame Regeln über den Gerichtsstand, die Anerkennung und das anwendbare Recht
bei grenzüberschreitenden Insolvenzverfahren festgelegt. Die gegenwärtige Situation zeigt
jedoch, dass Unterschiede zwischen den nationalen Vorschriften im Bereich Insolvenz und
Umstrukturierung die erfolgreiche Umstrukturierung von zahlungsunfähigen Unternehmen
verhindern und sogar ungleiche Wettbewerbsbedingungen für Unternehmen mit
grenzüberschreitenden Tätigkeiten und Besitzt in der EU schaffen.

Als wichtigster Verbindungsfaktor wird in der Verordnung der „Mittelpunkt der
hauptsächlichen Interessen“ verwendet. Trotz mehrerer Urteile des Gerichtshofes, in denen
die Definition des Mittelpunkts der hauptsächlichen Interessen geklärt werden sollte, führte
die Offenheit dieses Konzepts zu einem häufigen „Forum Shopping“ (missbräuchliche Wahl
des Besitzstands).

Auf Antrag des Rechtsausschusses wurde bei der europäischen Vereinigung der
Insolvenzverwalter, INSOL Europe, eine Studie über die Harmonisierung des
Insolvenzrechts auf EU-Ebene in Auftrag gegeben. Die Studie zeigte, dass die
Harmonisierung in mehreren Bereichen wünschenswert und möglich ist.

Am 23. März 2011 veranstaltete der Rechtsausschuss einen Workshop über die
Harmonisierung von Insolvenzverfahren auf EU-Ebene, um das Thema gründlicher zu
behandeln. Die Ergebnisse des Workshops veranlassten den Ausschuss dazu, eine
Rechtsetzungsinitiative auf der Grundlage des Artikels 225 AEUV zu entwerfen.

In dem Bericht mit Empfehlungen an die Kommission zu Insolvenzverfahren im Rahmen des
EU-Gesellschaftsrechts (Berichterstatter: Klaus-Heiner Lehne) wird die Kommission
aufgefordert, Legislativvorschläge zu folgenden vier Schwerpunktbereichen vorzuschlagen:
1) Harmonisierung spezieller Aspekte des Insolvenz- und Gesellschaftsrechts, 2) eine Reihe
von Empfehlungen zur Überarbeitung der Verordnung über Insolvenzverfahren wie die
Definition des „Mittelpunkts der hauptsächlichen Interessen“ und die Möglichkeit, nicht nur
Konkurse, sondern auch Schuldenanpassungen und Umschuldungen in den
Anwendungsbereich der Verordnung aufzunehmen, 3) Vorschriften zur Insolvenz von
Unternehmensgruppen und 4) zur Einrichtung eines EU-Insolvenzregisters.

Die Kommission begrüßte die Initiative und legte einen Vorschlag zur Änderung der
Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 vor. In dem Vorschlag wurden mehrere der Anträge des
Parlaments übernommen, trotzdem hätte er nach Ansicht des Berichterstatters vor allem in
Bezug auf die Insolvenz von Unternehmensgruppen ehrgeiziger sein können.

Das Parlament verabschiedete seinen Standpunkt in erster Lesung am 5. Februar 2014 und
übermittelt ihn an den Rat.

Die Verhandlungen in zweiter Lesung werden in der achten Wahlperiode stattfinden.

Ausgewogene Vertretung von Frauen und Männern unter den geschäftsführenden
Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern in Unternehmen

Ein weiterer wichtiger Legislativvorschlag in diesem Bereich war der seit langem erwartete
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur
Gewährleistung einer ausgewogenen Vertretung von Frauen und Männern unter den nicht
geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften109.
Im Europäischen Parlament hatte der Rechtsausschuss in diesem Bereich gemeinsam mit

109 COM(2012)0614.
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dem Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter
(Berichterstatterinnen: Evelyn Regner und Rodi Kratsa-Tsagaropoulou) eine Führungsrolle.
Die von der Kommission vorgeschlagenen Maßnahmen zielten darauf ab, raschere
Fortschritte in Bezug auf eine ausgewogenere Vertretung von Frauen und Männern unter den
nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften
herbeizuführen. Der Vorschlag gilt für börsennotierte Gesellschaften, mit Ausnahme von
KMU. Demnach tragen die Mitgliedstaaten dafür Sorge, dass börsennotierte Gesellschaften,
in denen das unterrepräsentierte Geschlecht in den Leitungsorganen weniger als 40 Prozent
der nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitglieder stellt, neue Mitglieder auf
der Grundlage eines Vergleichs der Qualifikationen der Kandidaten nach vorab festgelegten
Kriterien auswählen, so dass dieser Mindestanteil spätestens zum 1. Januar 2020
beziehungsweise im Falle öffentlicher Unternehmen zum 1. Januar 2018 erreicht wird.

Als Grundlage für die gemeinsame Sitzung mit den Vertretern der nationalen Parlamente im
Juni 2013110 präsentierten die Berichterstatterinnen ein Arbeitsdokument111, in dem sie den
Vorschlag im Allgemeinen begrüßten und Diskussionen über spezielle Themen wie
beispielsweise den Anwendungsbereich und die Verbindlichkeit der Richtlinie sowie über
wirksame Strafen einleiteten. In Bezug auf die Rechtsgrundlage des Vorschlags, für den die
Kommission Artikel 157 Absatz 3 AEUV angegeben hatte, beschloss der Rechtsausschuss,
die Angemessenheit der Rechtsgrundlage durch eigene Initiative zu begründen, da mehrere
Fragen insbesondere von den Mitgliedstaaten gestellt wurden. Kritikern zufolge sollte der
Vorschlag auf Artikel 19 EUV beruhen
(wodurch die Einstimmigkeit des Rates und
die Zustimmung des Parlaments nötig
wäre). Nach eingehender Prüfung bestätigte
der Ausschuss in seiner Sitzung vom
20. Juni 2013 (mit 11 Stimmen, 6
Gegenstimmen und 4 Enthaltungen) die von
der Kommission vorgeschlagene
Rechtsgrundlage. Er war der Ansicht, dass
der Vorschlag zu den „Maßnahmen der
Union zur Anwendung des Grundsatzes der
Chancengleichheit und der
Gleichbehandlung von Frauen und Männern
in Arbeits- und Beschäftigungsfragen“ im
Sinne von Artikel 157 Absatz 3 AEUV
gerechnet werden kann. Außerdem wurde
klargestellt, dass das gesellschaftsrechtliche
Element, das die Zuständigkeit des Ausschusses begründete, keine Berufung auf eine
Rechtsgrundlage aus dem Gesellschaftsrecht erforderlich macht, da der Vorschlag keine
Harmonisierung des Gesellschaftsrechts beabsichtigte, sondern ungeachtet der spezifischen
nationalen Systeme im Rahmen des Gesellschaftsrechts der Mitgliedstaaten angewendet
werden sollte. In der Stellungnahme zur Rechtsgrundlage wurden schließlich das ordentliche

110 Siehe oben.
111 Arbeitsdokument vom 3. Juni 2013 zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und
des Rates zur Gewährleistung einer ausgewogeneren Vertretung von Frauen und Männern unter den nicht
geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften und über damit
zusammenhängende Maßnahmen, Rechtsausschuss und Ausschuss für die Rechte der Frau und die
Gleichstellung der Geschlechter, Berichterstatterinnen: Evelyn Regner, Rodi Kratsa-Tsagaropoulou (FdR
938160, PE 513.108).

Evelyn Regner, S&D, AT, Vizepräsidentin des
Ausschusses und Mitberichterstatterin im Bericht
über eine ausgewogenere Vertretung von Frauen und
Männern unter den nicht geschäftsführenden
Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern
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Gesetzgebungsverfahren und die Funktion des Parlaments als Mitgesetzgeber bei diesem
Dossier bestätigt.

In ihrem Entwurf eines Berichts schlugen die beiden Berichterstatterinnen mehrere
Textänderungen vor, um den Vorschlag der Kommission zu stärken und klarer zu gestalten,
vor allem in Bezug die Handlungsverpflichtung und das Prinzip „Mittragen oder Begründen“
in der vorgeschlagenen Maßnahme. Sie empfahlen eine Ausdehnung des
Anwendungsbereichs, um alle börsennotierten Unternehmen, auch KMU, einzuschließen,
und die Einbeziehung von Branchen, die von einem der Geschlechter dominiert werden
(während die Kommission einen vorsichtigeren Ansatz vorgeschlagen hatte, nach dem
Branchen, in denen das unterrepräsentierte Geschlecht weniger als 10 % der Arbeitskräfte
stellt, von der Regelung ausgeschlossen werden durften). Sie schlugen auch vor, in die
möglichen Strafen auch den Ausschluss von öffentlichen Ausschreibungen aufzunehmen.
Die Tatsache, dass der Rechtsausschuss und der Ausschuss für die Rechte der Frau als
federführende Ausschüsse insgesamt 318 eingereichte Änderungsanträge (von denen nur 20
im Entwurf eines Berichts standen) und Stellungnahmen von drei anderen Ausschüssen
(IMCO, EMPL und ECON) bearbeiteten, zeigt, dass der Vorschlag im Parlament sehr
zahlreiche, aber auch sehr unterschiedliche Reaktionen hervorrief.

Da die Verhandlungen im Rat schwierig und langwierig waren und einige Delegationen den
Ansatz der Kommission unterstützten, während andere eine freiwillige Lösung bevorzugten
und wieder andere Delegationen darin eine Verletzung der Grundsätze der Subsidiarität und
der Verhältnismäßigkeit sahen, beschloss das Parlament schließlich, die erste Lesung ohne
Einigung abzuschließen. In seinem vom Plenum am 20. November 2013112 verabschiedeten
Standpunkt aus erster Lesung werden die Grundzüge des Ansatzes der Kommission bestätigt
und klargestellt (d. h. die Einführung von Formvorschriften anstelle von festgelegten
Quoten). Vom Anwendungsbereich der Richtlinie sind KMU weiterhin ausgeschlossen, aber
die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, Maßnahmen zu ergreifen, um sie bei der
Verbesserung der ausgewogenen Vertretung von Frauen und Männern auf allen
Führungsebenen und in den Leitungsorganen zu unterstützen und ihnen Anreize zu bieten.
Beim Thema Anwendungsbereich stützte das Plenum auch den Vorschlag der beiden
Berichterstatterinnen, nach dem die Mitgliedstaaten Unternehmen von der Anwendung der
Richtlinie ausschließen konnten, wenn das unterrepräsentierte Geschlecht weniger als 10 %
der Arbeitskräfte ausmacht. Die Bestimmung über die Sanktionen wird durch die
vorgeschlagene Einführung obligatorischer Sanktionen anstelle der von der Kommission
empfohlenen Sanktionen gestärkt. Außerdem wurden der Ausschluss von öffentlichen
Ausschreibungen und der teilweise Ausschluss von Zuwendungen aus den europäischen
Strukturfonds mit aufgenommen.

Zum Abschluss zog der Rat am Ende des litauischen Ratsvorsitzes Bilanz der erzielten
Fortschritte113 und stellte fest, dass „umfangreiche technische Arbeiten durchgeführt
[wurden, dass] jedoch noch weitere Arbeiten und politische Überlegungen erforderlich
[sind], bevor eine Kompromisslösung erreicht werden kann.“ Die Behandlung im Rat muss
jetzt in der achten Wahlperiode fortgesetzt werden. Es wird von den Fortschritten im Rat und

112 Bericht des Rechtsausschusses und des Ausschusses für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der
Geschlechter A7-340/2013, Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 20. November 2013 zu
dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Gewährleistung einer
ausgewogenen Vertretung von Frauen und Männern unter den nicht geschäftsführenden
Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften und über damit zusammenhängende
Maßnahmen (P7_TA(2013)0488).
113 Ratsdokument 16437/13 vom 22. November 2013.
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von den letztendlich eingenommenen Standpunkten abhängen, ob eine (frühzeitige) Einigung
in zweiter Lesung erreicht werden kann.

3.6. Weitere Initiativen im Bereich des Gesellschaftsrechts

Überprüfung der Anwendung der Richtlinie 2004/25/EG über Übernahmeangebote

Der Ausschuss prüfte den Bericht der Kommission über die Anwendung der Richtlinie
2004/25/EG über Übernahmeangebote und reagierte darauf mit einem Initiativbericht über
die Anwendung der Richtlinie 2004/25/EG über Übernahmeangebote114 (Berichterstatter:
Klaus-Heiner Lehne).

Der Bericht gelangte zu dem Schluss, dass aufgrund der dramatischen Abnahme der
Übernahmeaktivitäten infolge der Finanzkrise jede Bewertung der Frage, ob und inwieweit
weitere Harmonisierungsmaßnahmen in Bezug auf Übernahmeangebote eingeleitet werden
sollten, verzerrt sein würde. Der Ausschuss forderte die Kommission auf, die Entwicklungen
auf dem Markt für Unternehmenskontrolle weiterhin aufmerksam zu überwachen und eine
neue Bewertung der Anwendung der Richtlinie vorzubereiten, wenn die
Übernahmeaktivitäten wieder ihren ursprünglichen Umfang erreicht haben.

Europäische Gesellschaftsformen

Im Rahmen seiner Zuständigkeit für Gesellschaftsrecht war der Ausschuss auch in Bezug auf
die Förderung europäischer Gesellschaftsformen sehr aktiv.

Er beteiligte sich beispielsweise an den laufenden Arbeiten am Statut einer Europäischen
Stiftung. Der Vorschlag der Kommission über das Statut der Europäischen Stiftung115 zielt
darauf ab, eine einheitliche europäische Rechtsform für gemeinnützige Stiftungen zu
schaffen, die in ihren Grundzügen in allen Mitgliedstaaten gleich sind und parallel zu den
innerstaatlichen gemeinnützigen Stiftungen bestehen. Dafür sind nach der einschlägigen
Rechtsgrundlage, Artikel 352 AEUV, die Einstimmigkeit im Rat und die Zustimmung des
Parlaments notwendig. Der Vorschlag enthält auch Bestimmungen über die automatische
Anwendung einer gleichen steuerlichen Behandlung der Europäischen Stiftungen.

Um sich bei den Verhandlungen mit dem Rat so gut wie möglich durchzusetzen, nutzte der
Rechtsausschuss gemäß Artikel 81 Absatz 3 der Geschäftsordnung des Parlaments die
Möglichkeit, einen Zwischenbericht (Berichterstatterin: Evelyn Regner) auszuarbeiten. Darin
werden die Hauptpunkte dargelegt, die nach Ansicht des Rechtsausschusses im endgültigen
Text des Rates enthalten sein müssen, damit er seine Zustimmung gibt. In seiner
Entschließung vom 2. Juli 2013116 begrüßte das Parlament den Vorschlag der Kommission
„als einen wichtigen Schritt auf dem Weg zur Erleichterung der Unterstützung
gemeinnütziger Zwecke durch Stiftungen in der gesamten EU“ und forderte den Rat auf, bei
diesem Verfahren rasch Fortschritte zu erzielen. Im Einzelnen war das Parlament der
Ansicht, dass einige der Begriffe und der Definitionen im Vorschlag der Kommission geklärt
werden müssen und dass einige Ergänzungen und Anpassungen erforderlich seien, um die
Vertrauenswürdigkeit und die Glaubwürdigkeit einer Europäischen Stiftung sicherzustellen.
Der Schutz der Gläubiger und der Arbeitnehmer sowie die Mitbestimmung der Letzteren
waren ihrer Ansicht nach ebenfalls wichtig. Da der Vorschlag der Kommission zur

114 Bericht des Ausschusses A7-0089/2013; Entschließung des Europäischen Parlaments vom 21. Mai 2013 über
die Anwendung der Richtlinie 2004/25/EG betreffend Übernahmeangebote (2012/2262(INI))
115 COM(2012)0035.
116 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 2. Juli 2013 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des
Rates über das Statut der Europäischen Stiftung (FE) (A7-0223/2013; P7_TA(2013)0293).
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automatischen Anwendung einer gleichen steuerlichen Behandlung der Europäischen
Stiftungen in ganz Europa bei den Mitgliedstaaten auf Zurückhaltung traf, war das Parlament
der Ansicht, dass mögliche Alternativen nicht ausgeschlossen werden sollten, und schlug
vor, den Vorschlag auf ein zivilrechtliches Instrument zu beschränken, gleichzeitig aber
mehrere Kernelemente des Gemeinnützigkeitskonzepts zu stärken, um die Anerkennung der
Gleichwertigkeit in den Mitgliedstaaten zu fördern. Neben diesen allgemeinen Überlegungen
legte das Parlament mehrere konkrete Vorschläge zur Änderung des Vorschlags der
Kommission vor.

Nachdem der AStV im November 2013 seine Zustimmung zur Streichung der
Steuerbestimmungen aus dem Vorschlag gegeben hatte, laufen die Verhandlungen im Rat
noch immer. Für das Parlament wäre der nächste Verfahrensschritt die Einholung der
Zustimmung, sobald die erforderliche Einstimmigkeit im Rat erreicht wurde.

Nach wie vor im Bereich des europäischen Gesellschaftsrechts machte der Rechtsausschuss
Gebrauch von dem Recht des Parlaments, einen Legislativvorschlag (Artikel 225 AEUV) zu
beantragen, um die Kommission zur Vorlage eines Statuts der Europäischen
Gegenseitigkeitsgesellschaft (Berichterstatter: Luigi Berlinguer) aufzufordern. Seit die
Kommission ihren ersten Vorschlag zu diesem Thema (1991/0390(COD)) zurückgezogen
hatte, hat das Parlament die Kommission wiederholt aufgefordert, einen neuen Vorschlag zu
unterbreiten. Vor dem Hintergrund mehrerer Mitteilungen der Kommission117, in denen das
Thema der Gegenseitigkeitsgesellschaften wieder aufgegriffen wurde, begann der
Rechtsausschuss nun, seine Forderung nach einem Legislativvorschlag zu wiederholen und
Empfehlungen zu den Grundmerkmalen einer solchen Rechtsvorschrift zu geben. Er konnte
sich dabei auf eine umfassende Studie berufen, die der EMPL-Ausschuss (der sich nun als
assoziierter Ausschuss an der Arbeit beteiligte) in Auftrag gegeben hatte. In der am 14. März
2013 im Plenum verabschiedeten Entschließung118 wird die Vielfalt des Sektors innerhalb
Europas anerkannt und gleichzeitig die Bedeutung der Gegenseitigkeitsgesellschaften für die
Sozialwirtschaft und die Vorteile eines länderübergreifenden Bestehens dieser
Unternehmensform betont. Das Parlament erinnerte daran, dass es zu verschiedenen
Gelegenheiten ein Statut der Europäischen Gegenseitigkeitsgesellschaft gefordert hatte, und
forderte die Kommission auf, „rasch auf der Grundlage des Artikels 352 oder
möglicherweise des Artikels 114 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union
einen oder mehrere Vorschläge vorzulegen, durch die es Gegenseitigkeitsgesellschaften
gestattet wird, in einem europäischen und grenzübergreifenden Umfang tätig zu werden“.

Die Initiative des Parlaments ging mit laufenden Arbeiten der Kommission in diesem
Bereich einher: Eine Studie vom Oktober 2012 hatte ergeben, dass die Verabschiedung eines
Statuts nicht die einzige Lösung für das Problem der Gegenseitigkeitsgesellschaften ist, dass
aber andere Probleme gegeben sind wie nationale Beschränkungen, das Fehlen einschlägiger
Rechtsvorschriften in einigen Mitgliedstaaten sowie mangelndes Bewusstsein für dieses
Thema. Auf der Grundlage einer im Frühjahr 2013 durchgeführten öffentlichen Konsultation
setzte die Kommission ihre internen Vorbereitungen fort, um einen Vorschlag vorzulegen.

117 Mitteilung der Kommission vom 13. April 2011 „Binnenmarktakte – Zwölf Hebel zur Förderung von
Wachstum und Vertrauen: ‚Gemeinsam für neues Wachstum‘“ (COM(2011)0206), S. 15 Mitteilung der
Kommission vom 25. Oktober 2011 „Initiative für soziales Unternehmertum – Schaffung eines ‚Ökosystems‘
zur Förderung der Sozialunternehmen als Schlüsselakteure der Sozialwirtschaft und der sozialen Innovation“
(COM(2011)0682), S. 10.
118 Bericht des Rechtsausschusses A7-0018/2013, Entschließung des Europäischen Parlaments vom 14. März
2013 mit Empfehlungen an die Kommission zum Statut der Europäischen Gegenseitigkeitsgesellschaft (P7_TA-
PROV(2013)0094).
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Man kann daher mit Sicherheit behaupten, dass der Initiativbericht die Arbeit der
Kommission in diesem Bereich angespornt hat.

In Bezug auf die Europäische Privatgesellschaft gab die Kommission in ihrer REFIT-
Untersuchung119 gegen Ende des Jahres 2013 bekannt, dass sie ihren Vorschlag zurückziehen
wird. Trotz der großen Unterstützung durch das Parlament und die Unternehmen konnte die
notwendige einstimmige Unterstützung des Rates nicht erreicht werden. Folglich reichte die
Kommission im April 2014 einen Vorschlag für eine Richtlinie über Gesellschaften mit
beschränkter Haftung mit einem einzigen Gesellschafter120 ein. Damit sollten dieselben
Probleme angegangen werden, die im Vorschlag für das Statut der Europäischen
Privatgesellschaft behandelt worden waren, vor allem die Schwierigkeiten
(Verwaltungsaufwand, Kosten) für KMU bei Tätigkeiten außerhalb ihres Landes und bei der
Gründung von Tochtergesellschaften. Da der Vorschlag nach der letzten Sitzung der siebten
Wahlperiode eingereicht wurde, muss der Rechtsausschuss seine Arbeit an diesem Dossier in
der nächsten Wahlperiode beginnen.

4. Rechtsvorschriften über geistiges Eigentum

Das Kommissionsmitglied für Binnenmarkt und
Dienstleistungen, Michel Barnier, sagte einmal, das geistige
Eigentum sei das Rückgrat einer wettbewerbsfähigen
europäischen Wirtschaft, da dadurch Arbeitsplätze geschaffen
und Verbrauchern und Unternehmen innovative Produkte und
Dienstleistungen zur Verfügung gestellt werden. Erfinder,
Komponisten, Künstler und Designer erhalten dadurch eine
Anerkennung für ihre Bemühungen und werden angespornt,
innovativ und kreativ zu sein. Durch die
Informationsgesellschaft und die vielen Möglichkeiten des
Internets wurde die Situation jedoch komplizierter, und es wurden Lücken und Mängel im
derzeitigen System zum Schutz des geistigen Eigentums aufgezeigt. Gleichzeitig wurde
deutlich, dass die Gesellschaft vor einem Dilemma steht, in dem die schiere Geschwindigkeit
der technologischen Entwicklung jede neue Rechtsvorschrift veraltet erscheinen lässt, bevor
sie in die Gesetzbücher aufgenommen wird. Ein weiteres Merkmal dieser Gesellschaft ist die
Schwierigkeit, ein Gleichgewicht zwischen der Gewährung eines virtuellen Monopols für
den Inhaber der Rechte und den Bedürfnissen der gesamten Gesellschaft herzustellen.

Im Vertrag von Lissabon wird in Artikel 118 AEUV eine neue Rechtsgrundlage für
Rechtsvorschriften über geistiges Eigentum eingeführt. Sie könnte in Zukunft als
Rechtsgrundlage für die Einführung neuer europäischer Schutzrechte für geistiges Eigentum,
wie eines einheitlichen Urheberrechts für die EU, dienen. Die häufigste Rechtsgrundlage für
Rechtsakte zu Rechten des geistigen Eigentums ist Artikel 114 AEUV, der als allgemeine
Rechtsgrundlage für die Angleichung der Rechtsvorschriften im Hinblick auf die
Verwirklichung und das Funktionieren des Binnenmarkts dient. Es werden aber auch andere
Rechtsgrundlagen verwendet, wie jene bezüglich der Niederlassungsfreiheit und des freien
Dienstleistungsverkehrs.

In der siebten Wahlperiode war die Kommission bei der Vorlage neuer Vorschläge in diesem
Bereich besonders aktiv. Der Rechtsausschuss befasste sich mit Legislativvorschlägen über:

119 Mitteilung der Kommission vom 2. Oktober 2013 „Effizienz und Leistungsfähigkeit der Rechtsetzung
(REFIT): Ergebnisse und Ausblick“ COM(2013)0685.
120 Vorschlag der Kommission vom 9. April 2014 für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates über Gesellschaften mit beschränkter Haftung mit einem einzigen Gesellschafter (COM(2014)0212).
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(i) gewerbliches Eigentum, insbesondere Marken und Patente, (ii) Urheberrechte und (iii)
Maßnahmen zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums.

Der Rechtsausschuss veranstaltete mehrere öffentliche Anhörungen (z. B. am 10. November
2009 über verwaiste Werke und den Zugang zu Werken für Sehbehinderte, am 23. März
2010 organisierte er gemeinsam mit dem Ausschuss für Kultur und Bildung die Anhörung
„Die Digitalisierung von Büchern und Urheberrecht: Sticht eines das andere aus?“, am
11. Oktober 2011 die Anhörung „Auf der Schwelle zum einheitlichen Patentschutz in
Europa“, am 18. März 2013 die Anhörung über die kollektive Wahrnehmung von Urheber-
und verwandten Schutzrechten und realisierbare Lösungen, am 8. Juli 2013 über das
Markenpaket, am 9. Juli 2013 über „Rechtliche Aspekte freier und quelloffener Software“,
am 17. September 2013 über „Abgaben für Privatkopien“ und am 5. November 2013 über
die „Umsetzung des Patentpakets“ und den aktuellen Stand darüber).

Der Rechtsausschuss führte auch entsprechend seinen Aufgaben Meinungsaustausch mit dem
zuständigen EU-Kommissar Michel Barnier, dem früheren Kommissar António Vitorino, der
seine „Empfehlungen aus dem Vermittlungsverfahren zu Abgaben auf Privatkopien und
Reproduktionen“ unterbreitete, und mit dem Präsidenten des Harmonisierungsamts für den
Binnenmarkt (HABM) António Campinos.

Beim Thema Urheberrecht sollte die Arbeitsgruppe zum Urheberrecht genannt werden, die
bereits während der sechsten Wahlperiode eingesetzt wurde, ihre Tätigkeit aber in der
siebten Wahlperiode mit neuen Mitgliedern fortsetzte.

4.1. Gewerbliches Eigentum

Patente

Ein Patent ist ein Rechtstitel, der für eine Erfindung technischer Art gewährt werden kann,
sofern sie neu ist, auf einer erfinderischen Tätigkeit beruht und gewerblich anwendbar ist.
Ein Patent bietet dem Inhaber die Möglichkeit, Dritten die Herstellung, die Nutzung oder den
Verkauf der Erfindung ohne seine vorherige Zustimmung zu untersagen.

Heute können diese Erfindungen in Europa entweder durch nationale Patente geschützt
werden, die von den zuständigen nationalen Behörden gewährt werden, oder durch
europäische Patente, die auf zentraler Ebene vom Europäischen Patentamt (EPA) verwaltet
werden. Diese Patente werden nach dem Europäischen Patentübereinkommen (EPÜ) aus
dem Jahr 1973 geregelt, eine zwischenstaatliche Übereinkunft zwischen 38 europäischen
Staaten, wobei alle 28 Mitgliedstaaten der EU, aber nicht die EU selbst beteiligt sind. Im
Europäischen Patentübereinkommen wird ein zentralisiertes Verfahren für die Gewährung
europäischer Patente festgelegt. Grundlage des Verfahrens ist ein einziger Patentantrag, der
in einer der drei Amtssprachen des EPA – Englisch, Französisch oder Deutsch – bearbeitet
wird. Ein vom EPA – einer von der EU unabhängigen Organisation – ausgestelltes Patent
muss jedoch in allen Ländern, in denen Patentschutz angestrebt wird, validiert werden. Das
Validierungsverfahren ist mit hohen Kosten, vor allem für die Übersetzung, verbunden,
dadurch wird Patentschutz in der EU dreizehn Mal so teuer wie in den USA.

Seit den Sechzigerjahren wird versucht, ein einheitliches Patent einzuführen, das für alle
europäischen Länder gilt, aber diese Bemühungen waren bis vor Kurzem erfolglos, was auf
mehrere Ursachen, vor allem aber auf die anwendbare Sprachregelung und das
Patentgerichtssystem zurückgeführt werden kann.

Im Jahr 2000 schlug die Kommission vor, durch eine Verordnung ein Gemeinschaftspatent
einzuführen. Dadurch sollte ein einheitlicher Patenttitel geschaffen werden, der in allen
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Mitgliedstaaten anwendbar ist. Im Jahr 2003 vereinbarten die Mitgliedstaaten ein
gemeinsames Vorgehen, konnten aber keine endgültige Einigung erzielen, gerade bezüglich
der Einzelheiten der Übersetzungsregelung. Nach einer umfassenden Konsultation im Jahr
2006 legte die Kommission im April 2007 eine Mitteilung121 vor, in der sie ihr Engagement
für ein Gemeinschaftspatent bekräftigte und die Verhandlungen in den Mitgliedstaaten
wieder aufnahm.

Bei der 2982. Tagung des Rates Wettbewerbsfähigkeit (Binnenmarkt, Industrie und
Forschung) vom 4. Dezember 2009 verabschiedeten die Mitgliedstaaten einstimmig
Schlussfolgerungen zur Verbesserung des Patentsystems in Europa, in denen mit Ausnahme
der Regelung für die Übersetzungsleistungen die wichtigsten Merkmale des EU-Patents
festgelegt werden. Sie bestätigten, dass das Thema in einer neuen Verordnung behandelt
werden muss. Die Kommission legte dann im Juli 2010 eine Verordnung über die Regelung
der Übersetzungsleistungen für die EU vor. Trotz aller Bemühungen des belgischen
Ratsvorsitzes konnte aber im Rat keine einstimmige Einigung über die Regelung für
Übersetzungsleistungen erzielt werden. Im Dezember 2010 bestätigte der Rat
Wettbewerbsfähigkeit, dass es unüberwindbare Schwierigkeiten gab, die die Einführung
einer derartigen, Regelung unter Berücksichtigung der einschlägigen Bestimmungen der
Verträge innerhalb einer angemessenen Frist unmöglich machten.

Nach der Zustimmung des Parlaments122 (Berichterstatter: Klaus-Heiner Lehne, PPE, DE),
genehmigte der Rat am 10. März 2011 die verstärkte Zusammenarbeit im Bereich der
Schaffung eines einheitlichen Patentschutzes. Der ursprüngliche Antrag kam von zwölf
Mitgliedstaaten (Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Deutschland, Litauen,
Luxemburg, den Niederlanden, Polen, Slowenien, Schweden und dem Vereinigten
Königreich), später folgten weitere 13 Mitgliedstaaten, die einen Beitritt zur
Zusammenarbeit beantragten, bevor der Beschluss des Rates verabschiedet wurde (Belgien,
Österreich, Irland, Portugal, Malta, Bulgarien, Rumänien, Tschechische Republik, Slowakei,
Ungarn, Lettland, Griechenland und Zypern). Insgesamt haben sich 25 Mitgliedstaaten der
verstärkten Zusammenarbeit angeschlossen123. Italien und Spanien beschlossen, sich nicht
anzuschließen.

Am 13. April 2011 verabschiedete die Kommission einen Vorschlag für eine Verordnung
über die Umsetzung der Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der Schaffung eines
einheitlichen Patentschutzes124. Der Vorschlag wurde durch einen Vorschlag für eine
Verordnung des Rates über die Umsetzung der Verstärkten Zusammenarbeit bei der
Schaffung eines einheitlichen Patentschutzes im Hinblick auf die anzuwendenden
Übersetzungsregelungen125 ergänzt.

Um den einheitlichen Patentschutz zu verwirklichen und eine vollständige und erfolgreiche
Umsetzung der verstärkten Zusammenarbeit zu ermöglichen, muss ein angemessener
Rechtsschutz bei europäischen Patentstreitigkeiten sichergestellt werden. Der

121 Mitteilung der Kommission vom 3. April 2007 an das Europäische Parlament und den Rat – Vertiefung des
Patentsystems in Europa COM(2007)0165.
122 Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. Februar 2011 zu dem Entwurf für einen
Beschluss des Rates über die Ermächtigung zu einer verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der Schaffung
eines einheitlichen Patentschutzes (2010/0384(NLE))
123 Da Kroatien am 1. Juli 2013 der EU beigetreten ist, steht die verstärkte Zusammenarbeit auch diesem
Mitgliedstaat offen.
124 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die Umsetzung der
Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der Schaffung eines einheitlichen Patentschutzes COM(2011)0215.
125 Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Umsetzung der Verstärkten Zusammenarbeit bei der
Schaffung eines einheitlichen Patentschutzes im Hinblick auf die anzuwendenden Übersetzungsregelungen
COM(2011)0216.
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Rechtsausschuss beschloss, einen Initiativbericht über das Gerichtssystem für
Patentstreitigkeiten126 auszuarbeiten. Gleichzeitig führten die Mitgliedstaaten, die sich an der
verstärkten Zusammenarbeit beteiligten, Verhandlungen über ein internationales
Übereinkommen, um dieses Rechtsprechungssystem in die Wege zu leiten.

Die beiden Vorschläge und der Entwurf für ein Übereinkommen bildeten das sogenannte
„Patentpaket“ zwischen dem Parlament und dem Rat, bei dem Bernhard Rapkay (S&D, DE)
als Berichterstatter für die Hauptverordnung, Raffaele Baldassarre (PPE, IT) als
Berichterstatter für die Übersetzungsregelungen und Klaus-Heiner Lehne (PPE, DE) für den
Initiativbericht über das Gerichtssystem für Patentstreitigkeiten verantwortlich waren.

Eine erste Einigung zwischen dem Rat und dem Parlament über die beiden Verordnungen
des Patentpakets konnte am 2. Dezember 2011 erzielt werden. Da die Verhandlungen
zwischen den Mitgliedstaaten bezüglich des Sitzes des einheitlichen Patentgerichts länger
dauerten und aufgrund des Beschlusses der Staats- und Regierungschefs127, Artikel 6 und 8
der Verordnung über einen einheitlichen Patentschutz zu streichen, wodurch die
ursprüngliche Vereinbarung mit dem Parlament verletzt wurde, konnte eine endgültige
Einigung zwischen dem Parlament und dem Rat über das Patentpaket und dessen
Verabschiedung erst im Dezember 2012 durchgesetzt werden.

Laut der Verordnung wird nach dem derzeitigen Verfahren beim EPA ein Antrag für ein
Europäisches Patent eingereicht. Nach der Gewährung des Patents kann die einheitliche
Wirkung im Europäischen Patentregister eingetragen werden und gilt dann in allen
teilnehmenden Mitgliedstaaten.

In der Verordnung über die Übersetzungsregelung wird festgelegt, dass die Antragsteller das
Patent in jeder beliebigen Sprache einreichen können und es dann in eine der Amtssprachen
des EPA (EN, FR und DE) übersetzt wird. Bis zu einer bestimmten Obergrenze werden die
Übersetzungskosten für KMU, natürliche Personen, gemeinnützige Organisationen,
Universitäten und öffentliche Forschungseinrichtungen, die ihren Sitz in der EU haben und
den Antrag in einer anderen EU-Sprache einreichen, übernommen. Der Antragsteller muss
die Übersetzung der Patentansprüche, mit denen der Umfang des Patentschutzes für die
Erfindung abgesteckt wird, in die beiden anderen Sprachen übernehmen. Übersetzungen in
die anderen Sprachen der 25 teilnehmenden Mitgliedstaaten sind nicht notwendig.

Beide Verordnungen traten zu Beginn des Jahres 2013 in Kraft und gelten ab dem 1. Januar
2014 oder ab dem Tag des Inkrafttretens des Übereinkommens über ein Einheitliches
Patentgericht (EPG-Übereinkommen), je nachdem, welcher der spätere Zeitpunkt ist.

Im EPG-Übereinkommen ist eine zentralisierte Patentgerichtsbarkeit für alle teilnehmenden
Mitgliedstaaten vorgesehen. Das EPG wird vor allem in Bezug auf Rechtsstreitigkeiten in
Zivilsachen exklusive Zuständigkeit, wobei Gültigkeit sowohl für klassische Europäische
Patente als auch für Europäische Patente mit einheitlicher Wirkung gegeben sein wird. Es hat
außerdem die Zuständigkeit für ergänzende Schutzzertifikate in Bezug auf Produkte, die
durch ein Europäisches Patent mit oder ohne einheitliche Wirkung geschützt sind.

Das Einheitliche Patentgericht wird ein Gericht erster Instanz, ein Berufungsgericht und eine
Kanzlei umfassen. Das Gericht erster Instanz ist in lokale und regionale Kammern sowie
eine Zentralkammer unterteilt. Der Sitz des Berufungsgerichts ist Luxemburg, während der
Sitz der Zentralkammer des Gerichts erster Instanz Paris ist. In London und München wird es
spezialisierte Sektionen der Zentralkammer geben. Alle Spruchkörper der neuen
Gerichtsstände werden multinational zusammengesetzt sein. Sie müssen außerdem aus

126 (2011/2176(INI)).
127 Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 29. Juni 2012.
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rechtlich qualifizierten Richtern bestehen und je nach Sachlage auch technisch qualifizierte
Richter einschließen. Alle Richter müssen die Gewähr für höchste fachliche Qualifikation
und nachgewiesene Erfahrung auf dem Gebiet der Patentstreitigkeiten bieten.

Das EPG-Übereinkommen tritt am ersten Tag des vierten Monats nach dem Tag der
Hinterlegung der 13. Ratifikationsurkunde in Kraft, vorausgesetzt, dass zu den
Vertragsstaaten, die ihre Ratifikations- oder Beitrittsurkunde hinterlegt haben, auch das
Vereinigte Königreich, Frankreich und Deutschland gehören. Bisher haben nur Österreich
und Frankreich den Ratifizierungsprozess abgeschlossen.

In der Zwischenzeit beschloss Spanien am 22. März 2013, die Verordnungen vor dem
Gerichtshof infrage zu stellen, und reichte zwei Klagen gegen das Parlament und den Rat128

ein.

Marken

Der gegenwärtige EU-Rechtsrahmen für Marken umfasst die Richtlinie über die Marken129,
die die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten und die Verordnung über die
Gemeinschaftsmarke130, in der ein unabhängiges System für die Eintragung einheitlicher
Rechte mit einheitlicher Wirkung für die gesamte EU eingeführt wird. Gleichzeitig wurde
das Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (HABM) errichtet, dem die Zuständigkeit für
die Eintragung und Verwaltung von Gemeinschaftsmarken übertragen wurde.

Heute können Unternehmen entweder eine Gemeinschaftsmarke oder eine nationale Marke
beantragen. Einige Benutzer benötigen entweder keine EU-weite Gemeinschaftsmarke oder
können keine bekommen, weil die Marke bereits in einem anderen Mitgliedstaat eingetragen
wurde. Außerdem können vor allem KMU durch die Gebühren für das HABM von der
Beantragung der Gemeinschaftsmarke abgeschreckt werden.

Sowohl die Richtlinie als auch die Verordnung wurden regelmäßig vom Gerichtshof
ausgelegt. Einige seiner Urteile – vor allem die Rechtssache L'Oréal131 – wurden von
Rechtsexperten kritisiert, die der Ansicht sind, dass dadurch die Meinungsfreiheit sowohl im
nicht kommerziellen (z. B. Parodie oder Kritik einer Marke) als auch im kommerziellen
Bereich (z. B. als Vergleich zu Marketingzwecken) eingeschränkt wird. Andere waren der
Ansicht, die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes verlagere den Schwerpunkt des
Markenrechts effektiv weg von einer Gewährleistung der Authentizität von Produkten und
hin zum Schutz von Markennamen und Vertriebswegen.

Am 27. März 2013 legte die Kommission das seit langem erwartete Reformpaket zum
Markenrecht vor, das aus zwei Legislativvorschlägen (einem Vorschlag für die
Überarbeitung der Verordnung über die Gemeinschaftsmarke132 und einer Neufassung der
Richtlinie über die Marken133) und einem Vorschlag für einen Durchführungsrechtsakt zur

128 Königreich Spanien/Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union (Rechtssache C-146/13),
Königreich Spanien/Rat der Europäischen Union (Rechtssache C-147/13).
129 Richtlinie 89/104/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988, kodifiziert als Richtlinie 2008/95/EG.
130 Verordnung (EG) Nr. 40/94 des Rates vom 20. Dezember 1993 über die Gemeinschaftsmarke, kodifiziert als
Verordnung (EG) Nr. 207/2009.
131 Rechtssache C-324/09 L'Oréal u. a.Slg. 2011.
132 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung
(EG) Nr. 207/2009 des Rates über die Gemeinschaftsmarke COM(2013)0161.
133 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Marken (Neufassung) COM(2013)0162.
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Überarbeitung der Verordnung über die an das HABM zu entrichtenden Gebühren134

bestand.

Gesamtziel des Pakets war die Umsetzung einer gezielten Modernisierung der
Registrierungssysteme in der gesamten EU, um den Schutz der Marken kostengünstiger,
schneller, verlässlicher und vorhersehbar zu machen. Um dies zu erreichen, umfassten die
Vorschläge der Kommission auch die Einführung eines sowohl auf europäischer als auch auf
nationaler Ebene anzuwendenden Systems, nach dem für jede Klasse Gebühren erhoben
werden, um die Zusammenarbeit zwischen dem HABM und den nationalen Markenämtern
und eine weitere Harmonisierung der nationalen Verfahren zu fördern.

Eine neue Regelung würde Verbraucher daran hindern, mit einer Marke bezeichnete
Produkte ohne die Zustimmung des Markeninhabers außerhalb der EU (z. B. im Internet) zu
kaufen. Eine weitere Vorschrift würde den Markeninhabern die Möglichkeit geben, den
Import von Produkten mit ihrer Marke in die EU ohne ihre Zustimmung zu verhindern, auch
wenn sich die Produkte lediglich auf der Durchfuhr in ein Drittland befinden. Außerdem ist
eine Anpassung der Namen vorgesehen, von Gemeinschaftsmarke zu „Europäische Marke“
und von HABM zu „Europäische Agentur für Marken und Design“ (AMD).

Im Januar 2014 verabschiedete der Rechtsausschuss (Berichterstatterin: Cecilia Wikström,
ALDE, Schweden) zwei Berichte zu diesem Paket. Darin wurden Probleme zur
Meinungsfreiheit und des Wettbewerbs behandelt: Der Bericht würde die Verwendung einer
Marke durch Dritte zu Parodiezwecken, als künstlerische Ausdrucksform, als Kritik oder
Kommentar ausdrücklich ermöglichen. Unternehmen, die Alternativprodukte anbieten, und
Vertriebspartner der echten Erzeugnisse könnten die Marken Dritter verwenden. Die Regeln,
durch die die Markeninhaber Importe verhindern können, würden mit den Interessen der
Verbraucher abgewogen, sodass private Importe der Verbraucher nur verhindert werden
können, wenn die Produkte gefälscht sind. Ebenso müssten die Regeln über Waren auf dem
Transitweg geändert werden, um eine Einfuhr der mit einer Marke gekennzeichneten
Produkte in die EU ohne die Zustimmung des Inhabers zu ermöglichen, wenn die Marke
nicht im Endbestimmungsland registriert ist. In Bezug auf die Terminologie werden im
Bericht die Begriffe „Marke der Europäischen Union“ und „EU-Agentur für geistiges
Eigentum“ vorgezogen. Die Regelungen bezüglich der an die EU-Agentur für geistiges
Eigentum zu entrichtenden Gebühren könnten in die Verordnung über die Marken
eingeschlossen werden, und damit könnte die Kommission sie nicht mehr durch
Durchsetzungsrechtsakte ändern. Der Haushaltsüberschuss der Agentur würde nicht zurück
zur EU oder zum Haushalt der Mitgliedstaaten fließen, sondern in die Agentur reinvestiert.

Beide Berichte wurden vom Plenum mit großer Mehrheit angenommen135136. Infolge
bestimmter Änderungsanträge einer Fraktion kann der Import von Waren auf der Durchfuhr
vom Markeninhaber noch immer verhindert werden, abgesehen von der reibungslosen
Durchfuhr von Generika.

134 Verordnung (EG) Nr. 2869/95 vom 13. Dezember 1995 über die an das Harmonisierungsamt für den
Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle) zu entrichtenden Gebühren.
135 Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 25. Februar 2014 zu dem Vorschlag für eine
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Marken (Neufassung) (2013/0089(COD)).
136 Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 25. Februar 2014 zu dem Vorschlag für eine
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung des Rates (EG)
Nr. 207/2009 über Gemeinschaftsmarken (2013/0088(COD)).
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Der Rat hat noch keinen einheitlichen Ansatz zum Markenpaket festgelegt. Daher wird das
nächste Parlament in diesem Bereich Verhandlungen führen und schließlich eine mögliche
Gesamteinigung anstreben müssen.

4.2. Urheberrecht

Arbeitsgruppe Urheberrecht

Der Rechtsausschuss beschloss in seiner Sitzung vom 5./6. Oktober 2009, eine
Arbeitsgruppe für Urheberrecht einzusetzen, die aus Mitgliedern des Rechtsausschusses, des
Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie, des Ausschusses für Binnenmarkt und
Verbraucherschutz und des Ausschusses für Kultur und Bildung zusammengesetzt war. Die
Arbeitsgruppe wurde von Marielle Gallo (JURI, PPE, FR) koordiniert137. Sie setzte die
Arbeit eines vergleichbaren Gremiums fort, das der Rechtsausschuss in der vorangegangenen
Wahlperiode eingesetzt hatte.

Ziel der Arbeitsgruppe Urheberrecht war die Überarbeitung der Politik im Bereich des
Urheberrechts innerhalb des Rechtsrahmens der Europäischen Union, um die
Herausforderungen und die Zukunftsperspektiven des Urheberrechts in der Europäischen
Union vor allem in Bezug auf den technischen Fortschritt und die Informationsgesellschaft
zu prüfen.

Die Arbeitsgruppe verfasste drei Arbeitsdokumente, die dem Rechtsausschuss in
unterschiedlichen Sitzungen vorgelegt wurden: das erste „Copyright and the digitisation of
books“ (Urheberrecht und Bücherdigitalisierung), das zweite „Copyright in the music and
audiovisual sectors“ (Urheberrecht in der Musik und im audiovisuellen Bereich) und das
dritte mit dem Titel „Copyright, Territoriality, Collective Management and Remuneration“
(Urheberrecht, Territorialität, kollektive Verwaltung und Vergütung).

Folgerecht138

Als Reaktion auf den Bericht der Kommission über die Umsetzung
und die Auswirkungen der Folgerecht-Richtlinie (2001/84/EG),139

der am 14. Dezember 2011 veröffentlicht wurde, beschloss der
Rechtsausschuss, einen Initiativbericht über die Umsetzung und die
Auswirkungen der Folgerecht-Richtlinie (Berichterstatterin:
Marielle Gallo; PPE, FR) auszuarbeiten.

In dem Bericht wird der Standpunkt des Parlaments zu den im
Bericht behandelten Angelegenheiten wiedergegeben.

Das Parlament weist darauf hin, dass das Folgerecht am Kunstmarkt nur einen sehr kleinen
Anteil (0,03 %) ausmacht, dass dieser Markt aber wichtig ist, damit Künstler und ihre Erben
eine gerechte Vergütung erhalten. Es betonte auch, dass die in den Bericht der Kommission
aufgenommenen Studien und Statistiken des Kunstmarkts nicht den Schluss zulassen, dass
das Folgerecht nachteilige Auswirkungen auf den Standort des Kunstmarkts und seinen
Umsatz hat.

137 Mitglieder der Arbeitsgruppe waren: Marielle Gallo (JURI, PPE), Luigi Berlinguer (JURI, S&D), Cecilia
Wikström (JURI, ALDE), Eva Lichtenberger (JURI, Verts), Francesco Enrico Speroni (JURI, EFD), Jiří
Maštálka (JURI, GUE), Sajjad Karim (JURI, ECR), Catherine Trautmann (ITRE, S&D), Pablo Arias Echeverria
(IMCO, PPE) und Morten Løkkegaard (CULT, ALDE).
138 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 20. November 2012 zu dem Bericht über die Umsetzung
und die Auswirkungen der Folgerecht-Richtlinie (2001/84/EG) (2012/2038(INI)).
139 COM(2011)0878 endgültig.
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Lydia Geringer de Oedenberg S&D, PL, Berichterstatterin für
das Thema verwaiste Werke

Das Parlament hielt es für verfrüht, die Richtlinie 2014 einer erneuten Überprüfung zu
unterziehen, und schlug der Kommission vor, diese Überprüfung 2015, also vier Jahre nach
der im Dezember 2011 vorgenommenen Bewertung, durchzuführen. Im nächsten
Bewertungsbericht sollten nach Ansicht des Parlaments die Angemessenheit der geltenden
Sätze, die Schwellenwerte und die Bedeutung von Gruppen der von der Richtlinie
Begünstigten erneut geprüft werden.

Das Parlament begrüßte die von Drittstaaten (China, USA) ergriffenen Initiativen zur
Einführung des Folgerechts und forderte die Kommission auf, sich auf multilateralen Foren
auch weiterhin dafür einzusetzen, die Position des europäischen Kunstmarkts in der Welt zu
stärken.

Das Parlament stellte fest, dass die Kommission eng mit den Akteuren zusammenarbeiten
muss, um die Position des europäischen Kunstmarkts zu stärken, und empfahl, bestimmte
Probleme, wie den „Kaskadeneffekt“ und die administrativen Schwierigkeiten, vor denen
kleinere und spezialisierte Auktionshäuser und Händler stehen, anzugehen.

Verwaiste Werke

Ein Werk gilt als verwaist, wenn der Rechteinhaber nicht ermittelt, oder, selbst wenn
ermittelt, nicht ausfindig gemacht werden kann.

Die Digitalisierung und Verbreitung verwaister Werke ist eine besondere kulturelle und
wirtschaftliche Herausforderung: Das Fehlen eines bekannten Rechteinhabers bedeutet, dass
kulturelle Einrichtungen nicht in der Lage sind, die erforderliche Genehmigung
beispielsweise für die Digitalisierung eines Buches zu erhalten. Verwaiste Werke machen
einen wesentlichen Anteil der Bestände in Europas Kulturinstitutionen aus (die British
Library geht beispielsweise davon aus, dass 40 Prozent ihrer urheberrechtlich geschützten
Bestände, also insgesamt 150 Millionen Werke, verwaiste Werke sind).

Im Rahmen der Strategie für den Schutz der Rechte des geistigen Eigentums verabschiedete
die Kommission am 24. Mai 2011 einen Vorschlag zur Einführung gemeinsamer
Vorschriften über die
Digitalisierung und die Online-
Verfügbarkeit der sogenannten
„verwaisten Werke“.140

Wichtigstes Ziel des Vorschlags
der Kommission ist die Schaffung
eines Rechtsrahmens, damit ein
rechtmäßiger,
grenzüberschreitender Online-
Zugang zu verwaisten Werken
möglich wird, die sich in den
digitalen Online-Bibliotheken
oder -Archiven befinden, welche
von den im Vorschlag genannten Einrichtungen betrieben werden, wenn diese verwaisten
Werke grundsätzlich im Einklang mit den im öffentlichen Interesse liegenden Aufgaben der
Bibliotheken oder Archive genutzt werden.

Die Richtlinie, die aus den Verhandlungen mit dem Parlament (Berichterstatterin: Lydia
Geringer de Oedenberg, S&D, Polen) und dem Rat entstand, enthält Bestimmungen darüber,

140 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über bestimmte zulässige Formen
der Nutzung verwaister Werke COM(2011)0289.
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wie ein Werk als verwaistes Werk einzuordnen ist. Es wird festgelegt, dass eine
Kulturorganisation, die ein Werk digitalisieren und zugänglich machen möchte, eine
sorgfältige Suche nach dem Inhaber der Urheberrechte durchführen muss. Bei dieser Suche
soll sie Möglichkeiten wie Datenbanken und Verzeichnisse heranziehen. Ein solches
Instrument im Bereich des Verlagswesens ist das Register ARROW (Accessible Registry of
Rights Information and Orphan Works). Man hofft, dass auch in anderen Bereichen
vergleichbare, zentrale Informationsdatenbanken über Rechte aufgebaut werden. Dadurch
würde eine zuverlässige und sorgfältige Suche wesentlich einfacher.

Zweitens wird in der Richtlinie festgelegt, dass ein Werk als verwaistes Werk anerkannt
wird, wenn die Identität und der Aufenthaltsort des Inhabers der Urheberrechte trotz einer
sorgfältigen Suche nicht ermittelt werden können. Dieser Status gilt dann nach dem
Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung in der gesamten Europäischen Union. Das
bedeutet, dass ein Werk nach seiner Einstufung als verwaistes Werk EU-weit als solches
anerkannt werden muss und dass die Organisationen es in allen Mitgliedstaaten online zur
Verfügung stellen dürfen. In der Richtlinie ist auch die Einführung eines einheitlichen
europäischen Registers für alle anerkannten verwaisten Werke vorgesehen, das vom HABM
erstellt und verwaltet wird.

Drittens werden in der Richtlinie die zulässigen Formen der Nutzung verwaister Werke
festgelegt. Die begünstigten Organisationen werden das Recht haben, verwaiste Werke zu
nutzen, um ihre im öffentlichen Interesse liegenden Aufgaben zu erfüllen. Sie können
öffentlich-private Partnerschaften mit kommerziellen Partnern schließen, um Erträge aus der
Nutzung verwaister Werke zu erzielen und damit die Kosten für die Digitalisierung zu
decken.

Die Richtlinie sieht auch einen Mechanismus vor, durch den ein wieder aufgetauchter
Rechteinhaber seine Urheberrechte geltend machen und den „Waisenstatus“ des Werks
beenden kann.

Die Richtlinie wurde von vielen Mitgliedern kritisiert, unter anderem waren auch jene, die
dafür gestimmt hatten, der Ansicht, sie sei nicht ehrgeizig genug. Die Gefahr, dem
wiederaufgetauchten Rechteinhaber gegenüber schadenersatzpflichtig zu werden, sowie das
Verbot geschäftlicher Vorteile für die Unternehmen, die das Risiko aufnehmen, könnten
dazu führen, dass die Nutzung der verwaisten Werke für Bibliotheken und Archive zu riskant
wird.

Kollektive Wahrnehmung von Rechten

Nach einem der wichtigsten Grundsätze des Urheberrechts verfügen die Urheber von
literarischen, künstlerischen, musikalischen und anderen Orginalwerken sowie die Inhaber
der verwandten Rechte über das ausschließliche Recht, die Nutzung ihrer Werke zu
genehmigen oder zu verbieten. Die Urheber und die Inhaber verwandter Schutzrechte
können diese Rechte entweder individuell oder kollektiv wahrnehmen. Bei der individuellen
Wahrnehmung der Rechte verhandeln die Rechteinhaber direkt mit dem kommerziellen
Nutzer des geschützten Werks. Werden die Rechte kollektiv wahrgenommen, ermächtigen
die Rechteinhaber eine Verwertungsgesellschaft, ihre Interessen zu schützen und ihre Rechte
für sie zu verwalten.

Die individuelle Wahrnehmung von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten ist
komplex und kann in Bezug auf bestimmte Nutzungsarten sehr schwierig sein (wie
öffentliche Aufführung von Musikwerken). Außerdem ist die individuelle Wahrnehmung der
Rechte in vielen Fällen durch die rasche Entwicklung neuer Technologien nicht mehr
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möglich. Praktische Schwierigkeiten bei der individuellen Wahrnehmung von Rechten
führten zur Entwicklung von Verwertungsgesellschaften.

Wie das Urheberrecht beruhte auch die kollektive Wahrnehmung von Schutzrechten
traditionell auf dem Grundsatz der Territorialität. Daraus folgt, dass eine
Verwertungsgesellschaft die Tantiemen für eine gesamte Kategorie von Rechteinhabern auf
der Grundlage der nationalen Gesetze des jeweiligen Gebietes und innerhalb der Grenzen
dieses Gebietes verwaltet, überwacht, einzieht und verteilt. Die meisten
Verwertungsgesellschaften leiten ihre Existenz aus den Rechten ab, die ihnen auf nationaler
oder territorialer Grundlage und manchmal unter dem Schutz einer staatlichen Lizenz
gewährt oder anvertraut werden.

Im Musikbereich beispielsweise gewähren die Verwertungsgesellschaften im Allgemeinen
Lizenzen für mehrere Repertoires jedoch nur für ein Gebiet. Normalerweise schließen die
Verwertungsgesellschaften bilaterale Abkommen mit Verwertungsgesellschaften anderer
Länder ab, um die gegenseitige Vertretung ihrer jeweiligen Repertoires sicherzustellen.
Durch diese Abkommen ist jede der Verwertungsgesellschaften berechtigt, im Land ihres
Standorts nicht nur das Repertoire ihrer eigenen Mitglieder, sondern auch jenes der
verbundenen Verwertungsgesellschaften zu lizenzieren. Folglich können die kommerziellen
Nutzer sowohl für das lokale als auch für das internationale Repertoire bei einer einzigen
Verwertungsgesellschaft Lizenzen erhalten und sie im Hoheitsgebiet des Landes, in dem die
Verwertungsgesellschaft ihren Sitz hat, verwenden.

Aufgrund der Territorialität der Urheberrechte und der verwandten Schutzrechte haben die
Verwertungsgesellschaften de facto normalerweise eine Monopolstellung in ihrem
nationalen Gebiet. Da Monopole zur Verwendung von missbräuchlichen Praktiken wie
übertriebenen Lizenzgebühren führen könnten, fordern sowohl die Nutzer als auch die
Rechteinhaber im Allgemeinen größere Transparenz in Bezug auf Tarife, Kostenaufteilung
und Einnahmensverteilung.

Bisher wurde die kollektive Rechtewahrnehmung auf EU-Ebene nur am Rande behandelt.
EU-Richtlinien über Urheberrechte und verwandte Schutzrechte enthalten zwar Hinweise auf
die kollektive Rechtewahrnehmung, sie regeln jedoch nicht die Bedingungen der
Rechtewahrnehmung selbst. Die Regulierung der kollektiven Wahrnehmung blieb daher im
Zuständigkeitsbereich der Mitgliedstaaten. Zahlreiche Beispiele für schlechte Verwaltung
der Erlöse aus den Rechten und rückständige Zahlungen haben gezeigt, dass die Tätigkeit der
Verwertungsgesellschaften verbessert werden muss.

Die Kommission schlug im Juli 2012 eine Richtlinie141 vor, die allgemeine Bestimmungen
über die kollektive Wahrnehmung von Rechten in allen Sektoren, vor allem über die
Vergabe von Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte an Musikwerken enthält.

Während die internen Diskussionen im Parlament und im Rat über ein Jahr andauerten,
benötigten der litauische Ratsvorsitz und das Verhandlungsteam des Rechtsausschusses unter
der Führung von Marielle Gallo (PPE; Frankreich) weniger als sechs Monate, um eine
Einigung zu erreichen.

Mit der neuen Richtlinie wurden mehrere Reformen des derzeitigen Systems der
Verwertungsgesellschaften eingeführt. Es wurden Anforderungen festgelegt, die erforderlich
sind, um eine ordnungsgemäße Wahrnehmung von Urheber- und verwandten Schutzrechten
durch Organisationen für die kollektive Rechtewahrnehmung sicherzustellen. Ferner wurden

141 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die kollektive Wahrnehmung
von Urheber- und verwandten Schutzrechten und die Vergabe von Mehrgebietslizenzen für die Online-Nutzung
von Rechten an Musikwerken im Binnenmarkt COM(2012)0372.
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die Anforderungen an die Vergabe von Mehrgebietslizenzen durch Organisationen für die
kollektive Rechtewahrnehmung im Fall von Urheberrechten an Musikwerken für die Online-
Nutzung dargelegt. Die Richtlinie wirkte sich nicht nur auf die Tätigkeiten der
Verwertungsgesellschaften gegenüber den Rechteinhabern, sondern auch auf ihre
Governance und die Aufsicht über sie aus.

Die Rechteinhaber erhalten das Recht, für eine bestimmte Kategorie von Rechten oder
Werken eine Verwertungsgesellschaft auszuwählen, die sich außerhalb des Landes ihrer
Staatsangehörigkeit oder ihres Wohnsitzes befindet. Die Richtlinie enthält auch mehrere
Bestimmungen über die Informationen, die die Verwertungsgesellschaft den Rechteinhabern
zur Verfügung stellen muss, und legt für die Zahlung von Tantiemen an den Rechteinhaber
einen Höchstzeitraum von neun Monaten ab dem Ende des Geschäftsjahres fest, in dem die
Tantiemen eingezogen wurden.

In Bezug auf die Mehrgebietslizenzen muss eine Verwertungsgesellschaft laut der Richtlinie
zuerst bestimmte Kriterien erfüllen, bevor sie solche Lizenzen vergeben darf, dazu gehört
auch die Fähigkeit zur korrekten Zuordnung der Nutzung der Werke. Zudem werden mehrere
Pflichten in Bezug auf Berichterstattung und Transparenz festgelegt.
Verwertungsgesellschaften, die Mehrgebietslizenzen für ihr eigenes Repertoire anbieten,
müssen die Anfragen anderer Verwertungsgesellschaften annehmen und deren Repertoire für
Mehrgebietslizenzen zu denselben Bedingungen anbieten.

In der Richtlinie werden auch angemessene Streitbeilegungsverfahren zwischen
Verwertungsgesellschaften und zwischen den Nutzern ihrer Dienstleistungen gefordert. Die
Mitgliedstaaten sollen in ihren spezifischen Rechtsvorschriften zur Streitbeilegung festlegen,
dass die Benutzer auf einem Treuhandkonto einen einstweiligen Tarif hinterlegen, bis ein
Gericht oder eine Streitbeilegungsstelle eine endgültige und unwiderrufliche Entscheidung
über den umstrittenen Tarif getroffen hat.

Abgaben auf Privatkopien142

Abgaben auf Privatkopien sind „Vergütungen, die für Aufzeichnungsgeräte sowie Leerträger
in einigen Mitgliedstaaten zu entrichten sind, die eine gesetzliche Ausnahme für
Privatkopien eingeführt haben. Laut Econlaw (2007) wurden im Jahr 2006 in der
Europäischen Union für Privatkopien Abgaben in Höhe von 453 Mio. EUR für digitale
Geräte und Träger erhoben‟143. Abgaben auf Privatkopien sind daher für die Inhaber von
Urheberrechten eine wichtige Einkommensquelle. Dieses wichtige und heikle Thema wurde
lange Zeit in der Union erörtert, und es wurden unterschiedliche Lösungen in den
Mitgliedstaaten praktiziert und Anstrengungen auf der Ebene der EU unternommen, um das
Problem in Angriff zu nehmen.

142 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 27. Februar 2014 zu den Abgaben für Privatkopien
(2013/2114(INI))
143 Mitteilung der Kommission vom 24. Mai 2011 „Ein Binnenmarkt für Rechte des geistigen Eigentums:
Förderung von Kreativität und Innovation zur Gewährleistung von Wirtschaftswachstum, hochwertigen
Arbeitsplätzen sowie erstklassigen Produkten und Dienstleistungen in Europa“, S. 12.
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Am 24. Mai 2011 veröffentlichte die
Kommission eine Mitteilung mit dem Titel
„Ein Binnenmarkt für Rechte des geistigen
Eigentums: Förderung der Kreativität und
Innovation zur Gewährleistung des
Wirtschaftswachstums“144. Darin wird als
Element zur Schaffung eines umfassenden
Rahmens für Urheberrechte im digitalen
Binnenmarkt ein Mediationsverfahren für
Abgaben auf Privatkopien angestrebt, um
mögliche Ansätze für die Mechanismen

zur Harmonisierung der Abgaben für
Privatkopien auf EU-Ebene zu prüfen und
bis 2012 die Grundlage für umfassende
gesetzgeberische Maßnahmen auf EU-
Ebene zu schaffen. Im Jahr 2012 war das Thema der Abgaben auf Privatkopien denn auch
Gegenstand eines branchenbezogenen Mediationsverfahrens, das von der Kommission
gefördert und vom ehemaligen Kommissar António Vitorino geleitet wurde. In ihrer
Mitteilung vom 18. Dezember 2012 über Inhalte im digitalen Binnenmarkt145 gab die
Kommission bekannt, dass der Mediator zu Beginn des Jahres 2013 mehrere Empfehlungen
vorlegen würde. Die Ergebnisse dieses Mediationsverfahrens wurden am 31. Januar 2013 in
einem Dokument mit dem Titel „Empfehlungen aufgrund des Schlichtungsverfahrens
betreffend Abgaben für Privatkopien und sonstige Reproduktionsformen‟ vorgestellt.
Entsprechend den Bestrebungen der Kommission in ihrer Mitteilung sollten diese
Empfehlungen als Grundlage für die Konsequenzen in Bezug auf angemessene
Folgemaßnahmen dienen.

Das Thema Abgaben auf Privatkopien steht in engem Zusammenhang mit Artikel 5 Absatz 2
Buchstabe b der Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der
verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft („Infosoc-Richtlinie‟), laut dem die
Mitgliedstaaten in Bezug auf Vervielfältigungen auf beliebigen Trägern durch eine
natürliche Person zum privaten Gebrauch unter der Bedingung, dass die Rechteinhaber einen
„gerechten Ausgleich‟ erhalten, Ausnahmen oder Beschränkungen in Bezug auf das
Vervielfältigungsrecht vorsehen können. Eine mögliche Überarbeitung dieser Richtlinie
sowie der Ausnahmen und Beschränkungen wurde von der Kommission in den Mitteilungen
der Jahre 2011 und 2012 angegeben. Darüber hinaus hat sich das Thema Abgaben auf
Privatkopien – insbesondere ihre Festlegung und Zahlung bei grenzüberschreitenden
Transaktionen – als schwierig erwiesen und in den vergangenen Jahren zu mehreren
Verfahren vor dem Gerichtshof geführt146.

In diesem Zusammenhang verfasste der Rechtsausschuss (Berichterstatterin: Françoise
Castex, S&D, Frankreich) einen Initiativbericht, über den im Ausschuss heftig diskutiert

144 COM(2011)0287.
145 COM(2012)0789.
146 Siehe Rechtssache C-457/08 Padawan/SGAE, Slg. 2010, I-10055, Rechtssache C-462/09 Stichting de
Thuiskopie/Opus, Slg. 2011, I-5331 und mehrere neue, noch anhängige Rechtssachen (z. B. C-457/11, C-460/11
VG Wort/Kyocera Mita et al., C-521/11 Austro Mechana/Amazon, C-314/12 Constantin Filmverleih/UPC
Telekabel, C-463/12 Copydan Bandkopi/Nokia, C-435/12 ACI Adam u. a./Stichting de Thuiskopie).

Die Stellvertretende Vorsitzende Françoise Castex,
S&D, FR, Berichterstatterin im Bericht über Abgaben
für Privatkopien
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wurde, der aber im Plenum ohne Änderungen angenommen wurde147. Der Bericht war sehr
umstritten, da darin eine Ausdehnung des Anwendungsbereichs der Abgaben auf
Privatkopien auf Cloud-Leistungen vorgeschlagen wurde.

Vertrag über Urheberrechtausnahmen für Sehbehinderte

Seit dem 22. Januar 2011 ist die Union aufgrund des Beschlusses 2010/48/EG des Rates148

durch das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen gebunden,
dessen Bestimmungen zu einem wesentlichen Bestandteil der Rechtsordnung der EU
geworden sind.

Am 26. November 2012 ermächtigte der Rat die Kommission, im Namen der Europäischen
Union Verhandlungen zu führen, um innerhalb der Weltorganisation für geistiges Eigentum
(WIPO) ein internationales Abkommen über einen besseren Zugang zu Büchern für
Menschen mit Lesebehinderung zu erreichen.

Der Rechtsausschuss (Berichterstatterin: Eva Lichtenberger, Verts/ALE, Österreich)
verfolgte die Verhandlungen sehr aufmerksam und hörte Kommissar Michel Barnier
mehrmals an. Der Ausschuss forderte die Kommission vor allem dazu auf, bestimmten
Artikeln des Entwurfs für einen WIPO-Vertrag besonders wichtig zu nehmen, da die
Organisationen für Sehbehinderte möglicherweise in anderen Ländern als dem Land ihrer
Niederlassung überprüfen müssten, welche Bücher in zugänglichen Formaten kommerziell
verfügbar sind, und vielleicht nicht mehr in der Lage wären, den Blinden anderer Länder
zugängliche Bücher direkt zuzusenden, wenn der internationale Vertrieb nur mehr über
Blindenorganisationen erfolgen darf.

Der Rechtsausschuss fürchtete, dass es durch diese Bestimmungen für Sehbehinderte
schwieriger werden könnte, Zugang zu Büchern in zugänglichen Formaten zu erhalten, und
bat die Verhandlungsführer, den Schwerpunkt auf diese wichtigen Bereiche zu legen.

Die Verhandlungen, bei denen die Bedenken des Parlaments berücksichtigt wurden, konnten
auf der in Marrakesch vom 17. bis 28. Juni 2013 abgehaltenen Diplomatischen Konferenz
erfolgreich abgeschlossen werden und führten am 27. Juni 2013 zur Verabschiedung des
Vertrags von Marrakesch zur Erleichterung des Zugangs für blinde, sehbehinderte oder
anderweitig lesebehinderte Personen zu veröffentlichen Werken.

In dem Vertrag werden eine Reihe internationaler Regeln festgelegt, um sicherzustellen, dass
auf nationaler Ebene Einschränkungen oder Ausnahmen in Bezug auf das Urheberrecht
zugunsten von blinden, sehbehinderten oder anderweitig lesebehinderten Personen bestehen
und der grenzüberschreitende Austausch von Kopien veröffentlichter Werke in einem
zugänglichen Format, die unter Einschränkungen oder Ausnahmen in Bezug auf das
Urheberrecht erstellt wurden, ermöglicht wird. Der Vertrag liegt ein Jahr lang nach seiner
Annahme für jede berechtigte Partei zur Unterzeichnung auf.

147 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 27. Februar 2014 zu den Abgaben für Privatkopien
(2013/2114(INI)).
148 Beschluss 2010/48/EG des Rates vom 26. November 2009 über den Abschluss des Übereinkommens der
Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen durch die Europäische Gemeinschaft
(ABl. L 23 vom 27.1.2010, S. 35).
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Am 20. Dezember 2013 legte die Kommission dem Rat einen Vorschlag über die
Unterzeichnung vor149. Am 14. April 2014 verabschiedete der Rat einen Beschluss über die
Unterzeichnung. Die EU unterzeichnete den Vertrag am 30. April 2014.

Die Kommission arbeitet derzeit an einem Vorschlag für einen Beschluss über den
Abschluss des Vertrags unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die Einhaltung des
Vertrags einige Änderungen im gemeinschaftlichen Besitzstand erforderlich macht. Der
Vorschlag wird auf den Artikeln 114 und 207 AEUV in Verbindung mit Artikel 218
Absatz 5 AEUV beruhen, das bedeutet, es wird ein gemischtes Abkommen sein, das von der
EU und allen Mitgliedstaaten ratifiziert werden muss.

Für den Abschluss des Vertrags wird die Zustimmung des nächsten Parlaments notwendig
sein.

Vertrag zum Schutz von audiovisuellen Darbietungen

Der Vertrag zum Schutz von audiovisuellen Darbietungen wurde bei der Diplomatischen
Konferenz über den Schutz von audiovisuellen Darbietungen verabschiedet, die vom 20. bis
26. Juni 2012 in Peking stattfand („Vertrag von Peking“). Im Vertrag werden die Rechte des
geistigen Eigentums von ausübenden Künstlern audiovisueller Darbietungen behandelt.

Die ausübenden Künstler erhalten durch den Vertrag vier Arten von wirtschaftlichen Rechten
an ihren fixierten audiovisuellen Darbietungen wie Filmen: Vervielfältigungsrecht,
Verbreitungsrecht, Vermietrecht und Recht auf Zugänglichmachung. In Bezug auf nicht
fixierte (Live-)Darbietungen gewährt der Vertrag den ausübenden Künstlern drei Arten
wirtschaftlicher Rechte: das Recht auf Sendung (mit Ausnahme der Wiederholungssendung),
das Recht auf öffentliche Wiedergabe (sofern Sendung und Darbietung nicht bereits eins
sind) und das Recht auf Fixierung.

Der Vertrag gewährt den ausübenden Künstlern auch moralische Rechte, also das Recht,
namentlich als ausübender Künstler genannt zu werden (sofern die Unterlassung der
Namensnennung nicht durch die Art der Nutzung der Darbietung geboten ist) und das Recht,
gegen jede Entstellung, Verstümmelung oder sonstige Änderung ihrer Darbietungen, die
ihrem Ruf abträglich wäre, unter angemessener Berücksichtigung der Art der Fixierung
Einspruch zu erheben.

Am 4. März 2013 ersuchte die Kommission den Rat um die Ermächtigung, den Vertrag von
Peking im Namen der EU zu unterzeichnen150. Die Ermächtigung wurde erteilt, und die
Unterzeichnung fand am 19. Juni 2013 statt. Der Vertrag wurde auch von einem Großteil der
Mitgliedstaaten unterzeichnet.

Der Schutz von audiovisuellen Darstellern ist in der EU weitgehend harmonisiert, daher wird
durch die Ratifizierung grundsätzlich keine Änderung des gemeinschaftlichen Besitzstands
erforderlich. Der Vertrag muss von der EU und allen Mitgliedstaaten unterzeichnet und
ratifiziert werden.

Für den Abschluss des Vertrags wird die Zustimmung des nächsten Parlaments notwendig
sein.

149 Vorschlag für einen Beschluss des Rates über die Unterzeichnung des Vertrags von Marrakesch zur
Erleichterung des Zugangs für blinde, sehbehinderte oder anderweitig lesebehinderte Personen zu
veröffentlichten Werken im Namen der Europäischen Union COM(2013)926
150 Vorschlag für einen Beschluss des Rates über die Unterzeichnung des WIPO-Vertrags zum Schutz von
audiovisuellen Darbietungen im Namen der Europäischen Union COM(2013)0109.
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Reform des Urheberrechts

Die Kommission hat im Dezember 2013 eine öffentliche Konsultation eingeleitet. Darin
werden Interessenträger aufgefordert, ihre Ansichten über Bereiche mitzuteilen, die in der
Mitteilung über Inhalte des digitalen Binnenmarkts behandelt werden, wie territoriale Regeln
auf dem Binnenmarkt, Harmonisierung, Beschränkungen und Ausnahmen vom Urheberrecht
im digitalen Zeitalter, Fragmentierung des Urheberrechtemarkts der EU und Verbesserung
der Wirksamkeit und Effizienz der Durchsetzung bei gleichzeitiger Stärkung ihrer
Legitimität im breiteren Kontext des Urheberrechts. Für die nächste Wahlperiode wird eine
umfassende Reform der Urheberrechte erwartet.

4.3. Maßnahmen zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums

Initiativbericht über die Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums (IPR)

Der Bericht des Rechtsausschusses über die Durchsetzung von Rechten des geistigen
Eigentums im Binnenmarkt (Berichterstatterin: Marielle Gallo)151 war eine Reaktion auf die
Mitteilung der Kommission über die Verbesserung der Durchsetzung von Rechten des
geistigen Eigentums im Binnenmarkt152. In dem Bericht wird betont, dass der Grundsatz der
Territorialität aus der neuen Perspektive aufzufassen ist, die durch die Schaffung des
Binnenmarkts und durch den technologischen Fortschritt herbeigeführt wurde. Der enorme
Zuwachs bei illegalen Online-Tauschbörsen für urheberrechtlich geschützte Werke sowie
Bild- und Tonträger und der Mangel an legalen Online-Angeboten werden als ein immer
größeres Problem für die europäische Wirtschaft in Sachen Beschäftigungsmöglichkeiten
und Einnahmen für die Branche wie auch für den Staat ermittelt.

Die Territorialität war auch die Grundlage der kollektiven Rechtewahrnehmung in der EU,
deren Schwerpunkt traditionell vor allem im Musiksektor auf Lizenzregelungen für ein
Gebiet, aber mehrere Repertoires lag. Dadurch wurde die Verbreitung solcher Werke im

gesamten EU-Gebiet praktisch verhindert
und die Konsolidierung von nationalen
Monopolstellungen der
Verwertungsgesellschaften innerhalb der
EU gefördert.

In seinem Bericht forderte das Parlament
die Kommission daher auf, die Frage der
Mehrgebietslizenzen zu behandeln und
die Möglichkeit einer

grenzüberschreitenden
Rechtewahrnehmung zu prüfen, um für
Rechtssicherheit zu sorgen. Gleichzeitig
betonte das Parlament, dass das Verfahren
für die Lizenzvergabe im Hinblick auf die
technische Neutralität verbessert werden
sollte, damit den Mitgliedstaaten ein

flexibles, effizientes und transparentes Verfahren zur Verfügung steht, das an die neuen
Technologien angepasst werden kann.

151 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 22. September 2010 zur Durchsetzung von Rechten des
geistigen Eigentums im Binnenmarkt (2009/2178(INI)).
152 COM(2009)0467.

Marielle Gallo, PPE, FR, Berichterstatterin für das
Thema Durchsetzung von Rechten des geistigen
Eigentums im Binnenmarkt
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Das Parlament verlangte von der Kommission zudem, es umfassend über die Verhandlungen
über ein Übereinkommen zur Bekämpfung von Produkt- und Markenpiraterie (ACTA)
informieren und sicherzustellen, dass die Bestimmungen uneingeschränkt die
Gemeinschaftsanforderungen an IPR und die Grundrechte erfüllen.

HABM

Der Rechtsausschuss ist für die Überwachung der Tätigkeiten des Harmonisierungsamts für
den Binnenmarkt (HABM) zuständig – die EU-Agentur für in allen Mitgliedstaaten gültige
Marken, Muster und Modelle. In der siebten Wahlperiode hatte der Rechtsausschuss
mehrmals einen Meinungsaustausch mit António Campinos, dem Präsidenten des HABM,
und erhielt Informationen über die neuesten Entwicklungen im Bereich der Tätigkeiten des
HABM. Die Schwerpunkte der Aussprache lagen auf dem Ausbau der Online-Dienste und
der Informatisierung, der Verbesserung der Arbeitsmethoden, der Verringerung der
Gebühren, der Verlegung der Europäischen Beobachtungsstelle für Marken- und
Produktpiraterie und der Reform des EU-Markenrechts. Am 25. November 2013 legte
António Campinos dem Rechtsausschuss eine Studie des HABM mit dem Titel „Die Bürger
Europas und das geistige Eigentum: Wahrnehmung, Bewusstsein und Verhalten“ vor.

Einige Mitglieder des Ausschusses reisten am 17. Oktober 2011 zu einem Arbeitsbesuch
beim HABM nach Alicante (Spanien).

Europäische Beobachtungsstelle für Verletzungen von Rechten des geistigen Eigentums

Die Europäische Beobachtungsstelle für Marken- und Produktpiraterie wurde 2009
eingerichtet, um Daten über die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der Marken-
und Produktpiraterie zu sammeln und zu veröffentlichen und um eine Plattform für Vertreter
der nationalen Behörden und der Interessenträger zu schaffen, in der Ideen und Erfahrungen
bezüglich bewährter Verfahren ausgetauscht werden können.

In seinem Bericht über die Durchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums im
Binnenmarkt153 forderte der Rechtsausschuss die Kommission auf, die Aufgaben der
Europäischen Beobachtungsstelle für Marken- und Produktpiraterie zu klären und die
Beobachtungsstelle zu einem Instrument für die Sammlung und den Austausch von Daten
und Informationen über Verletzungen von Rechten des geistigen Eigentums zu machen, um
faktengestützte und ergebnisorientierte politische Entscheidungen zu unterstützen.

Am 24. Mai 2011 legte die Kommission einen Vorschlag zur Erweiterung der Aufgaben der
Beobachtungsstelle154 vor, in dem auch die Gestaltung und die Organisation von Kampagnen
zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit, die Bereitstellung angemessener
Schulungsmaßnahmen für die Durchsetzungsbehörden, Forschungstätigkeiten über
innovative Durchsetzungs- und Aufdeckungssysteme und die Koordinierung der
internationalen Zusammenarbeit zum Kapazitätenausbau mit internationalen Organisationen
und Drittländern eingeschlossen werden. Da für diese neuen Aufgaben in Sachen
Erfahrungen, Ressourcen und technische Ausstattung eine zukunftsfähige Struktur
notwendig ist, schlug die Kommission vor, das HABM mit den Aufgaben der
Beobachtungsstelle zu betrauen.

153 Siehe oben.
154 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Übertragung bestimmter den
Schutz von Rechten des geistigen Eigentums betreffender Aufgaben, einschließlich der Zusammenführung von
Vertretern des öffentlichen und des privaten Sektors im Rahmen einer Europäischen Beobachtungsstelle für
Marken- und Produktpiraterie, auf das Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, Muster und
Modelle) (COM(2011)0288)
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Die Verhandlungen zwischen dem Parlament (Berichterstatter: Antonio Masip Hidalgo,
S&D, Spanien) und dem polnischen Ratsvorsitz verliefen besonders schnell und führten im
Dezember 2011 zu einer Einigung. Ein Punkt der Einigung betraf die Änderung des Namens
der Einrichtung von „Europäische Beobachtungsstelle für Marken- und Produktpiraterie“ in
„Europäische Beobachtungsstelle für Verletzungen von Rechten des geistigen Eigentums“.

Die Verordnung wurde im Frühling 2012 veröffentlicht155, und die Tätigkeiten der
Beobachtungsstelle sind bereits im Gange, wobei sowohl die Anzahl der Sitzungen als auch
jene der Tätigkeitsbereiche erhöht wurden. Neben den Sitzungen der Vertreter aus dem
privaten und dem öffentlichen Sektor, an denen auch Mitglieder des Rechtsausschusses
teilnehmen, wurden vier Arbeitsgruppen für die Bereiche Recht, Durchsetzung, Statistik und
Wirtschaft und Sensibilisierung der Öffentlichkeit eingesetzt.

Übereinkommen zur Bekämpfung von Produkt- und Markenpiraterie (ACTA)

Das ACTA ist ein multinationales Abkommen zur Einführung internationaler Standards für
die Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums. Die Verhandlungen über das
Übereinkommen zur Bekämpfung von Produkt- und Markenpiraterie zwischen der EU und
ihren Mitgliedstaaten, Australien, Kanada, Japan, der Republik Korea, Mexiko, Marokko,
Neuseeland, Singapur, der Schweiz und den Vereinigten Staaten von Amerika) (ACTA)
wurden am 3. Juni 2008 begonnen. Das Übereinkommen wurde am 15. November 2010
geschlossen; am 25. November wurde sein Wortlaut nach 11 Verhandlungsrunden
paraphiert.

Die EU unterzeichnete das Übereinkommen am 6. Januar 2012. Am 2. Februar 2012
beantragte der Rat die Zustimmung des Parlaments zur Unterzeichnung des Vertrags.

Das ACTA war sowohl vom Verfahren als auch vom Inhalt der Verhandlungen her gesehen
umstritten. Die Entscheidung, die Verhandlungen bis zur Veröffentlichung des Entwurfs des
Wortlauts im Jahr 2010 geheim zu halten, führte zu erheblichen Einbußen in Bezug auf das
Verständnis und die Unterstützung der Öffentlichkeit für den Vertrag.156.

In zahlreichen Themenbereichen wurden wesentliche Bedenken behandelt, wie die
möglichen schädlichen Auswirkungen das ACTA auf grundlegende Freiheiten des Menschen
und den Schutz der Privatsphäre, die Möglichkeit, Verbrauchern, die gegen das
Übereinkommen verstoßen, den Internetzugang entziehen zu lassen, die Haftbarmachung
von Internetdienstanbietern, die Inhalte führen, die das Übereinkommen verletzen, und
mögliche negative Auswirkungen des ACTA für den Zugang zu Medikamenten in Europa
und in Drittländern.

Die Bemühungen um Geheimhaltung haben heftige Debatten über das ACTA nicht
verhindert, die durch durchgesickerte Textvorschläge, Bewertungen und Vertragsentwürfe
angeregt wurden und den Verdacht nährten, dass das ACTA eine wesentliche Änderung der
Gesetze in den ACTA-Ländern zur Folge haben und weit über das TRIPS-Übereinkommen
hinausgehen würde.

155 Verordnung (EU) Nr. 386/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. April 2012 zur
Übertragung von Aufgaben, die die Durchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums betreffen,
einschließlich der Zusammenführung von Vertretern des öffentlichen und des privaten Sektors im Rahmen einer
Europäischen Beobachtungsstelle für Verletzungen von Rechten des geistigen Eigentums, auf das
Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle).
156 Siehe die Studie „The Anti-Counterfeiting Trade Agreement (ACTA): an assessment“-Europäisches
Parlament, Fachabteilung B.
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Der Rechtsausschuss war einer der Ausschüsse, die dem Ausschuss für internationalen
Handel eine Stellungnahme (Berichterstatterin: Marielle Gallo, PPE, Frankreich) zum
Abschluss des ACTA durch den Rat im Namen der EU vorlegten. In der ursprünglichen
Stellungnahme wurde vorgeschlagen, dass der federführende Ausschuss eine positive
Entscheidung in seinem Bericht formuliert. Der Vorschlag der Verfasserin wurde aber mit 10
Stimmen, 12 Gegenstimmen und 2 Enthaltungen abgelehnt.

Als das Europäische Parlament darüber beriet, ob es dem ACTA zustimmen solle oder nicht,
stellte es eine noch nie dagewesene Lobbytätigkeit durch Tausende Unionsbürgerinnen und
-bürger fest, die das Parlament in Straßendemonstrationen, E-Mails und Telefonanrufen an
die Mitglieder aufforderten, das ACTA abzulehnen. Das Parlament erhielt auch eine
entsprechende Petition mit den Unterschriften von 2,8 Millionen Bürgerinnen und Bürgern
weltweit.

Am 22. Februar 2012 ersuchte die Kommission den Europäischen Gerichtshof um ein
Gutachten zur Vereinbarkeit des ACTA mit dem EU-Recht und vor allem mit den
grundlegenden Menschenrechten und Freiheiten.

Ohne jedoch auf das Gutachten des Gerichtshofs zu warten, lehnte das Europäische
Parlament das ACTA am 4. Juli 2013 mit einer breiten Mehrheit ab157. Dies war das erste
Mal, dass das Parlament vom Recht auf Ablehnung eines internationalen Abkommens
Gebrauch machte, das ihm im Vertrag von Lissabon übertragen worden war. 478 MdEP
stimmten gegen das ACTA, 39 dafür und 165 enthielten sich.

Europäisches Übereinkommen über den rechtlichen Schutz von zugangskontrollierten
Diensten und von Zugangskontrolldiensten

Der Rat und das Europäische Parlament erließen am 20. November 1998 die Richtlinie
98/84/EG über den rechtlichen Schutz von zugangskontrollierten Diensten und von
Zugangskontrolldiensten. Mit dieser Richtlinie wurde ein für die gesamte Europäische Union
geltender Rechtsrahmen für Maßnahmen gegen illegale Vorrichtungen, die unerlaubten
Zugang zu Pay-TV-Diensten ermöglichen, sowie zum wirksamen Schutz dieser Dienste
geschaffen. Dieser Schutz gilt für herkömmliche Fernseh- und Radiosendungen sowie für
Internetübertragungen. Durch die Richtlinie sollten vor allem sämtliche Dienste rechtlich
geschützt werden, deren Vergütung von einer Zugangskontrolle abhängt, d. h. bei denen der
Zugang zu einem geschützten Dienst von einer vorherigen individuellen Erlaubnis abhängig
gemacht wird.

1999 begann der Europarat mit der Ausarbeitung eines Europäischen Übereinkommens über
den rechtlichen Schutz von zugangskontrollierten Diensten und von
Zugangskontrolldiensten. Für diese Dienste war ein umfassender, wirksamer Schutz
besonders notwendig. Zahlreiche europäische Staaten, die nicht Mitglied der Europäischen
Union sind, können einen sicheren Hafen für Entwicklung und Verbreitung von
Vorrichtungen darstellen, die dem unberechtigten Zugang zu zugangskontrollierten Diensten
dienen, da ihre Rechtssysteme keine Sanktionen für diese sehr spezifische Art der Piraterie
vorsehen. Es war daher wünschenswert, den Geltungsbereich der Bestimmungen der
Richtlinie 98/84/EG auszudehnen und einen europaweit geltenden wirksamen Rechtsrahmen
zum Schutz dieser Dienste zu schaffen. Mit Beschluss vom 22. Juni 1999 ermächtigte der

157 Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. Juli 2012 zu dem Entwurf eines Beschlusses
des Rates über den Abschluss des Handelsübereinkommens zur Bekämpfung von Produkt- und Markenpiraterie
zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten, Australien, Kanada, Japan, der Republik Korea,
den Vereinigten Mexikanischen Staaten, dem Königreich Marokko, Neuseeland, der Republik Singapur, der
Schweizerischen Eidgenossenschaft und den Vereinigten Staaten von Amerika (2011/0167(NLE))
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Rat daher die Kommission, im Namen der Europäischen Gemeinschaft an den
Verhandlungen über das Übereinkommen teilzunehmen. Die Verhandlungsdirektiven für die
Kommission hatten zum Ziel, die Definitionen und Maßnahmen der Richtlinie 98/84/EG in
das Europäische Übereinkommen zu übernehmen und eine höchstmögliche Kompatibilität
der beiden Rechtsinstrumente herzustellen.

Die Verhandlungen waren erfolgreich, und das am 24. Januar 2001 abgeschlossene
Übereinkommen steht in völligem Einklang mit der Richtlinie 98/84/EG. Das
Übereinkommen übernimmt im Wesentlichen die Bestimmungen der Richtlinie 98/84/EG.
Dadurch werden die zugangskontrollierten Systeme und die Zugangskontrollsysteme vor
denselben widerrechtlichen Handlungen geschützt, die in der Richtlinie 98/84/EG genannt
werden. Zwischen den beiden Texten gibt es einige geringfügige Unterschiede. So ist gemäß
dem Übereinkommen nicht nur die Entwicklung illegaler Vorrichtungen, sondern auch ihre
Produktion als widerrechtlich anzusehen. Zudem werden die Sanktionen für als
Zuwiderhandlungen definierte Handlungen klarer erläutert, da das Übereinkommen
strafrechtliche, verwaltungsrechtliche und andere Strafen vorsieht. Die Sanktionen müssen
jedoch wie nach der Richtlinie 98/84/EG angemessen, abschreckend und wirksam sein.
Diese Abweichungen im Wortlaut des Übereinkommens des Europarates ändern weder
Inhalt noch Geltungsbereich der EU-Richtlinie.

Das Übereinkommen liegt für die Europäische Union zur Unterzeichnung auf. In Artikel 11
Absatz 4 des Übereinkommens ist ausdrücklich vorgesehen, dass die Vertragsparteien, die
Mitglieder der Europäischen Gemeinschaft sind, in ihren gegenseitigen Beziehungen die
Gemeinschaftsvorschriften anwenden und daher die sich aus dem Übereinkommen
ergebenden Bestimmungen nur insoweit anwenden, als es zu einem bestimmten
Regelungsgegenstand keine Gemeinschaftsvorschrift gibt. Durch diese Trennungsklausel
zugunsten der Mitgliedstaaten der Europäischen Union ist der Vorrang des EU-Rechts
sichergestellt. Anlässlich des zweiten Bewertungsberichts zu der Richtlinie 98/84/EG, der
am 30. September 2008158 verabschiedet wurde, stellte die Kommission fest, dass die
Unterzeichnung des Übereinkommens durch die Europäische Gemeinschaft zu dessen
Ratifizierung durch weitere Mitgliedstaaten des Europarates führen und damit die
Ausdehnung des rechtlichen Schutzes zugangskontrollierter Dienste über die Grenzen der
EU hinaus ermöglichen dürfte.

Folglich empfahl die Kommission dem Rat, das Übereinkommen zu unterzeichnen, und
verfasste am 15. Dezember 2010 einen diesbezüglichen Vorschlag für einen Beschluss des
Rates. Der vorgeschlagene Beschluss beruhte auf Artikel 207 Absatz 4 AEUV, in
Verbindung mit Artikel 218 Absatz 5 AEUV.

Der Rat verabschiedete seinen Beschuss159 und zog dazu neben Artikel 218 Absatz 5 AEUV
den Artikel 114 AEUV anstelle von Artikel 207 Absatz 4 AEUV heran, den die Kommission
vorgeschlagen hatte. Der Rat war der Ansicht, dass das Übereinkommen zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Vertragspartner, auch der Rechtsvorschriften der EU-
Mitgliedstaaten, dienen sollte, um den unrechtmäßigen Zugang zu den betroffenen Diensten
wirksamer zu bekämpfen.

158 Zweiter Bericht vom 30. September 2008 über die Umsetzung der Richtlinie 98/84/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 20. November 1998 über den rechtlichen Schutz von zugangskontrollierten
Diensten und von Zugangskontrolldiensten COM(2008)0593.
159 Beschluss 2011/853/EU des Rates vom 29. November 2011 über die Unterzeichnung des Europäischen
Übereinkommens über den rechtlichen Schutz von zugangskontrollierten Diensten und von
Zugangskontrolldiensten im Namen der Union
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Die Kommission erhob mit der Unterstützung des Parlaments eine Klage auf
Nichtigerklärung dieser Entscheidung und begründete dies damit, dass der angefochtene
Beschluss angesichts des Zieles und des Inhalts des Übereinkommens in erster Linie unter
die gemeinsame Handelspolitik und nur fallweise unter die Binnenmarktpolitik falle. Die
Berufung auf Artikel 207 Absatz 4 AEUV bedeutete ferner, dass es sich bei dem
Übereinkommen um ein Exklusivabkommen handeln würde, das nur von der Union
unterzeichnet werden müsste, und nicht um ein gemischtes Abkommen, das auch von den
Mitgliedstaaten ratifiziert werden müsste.

Das Urteil des Gerichtshofs160 vom 22. Oktober 2013 ging dahin, dass der Beschluss
2011/853/EU des Rates aufgehoben wurde, dass er aber während eines angemessenen
Zeitraums, und zwar höchstens sechs Monaten bis zum Inkrafttreten eines neuen
Beschlusses, der auf einer angemessenen Rechtsgrundlagen beruht, wirksam bleibt.

In Durchführung des Urteils verabschiedete der Rat am 14. April 2014 einen neuen
Beschluss und beantragte die Zustimmung des Parlaments. Dies wird wahrscheinlich eine
der ersten Entscheidungen sein, die die neuen Mitglieder des Rechtsausschusses treffen
müssen.

Geschäftsgeheimnisse

Generell kann jede vertrauliche Geschäftsinformation, durch die ein Unternehmen einen
Wettbewerbsvorteil hat, als Geschäftsgeheimnis angesehen werden. Zu
Geschäftsgeheimnissen gehören auch Geheimnisse über Herstellungsverfahren sowie
gewerbliche und kommerzielle Geheimnisse. Die unrechtmäßige Nutzung solcher
Informationen durch andere Personen als ihre Inhaber gilt als unlautere Geschäftspraktik und
als Verletzung des Geschäftsgeheimnisses.

Je nach der Rechtsordnung ist der Schutz von Geschäftsgeheimnissen ein Teil des
allgemeinen Konzepts des Schutzes vor unlauterem Wettbewerb, oder beruht andernfalls auf
spezifischen Bestimmungen oder der Rechtsprechung im Zusammenhang mit dem Schutz
vertraulicher Informationen. In einigen Mitgliedstaaten gibt es in diesem Bereich keine
speziellen Gesetze.

Anders als im Fall von patentierten Erfindungen oder urheberrechtlich geschützten Romanen
ist der Inhaber des Geschäftsgeheimnisses nicht Besitzer eines Exklusivrechts an seinem
Erzeugnis. Wettbewerber und andere Dritte dürfen daher dieselbe Formel entdecken,
entwickeln und frei verwenden. Geschäftsgeheimnisse sind nur dann rechtlich geschützt,
wenn jemand vertrauliche Informationen durch unrechtmäßige Mittel erworben hat (z. B.
durch Diebstahl oder Bestechung).

Geschäftsgeheimnisse unterscheiden sich also wesentlich von den Rechten des geistigen
Eigentums, welche Exklusivrechte gewähren. Trotzdem müssen sie aus denselben Gründen
geschützt werden wie die Rechte des geistigen Eigentums, nämlich um die Innovation zu
fördern und dafür zu sorgen, dass die Erfinder für ihre Bemühungen entlohnt werden können.

Am 28. November 2013 legte die Kommission einen Vorschlag über den Schutz von
Geschäftsgeheimnissen161 vor. Darin werden eine gemeinsame Definition für
Geschäftsgeheimnisse sowie Möglichkeiten für Opfer einer rechtswidrigen Aneignung von
Geschäftsgeheimnissen zum Einlegen von Rechtsmitteln eingeführt. Es soll für nationale

160 Rechtssache C‑137/12 Kommission / Rat der Europäischen Union ECLI:EU:C:2013:675.
161 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über den Schutz vertraulichen
Know-hows und vertraulicher Geschäftsinformationen (Geschäftsgeheimnisse) vor rechtswidrigem Erwerb
sowie rechtswidriger Nutzung und Offenlegung COM(2013)0813.
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Gerichte einfacher werden, die rechtswidrige Aneignung von vertraulichen
Geschäftsinformationen zu behandeln und Produkte vom Markt zu nehmen, die gegen
Geschäftsgeheimnisse verstoßen. Für Opfer soll es hingegen einfacher werden,
Entschädigungen für ordnungswidriges Verhalten zu erhalten.

Wegen des bevorstehenden Endes der Wahlperiode beschloss die benannte Berichterstatterin
(Marielle Gallo, PPE, FR), keinen Vorschlag zu erstellen, sondern die Prüfung des Texts
durch den Ausschuss auf einen Meinungsaustausch zu beschränken. Der griechische
Ratsvorsitz war jedoch sehr aktiv und konnte für eine Allgemeine Ausrichtung sorgen, die
am 26. Mai 2014 verabschiedet wurde162.

Dies wird eine der wichtigsten Aufgaben im Bereich der Rechte des geistigen Eigentums für
die neuen Mitglieder des Europäischen Parlaments sein. Sie ist vor allem vor dem
Hintergrund der derzeitigen Verhandlungen über die transatlantische Handels- und
Investitionspartnerschaft (TTIP) mit den USA sehr wichtig.

5. Verwaltungsrecht

Am 23. März 2010 wurde vom Rechtsausschuss die Einrichtung einer Arbeitsgruppe zum
EU-Verwaltungsrecht beschlossen. Ihre Aufgabe sollte darin bestehen, eine
Bestandsaufnahme zum Panorama der bestehenden EU-Verwaltungsvorschriften
durchzuführen und in einem zweiten Schritt Vorschläge für Maßnahmen auszuarbeiten, die
nach Ansicht der Arbeitsgruppe für die neue Rechtsgrundlage im Sinne einer offenen,
effizienten und unabhängigen Verwaltung gemäß dem Vertrag von Lissabon und des Rechts
auf eine gute Verwaltung nach Artikel 41 der Charta der Grundrechte der Europäischen
Union angemessen sind.

Die Arbeitsgruppe beschloss, ihre Arbeit auf die direkte Anwendung des EU-Rechts durch
die Organe und Einrichtungen der Union zu beschränken, und prüfte allgemein anwendbare
EU-Verwaltungsrechtsbestimmungen, wie Regelungen über den Zugang zu Dokumenten,
aber auch sektorspezifische Regelungen wie
Kartellverfahren. Sie kam zu dem Schluss, dass
die Union über Jahre hinweg eine Reihe von Ad-
hoc-Verwaltungsverfahren in Form von
Rechtsakten oder von nicht verbindlichen
Regelungen entwickelt hat, ohne dabei immer
die Kohärenz des gesamten Regelwerks zu
berücksichtigen, dass dieses Verwaltungsrecht
aber zum Teil von Lücken und Unstimmigkeiten
gekennzeichnet war, ohne dass der EU-
Gesetzgeber darauf Einfluss nehmen konnte.

Die Arbeitsgruppe profitierte von einer Fülle an
mündlich und schriftlich vorgetragenen
Kenntnissen von Fachleuten aus Praxis und
Wissenschaft, nichtstaatlichen Organisationen
sowie Mitgliedern und Mitarbeitern anderer
Einrichtungen und Ämter, die als zusammenfassende Themenpapiere bei den Sitzungen der
Arbeitsgruppe eingebracht und diskutiert wurden.

162 Ratsdokument 9870/14.

Luigi Berlinguer, S&D, IT, Berichterstatter
im Initiativbereich zum Gesetz über
Verwaltungsverfahren der Europäischen
Union.
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Diese Dokumente und die darauffolgende Diskussion mit Experten innerhalb der
Arbeitsgruppe und die Ergebnisse einer Konferenz, die vom Europäischen Parlament in
Zusammenarbeit mit der Universität León (27./28. April 2011) organisiert wurde, flossen in
ein Arbeitsdokument ein, das unter der Leitung von Luigi Berlinguer erstellt wurde.

In dem Arbeitsdokument wird insbesondere die Vorbereitung einer Rechtsgebungsinitiative
zur Schaffung eines einheitlichen, allgemeinen Verwaltungsgesetzes vorgeschlagen, das für
alle Organe und Einrichtungen der Union verbindlich ist, auf Artikel 298 AEUV beruht, sich
vorrangig auf Verwaltungsverfahren bezieht und für Bürger und Unternehmen bei ihrem
direkten Umgang mit der EU-Verwaltung ein Mindestsicherheitsnetz an Garantien schaffen
soll.

Das Arbeitsdokument wurde vom Rechtsausschuss in seiner Sitzung vom 21. November
2011 gebilligt. Nach Anhörung der Empfehlungen der Arbeitsgruppe beschloss der
Ausschuss, einen Bericht mit einer Rechtsetzungsinitiative zu diesem Thema zu beantragen.

In seinem Initiativbericht „Gesetz über Verwaltungsverfahren der Europäischen Union
(2012/2024(INI))“ (Berichterstatter: Luigi Berlinguer) forderte das Parlament die
Kommission auf, auf der Grundlage von Artikel 298 AEUV einen Vorschlag für eine
Verordnung über Verwaltungsverfahren vorzulegen, die für die direkte Verwaltung durch
alle Organe und Einrichtungen der EU („EU-Verwaltung“) anwendbar sind.

Das Gesetz sollte auf die direkte EU-Verwaltung beschränkt werden und als Lex generalis
auf alle Einrichtungen und in allen Tätigkeitsbereichen der Union anwendbar sein.

Empfohlen wird in dem Bericht die Kodifizierung eines Katalogs allgemeiner Grundsätze für
eine gute Verwaltung, an denen sich die Tätigkeit der EU-Verwaltung orientiert, sowie die
Einführung eines Mindestbestands an grundsätzlichen Verfahrensregeln, die von der EU-
Verwaltung bei der Behandlung von Einzelfällen anzuwenden sind, in denen eine der
Parteien eine natürliche oder juristische Person ist, oder in anderen Fällen, in denen eine
Einzelperson in direktem oder persönlichem Kontakt zur EU-Verwaltung steht. Diese
Vorschriften sollen insbesondere der Transparenz und der Einhaltung der
Rechenschaftspflicht dienen und das Vertrauen der Bürger in die EU-Verwaltung stärken.

Der Katalog allgemeingültiger Grundsätze sollte als De-minimis-Regelung dienen, wenn
keine lex specialis zur Verfügung steht, und gleichzeitig dürften die durch sektorale
Instrumente gebotenen Garantien für Personen in keinem Fall weniger Schutz bieten als die
durch die Verordnung festgelegten Garantien.

In ihrer Antwort auf die Entschließung des Parlaments versprach die Kommission, eine
ausführliche Bestandsaufnahme in die Wege zu leiten. Sie versprach, die derzeitige Situation
in Bezug auf alle EU-Organe und -Einrichtungen zu bewerten und vor diesem Hintergrund
zu prüfen, ob es Beispiele für Missstände bei der Verwaltung gibt, die durch Lücken oder
Schwachpunkte des geltenden Rechtsrahmens verursacht werden, und wenn ja, festzustellen,
wie solchen Fällen in Zukunft am besten entweder allgemein oder durch spezifische
Maßnahmen in einer oder mehreren Einrichtungen vorgebeugt werden kann. Im Rahmen der
Bestandsaufnahme wollte die Kommission die Ansätze der Mitgliedstaaten bewerten und
Fachleute aus Wissenschaft und Praxis und der Rechtsgemeinschaft hinzuziehen, um eine
gründliche Analyse aller einschlägigen Aspekte zu erstellen. Die Kommission sagte zu, alle
Möglichkeiten zur Stärkung einer offenen, effizienten und unabhängigen europäischen
Verwaltung in Betracht zu ziehen. Zusätzlich verpflichtete sich die Kommission, das
gesamte bestehende Verwaltungsrecht der EU an einem zentralen Ort auf ihrer Webseite
gebündelt zur Verfügung zu stellen.

Eine diesbezügliche Mitteilung der Kommission wird für die kommenden Monate erwartet.
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Das Verwaltungsrecht ist ein Bereich, den der Ausschuss wahrscheinlich auch in der achten
Wahlperiode weiter sondieren wird.

6. Umwelthaftung und Sanktionen bei Umweltvergehen

Gemäß Anlage VII Teil XVI Nummer 7 der Geschäftsordnung ist
der Rechtsausschuss für Umwelthaftung und Sanktionen bei
Umweltvergehen zuständig. Nach zwei richtungsweisenden Urteilen
des Gerichtshofs163 und wichtigen Berichten des Ausschusses in der
sechsten Wahlperiode164 erhielt dieses Thema neue Impulse durch
das Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon, da die Idee einer
nachhaltigen Entwicklung der Umwelt – die schon bei den
vorangehenden Verträgen im Mittelpunkt gestanden hatte – zu
einem der wichtigsten Ziele der EU erklärt wurde.

Gemäß Artikel 3 Absatz 3 EUV wirkt die Union auf die nachhaltige
Entwicklung Europas, die unter anderem auf einem hohen „Maß an
Umweltschutz und [einer] Verbesserung der Umweltqualität“ beruht.

In Artikel 3 Absatz 5 EUV wird hinzugefügt, dass die Union in ihren Beziehungen zur
übrigen Welt auch einen Beitrag zur globalen nachhaltigen Entwicklung leisten müsse. Der
Umweltschutz ist einer der Bereiche, in denen die Union gemäß Artikel 4 AEUV ihre
Zuständigkeit mit den Mitgliedstaaten teilt, und muss bei der Festlegung und Umsetzung der
politischen Maßnahmen und der Tätigkeiten der Union berücksichtigt werden, vor allem bei
jenen zur Förderung der nachhaltigen Entwicklung nach Artikel 11 AEUV. Titel XX
(Artikel 191 bis 193) des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union ist
gänzlich der Umweltpolitik gewidmet. In Artikel 191 Absatz 2 werden die wichtigsten
Grundsätze festgelegt, die den Maßnahmen der Union in diesem Bereich zugrunde liegen
müssen: die Grundsätze der Vorsorge und Vorbeugung, der Grundsatz,
Umweltbeeinträchtigungen mit Vorrang an ihrem Ursprung zu bekämpfen, sowie das
Verursacherprinzip. Insbesondere wird dem Parlament in Artikel 192 AEUV eine
wirksamere Rolle bei der Festlegung der Umweltpolitik der Union zugebilligt, indem das
ordentliche Gesetzgebungsverfahren angewendet wird, um das Ziel der Erhaltung, des
Schutzes und der Verbesserung der Qualität der Umwelt zu erreichen. Ebenso wird das
ordentliche Gesetzgebungsverfahren bei der Verabschiedung allgemeiner
Maßnahmenprogramme angewendet, in denen vorrangige Ziele festgelegt werden. Die für
die Umsetzung dieser Programme erforderlichen Maßnahmen müssen nach demselben
Verfahren verabschiedet werden.

Gestützt auf die oben angeführte Rechtsprechung des Gerichtshofs sind in Artikel 83
Absatz 2 AEUV strafrechtliche Sanktionen vorgesehen, um die Durchführung der
Unionspolitik, einschließlich der Umweltpolitik, wirksamer zu machen. Die Bestimmung
lautet: „Erweist sich die Angleichung der strafrechtlichen Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten als unerlässlich für die wirksame Durchführung der Politik der Union auf
einem Gebiet, auf dem Harmonisierungsmaßnahmen erfolgt sind, so können durch

163 C-176/03 Kommission gegen Rat, Slg. 2005, I-7879 und C-440/05 Kommission gegen Rat, Slg. 2007, I-9097.
164 Bericht A6-0154/2008 (Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 21. Mai 2008,
Richtlinie 2008/99/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 über den
strafrechtlichen Schutz der Umwelt, ABl. 2008 L 328, S. 28), Bericht A6-0172/2006 (Entschließung des
Europäischen Parlaments vom 14. Juni 2006 zu den Folgen des Urteils des Gerichtshofs vom 13. September
2005 (Rechtssache C-176/03, Kommission gegen Rat)) (2006/2007(INI)).
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Richtlinien Mindestvorschriften für die Festlegung von Straftaten und Strafen auf dem
betreffenden Gebiet festgelegt werden. Diese Richtlinien werden unbeschadet des Artikels 76
gemäß demselben ordentlichen oder besonderen Gesetzgebungsverfahren wie die
betreffenden Harmonisierungsmaßnahmen erlassen.“ Diese Bestimmung bietet eine neue
Rechtsgrundlage, durch die die Union die legislative Kohäsion der Mitgliedstaaten auch im
Bereich des Strafrechts stärken kann, wenn dies zur Verbesserung der Ergebnisse der
Unionspolitik notwendig ist. Dies gilt vor allem im Bereich der Sanktionen bei
Umweltvergehen.

Während der siebten Wahlperiode verabschiedete der Rechtsausschuss im Bereich des
Umweltschutzes zwei Stellungnahmen für den Ausschuss für Industrie, Forschung und
Energie.

In seiner ersten Stellungnahme165 verwies der Ausschuss auf den Grundsatz der Vorsorge
nach Artikel 191 Absatz 2 AEUV und betonte, dass der vollständigen Haftung bei Schäden,
die von den Betreibern bei der Exploration und Förderung von Erdöl und Erdgas verursacht
werden, das Verursacherprinzip angewendet werden müsse. Da das derzeitige
Umwelthaftungsrecht der EU viele Mängel aufweist, forderte der Ausschuss die Kommission
auf, eine umfassende Überprüfung der Genehmigungsanforderungen für die Offshore-
Kohlenwasserstoffexploration und -gewinnung durchzuführen und, falls zweckmäßig,
Vorschläge für harmonisierte Mindestanforderungen auf EU-Ebene festzulegen. Der
Ausschuss begrüßte auch die Absicht der Kommission, Änderungen an der Richtlinie über
die Umwelthaftung (Richtlinie 2004/35/EG) vorzuschlagen, damit Umweltschäden in
sämtlichen Meeresgewässern im Sinne der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (Richtlinie
2008/56/EG) erfasst werden, und die Bemühungen der Kommission, die Mitwirkung der
Europäischen Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs (EMSA) in diesem Bereich zu
erweitern. Ferner wird in der Stellungnahme empfohlen, die obligatorische finanzielle
Absicherung des Betreibers in die Richtlinie über Umwelthaftung aufzunehmen, ebenso wie
Bestimmungen über eine von den Mitgliedstaaten vorgeschriebene Haftpflichtversicherung
für die Genehmigung der Exploration und Förderung von Erdöl.

Die zweite Stellungnahme166 wurde im Rahmen eines Legislativverfahrens verabschiedet,
und ihre wichtigsten Änderungsanträge betrafen: (i) die Umsetzung des Verursacherprinzips
gemäß Artikel 191 Absatz 2 AEUV, (ii) die eindeutige Bestimmung des Verantwortlichen
für Offshore-Unfälle vor Beginn der Explorations-/Förderungstätigkeiten; (iii) die
Verbesserung der Transparenz in Bezug auf die finanziellen Mittel des Betreibers – die von
den Genehmigungsbehörden der Mitgliedstaaten kontrolliert werden – zur Deckung der
Kosten im Falle der Haftung für einen schweren Unfall und auf jegliche Art von
Informationen, die der Betreiber den Mitgliedstaaten, Drittländern und der Öffentlichkeit zur
Verfügung stellt; (iv) die Verpflichtung der EMSA, der Kommission und den
Mitgliedstaaten technische und wissenschaftliche Hilfe bei der Auswertung und Überprüfung
der Umweltrisiken zu leisten und die Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung und Umsetzung
eines Notfalleinsatzplanes und bei der Sanierung zu unterstützen; (v) die Einbeziehung von
Arbeitnehmern und Umweltgruppen bei der Ausarbeitung des Berichts über erhebliche
Gefahren, der notwendig ist, damit ein Betreiber eine Genehmigung für Förder- und
Nichtförderanlagen erhält.

165 Stellungnahme zur Sicherheit von Offshore-Erdöl- und Erdgasaktivitäten – eine Herausforderung
(2011/2072(INI)). Verfasserin: Eva Lichtenberger.
166 Stellungnahme PE492.595; Entschließung des Europäischen Parlaments vom 21. Mai 2013 zu dem
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die Sicherheit von Offshore-
Aktivitäten zur Prospektion, Exploration und Förderung von Erdöl und Erdgas (2011/0309(COD)). Verfasserin:
Eva Lichtenberger.
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Im Zusammenhang mit dem Initiativbericht des Ausschusses für Umweltfragen, öffentliche
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit verabschiedete der Rechtsausschuss eine
Stellungnahme zu den Umweltauswirkungen von Tätigkeiten zur Gewinnung von
Schiefergas und Schieferöl167. In seiner Stellungnahme betonte der Ausschuss das in
Artikel 194 festgelegte Recht der Mitgliedstaaten, die Bedingungen für die Nutzung ihrer
Energieressourcen, die Wahl zwischen verschiedenen Energiequellen und die allgemeine
Struktur ihrer Energieversorgung selbst zu bestimmen, sofern der gemeinschaftliche
Besitzstand vor allem im Bereich des Umweltrechts in vollem Umfang gewahrt wird. Die
Kommission wird in der Stellungnahme aufgefordert, die geltenden Rechtsvorschriften
eingehend zu prüfen und, falls zweckmäßig, Vorschläge zu unterbreiten, um dafür zu sorgen,
dass die Besonderheiten der Erschließung und Gewinnung von Schiefergas (vor allem in
Bezug auf das Hydrofracking) angemessen berücksichtigt werden. Der Ausschuss legte auch
großen Wert darauf, die Industrie zur Zusammenarbeit mit nationalen Regulierungsbehörden,
Umweltschutzorganisationen und Kommunen aufzufordern, um die Maßnahmen zu
ergreifen, die erforderlich sind, um einer Verschlechterung des Zustands aller relevanten
Grundwasserkörper vorzubeugen. Der Grundsatz der Transparenz wurde im Zusammenhang
mit den gegenseitigen Geheimhaltungsvereinbarungen hinsichtlich Umweltschäden und
Gesundheitsschäden bei Mensch und Tier betont, da diese zwischen Landbesitzern in der
Umgebung von Schiefergasbohrungen und Schiefergasförderern in den USA üblichen
Verfahren nach Ansicht des Ausschusses nicht im Einklang mit den Verpflichtungen der EU
und der Mitgliedstaaten aus dem Übereinkommen von Aarhus, der Richtlinie über den freien
Zugang zu Informationen (2003/04/EG) und der Richtlinie über Umwelthaftung
(2004/35/EG) stehen.

7. Ethische Fragen im Zusammenhang mit neuen Technologien

Der Rechtsausschuss ist für Stellungnahmen zu ethischen Fragen im Zusammenhang mit der
Assoziierung neuen Technologien zuständig und wendet dabei das Verfahren mit den
jeweiligen Fachausschüssen (Geschäftsordnung, Anlage VII Nummer 9) an.

In der siebten Wahlperiode nutzte der Ausschuss diese Zuständigkeit zur Prüfung der Ethik
im Zusammenhang mit neuen Technologien im Hinblick auf die Stellungnahme, die er an
den Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit zu dem
Vorschlag für eine Richtlinie über Qualitäts- und Sicherheitsstandards für zur
Transplantation bestimmte menschliche Organe168 übermittelt hat.

Die Stellungnahme des Ausschusses war vor allem von dem Wunsch getragen, mit den
verschiedenen Standpunkten und ethischen Auffassungen in den Mitgliedstaaten respektvoll
umzugehen, gleichzeitig aber zur Verbesserung der Lage der Patienten beizutragen, die ein
geeignetes Organ benötigen. In Bezug auf die Einwilligung des Spenders forderte der
Ausschuss die Mitgliedstaaten auf, Systeme zur Aufzeichnung und Bekanntgabe der
Bereitschaft zur Spende einzuführen und sicherzustellen, dass dieser Wunsch vorrangig
respektiert wird. In Bezug auf die Einwilligung künftiger Spender forderte der Ausschuss die
Kommission auf, gemeinsam mit den Mitgliedstaaten, den Interessenträgern und dem
Europäischen Parlament die Möglichkeit der Entwicklung eines Systems zu prüfen, durch
das der Wunsch der Bürger, ihre Organe nach ihrem Tod zu spenden, in so vielen
Mitgliedstaaten wie möglich berücksichtigt werden kann. Ferner schlug der Ausschuss vor,

167 2011/2308(INI). Verfasserin: Eva Lichtenberger
168 Stellungnahme des Rechtsausschusses vom 29. Januar 2010 für den Ausschuss zu dem Vorschlag für eine
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Qualitäts- und Sicherheitsstandards für zur
Transplantation bestimmte menschliche Organe.
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das Recht der Spender oder der Empfänger auf Anonymität zu stärken, gleichzeitig aber die
Möglichkeit einer Rückverfolgung aus medizinischen Gründen aufrechtzuerhalten. Zu
diesem Zweck soll der Zugang zu den Systemen, über die die Identität der Spender oder der
Empfänger ermittelt werden kann, so weit wie möglich eingeschränkt werden, und die
Mitgliedstaaten sollen Sanktionen für einen unerlaubten Zugang zu den Daten oder für
Suchvorgänge einführen, die nicht mit zwingenden medizinischen Gründen gerechtfertigt
werden können. Durch mehrere Änderungsanträge versuchte der Ausschuss, das Risiko des
Organhandels und anderer unethischer und illegaler Handlungen zu minimieren, indem
insbesondere die Mitgliedstaaten aufgefordert wurden, ihre Verantwortung wahrzunehmen
und die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um den Organhandel zu bekämpfen, die
Zusammenarbeit unter der Leitung von Europol zu intensivieren und die Nachfrage nach
illegalen Handlungen durch die wirksame Förderung von Spenden und einen strengen
Rechtsrahmen zu reduzieren.

Auch in der Stellungnahme für den Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie zu dem
Vorschlag für eine Verordnung über das Rahmenprogramm für Forschung und Innovation
„Horizont 2020“ (2014—2020)169 befasste sich der Rechtsausschuss mit der Ethik der neuen
Technologien. Das wichtigste zur Diskussion stehende Problem betrifft seiner Ansicht nach
Forschungstätigkeiten, bei denen humane embryonale Stammzellen verwendet werden, und
versuchte, das Problem anzugehen und gleichzeitig mehr Rechtssicherheit zu schaffen. Der
Ausschuss forderte, Forschungstätigkeiten, bei denen menschliche Embryonen zerstört
werden oder humane embryonale Stammzellen verwendet werden, von einer Förderung
durch die EU auszuschließen. Demnach würde es den einzelnen Mitgliedstaaten obliegen, im
Einklang mit ihren ethischen Bestimmungen zu entscheiden, ob sie derartige
Forschungsprojekte aus eigenen Haushaltsmitteln fördern.

Der Rechtsausschuss verabschiedete außerdem zwei Stellungnahmen zu Initiativberichten
des Ausschusses für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit: eine
zu der Mitteilung der Kommission „Aktionsplan im Bereich Organspende und -
transplantation (2009-2015): Verstärkte Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten“170

und eine Stellungnahme zur freiwilligen und unbezahlten Spende von Geweben und
Zellen171. In der Stellungnahme zum Aktionsplan der Kommission im Bereich Organspende
und -transplantation forderte der Ausschuss die Kommission auf, zu prüfen, ob die
unterschiedlichen nationalen Gesetze ein Hindernis für Organspenden bilden. Ferner forderte
er die Mitgliedstaaten auf, die Vorteile einer Einführung eines auf der „mutmaßlichen
Zustimmung“ basierenden Spendersystems zu analysieren, und betonte die Wichtigkeit einer
stärkeren Sensibilisierung der Öffentlichkeit. Er betonte außerdem, dass eine engere
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten sowohl im Bereich Organspende und -
transplantationen als auch im Hinblick auf die Bekämpfung des Organhandels notwendig ist,
und verurteilte den Organhandel, die Kommerzialisierung von Transplantationen und den
Transplantationstourismus, da dadurch die Grundsätze der Gleichheit, der Gerechtigkeit und
der Achtung der Menschenrechte verletzt werden. In seiner Stellungnahme zur freiwilligen

169 Stellungnahme des Rechtsausschusses vom 18. September 2012 für den Ausschuss für Industrie, Forschung
und Energie zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über das
Rahmenprogramm für Forschung und Innovation „Horizont 2020“ (2014–2020)
170 Stellungnahme des Rechtsausschusses vom 29. Januar 2010 für den Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit zu der Mitteilung der Kommission „Aktionsplan im Bereich
Organspende und -transplantation (2009-2015): Verstärkte Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten“
(2009/2104(INI))
171 Stellungnahme des Rechtsausschusses vom 26. April 2012 für den Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit zur freiwilligen und unbezahlten Spende von Geweben und Zellen
(2001/2193(INI))
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und unbezahlten Spende von Geweben und Zellen betonte der Ausschuss die Notwendigkeit
der Durchsetzung des ethischen Prinzips, dass Gewebe- und Zellspenden unentgeltlich und
freiwillig sein sollen, und forderte die Mitgliedstaaten auf, verbindliche Regeln dazu
festzulegen und sicherzustellen, dass jede Vergütung der Spender mit ethischen Prinzipien
vereinbar ist. Der Ausschuss setzte sich für die Einrichtung einer europaweiten Datenbank
ein und forderte die Mitgliedstaaten erneut auf, die Möglichkeit einer „mutmaßlichen
Einwilligung“ zu untersuchen, gleichzeitig aber das Konzept der Einwilligungserklärung zu
fördern.

Auf der Grundlage seiner Zuständigkeit für ethische Fragen im Zusammenhang mit neuen
Technologien organisierte der Rechtsausschuss zu guter Letzt gemeinsam mit dem
Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie und dem Entwicklungsausschuss sowie mit
dem Petitionsausschuss als assoziiertem Ausschuss eine Anhörung über die bislang zweite
Bürgerinitiative mit dem Titel „Einer von uns“. In der Initiative wird ein Verbot der
Finanzierung von Tätigkeiten gefordert, bei denen insbesondere im Bereich der Forschung,
der Entwicklungszusammenarbeit und der öffentlichen Gesundheit menschliche Embryonen
zerstört werden. In Artikel 11 der Verordnung (EU) Nr. 211/2011172 wird festgelegt, dass
„den Organisatoren [einer Bürgerinitiative] die Möglichkeit gegeben [wird], die
Bürgerinitiative im Rahmen einer öffentlichen Anhörung vorzustellen. Die Kommission und
das Europäische Parlament stellen sicher, dass diese Anhörung im Europäischen Parlament
stattfindet, dass gegebenenfalls andere Organe und Einrichtungen der Union, die unter
Umständen die Teilnahme wünschen, an der Anhörung teilnehmen, und dass die
Kommission auf geeigneter Ebene vertreten ist.“ Aufgrund der Komplexität der Thematik
war die Beteiligung von drei Ausschüssen notwendig, um die Anhörung zu organisieren. Die
Organisation der Anhörung war deshalb so schwierig, weil in der Verordnung (EU)
Nr. 211/2011 als Zeitraum für die Organisation der Bürgerinitiative drei Monate ab dem
Eingang der Bürgerinitiative festgelegt worden waren, darin aber die Wahlpause des
Parlaments nicht berücksichtigt wurde. Daher betrug die für die Organisation der Anhörung
verfügbare Zeit in Wirklichkeit nur ungefähr einen Monat. Die Anhörung fand schließlich
am 10. April 2014 statt, also in der letzten Woche des scheidenden Parlaments. Eine weitere
Streitfrage war, ob in der Anhörung auch Experten sprechen sollten. Da die Anhörung in der
Verordnung als Forum für die Organisatoren der Bürgerinitiative definiert wurde und eine
Reihe weiterer Teilnehmer aufgezählt werden, ohne dass dabei Experten genannt wurden,
einigte sich das Parlament schließlich auch aufgrund des Zeitmangels darauf, keine Experten
zur Anhörung einzuladen, wofür der Rechtsausschuss von Anfang an eingetreten war. Diese
Themen müssen aber bei der Organisation weiterer Anhörungen zu Bürgerinitiativen weiter
untersucht werden. Die Anhörung selbst löste ein großes gesellschaftliches Interesse aus, es
gab 212 registrierte Teilnehmer und Berichterstattung über Web-Streaming. Die
Kommission sollte dann ihre Mitteilung über das rechtliche und politische Fazit zu der
Bürgerinitiative und den Maßnahmen, die sie ergreifen wollte, bis Ende Mai verabschieden.

172 Verordnung (EU) Nr. 211/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 über die
Bürgerinitiative (ABl. L 65 vom 11. März 2011, S. 1).
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III. HORIZONTALE AKTIVITÄTEN

1. Bessere Rechtssetzung

1.1. Hintergrund

Diese wichtige sektorübergreifende Kompetenz des Ausschusses hat viele Bezeichnungen
und viele Aspekte, wie beispielsweise bessere Rechtsetzung, intelligente Regulierung und
regulatorische Eignung der Vorschriften. Behandelt werden alle praktischen und technischen
Aspekte der Gesetzgebungsverfahren und der Politikzyklen, von der Vorbereitung und
Überprüfung der Vorschläge über die wirksame und integrierende Ausarbeitung und
Inkraftsetzung der Rechtsvorschriften bis hin zur Nachuntersuchung und Auswertung der
Ergebnisse. Das Hauptziel ist die Optimierung der Prozesse und der Verfahren und der
Abbau des Aufwands dafür, offene und transparente Arbeitsmethoden zu schaffen, bei denen
möglichst viele unterschiedliche Ansichten berücksichtigt und annehmbare Lösungen
gefunden werden, die auf eine breite Unterstützung zählen können, ohne dass Zeit und
Ressourcen verschwendet werden.

Da es in diesem Bereich immer einen
Spielraum für Verbesserung gibt, werden die
laufende und sich ständig ändernde
Diskussion über das institutionelle
Gleichgewicht, insbesondere zwischen
Parlament, Rat und Kommission, und die
unterschiedliche Schwerpunktsetzung je nach
den politischen und institutionellen Stärken
dieser Akteure zu unterschiedlichen
Zeitpunkten und in verschiedenen Bereichen
jeweils im Stand der Bemühungen um eine
bessere Rechtsetzung zum Ausdruck kommen.

Das derzeit wichtigste Instrument ist die
Interinstitutionelle Vereinbarung (IIV)
„Bessere Rechtsetzung“173. Sie wurde 2003 verabschiedet und kann inzwischen als veraltet
betrachtet werden, da heute infolge des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon im Jahr
2009 und dessen anschließender Umsetzung eine völlig unterschiedliche Rechtslandschaft
besteht. Eines der vielleicht wichtigsten Ziele des Parlaments in der Wahlperiode 2014-2019
in diesem Bereich war ein erfolgreicher Abschluss der Verhandlungen über eine neue IIV, in
der die Errungenschaften und die Vereinbarungen der letzten Wahlperioden konsolidiert
werden und sichergestellt wird, dass der Standpunkt des Parlaments in den einzelnen noch zu
behandelnden Bereichen der besseren Rechtsetzung berücksichtigt wird.

Der Rechtsausschuss verabschiedete einen Jahresbericht über bessere Rechtsetzung, bei dem
für die letzten drei Jahre Sajjad Karim Berichterstatter war174.

173 ABl. C 321 vom 31. Dezember 2003, S. 1.
174 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 14. September 2011 zur besseren Rechtsetzung,
Subsidiarität, Verhältnismäßigkeit und intelligenten Regulierung (ABl. C 51 E vom 22. Februar 2013, S. 87);
Entschließung des Europäischen Parlaments vom 13. September 2012 zu dem 18. Bericht zum Thema „Bessere
Rechtsetzung“ – Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit (2010) (ABl. C 353
E vom 3. Dezember 2013, S. 117), Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. Februar 2014 zu der
regulatorischen Eignung der EU-Vorschriften und Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit – 19. Bericht über
bessere Rechtsetzung 2011 (P7_TA(2014)0061, noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).

Sajjad Karim, ECR, UK, Berichterstatter im
Jahresbericht über bessere Rechtsetzung
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1.2. Die Agenda für intelligente Regulierung und die regulatorische Eignung

In den Schlussfolgerungen des Ratsvorsitzes vom Frühjahr 2007 wurden der Rat, die
Mitgliedstaaten und die Organe der EU aufgefordert, die erneuerte Lissabon-Strategie für
Wachstum und Beschäftigung umzusetzen und dazu die Agenda „Bessere Rechtsetzung“
auszuweiten, um ein dynamischeres Wirtschaftsumfeld zu schaffen. Kommissionspräsident
Barroso hat darauf in seinen Politischen Leitlinien für die nächste Kommission vom
3. September 2009 reagiert und vorgeschlagen, die Lissabon-Strategie in die Strategie
„Europa 2020“ umzuwandeln. Nach diesen Leitlinien sollen durch intelligente Regulierung
die Wettbewerbsfähigkeit und die Reduzierung des Verwaltungsaufwands stärker zur
Geltung gebracht werden, damit die Märkte den Menschen zugute kommen, wobei
öffentliche Konsultationen, Folgenabschätzungen, Ausschussverfahren und die
Vereinfachung bestehender Rechtsvorschriften im Mittelpunkt stehen sollen.

In der Mitteilung mit dem Titel „Intelligente Regulierung in der EU“ (COM(2010)0543)
wird diese Idee weiter ausgebaut, indem die Kommission darlegt, welche Maßnahmen sie
plant, um die Qualität der Regulierung während des gesamten Politikzyklus vom Entwurf
eines Rechtsakts bis zu seiner Bewertung und Überarbeitung zu gewährleisten. In der
Mitteilung werden Anstrengungen und Initiativen für einen vereinfachten Politikzyklus
angestrebt, bei dem die Entwürfe für Rechtsvorschriften auf breiten Konsultationen und
Folgenabschätzungen beruhen und die Umsetzung der Vorschriften Ex-post-Eignungstests
unterliegt, damit das übergeordnete Ziel der Vereinfachung und Verringerung des
Regelungs- und Verwaltungsaufwands erreicht werden kann.

Die Agenda für intelligente Regulierung wurde im Jahr 2012 durch die Mitteilung der
Kommission mit dem Titel „Regulatorische Eignung der EU-Vorschriften“
(COM(2012)0746) fortgesetzt, deren wichtigster Vorschlag die Einführung eines Programms
zur Gewährleistung der Effizienz und Leistungsfähigkeit der Rechtsetzung (REFIT) war,
durch das Belastungen, Widersprüche, Lücken und ineffiziente Maßnahmen ermittelt
werden. Mithilfe von REFIT benennt, bewertet, beschließt und überwacht die Kommission
die Umsetzung von Initiativen, die zu einer wesentlichen Verringerung der Kosten bzw. zur
Vereinfachung der Regulierung führen. REFIT wird auch Folgemaßnahmen zum
Aktionsprogramm zur Verringerung der Verwaltungslasten (ABR) enthalten. Ziel dieses
Programms war, den durch EU-Rechtsvorschriften verursachten Verwaltungsaufwand für
Unternehmen bis zum Jahr 2012 um 25 % zu verringern.

1.3. Die Zukunft einer besseren Rechtsetzung

Die Aktualität des Kapitels über gesetzgeberische Kohärenz in den Verhandlungen zu einer
transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) beruht nicht nur auf den
derzeit in diesem Bereich erzielten Fortschritten, den Konsultationen und Diskussionen über
ein Verfahren zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Investoren und dem Staat oder
der Agenda „Bessere Rechtsetzung“ des Parlaments, sondern zeigt sich vor allem durch den
Bericht von Sajjad Karim über bessere Rechtsetzung und die regulatorische Eignung der EU-
Vorschriften (der an den Bericht von Angelika Niebler über die Gewährleistung
unabhängiger Folgenabschätzungen anschließt), den Bericht von Eva Lichtenberger über die
Kontrolle der Anwendung des EU-Rechts, die Berichte von József Szájer über delegierte
Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte und den Bericht von Luigi Berlinguer über ein
Verwaltungsverfahrensrecht der Europäischen Union, die allesamt Denkanstöße für die
Diskussion über die regulatorischen Aspekte eines TTIP-Abkommens geben. Diese Themen
werden zweifellos unter den Aufgaben der nächsten Wahlperiode einen der obersten Plätze
einnehmen.
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1.4. Subsidiarität

Durch den Vertrag von Lissabon wird die Rolle der nationalen Parlamente der
Mitgliedstaaten in der institutionellen und rechtlichen Struktur der Union gestärkt. Während
gemäß Artikel 2 des Protokolls Nr. 1 zum AEUV alle Legislativvorschläge an die nationalen
Parlamente übermittelt werden müssen, wird in Protokoll Nr. 2 ein
Überprüfungsmechanismus für die nationalen Parlamente in Bezug auf die vorgeschlagenen
Rechtsvorschriften festgelegt, die nicht in die ausschließliche Zuständigkeit der
Europäischen Union fallen. Gemäß Artikel 6 des Protokolls dürfen die nationalen Parlamente
und bei Zweikammer-Parlamenten jede Kammer eine begründete Stellungnahme abgeben,
wenn sie der Meinung sind, dass der Entwurf für einen EU-Gesetzgebungsakt nicht mit dem
Subsidiaritätsprinzip vereinbar ist. In diesem Fall muss das nationale Parlament bzw. die
Kammer seinen/ihren Standpunkt binnen acht Wochen nach dem Zeitpunkt der Übermittlung
der letzten sprachlichen Fassung des betreffenden Entwurfs für einen Gesetzgebungsakt
schriftlich an die Präsidenten des Parlaments, des Rates und der Kommission senden. Wenn
die eingegangenen begründeten Stellungnahmen die vorgegebenen Schwellenwerte
überschreiten, sind für die obligatorische Überprüfung des Legislativvorschlags durch den
Verfasser – in den meisten Fällen die Kommission – zwei Verfahren vorgesehen, die als
„gelbe“ und „orange“ Karte bekannt sind (bei der letztgenannten sind die Verpflichtungen
strenger).175

Gemäß Artikel 38a Absatz 3 der Geschäftsordnung werden alle begründeten Stellungnahmen
an den/die für den Vorschlag für einen Gesetzgebungsakt zuständigen Ausschuss/Ausschüsse
überwiesen „und dem für die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips zuständigen Ausschuss
zur Information übermittelt“, also dem Rechtsausschuss. Am 14. Dezember 2010
verabschiedete die Konferenz der Ausschussvorsitzenden Leitprinzipien, die eine korrekte
Behandlung der begründeten Stellungnahmen nationaler Parlamente in den Ausschüssen des
EP sicherstellen sollen. Daher müssen sämtliche begründeten Stellungnahmen in alle 176

Amtssprachen übersetzt und an die Mitglieder der betroffenen Ausschüsse verteilt werden.
Ferner müssen sie in die Dossiers aufgenommen werden, und es muss in der legislativen
Entschließung zu dem jeweiligen Vorschlag darauf hingewiesen werden. Im Sinne der
Beachtung der Frist von acht Wochen für die Abgabe von begründeten Stellungnahmen darf
der federführende Ausschuss des Europäischen Parlaments nicht vor dem Ablauf dieser Frist
für die nationalen Parlamente über den Vorschlag abstimmen.

Die Rolle des Ausschusses

Der Rechtsausschuss hat de facto zwei unterschiedliche Aufgaben in Bezug auf die
begründeten Stellungnahmen der nationalen Parlamente. Erst muss er prüfen, ob es sich bei
den Stellungnahmen wirklich um „begründete Stellungnahmen“ handelt und ob sie
rechtzeitig übermittelt wurden, um dann darüber zu entscheiden, welche übersetzt werden.
Die meisten Mitteilungen der nationalen Parlamente betreffen in Wirklichkeit nicht die
Unvereinbarkeit mit dem Subsidiaritätsprinzip, sondern enthalten nur die politischen
Ansichten der Parlamente zu dem Inhalt des jeweiligen Vorschlags. Während diese

175 Eine „gelbe“ Karte wird ausgelöst, wenn ein Drittel der nationalen Parlamente – oder in den Bereichen Justiz
und Inneres ein Viertel – gegen den Vorschlag stimmt. Für eine „orange“ Karte ist eine einfache Mehrheit der
abgegebenen Stimmen aller Parlamente erforderlich. Jedes nationale Parlament hat zwei Stimmen im Verfahren,
die bei Zweikammer-Parlamenten unter den Kammern aufgeteilt werden.
176 Bis auf Maltesisch und Gälisch. Das Europäische Parlament ist das einzige Organ der EU, in dem alle
begründeten Stellungnahmen der nationalen Parlamente in andere EU-Sprachen übersetzt werden. Die
Kommission beschloss, die begründeten Stellungnahmen erst in alle Arbeitssprachen zu übersetzen, wenn die
Schwellenwerte für die gelbe bzw. die orange Karte erreicht wurden.
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Stellungnahmen in der Amtssprache des entsprechenden Mitgliedstaats verfasst sind, müssen
die begründeten Stellungnahmen übersetzt werden, damit das Europäische Parlament sie
gemäß den Vorschriften des Protokolls Nr. 2 berücksichtigen kann.177 Andere Beiträge der
nationalen Parlamente werden den betroffenen Ausschüssen jedoch in ihrer Originalsprache
übermittelt.

Zusätzlich ist der Ausschuss für den jährlichen Bericht über die Subsidiarität zuständig, den
die Kommission gemäß Artikel 9 des Protokolls Nr. 2 dem Europäischen Rat, dem
Europäischen Parlament, dem Rat und den nationalen Parlamenten vorlegen muss. Während
der siebten Wahlperiode nahm der Ausschuss seine Ansichten zu den jährlichen Berichten
über Subsidiarität in seine Berichte über „Bessere Rechtsetzung“ ein.

Eingegangene begründete Stellungnahmen

Seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon hat der Ausschuss rund 300 beim
Europäischen Parlament eingegangene begründete Stellungnahmen überprüft.178 Die
Stellungnahmen betrafen viele verschiedene Politikbereiche: Landwirtschaft, Verkehr179,
Umwelt180und Gesundheit181, aber auch Sozialpolitik182, Justiz und Inneres183,
Finanzdienstleistungen184, Telekommunikation185 und Rechte des geistigen Eigentums186.

177 Gemäß Artikel 7 Absatz 1 des Protokolls Nr. 2 berücksichtigt das Europäische Parlament „die begründeten
Stellungnahmen der nationalen Parlamente oder einer der Kammern eines dieser Parlamente“.
178 Den Parlamenten wurden 472 Entwürfe für Gesetzgebungsakte zur Überprüfung gemäß den Bestimmungen
in Protokoll Nr. 2 des Vertrags von Lissabon übermittelt. 468 dieser Entwürfe für Gesetzgebungsakte sind
Vorschläge der Kommission, während die verbleibenden vier Initiativen des Rates sind. Bis zum Mai 2014 hatte
das Europäische Parlament als Reaktion auf die Vorschläge insgesamt 1723 Stellungnahmen der nationalen
Parlamente erhalten. 282 davon waren begründete Stellungnahmen, bei den restlichen 1441 handelte es sich um
Beiträge.
179 Siehe beispielsweise Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des Marktes für inländische
Schienenpersonenverkehrsdienste (COM(2013)0028), der Gegenstand von sechs begründeten Stellungnahmen
des österreichischen Bundesrats, der Parlamente von Luxemburg, Schweden und Litauen sowie der Zweiten
Kammer und der Ersten Kammer der Niederlande war.
180 Der Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang zu
genetischen Ressourcen und die ausgewogene und gerechte Aufteilung der sich aus ihrer Nutzung ergebenden
Vorteile in der Europäischen Union (COM(2012)0576 war Gegenstand von drei begründeten Stellungnahmen
jeweils des italienischen Senats, des schwedischen Parlaments und des französischen Senats und betraf neben
der Umwelt auch den Bereich der Entwicklungszusammenarbeit.
181 Auf den Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Angleichung der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Herstellung, die Aufmachung und den
Verkauf von Tabakerzeugnissen und verwandten Erzeugnissen (COM(2012)0788) folgten acht begründete
Stellungnahmen des schwedischen Parlaments, der italienischen Abgeordnetenkammer, des italienischen Senats,
der tschechischen Abgeordnetenkammer, des griechischen Parlaments, des portugiesischen Parlaments, der
rumänischen Abgeordnetenkammer und des dänischen Parlaments.
182 Zum Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zum Europäischen
Hilfsfonds für die am stärksten von Armut betroffenen Personen (COM(2012)0617) gingen vier begründete
Stellungnahmen ein: vom schwedischen Parlament, vom Deutschen Bundestag sowie vom Unterhaus und vom
Oberhaus des Vereinigten Königreichs.
183 Besonders viel Aufmerksamkeit erhielt der Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Errichtung
einer Europäischen Staatsanwaltschaft (COM(2013)0534), der – wie unten weiter ausgeführt – zu einer gelben
Karte führte.
184 Zum Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über
Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierformen (COM(2011)0452) erhielt der Ausschuss
begründete Stellungnahmen vom schwedischen Parlament, vom französischen Senat und vom Unterhaus des
Vereinigten Königreichs.
185 Zum Vorschlag des Europäischen Parlaments und des Rates über Maßnahmen zur Reduzierung der Kosten
des Ausbaus von Hochgeschwindigkeitsnetzen für elektronische Kommunikation (COM(2013)0147) wurden
fünf begründete Stellungnahmen eingereicht: vom Unterhaus und vom Oberhaus desVereinigten Königreichs,
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Die Einwände der einzelnen nationalen Parlamente gegen einen bestimmten Vorschlag sind
natürlich sehr unterschiedlich und hängen von dem betroffenen Bereich, vom Inhalt und von
der Form des Vorschlags ab. Trotzdem können einige gemeinsame Aspekte ermittelt werden.
So wird in vielen Stellungnahmen der Einwand vorgebracht, ein Rechtsakt als Richtlinie,
und nicht – wie von der Kommission vorgeschlagen – als Verordnung verabschiedet
werden.187 Ein anderes, wahrscheinlich wichtigeres Element, das zahlreiche begründete
Stellungnahmen gemeinsam haben, betrifft Einwände gegen eine nach Ansicht der
nationalen Parlamente unrechtmäßige Heranziehung delegierter Rechtsakte in den
Vorschlägen der Kommission.188

Im Jahr 2012 löste zum ersten Mal seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon ein
Vorschlag der Kommission das sogenannte Verfahren der „gelben Karte“ aus. Am 21. März
2012 legte die Kommission einen Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die
Ausübung des Rechts auf Durchführung kollektiver Maßnahmen im Kontext der
Niederlassungs- und der Dienstleistungsfreiheit vor. Der Vorschlag wird oft als „Monti-II-
Verordnung“ bezeichnet, da er auf Empfehlungen des früheren Kommissionsmitglieds Mario
Monti beruht. Der Vorschlag wurde der Kommission als Reaktion auf die Urteile des Gerichtshofes in den
Rechtssachen Viking-Line und Laval vorgelegt.189 Die Rechtsgrundlage des Vorschlags war
Artikel 352 AEUV, also die sogenannte Flexibilitätsklausel.

Bis zum 22. Mai 2012, der Frist für die Antwort der nationalen Parlamente, erhielt die
Kommission zu dem Vorschlag zwölf begründete Stellungnahmen.190 Zu den wichtigsten
Bedenken der nationalen Parlamente gehörten die Angemessenheit der Rechtsgrundlage, die
möglichen negativen Auswirkungen auf das System der Sozialpartnerschaft in den
Mitgliedstaaten, Probleme des nationalen Arbeitsrechts sowie die unzureichende
Begründung der Notwendigkeit und der Zielsetzungen der Maßnahme der EU. Insgesamt

von der rumänischen Abgeordnetenkammer, von der niederländischen Zweiten Kammer und vom schwedischen
Parlament.
186 Zum Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die kollektive
Wahrnehmung von Urheber- und verwandten Schutzrechten und die Vergabe von Mehrgebietslizenzen für die
Online-Nutzung von Rechten an Musikwerken im Binnenmarkt gab es vier begründete Stellungnahmen vom
polnischen Sejm, vom schwedischen Parlament, vom französischen Senat und vom luxemburgischen Parlament.
187 Siehe beispielsweise die begründete Stellungnahme des schwedischen Parlaments zu dem Vorschlag für eine
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Rahmens für den Zugang zum
Markt für Hafendienste und für die finanzielle Transparenz der Häfen (COM(2013)0296) und die begründete
Stellungnahme des Unterhauses des Vereinigten Königreichs zu dem Vorschlag für eine Verordnung des
Europäischen Parlaments und des Rates über Maßnahmen zur Reduzierung der Kosten des Ausbaus von
Hochgeschwindigkeitsnetzen für die elektronische Kommunikation (COM(2013)0147).
188 So wird in der begründeten Stellungnahme des italienischen Senats zum Vorschlag für eine Verordnung des
Europäischen Parlaments und des Rates über die Tierzucht- und Abstammungsbestimmungen für den Handel
mit Zuchttieren und deren Zuchtmaterial in der Union sowie für die Einfuhr derselben in die Union
(COM(2014)0005 final) betont, dass „der Vorschlag für eine Verordnung zahlreiche Befugnisübertragungen an
die Kommission enthält und dass die nachfolgenden Maßnahmen, bei denen es sich nicht um
Gesetzgebungsakte handelt, außerhalb der Subsidiaritätskontrolle der nationalen Parlamente liegen“, während
beispielsweise in der begründeten Stellungnahme des französischen Senats zu dem Vorschlag für eine
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über strukturelle Maßnahmen zur Erhöhung der
Widerstandsfähigkeit von Kreditinstituten in der Union (COM(2014)0043) ausdrücklich sowohl das Volumen
als auch der Anwendungsbereich der von der Kommission vorgeschlagenen delegierten Rechtsakte kritisiert
werden.
189 Rechtssache C-438/05 International Transport Workers’ Federation und Finnish Seamen’s Union gegen
Viking Line ABP und OÜ Viking Line Eesti Slg. 2007 I-10779 und Rechtssache C-341/05 Laval un Partneri Ltd
gegen Svenska Byggnadsarbetareförbundet, Svenska Byggnadsarbetareförbundets avdelning 1, Byggettan und
Svenska Elektrikerförbundet, Slg. 2007, I-11767.
190 Die begründeten Stellungnahmen kamen von Dänemark, Lettland, Finnland, Portugal, Frankreich, Belgien,
den Niederlanden, Schweden, Luxemburg, Malta und dem Vereinigten Königreich.
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entsprachen die begründeten Stellungnahmen 19 Stimmen von insgesamt 54 der den
nationalen Parlamenten zugewiesenen Stimmen, d. h. mehr als einem Drittel. Gemäß dem
Vertrag von Lissabon musste die Kommission ihren Vorschlag folglich überprüfen und
beschließen, an ihm festzuhalten, ihn zu ändern oder ihn zurückzuziehen.

Der Ausschuss führte am 10. Juli 2012 anhand von Notizen der Berichterstatter für
Rechtsgrundlagen (Axel Voss) und für Subsidiarität (Sajjad Karim) einen
Gedankenaustausch über die Rechtsgrundlage und die gelbe Karte. Am 12. September 2012
beschloss die Kommission, ihren Vorschlag zurückzuziehen, allerdings nicht, weil er nicht
mit dem Subsidiaritätsprinzip in Einklang stand, sondern weil sie zu dem Schluss gekommen
war, dass es wenig wahrscheinlich sei, dass der Vorschlag die für seine Annahme
erforderliche politische Unterstützung im EP und im Rat erhalten werde.

Eine zweite gelbe Karte wurde im Jahr 2013 im Zusammenhang mit einem Vorschlag für
eine Verordnung über die Errichtung der Europäischen Staatsanwaltschaft vergeben.191 Dazu
wurden 13 begründete Stellungnahmen der nationalen Parlamente/Kammern eingereicht.192

Die Anzahl der begründeten Stellungnahmen belief sich auf 18 von insgesamt 56 Stimmen,
sodass der gemäß Artikel 76 AEUV erforderliche Schwellenwert von einem Viertel für
Entwürfe von Rechtsakten, die in den Anwendungsbereich des Raums der Freiheit, der
Sicherheit und des Rechts fallen, überschritten wurde. In den begründeten Stellungnahmen wurden
mehrere Einwände gegen den Vorschlag erhoben, darunter das Fehlen einer ausreichenden Begründung des
Mehrwerts einer Errichtung der Europäischen Staatsanwaltschaft im Hinblick auf die Leistungen der
Justizsysteme der Mitgliedstaaten, die Befürchtung, dass das „supranationale Modell“ der
Staatsanwaltschaft die bestehende Souveränität der Mitgliedstaaten im Bereich des
Strafrechts in unverhältnismäßiger Weise beschneiden würde, und die Bevorzugung einer
Stärkung der bestehenden Formen der Zusammenarbeit wie OLAF oder einer Einführung
von Präventivmaßnahmen bei der Verwendung von EU-Mitteln.

Am 26. November führte der Ausschuss einen Meinungsaustausch über die gelbe Karte auf
der Grundlage einer Präsentation des Berichterstatters für Subsidiarität, Sajjad Karim. Die
Kommission veröffentlichte am 27. November 2013 eine Mitteilung, in der sie die
begründeten Stellungnahmen analysiert193 und schließlich zu dem Schluss kommt, dass der
Vorschlag mit dem Subsidiaritätsprinzip vereinbar ist. Nach Ansicht der Kommission musste
der Vorschlag weder zurückgezogen noch geändert werden, sie hielt also daran fest, fügte
aber hinzu, dass sie den begründeten Stellungnahmen im Laufe des Legislativverfahrens
gebührend Rechnung tragen werde. Der Ausschuss besprach die Reaktion der Kommission
auf die gelbe Karte in seiner Sitzung vom 16. Dezember 2013 während eines
Meinungsaustauschs über die Stellungnahme des Ausschusses zu dem Vorschlag
(Berichterstatterin Evelyn Regner), die am 11. Februar 2014 verabschiedet wurde.194

Da das Verfahren zur Prüfung der Subsidiarität durch die nationalen Parlamente erst seit dem
Jahr 2009 zur institutionellen Struktur der EU gehörte, könnte die siebte Wahlperiode in

191 COM(2013)0534.
192 Vom tschechischen Senat, von der niederländischen Zweiten Kammer und Ersten Kammer, vom Unterhaus
und vom Oberhaus des Vereinigten Königreichs, vom irischen Parlament, vom ungarischen Parlament, von der
rumänischen Abgeordnetenkammer, von der slowenischen Nationalversammlung, vom französischen Senat,
vom zyprischen Parlament, vom schwedischen Parlament und vom maltesischen Parlament. Die Anzahl der
begründeten Stellungnahmen belief sich auf 18 der insgesamt 56 Stimmen, sodass der gemäß Artikel 76 AEUV
erforderliche Schwellenwert von einem Viertel für Entwürfe von Rechtsakten, die in den Anwendungsbereich
des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts fallen, überschritten wurde.
193 COM(2013)0851.
194 Stellungnahme des Rechtsausschusses für den Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres über
den Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Errichtung der Europäischen Staatsanwaltschaft
((COM(2013)0534 – C7-0000/2014 – 2013/0255(APP)).
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gewisser Hinsicht für alle beteiligten Akteure als Einarbeitungsphase angesehen werden.
Während das Parlament als Organ versuchte, die Sichtbarkeit und die Position der
begründeten Stellungnahmen durch die Einführung verbesserter Verfahren für ihre
technische und administrative Bearbeitung zu stärken, wird der Rechtsausschuss in Zukunft
die Möglichkeit erhalten, seine Beantwortung der begründeten Stellungnahmen zu
verbessern. Beispielsweise könnte die verbesserte Verfügbarkeit von Videokonferenzanlagen
die Möglichkeit schaffen, mit den nationalen Parlamenten Kontakt aufzunehmen, wenn ein
Ausschuss der Ansicht ist, dass eine begründete Stellungnahme Themen aufwirft, die
gemeinsam mit den Abgeordneten des jeweiligen nationalen Parlaments debattiert werden
sollten. Außerdem könnten die Vorschläge und Empfehlungen des Ausschusses in seinem
Bericht über Subsidiarität Anregung zu weiteren Entwicklungen in der achten Wahlperiode
geben.

Jahresberichte

Gemäß Artikel 9 des Protokolls Nr. 2 muss die Kommission dem Europäischen Rat, dem
Europäischen Parlament, dem Rat und den nationalen Parlamenten jährlich einen Bericht
über die Anwendung des Artikels 5 des Vertrags über die Europäische Union vorlegen.
Dieser Jahresbericht wird auch dem Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem Ausschuss
der Regionen zugeleitet.

Im ersten jährlichen Bericht des Ausschusses nach dem Inkrafttreten des Vertrags von
Lissabon betonte die Berichterstatterin Lidia Joanna Geringer de Oedenberg, dass die
Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit zu den Grundanforderungen an das
Primärrecht gehören und dass ihre korrekte Anwendung dazu beitragen soll, dass die
Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger in Bezug auf das Europarecht erfüllt werden. Die
Berichterstatterin betonte außerdem, dass durch den Vertrag von Lissabon die Rolle der
nationalen Parlamente auf den Grundsatz der Subsidiarität wesentlich gestärkt wurde, und
äußerte die Hoffnung, dass die nationalen Parlamente in naher Zukunft zur Zusammenarbeit
und zur Nutzung der neuen Möglichkeiten angeregt werden.195

Das Parlament folgte weitgehend den Ansichten des Ausschusses und kam in seiner
Entschließung zu der Feststellung, dass „die richtige Anwendung der Grundsätze der
Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit entscheidend dafür ist, dass die Europäische Union
reibungslos funktioniert, dass die Tätigkeiten ihrer Organe den Erwartungen ihrer Bürger
und Bürgerinnen, der im Binnenmarkt tätigen Unternehmen und der örtlichen Regierungen
entsprechen und dass sichergestellt wird, dass Entscheidungen bürgernah getroffen
werden.“196

Im darauffolgenden Bericht zum Jahr 2009 wies der Berichterstatter, Sajjad Karim, darauf
hin, dass das Europäische Parlament bis zur Fertigstellung des Berichts über 300
Stellungnahmen aus nationalen Parlamenten erhalten hatte. Der Berichterstatter betonte, dass
die genauen Modalitäten für die Bearbeitung der begründeten Stellungnahmen und der
Beiträge noch ausgearbeitet werden müssen, um ein effektives Funktionieren des im
Parlament eingerichteten Systems für diese Neuerung sicherzustellen, Mängel aufzuzeigen
und Verbesserungen vorzuschlagen.197

195 Siehe Begründung im Entwurf für einen Bericht über „Bessere Rechtsetzung“ – 15. Jahresbericht der
Kommission gemäß Artikel 9 des Protokolls über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der
Verhältnismäßigkeit (2009/2142(INI)).
196 P7_TA(2010)0311 angenommen am 9. September 2010.
197 Siehe die Begründung im Entwurf für einen Bericht zur besseren Rechtsetzung, Subsidiarität und
Verhältnismäßigkeit und intelligenten Regulierung (2011/2029(INI)).
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In seiner Entschließung begrüßte das Parlament „die stärkere Einbindung der nationalen
Parlamente in den europäischen Gesetzgebungsprozess, insbesondere in die Kontrolle der
Konformität der Gesetzgebungsvorschläge mit dem Subsidiaritätsprinzip“. Es verwies „im
Kontext der Nutzung der Instrumente der Subsidiaritätsrüge und -klage auf das Fehlen
materieller Kriterien für das Feststellen einer Verletzung des Subsidiaritätsprinzips und des
Verhältnismäßigkeitsprinzips“ und unterstrich „das Erfordernis, eine materielle
Konkretisierung der betreffenden Prinzipien auf EU Ebene vorzunehmen“. Außerdem wurde
erklärt, „dass die nationalen Parlamente in dem Maße ihrer vertraglichen Verantwortung für
die Prüfung der Vereinbarkeit von Rechtssetzungsvorschlägen mit dem Grundsatz der
Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit gerecht werden können, wenn die Kommission
ihrerseits der in Artikel 5 des Protokolls über die Anwendung der Grundsätze der
Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit begründeten detaillierten und nachvollziehbaren
Begründungspflicht umfassend nachkommt“.198

Sajjad Karim war auch Berichterstatter für den darauffolgenden Jahresbericht des
Ausschusses, in dem er feststellte, dass „die Kritik des Ausschusses für Folgenabschätzung
bezüglich der Einhaltung der Subsidiarität bereits von verschiedenen einzelstaatlichen
Parlamenten in ihren Stellungnahmen zu den durch den Lissabon-Vertrag eingeführten
Subsidiaritätskontrollmechanismen geäußert wurde“.199

Diese Themen wurden auch in die vom Plenum verabschiedete Entschließung aufgenommen,
in der das Parlament anregte, „zu erörtern, ob es zweckmäßig ist, auf EU-Ebene geeignete
Kriterien zur Messung der Einhaltung der Grundsätze der Subsidiarität und der
Verhältnismäßigkeit festzulegen“, und es als angebracht erachtete, „zu prüfen, ob die derzeit
in den Verträgen festgelegten Fristen zur Durchführung von Subsidiaritätskontrollen durch
die nationalen Parlamente ausreichend lang sind“. Abschließend wird in der Entschließung
vorgeschlagen, „dass die Kommission, die Vertreter der nationalen Parlamente und [das
Parlament] selbst prüfen, auf welche Weise mögliche Hindernisse bei der Beteiligung der
einzelstaatlichen Parlamente an den Subsidiaritätskontrollmechanismen beseitigt werden
könnten“. Insbesondere wird die Kommission aufgefordert, „die Erklärungen, mit denen sie
ihre Legislativinitiativen auf der Grundlage der Subsidiarität begründet, zu verbessern und zu
regeln“. 200

Im Rahmen der Diskussionen über die Subsidiaritätsmechanismen für einzelstaatliche
Parlamente im letzten Jahresbericht, der während der Wahlperiode verabschiedet wurde,
stellte der Berichterstatter fest, dass zur „Entwicklung der den einzelstaatlichen Parlamenten
übertragenen Befugnisse unter Anpassung der Anreize zur Ausübung von Kontrolle an die
Auswirkungen auf europäischer Ebene [...] eine breitere Debatte notwendig [ist], wobei zu
berücksichtigen ist, dass der Zeitdruck und die Ressourcenknappheit in einzelstaatlichen
Parlamenten in ihrer Reaktion auf Entwürfe von Rechtsvorschriften zu dem empfundenen
Demokratiedefizit in der EU beiträgt.“ Der Berichterstatter fügte jedoch hinzu, dass es,
während „diese Diskussion Teil der laufenden Debatte über die nächsten Schritte des
europäischen Integrationsprojekts sein würde, [...] viele praktische Verbesserungen zum
einzelstaatlichen parlamentarischen Kontrollverfahren [gibt], die heute umgesetzt werden

198 P7_TA(2011)0381, angenommen am 14. September 2011.
199 Entwurf für einen Bericht für den 18. Bericht über „Bessere Rechtsetzung“ – Anwendung der Grundsätze der
Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit (2010) (2011/2276(INI)).
200 P7_TA(2012)0340, angenommen am 13. September 2012.
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könnten, etwa die Verbreitung von Informationen, die Bereitstellung von Leitlinien und das
Festlegen von Kriterien für begründete Stellungnahmen.“201

In der verabschiedeten Entschließung vertrat das Parlament die Auffassung, dass „der
Mechanismus für die Überprüfung des Subsidiaritätsprinzips als wichtiges Instrument der
Zusammenarbeit zwischen den europäischen und den einzelstaatlichen Organen ausgelegt
und angewendet werden muss“, und stellte „mit Genugtuung fest, dass dieses Instrument in
der Praxis als ein Mittel der Kommunikation und des partnerschaftlichen Dialogs zwischen
den verschiedenen institutionellen Ebenen des europäischen Mehrebenensystems eingesetzt
wird.“ Es nahm „mit Besorgnis zur Kenntnis, dass einzelstaatliche Parlamente in einigen
begründeten Stellungnahmen darauf hinweisen, dass die Begründung in Bezug auf das
Subsidiaritätsprinzip in etlichen Legislativvorschlägen der Kommission unzulänglich ist oder
fehlt“, und empfahl, „die Gründe für die derart geringe Zahl förmlicher, begründeter
Stellungnahmen einzelstaatlicher Parlamente zu untersuchen und festzustellen, ob diese
darauf zurückzuführen ist, dass der Grundsatz der Subsidiarität allseits eingehalten wird,
oder darauf, dass die einzelstaatlichen Parlamente die Geltendmachung dieses Grundsatzes
aufgrund mangelnder Ressourcen oder zu kurzer Fristen nicht bewältigen können.“202

2. Anwendung des Gemeinschaftsrechts

2.1. Jahresbericht über die Kontrolle der Anwendung des Gemeinschaftsrechts

Einleitung

Gemäß Artikel 4 EUV ist die korrekte Anwendung des EU-
Rechts vorrangige Pflicht der Mitgliedstaaten. In Artikel 17
Absatz 1 EUV wird die Rolle der Kommission als Hüterin der
Verträge festgelegt, wodurch die Verantwortung der
Kommission für die Sicherstellung der Anwendung des EU-
Rechts ausgedrückt wird. Artikel 258 und 260 AEUV besagen,
dass die Kommission bei Nichtanwendung des EU-Rechts ein
Vertragsverletzungsverfahren gegen die jeweiligen
Mitgliedstaaten einleiten kann. In Artikel 258 AEUV wird das
Verfahren festgelegt, mit dem festgestellt werden kann, ob eine
Vertragsverletzung stattgefunden hat, indem die Kommission
nötigenfalls eine Klage gegen den jeweiligen Mitgliedstaat
beim Europäischen Gerichtshof erhebt. In Artikel 260 AEUV
wird hingegen das Verfahren festgelegt, mit dem die
Kommission beim Europäischen Gerichtshof beantragen kann,
dass dieser die Mitgliedstaaten zur Zahlung eines
Zwangsgelds verurteilt.

Änderungen durch den Vertrag von Lissabon

Durch den Vertrag von Lissabon wurden zwei neue Elemente in Artikel 260 AEUV
eingefügt: Die Kommission kann sich direkt an den Europäischen Gerichtshof wenden, um
finanzielle Sanktionen gegen Mitgliedstaaten zu verhängen, die eine nach einem
Gesetzgebungsverfahren erlassene Richtlinie zu spät umgesetzt haben, wenn sie vor dem

201 Siehe Entwurf für einen Bericht über die regulatorische Eignung der EU-Vorschriften und Subsidiarität und
Verhältnismäßigkeit – 19. Bericht über bessere Rechtsetzung 2011 (2013/2077(INI)), Berichterstatter Sajjad
Karim.
202 P7_TA(2014)0061, angenommen am 4. Februar 2014.

Eva Lichtenberger, Verts, AT,
Berichterstatterin des
Ausschusses für alle
Jahresberichte der
Wahlperiode.
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Europäischen Gerichtshof eine Klage gemäß Artikel 258 AEUV erhebt. Folglich wurde das
Verfahren vereinfacht, nach dem gemäß Artikel 260 Absatz 2 AEUV zur Verhängung eines
Zwangsgelds nach einer ersten Entscheidung des Gerichtshofs gemäß Artikel 258 eine
zweite Anrufung notwendig war.

Jahresbericht über die Kontrolle der Anwendung des Gemeinschaftsrechts

Die Kommission veröffentlicht jährlich einen Bericht über die Anwendung des EU-Rechts
durch die Mitgliedstaaten und über die Vertragsverletzungsverfahren und andere
Maßnahmen, die ergriffen werden, um Zuwiderhandlungen abzustellen und zu unterbinden.
Die vom Rechtsausschuss durchgeführte Auswertung der Kontrolle der Anwendung des
Gemeinschaftsrechts durch die Kommission erfolgt also ebenfalls jährlich auf der Grundlage
des Berichts der Kommission über das Vorjahr. Diese Auswertung beruht unter anderem auf
der Überzeugung, dass eine echte Unionsbürgerschaft und einheitliche
Wettbewerbsbedingungen für Unternehmen eine korrekte Anwendung des
Gemeinschaftsrechts in den und durch die Mitgliedstaaten voraussetzt und dass eine korrekte
und zügige Anwendung des Gemeinschaftsrechts ein integraler und wesentlicher Bestandteil
einer „besseren Rechtsetzung“ ist. Eva Lichtenberger war während der letzten Wahlperiode
die Berichterstatterin für alle diese Jahresberichte.

26. Jahresbericht über die Kontrolle der Anwendung des Gemeinschaftsrechts (2008)203

In dem Bericht wurde die von der Kommission im Jahr 2008 durchgeführte Überwachung
der Anwendung des EU-Rechts ausgewertet.204 Der Schwerpunkt der Auswertung lag auf
dem Evaluierungsbericht zum Projekt „EU-Pilot“, in dem die Kommission 22 Monate nach
der Aufnahme des Projekts „EU-Pilot“ dessen Ergebnisse auswertete. Der Ausschuss warf
einige wesentliche Fragen zur Durchführung des Projekts „EU-Pilot“ auf, durch das im
Wesentlichen versucht wird, förmliche Vertragsverletzungsverfahren durch informelle
Kontakte zu den Mitgliedstaaten zu vermeiden.

Der Ausschuss betonte auch die Rolle der Bürgerinnen und Bürger bei der Sicherstellung der
Einhaltung des Unionrechts vor Ort. Er äußerte Bedenken wegen des Mangels an
Informationen, die den Bürgerinnen und Bürgern in Bezug auf EU-Pilot zur Verfügung
gestellt werden, und forderte die Kommission auf, einschlägige Daten für eine Auswertung
des Mehrwerts des Projekts EU-Pilot für das bestehende Vertragsverletzungsverfahren
bereitzustellen. Der Ausschuss forderte die Kommission auch auf, für das
Vertragsverletzungsverfahren einen „Verfahrenskodex“ auf der neuen Rechtsgrundlage des
Artikels 298 AEUV vorzuschlagen, um die Rechte der Bürgerinnen und Bürger und die
Transparenz zu stärken.

27. Jahresbericht über die Kontrolle der Anwendung des EU-Rechts (2009)205

In seinem Bericht stellte der Ausschuss fest, dass die Kommission ihre allgemeine Strategie
zur Registrierung von Beschwerden überdenken und die Beziehung zu den
Beschwerdeführern anhand der Erfahrungen mit den derzeit getesteten neuen Methoden neu

203 A7-9999/2010. Siehe auch die Entschließung des Europäischen Parlaments vom 25. November 2010 zu dem
26. Jahresbericht über die Kontrolle der Anwendung des Gemeinschaftsrechts (2008), T7-0437/2010.
204 26. Jahresbericht über die Kontrolle der Anwendung des Gemeinschaftsrechts (2008) vom 15. Dezember
2009, COM(2009)0675 final.
205 A7-0249/2011. Siehe auch Entschließung des Europäischen Parlaments vom 14. September 2011 zum
27. Jahresbericht über die Kontrolle der Anwendung des EU-Rechts (2009), T7-0377/2011, angenommen am
25. November 2010.
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gestalten möchte206, und er äußerte seine Bedenken dagegen, dass die Kommission auf die
Anwendung des Vertragsverletzungsverfahrens verzichtet, da dieses ein wichtiges
Instrument ist, um eine zeitgerechte und korrekte Anwendung des Unionsrechts
sicherzustellen.

Der Ausschuss betonte, dass alle eingegangenen Beschwerden auf einheitliche Weise
registriert werden müssen. Er forderte die Kommission auf, im Zusammenhang mit dem
Vertragsverletzungsverfahren keine nicht zwingenden Rechtsinstrumente („Soft Law“)
anzuwenden, sondern eine Verordnung vorzuschlagen, damit das Parlament als
Mitgesetzgeber in einem solch wesentlichen Punkt der EU-Rechtsordnung umfassend
beteiligt wird. Der Ausschuss begrüßte auch das neu in Artikel 260 AEUV aufgenommene
Element, durch das die Kommission im Falle einer verspäteten Umsetzung einer Richtlinie
beim Europäischen Gerichtshof die Verhängung von finanziellen Sanktionen gegen
Mitgliedstaaten beantragen kann, wenn sie gemäß Artikel 258 AEUV eine Klage vor dem
Gerichtshof erhebt.

28. Jahresbericht über die Kontrolle der Anwendung des EU-Rechts (2010)207

Neben dem 28. Bericht über die Kontrolle der Anwendung des EU-Rechts (2010)208

untersuchte der Ausschuss auch zwei damit zusammenhängende Mitteilungen der
Kommission, nämlich den Zweiten Evaluierungsbericht zum Projekt „EU-Pilot“209 und die
Mitteilung „Aktualisierung der Mitteilung über die Beziehungen zu Beschwerdeführern in
Fällen der Anwendung von Unionsrecht“.210 Der Ausschuss wiederholte darin seinen
Standpunkt, dass die Kommission im Zusammenhang mit dem Vertragsverletzungsverfahren
nicht auf nicht zwingende Rechtsinstrumente (Soft Law) wie die beiden oben angeführten
Mitteilungen zurückgreifen, sondern stattdessen eine Verordnung gemäß Artikel 298 AEUV
vorschlagen sollte. In dieser Verordnung sollten die einzelnen Aspekte des
Vertragsverletzungsverfahrens und des Vorverfahrens, einschließlich der Mitteilungen,
verbindlicher Fristen, des Anhörungsrechts, der Begründungspflicht und des Rechts einer
jeden Person auf Zugang zu ihrer Akte aufgeführt werden, um so die Rechte der Bürgerinnen
und Bürger zu stärken und die Transparenz zu gewährleisten.

In Anbetracht der maßgeblichen Rolle der einzelstaatlichen Gerichte bei der Anwendung des
Unionsrechts betonte der Ausschuss die Notwendigkeit, die Bemühungen der EU und die
Koordinierung der juristischen Fortbildung für Richter, Juristen, Beamte und Bedienstete in
den einzelstaatlichen Behörden zu verbessern, um dem Konzept einer Union, die auf
Rechtsstaatlichkeit basiert, in vollem Umfang gerecht zu werden.

29. Jahresbericht über die Kontrolle der Anwendung des EU-Rechts (2011)211

Der Ausschuss stellte fest, dass die Kommission ihrem Jahresbericht212 zufolge in den
vergangenen Jahren die Anzahl neuer Vertragsverletzungsverfahren verringert hat (2900

206 27. Jahresbericht über die Kontrolle der Anwendung des EU-Rechts (2009) vom 1. Oktober 2010,
COM(2010)0538 final.
207 A7-0330/2012. Siehe auch Entschließung des Europäischen Parlaments zum 28. Jahresbericht über die
Kontrolle der Anwendung des EU-Rechts (2010), T7-0442/2010, angenommen am 21. November 2012.
208 28. Jahresbericht über die Kontrolle der Anwendung des EU-Rechts (2010) vom 9. September 2011,
COM(2011)0588 final.
209 Zweiter Evaluierungsbericht der Kommission zum Projekt „EU-Pilot“, SEC(2011)1626.
210 Aktualisierung der Mitteilung über die Beziehungen zu Beschwerdeführern in Fällen der Anwendung von
Unionsrecht (COM(2012)0154).
211 A7-0055/2014. Siehe auch Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. Februar 2014 zu dem
29. Jahresbericht über die Kontrolle der Anwendung des EU-Rechts (2011), T70051/2014.
212 Bericht der Kommission, 29. Jahresbericht über die Kontrolle der Anwendung des EU-Rechts (2011)
29. Jahresbericht über die Anwendung des EU-Rechts (2011), COM(2012)0714 final, S. 2-3.
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Verfahren 2009, 2100 2010 und 1775 2011), dass aber aus dem Jahresbericht auch
hervorgeht, dass in den letzten Jahren die Fälle von verspäteter Umsetzung häufiger
geworden sind (1185 2011, 855 2010, 531 2009), und vertrat daher die Ansicht, dass die
Statistiken das tatsächliche Defizit bei der Einhaltung des EU-Rechts nicht genau
wiedergeben, sondern lediglich die schwerwiegendsten Verletzungen bzw. die Beschwerden
derjenigen Einzelpersonen oder Organisationen belegen, die ihre Stimme am lautesten
erheben.

Laut einer vom Ausschuss in Auftrag gegebenen Studie verfügte die Kommission weder
über eine Strategie noch über die Ressourcen, um alle Fälle der Nichtdurchführung zu
ermitteln und durchzusetzen.213 Der Ausschuss forderte die Kommission daher auf, der
Einhaltung des EU-Rechts wirkliche politische Priorität einzuräumen, und in enger
Zusammenarbeit mit dem Parlament auf sie hinzuwirken, wobei das Parlament seinerseits
verpflichtet ist, die politische Rechenschaftspflicht der Kommission aufrechtzuerhalten und
als Mitgesetzgeber sicherzustellen, dass es selbst vollständig über Probleme bei der
Umsetzung und Anwendung des EU-Rechts informiert ist, um seine legislative Tätigkeit
kontinuierlich zu verbessern.

2.2. Umsetzungsberichte über die Umsetzung von EU-Rechtsvorschriften in
nationales Recht und über ihre Durchführung und Durchsetzung in den
Mitgliedstaaten

Um den in der vorangehenden Wahlperiode eingeführten Ansatz weiterzuentwickeln,
engagierte sich der Ausschuss auch in der siebten Wahlperiode aktiv für die Erstellung von
Berichten über die Umsetzung des Unionsrechts durch die Mitgliedstaaten. Diese Berichte
betreffen die Umsetzung bestimmter Rechtsakte, die aus jenen ausgewählt wurden, die in
den Zuständigkeitsbereich des Ausschusses fallen. Sie zeigen, wie wichtig eine vollständige
und korrekte Umsetzung des EU-Rechts für die Durchsetzung der dadurch festgelegten
Rechte und Pflichten ist.

In diesem Zusammenhang verabschiedete der Ausschuss einen Bericht über die
Durchsetzung der Richtlinie 2008/52/EG über bestimmte Aspekte der Mediation in Zivil-
und Handelssachen, deren Auswirkungen auf die Mediation und deren Anwendung durch die
Gerichte214. Das Ziel der Richtlinie 2008/52/EG war die Förderung einer gütlichen Regelung
von Streitigkeiten durch die verstärkte Anwendung der Mediation und durch die
Sicherstellung eines ausgewogenen Verhältnisses zwischen Mediation und
Gerichtsverfahren. Es wurde darin geprüft, wie die Mitgliedstaaten die wichtigsten
Bestimmungen der Mediationsrichtlinie über die Möglichkeit, dass Gerichte den Parteien
unmittelbar eine Mediation nahelegen (Artikel 5), die Vertraulichkeitsgarantie (Artikel 7),
die Vollstreckbarkeit einer im Mediationsverfahren erzielten Vereinbarung (Artikel 6) und
die Auswirkung der Mediation auf Verjährungsfristen (Artikel 8) umgesetzt haben. Dem
Bericht zufolge verlief die Umsetzung der Richtlinie 2008/52/EG durch die Mitgliedstaaten
bis zum 21. Mai 2011 insgesamt weitgehend planmäßig. Die Mitgliedstaaten verwendeten
zwar unterschiedliche Regulierungsansätze, und einige von ihnen hinkten ein bisschen
hinterher, aber Tatsache ist, dass die meisten Mitgliedstaaten die Anforderungen der
Richtlinie nicht nur erfüllten, sondern diesen Anforderungen sogar voraus sind, vor allem in
den beiden Bereichen der finanziellen Anreize zur Beteiligung an der Mediation und der
verbindlichen Anforderungen an die Mediationsverfahren. Es wurde beobachtet, dass
manche europäischen Staaten eine Reihe von Initiativen ergriffen haben, um Parteien, die

213 Von der Fachabteilung C des Parlaments in Auftrag gegebene Studie „Tools for Ensuring Implementation
and Application of EU Law and Evaluation of their Effectiveness“, Brüssel 2013, Seite 11.
214 2011/2026(INI), Berichterstatterin: Arlene McCarthy
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eine Mediation in Anspruch nehmen, finanzielle Anreize zu bieten. So erhalten in Bulgarien
die Parteien eine Erstattung von 50 % der staatlichen Gebühr, die sie bei Einreichung des
Streitfalls beim Gericht bereits entrichtet haben, wenn sie einen Streit erfolgreich im Wege
der Mediation beilegen, und das rumänische Recht sieht eine vollständige Erstattung der
Gerichtsgebühr vor, wenn die Parteien einen anhängigen Rechtsstreit im Wege der
Mediation beilegen. Neben den finanziellen Anreizen haben bestimmte Mitgliedstaaten,
deren Gerichtswesen überlastet ist, zu ihrer Entlastung die Mediation verbindlich
vorgeschrieben. Das deutlichste Beispiel dafür ist das italienische Gesetzesdekret Nr. 28, mit
dem auf diese Weise angestrebt wird, das Rechtssystem umzubauen und die notorisch
überlasteten italienischen Gerichte zu entlasten, indem die Anzahl der Fälle verringert und
der durchschnittliche Zeitbedarf für die Beilegung zivilrechtlicher Streitigkeiten von derzeit
neun Jahren verkürzt wird. Solche Initiativen der Staaten trugen zur effektiveren Erledigung
der Rechtsstreitigkeiten bei und entlasteten die Gerichte. Die insbesondere in Italien,
Bulgarien und Rumänien erzielten Ergebnisse belegen, dass die Mediation durch auf die
Bedürfnisse der Parteien abgestimmte Verfahren eine kostenwirksame und rasche
außergerichtliche Beilegung von Streitigkeiten herbeiführen kann. Der Ausschuss betonte die
anwenderfreundlichen Merkmale alternativer Streitbeilegungsverfahren, die eine
maßgeschneiderte Lösung bieten können, und forderte die Kommission auf, bald einen
Legislativvorschlag über alternative Streitbeilegung vorzulegen. Der Ausschuss hat auch die
Bedeutung der Festlegung gemeinsamer Normen für den Zugang zum Beruf des Mediators
als Voraussetzung für die Verbesserung der Qualität der Mediation und die Gewährleistung
hoher Maßstäbe der beruflichen Bildung und Zulassung in der Union anerkannt.

Zuletzt verabschiedete der Ausschuss einen Bericht über die Umsetzung und die
Auswirkungen der Folgerecht-Richtlinie 2001/84/EG215. Bei der Konzeption dieser
Richtlinie ging es vor allem um zwei Ziele: Einerseits sollte „den Urhebern von Werken der
bildenden Künste eine wirtschaftliche Beteiligung am Erfolg ihrer Werke“ garantiert werden,
andererseits sollte die Anwendung des Folgerechts in der EU vereinheitlicht werden. Im
Bericht wurden die Auswirkungen der Richtlinie auf den Binnenmarkt und die Folgen der
Einführung des Folgerechts in jenen Mitgliedstaaten geprüft, die vor dem Inkrafttreten der
Richtlinie ein Folgerecht nicht angewandt haben. Es wird betont, dass es keinen
ausreichenden Zusammenhang zwischen den Einbußen am europäischen Kunstmarkt für
Arbeiten lebender Künstler (im Zeitraum 2008 bis 2010) und der Umsetzung der Richtlinie
in nationales Recht gibt. Es wird festgestellt, dass sich die Kunstmärkte in den EU-Ländern
in ihrer Art und ihrer Struktur deutlich unterscheiden. Auch andere Faktoren wirken sich auf
die Entwicklung des Kunstmarkts aus. Die Anwendung von Mehrwertsteuer, Gebühren und
Verwaltungskosten (einschließlich jener für die Verwaltung des Folgerechts) ebenso wie der
sich ändernde Geschmack und die Wahrnehmung der Investitionen in Kunst durch den
Käufer: All dies spielt eine wesentliche Rolle bei den Schwankungen am Kunstmarkt.
Aufgrund dieser Überlegung und der Tatsache, dass die Richtlinie erst am 1. Januar 2012 in
allen Mitgliedstaaten vollständig umgesetzt worden war, wurde die Kommission
aufgefordert, die Richtlinie im Jahr 2015 erneut zu prüfen und die geltenden Gebührensätze,
Schwellenwerte und Relevanz der Gruppen von Empfängern im nächsten Prüfungsbericht zu
überdenken. Außerdem wurde die Kommission aufgefordert, eng mit den Interessenträgern
zusammenzuarbeiten, um die Lage des europäischen Kunstmarkts zu stärken und zukünftige
Herausforderungen und Probleme anzugehen.

215 2012/2038(INI), Berichterstatterin: Marielle Gallo
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3. Delegierte Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte

3.1. Hintergrund

Da die Europäischen Gemeinschaften immer mehr Befugnisse erhalten, wird es immer
wichtiger, dass diese Befugnisse ausreichende demokratische Legitimität haben. Diese
Entwicklung führte zur Stärkung der Rolle des Europäischen Parlaments im Allgemeinen,
aber insbesondere zur Einführung des Mitentscheidungsverfahrens. Die Europäischen
Gemeinschaften entwickelten sich zur Europäischen Union, und mit dem Vertrag von
Lissabon wurde das Mitentscheidungsverfahren zum ordentlichen Gesetzgebungsverfahren.
Trotzdem wurden schon lang vorher unterhalb der legislativen Ebene Vorschriften erlassen,
und zwar in Form von Rechtsakten zur Umsetzung der Rechtsakte durch das System der
Ausschussverfahren („Komitologiesystem“)216. Diese Vorschriften vertieften oft die Inhalte
der politischen Maßnahmen, die in den Rechtsakten festgelegt waren. Daher musste auch für
diese Vorschriften ein ausreichendes Niveau an demokratischer Legitimation geschaffen
werden.

Vor diesem Hintergrund ersetzten Artikel 290 und 291 des Vertrags von Lissabon das alte
System der Ausschussverfahren durch delegierte Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte.
Da die früheren Ausschussverfahren sich über die Jahre hinweg von einem Verfahren zur
schnellen und effizienten Verabschiedung von technischen Beschlüssen zu einem System
entwickelt hatten, das immer mehr politische Entscheidungen betrifft, versuchte das
Parlament, mehr Kontrolle darüber zu erlangen, wie dieses Verfahren von der Kommission
angewandt wird. Das führte im Jahr 2006 zur Einführung des Regelungsverfahrens mit
Kontrolle, in dem die Möglichkeit von Veto-Maßnahmen vorgesehen wurde. Seit der
Einführung der delegierten Rechtsakte gemäß dem Vertrag von Lissabon können sich das
Parlament und der Rat jetzt gegen einen delegierten Rechtsakt aussprechen, ohne dass der
Einwand bestimmte Kriterien erfüllen muss, wie das nach dem Regelungsverfahren mit
Kontrolle der Fall war. Außerdem können das Parlament und der Rat ausdrücklich die Ziele,
den Anwendungsbereich und die Dauer jeder spezifischen Befugnisübertragung im
Basisrechtsakt festlegen und die Befugnisübertragung nötigenfalls widerrufen, um so die
Kontrolle des Gesetzgebers zu stärken.

Während Artikel 290 AEUV über delegierte Rechtsakte direkt anwendbar ist, gibt es eine
Rechtsgrundlage in Artikel 291 AEUV, nach der der Erlass von Verordnungen im
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren möglich ist, um Vorschriften und allgemeine
Grundsätze in Bezug auf Mechanismen festzulegen, durch die die Mitgliedstaaten die
Ausübung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren können.

Seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon gab es jedoch im Parlament und zwischen
den Organen eine heftige Diskussion über die praktische Anwendung dieser Artikel, gerade
weil das Parlament auf der Möglichkeit der Verabschiedung delegierter Rechtsakte beharrt
und sie den Durchführungsrechtsakten vorzieht, da seine Befugnisse und sein
Einflussbereich bei ersteren viel höher sind als bei letzteren. Diese Debatte wird
wahrscheinlich in der achten Wahlperiode fortgesetzt und vertieft. Innerhalb des Parlaments
arbeitet der Rechtsausschuss flächendeckend mit den politischen Organen und anderen
Ausschüssen und Diensten zusammen, vor allem mit dem Referat CODE und dem
Juristischen Dienst, um vor allem einen gemeinsamen Ansatz mit der Kommission und dem
Rat in diesen Angelegenheiten zu finden und so letztendlich Bestimmungen über delegierte

216 Beschluss 1999/468/EG des Rates zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission
übertragenen Durchführungsbefugnisse (ABl. L 184 vom 17. Juli 1999, S. 23), geändert durch den Beschluss
2006/512/EG (ABl. L 200 vom 22. Juli 2006, S. 11).
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Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte zu vereinbaren, die in eine zukünftige aktualisierte
Interinstitutionelle Vereinbarung „Bessere Rechtsetzung“ eingehen werden.

Unterscheidung zwischen delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten

Der Basisrechtsakt ist das Instrument, mit dem die nach der entsprechenden Rechtsgrundlage
des Vertrags eingeführte Unionspolitik zunächst festgelegt wird. Der delegierte Rechtsakt
wird als zusätzliches Instrument verwendet, um den Inhalt des Basisrechtsakts genauer zu
definieren. Er ist auf nicht wesentliche Bestimmungen des Basisrechtsakts beschränkt. Die
wesentlichen Elemente bleiben im Aufgabenbereich des Gesetzgebers und können weder in
einem delegierten Rechtsakt noch in einem Durchführungsrechtsakt behandelt werden217.
Der Durchführungsrechtsakt ist ein Instrument, das den Vorschriften des Basisrechtsakts
Wirkung verleiht, wenn für die Umsetzung des Basisrechtsakts einheitliche Bedingungen
erforderlich sind.

Die Bezeichnung eines Rechtsakts als „delegierter Rechtsakt“ oder als
„Durchführungsrechtsakt“ muss auf objektiven Faktoren beruhen, die eine rechtliche
Überprüfung der Lösung zulassen.

Der Gerichtshof hat kürzlich Vorschriften über die Abgrenzung zwischen den beiden
festgelegt218. Die Kommission hatte eine Klage gegen das Parlament und den Rat
eingebracht, um einen Artikel der Verordnung über Biozid-Produkte anzufechten, durch den
der Erlass von Maßnahmen über die Gebühren vorgesehen wurde, die an die Europäische
Chemikalienagentur (ECHA) zu zahlen sind, wofür anstelle eines delegierten Rechtsakts ein
Durchführungsrechtsakt vorgesehen war. Die Kommission vertrat die Auffassung, dass der
fragliche Artikel bestimmte nicht wesentliche Elemente des Rechtsakts ergänze, und
behauptete, dass ein solcher Rechtsakt daher in Übereinstimmung mit dem Verfahren des
Artikels 290 AEUV verabschiedet werden sollte und nicht nach dem Verfahren des
Artikels 291 AEUV. Der Gerichtshof wies die Klage jedoch ab und begründete dies damit,
dass der Gesetzgeber selbst über den Erlass von Durchführungsrechtsakten bestimmen
könne, zumal der Kommission dadurch die Befugnis erteilt werde, die bestimmten nicht
wesentlichen Elemente des Rechtsakts nicht zu ergänzen, sondern weitere Details in Bezug
auf den normativen Inhalt des Rechtsakts einzufügen.

3.2. Beteiligung des Parlaments an der praktischen Umsetzung der Artikel 290 und
291 AEUV

Da der Rechtsausschuss gemäß der Geschäftsordnung für die Auslegung, Anwendung und
Überwachung des Rechts der Union und die Übereinstimmung der Rechtsakte der Union mit
dem Primärrecht verantwortlich ist, fallen alle horizontalen Angelegenheiten im
Zusammenhang mit delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten in den
Zuständigkeitsbereich des Rechtsausschusses. Seit dem Inkrafttreten des Vertrags von
Lissabon im Jahr 2009 verfasste der Rechtsausschuss vier legislative Entschließungen219,
zwei Initiativberichte220 und ein Arbeitsdokument221, bei dem József Szájer Berichterstatter
war. Zudem verabschiedete der Rechtsausschuss entweder auf Antrag anderer Ausschüsse

217 Die ständige Rechtsprechung über die Unterscheidung zwischen wesentlichen und nicht wesentlichen
Elementen wurde vor Kurzem erneut festgestellt und in der Rechtssache über den Schengener Grenzkodex
genauer geklärt. Rechtssache C-355/10 Parlament gegen Rat, ECLI:EU:C:2012:516.
218 Urteil des Gerichtshofs vom 18. März 2014 in der Rechtssache C-427/12 Europäische Kommission gegen das
Europäische Parlament und den Rat, ECLI:EU:C:2014:170.
219 2010/0051(COD), 2013/0218(COD), 2013/0220(COD) und 2013/0365(COD).
220 2010/2021(INI) und 2012/2323(INI).
221 PE506.179v02-00.
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oder auf eigene Initiative fünf Stellungnahmen zu der Übertragung von
Gesetzgebungskompetenzen bei bestimmten Legislativvorschlägen222.

Die große Hoffnung, dass die Artikel 290 und 291 AEUV die Kontrolle des Gesetzgebers in
Bezug auf nachgeordnetes Recht weiter verbessern und damit die demokratische Legitimität
der so entstandenen Rechtsakte stärken würden, während gleichzeitig die Effizienz erhöht
und die Rechtsetzung auf europäischer Ebene weiter vereinfacht wird, hat sich nicht erfüllt.
Statt dessen sind eine Reihe konkreter Probleme bei der praktischen Anwendung dieser
Artikel aufgetreten.

Erstens entstehen durch Wahl zwischen delegierten Rechtsakten und
Durchführungsrechtsakten Schwierigkeiten in vielen Verhandlungen über die neuen
Legislativvorschläge der Kommission und die Vorschläge zur Angleichung des geltenden
Rechts an den Vertrag von Lissabon.

Zweitens gibt es verschiedene Probleme mit der Vorbereitung und Verabschiedung von
delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten durch die Kommission und deren
Bearbeitung durch das Europäische Parlament, einschließlich der verschiedenen Arten der
Ausübung der Kontrollbefugnisse durch das Parlament, der Einbeziehung von Experten und
der Schaffung eines effizienten und erfolgreichen Informationsflusses zwischen den Organen
und innerhalb des Parlaments.

3.3. Stellungnahmen gemäß Artikel 37a

Durch Artikel 37a der Geschäftsordnung erhält der Rechtsausschuss die Möglichkeit,
Stellungnahmen zu der Heranziehung von delegierten Rechtsakten im Zusammenhang mit
bestimmten Vorschlägen für Rechtsakte abzugeben. Diese Bestimmung ist vergleichbar mit
Artikel 37 über Stellungnahmen zur Rechtsgrundlage, was bedeutet, dass andere Ausschüsse
den Rechtsausschuss auffordern können, über die Übertragung von legislativen Befugnissen
vor allem im Zusammenhang mit den Zielen, dem Inhalt, dem Anwendungsbereich und der
Dauer einer Befugnisübertragung zu befinden und festzulegen, welche Voraussetzungen
dafür erfüllt werden müssen. Der Ausschuss kann auch auf eigene Initiative eine solche
Stellungnahme verabschieden.

Seit der Einführung dieses Artikels im Jahr 2010 verabschiedete der Rechtsausschuss
insgesamt fünf Stellungnahmen zu Legislativverfahren, eine davon auf eigene Initiative:

1. Neuartige Lebensmittel (2008/0002(COD))

2. Ökologische/biologische Produktion (2010/0364(COD))

3. Batterien (2012/0066(COD))

4. Tabak (2012/0366(COD))

5. Gemeinschaftsmarke (2013/0088(COD))

Die verabschiedeten Stellungnahmen wurden immer umfassender. Im Fall der
Stellungnahme über Tabak beispielsweise wurde der Stellungnahme eine Tabelle beigefügt,
in der alle Bestimmungen mit den vorgeschlagenen Befugnisübertragungen oder
Bestimmungen über Durchführungsrechtsakte einzeln analysiert wurden. Die letzte
eingereichte Stellungnahme zum Thema Gemeinschaftsmarke war 46 Seiten lang.

Es wird davon ausgegangen, dass in der achten Wahlperiode immer mehr Stellungnahmen
angefordert werden. Daher möchte der Rechtsausschuss die Abwicklung dieser

222 Siehe Abschnitt 3.3.
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Stellungnahmen strukturierter gestalten, beispielsweise durch die Einleitung eines
Verfahrens, nach dem alle wichtigeren Legislativvorschläge mit Blick auf die Ausarbeitung
einer Stellungnahme gemäß Artikel 37a der Geschäftsordnung analysiert werden, auch wenn
der federführende Ausschuss keinen diesbezüglichen Antrag stellt.
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IV. INSTITUTIONELLE FUNKTION
Nach der Erörterung der Politikbereiche, die im Zuständigkeitsbereich des
Rechtsausschusses liegen, werden jetzt bestimmte institutionelle Funktionen des
Ausschusses innerhalb des Parlaments untersucht.

1. Wahl der Rechtsgrundlage für die Rechtsakte der Europäischen Union

Die Rechtsstaatlichkeit ist eines der Grundprinzipien der Europäischen Union223. Nach dem
Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung werden die Befugnisse der Union zur
Einführung von EU-Rechtsvorschriften auf die in den Verträgen vorgesehenen Bereiche
beschränkt und müssen zur Verfolgung der dort festgelegten Ziele ausgeübt werden.224

Daher müssen alle von den EU-Organen erlassen verbindlichen Rechtsakte auf eine oder
mehrere Bestimmungen der Verträge gestützt werden, durch die die Union ausdrücklich dazu
ermächtigt wird, in einem bestimmten Bereich Vorschriften zu erlassen, oder auf einem auf
der Grundlage der Verträge verabschiedeten Rechtsakt beruhen, für dessen Umsetzung
innerhalb umschriebener Grenzen weitere Rechtsakte erforderlich sind.

Durch die Rechtsgrundlage wird nicht nur die materiellrechtliche Zuständigkeit der EU zum
Erlass von Rechtsvorschriften festgelegt, sondern auch, wie diese Zuständigkeit auszuüben
ist. Nach Artikel 13 Absatz 2 EUV handelt jedes Organ nach Maßgabe der ihm in den
Verträgen zugewiesenen Befugnisse225. Die Wahl der Rechtsgrundlage ist daher vor allem
für das Parlament von grundlegender Bedeutung, da dadurch festgelegt wird, inwieweit das
Parlament im Rechtsetzungsprozess mitentscheiden darf.

1.1. Die Rechtsprechung des Gerichtshofs

In seiner Rechtsprechung hat folglich der Gerichtshof betont, dass die Wahl der
angemessenen Rechtsgrundlage wegen der Folgen der Rechtsgrundlage für die Zuständigkeit
und das Verfahren von verfassungsrechtlicher Bedeutung ist226. Der Gerichtshof hat darauf
hingewiesen, dass sich die Wahl der Rechtsgrundlage für Maßnahmen der Union auf
objektive Umstände gründen muss, zu denen insbesondere das Ziel und der Inhalt der
Maßnahme gehören, damit eine gerichtliche Prüfung der Rechtswahl möglich ist. 227

Im Allgemeinen ist der Rechtsakt auf nur eine Rechtsgrundlage zu stützen, und zwar auf die,
die die wesentliche oder überwiegende Zielsetzung oder Komponente des jeweiligen
Rechtsakts erfordert.228 Eine doppelte oder mehrfache Rechtsgrundlage darf nur verwendet
werden, wenn eine Maßnahme gleichzeitig mehrere Ziele verfolgt oder aus mehreren eng
zusammenhängenden Komponenten besteht, ohne dass die eine gegenüber der anderen als

223 Artikel 2 EUV.
224 Artikel 5 Absatz 2 EUV.
225 Rechtssache C-403/05 Parlament gegen Kommission, Slg. 2007, I-9045, Randnummer 49 und die dort
angeführte Rechtsprechung.
226 Gutachten 2/00 Protokoll von Cartagena, Slg. 2001, I-9713, Randnummer 5; Rechtssache C-370/07
Kommission gegen Rat, Slg. 2009, I-8917, Randnummern 46-49; Gutachten 1/08, Allgemeines Übereinkommen
über den Handel mit Dienstleistungen, Slg. 2009, I-11129, Randnummer 110.
227 Siehe zuletzt Rechtssache C-137/12 Kommission gegen Rat, ECLI:EU:C:2013/675.
228 Siehe ebd., Randnummer 53 und die dort angeführte Rechtsprechung.
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zweitrangig oder mittelbar angesehen werden könnte229, sofern die für die Rechtsgrundlagen
festgelegten Verfahren nicht untereinander unvereinbar sind.230

1.2. Die Rolle des Rechtsausschusses

Nach der Geschäftsordnung des Parlaments231 muss ein
ständiger Ausschuss bei einem Zweifel bezüglich der
Rechtsgrundlage eines Legislativvorschlags den
Rechtsausschuss einschalten, da andernfalls der
Änderungsantrag zur Änderung der Rechtsgrundlage unzulässig
ist. Der ständige Berichterstatter des Rechtsausschusses wird auf
der Grundlage eines Rotationssystems der Fraktionen auf sechs
Monate ernannt und erstellt dann einen Vermerk für die
Mitglieder des Ausschusses, um die Abgabe einer sachlich
begründeten und objektiven Stellungnahme zu ermöglichen, wobei die gegensätzlichen
Argumente geprüft werden und der zunehmende Bestand an Rechtsprechung des EuGH
berücksichtigt wird.

Der Ausschuss kann auch auf eigene Initiative Fragen bezüglich der Rechtsgrundlage
behandeln232. In den Stellungnahmen des Rechtsausschusses werden die möglichen
Auswirkungen der Änderungsanträge des Parlaments auf die Rechtsgrundlage eines
Legislativvorschlags gegebenenfalls berücksichtigt, also die mögliche Änderung des Zieles
und des Inhalts des Rechtsakts. Der Ausschuss kann auch die Rechtsgrundlage der vom
Parlament erstellten Berichte mit einer Rechtsetzungsinitiative prüfen, um sicherzustellen,
dass die Initiative auf einer soliden Rechtsgrundlage beruht.

1.3. Entwicklung in der siebten Wahlperiode

Der Rechtsausschuss verabschiedete in der siebten Wahlperiode des direkt gewählten
Parlaments 64 Stellungnahmen zu Angelegenheiten der Rechtsgrundlage, sechs davon auf
eigene Initiative. Im Vergleich dazu gab es in der sechsten Wahlperiode 48 Stellungnahmen
da von acht auf eigene Initiative. Ein Grund für die zunehmenden Anträge der anderen
Ausschüsse auf eine Stellungnahme zur angemessenen Rechtsgrundlage eines
vorgeschlagenen Rechtsakts bestand ohne Zweifel in den wesentlichen Änderungen der
Zuständigkeiten und Verfahren, die durch den Vertrag von Lissabon eingeführt wurden.

Zu diesen Änderungen gehört die Einführung des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens
(„Mitentscheidungsverfahren“) für die überwiegende Mehrzahl aller Rechtsvorschriften auch
in Bereichen wie Landwirtschaft und Fischerei, Energiepolitik, Immigration und EU-Mittel
sowie die erforderliche Zustimmung des Parlaments für die meisten internationalen
Abkommen. Die Tatsache, dass der Rechtsausschuss in seinen Stellungnahmen zur
angemessenen Rechtsgrundlage Vorschläge in allen der eben genannten Bereiche behandelt
hat, zeigt die unterschiedlichen Ansichten zu einer korrekten Anwendung der überarbeiteten
Verträge, auch hinsichtlich des tatsächlichen Umfangs der neuen Befugnisse des Parlaments.

Der Ausschuss legte Artikel 352 AEUV streng aus: Bestimmte Maßnahmen dürfen erlassen
werden, wenn die hierfür erforderlichen Befugnisse in den Verträgen nicht an anderer Stelle

229 Rechtssache C-411/06 Kommission gegen Europäisches Parlament und Rat, Slg. 2007, I-8887, Randnummer
47.
230 Rechtssache C-300/89 Kommission gegen Rat („Titandioxid-Abfälle“) Slg. 1991, I-2867, Randnummern 17-
25.
231 Artikel 37.
232 Artikel 37 Absatz 3.
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vorgesehen sind. In einigen Fällen befand der Ausschuss, dass die jeweilige Rechtsgrundlage
im Vertrag bereits vorgesehen ist, und erklärte die Anwendung von Artikel 352 AEUV (nach
dem nur die Zustimmung des Parlaments erforderlich ist) für ungültig. In Bezug auf den
Vorschlag für eine Verordnung über das Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“
für den Zeitraum 2014—2020 schlug der Ausschuss beispielsweise als geeignete
Rechtsgrundlage Artikel 167 und 352 AEUV vor, da er der Ansicht war, das Programm
verfolge auch Ziele in den Bereichen Kultur und Geschichte im Sinn von Artikel 167
AEUV233. Aus verfahrensrechtlicher Sicht hätte diese doppelte Rechtsgrundlage die
Anwendung des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens (gemäß Artikel 167 AEUV) und
einen einstimmigen Beschluss (gemäß Artikel 352 AEUV) erfordert, da der Gerichtshof
diese Kombination zuließ234, um die Vorrechte des Parlaments zu schützen235.

Ein weiterer Fall, in dem der Ausschuss die Verwendung von Artikel 352 AEUV als
Rechtsgrundlage beanstandete, war der Vorschlag für einen Beschluss des Rates über den
Abschluss des Protokolls zum Abkommen über die Zusammenarbeit und eine Zollunion
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der
Republik San Marino andererseits zur Einbeziehung der Republik Kroatien als
Vertragspartei nach ihrem Beitritt zur Europäischen Union236. Der Ausschuss lehnte dabei
die von der Kommission vorgeschlagene doppelte Rechtsgrundlage, Artikel 207 und 352
AEUV, ab und wies darauf hin, dass die im Abkommen enthaltene Komponente bezüglich
der Zusammenarbeit mit Drittländern seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon über
die gemeinsame Handelspolitik gemäß Artikel 207 AEUV hinausgeht und dass daher nicht
Artikel 352 AEUV, sondern die spezifische Rechtsgrundlage für die Zusammenarbeit mit
Drittländern nach Artikel 212 AEUV herangezogen werden muss.

Ein Fall, in dem der Rechtsausschuss auf eigene Initiative eine neue, im Vertrag von
Lissabon eingeführte Rechtsgrundlage festlegte, betraf den Vorschlag für eine Richtlinie
über die strafrechtliche Bekämpfung von gegen die finanziellen Interessen der Europäischen
Union gerichtetem Betrug. Während die Kommission als Rechtsgrundlage der Richtlinie den
Artikel 325 Absatz 4 AEUV – Maßnahmen zur Bekämpfung von Betrügereien und zum
Schutz der finanziellen Interessen der EU – vorgeschlagen hatte, war der Rechtsausschuss
der Ansicht, dass Artikel 83 Absatz 2 AEUV — Angleichung des materiellrechtlichen
Strafrechts zur Sicherstellung einer wirksamen Durchführung der Politik der Union auf

233 Stellungnahme vom 28.3.2012 zur Rechtsgrundlage des Vorschlags für eine Verordnung des Rates über das
Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ für den Zeitraum 2014-2020 (COM(2011)0884 –
2011/0436(APP)).
234 Rechtssache C-166/07 Europäisches Parlament gegen Rat, Randnummer 69
235 Das Parlament einigte sich schließlich darauf, die betreffende Verordnung auf der Grundlage des
Artikels 352 AEUV zu verabschieden, betonte jedoch in einer getrennten Stellungnahme, dass die richtige
Rechtsgrundlage zwar die beiden Artikel 167 und 352 AEUV seien, dass es aber seinen Standpunkt in Bezug
auf die doppelte Rechtsgrundlage und folglich sein Recht auf Mitentscheidung aufgegeben habe, um einen
vollständigen Stillstand des Verfahrens und die dadurch entstehende Verzögerung des Inkrafttretens des
Programmes zu vermeiden. Begleiterklärung zur legislativen Entschließung des Europäischen Parlaments vom
19. November 2013 zu dem Entwurf einer Verordnung des Rates über das Programm „Europa für Bürgerinnen
und Bürger“ für den Zeitraum 2014-2020 (12557/2013 – C7-0307/2013 – 2011/0436(APP))(
P7_TA(2013)0462).
236 Stellungnahme vom 20. März 2014 zur Rechtsgrundlage des Vorschlags für einen Beschluss des Rates über
den Abschluss – im Namen der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten – des Protokolls zum Abkommen
über die Zusammenarbeit und eine Zollunion zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten
einerseits und der Republik San Marino andererseits zur Einbeziehung der Republik Kroatien als Vertragspartei
nach ihrem Beitritt zur Europäischen Union (COM(2013)0568 – 2013/0273(NLE)).
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einem Gebiet, in dem Harmonisierungsmaßnahmen erfolgt sind — eine Sondervorschrift (lex
specialis) darstellt und dass der Vorschlag daher darauf gestützt werden sollte237.

Ebenfalls auf eigene Initiative überprüfte der Ausschuss auch die Rechtsgrundlage für den
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur
Gewährleistung einer ausgewogeneren Vertretung von Frauen und Männern unter den nicht
geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften, da
vor allem die Mitgliedstaaten diesbezüglich mehrere Fragen aufgeworfen hatten. Der
Rechtsausschluss kam zu dem Schluss, dass der von der Kommission vorgeschlagene
Artikel 157 Absatz 3 AEUV („Maßnahmen zur Gewährleistung der Anwendung des
Grundsatzes der Chancengleichheit und der Gleichbehandlung von Männern und Frauen in
Arbeits- und Beschäftigungsfragen“) die geeignete Rechtsgrundlage darstellte. So wehrte er
die Versuche, das Parlament von seiner Position als Mitgesetzgeber zu verdrängen (indem
beispielsweise Artikel 19 EUV als Rechtsgrundlage angewandt wird), sowie die
Behauptungen, der Vertrag biete überhaupt keine Rechtsgrundlage für den Vorschlag,
erfolgreich ab238.

In Bezug auf den Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts wurde der
Rechtsausschuss aufgefordert, zu prüfen, ob Artikel 80 AEUV – eine durch den Vertrag von
Lissabon neu eingeführte Bestimmung zum Grundsatz der Solidarität und der gerechten
Aufteilung der Verantwortlichkeiten unter den Mitgliedstaaten, auch in finanzieller Hinsicht
– als Rechtsgrundlage für die Entscheidung zur Einrichtung des Europäischen
Flüchtlingsfonds hinzugefügt werden muss. Der Ausschuss stellte jedoch fest, dass
Artikel 78 Absatz 2 Buchstabe g AEUV (Zusammenarbeit mit Drittländern zur Steuerung
des Zustroms von Personen, die Asyl oder subsidiären beziehungsweise vorübergehenden
Schutz beantragen) die geeignete Rechtsgrundlage darstellt, sodass keine weiteren
Untersuchungen bezüglich der Anwendung des Artikels 80 AEUV erforderlich waren.

Im Allgemeinen hielt der Rechtsausschuss es für besser, die Anwendung von mehrfachen
Rechtsgrundlagen zu vermeiden, außer wenn eine Maßnahme, wie es der Gerichtshof
ausdrückte, gleichzeitig mehrere Zielsetzungen hat, die untrennbar miteinander verbunden
sind, ohne dass die eine gegenüber der anderen nur zweitrangig und mittelbar ist239. Das
bedeutet, dass die Anwendung nur einer Rechtsgrundlage vorgezogen wird, wenn festgestellt
wurde, dass es ein vorrangiges Ziel gibt. Der Rechtsausschuss hielt es beispielsweise nicht
für notwendig, Artikel 349 AEUV (Gebiete in äußerster Randlage) als Rechtsgrundlage für
die zwei Verordnungen zur Umsetzung der bilateralen Schutzklausel und des
Stabilisierungsmechanismus für Bananen des Handelsübereinkommens zwischen der
Europäischen Union sowie Kolumbien und Peru240 beziehungsweise zwischen der

237 Stellungnahme vom 29. November 2012 zur Rechtsgrundlage des Vorschlags für eine Richtlinie des
Europäischen Parlaments und des Rates über die strafrechtliche Bekämpfung von gegen die finanziellen
Interessen der Europäischen Union gerichtetem Betrug (COM(2012)0363 – C7-0192/2012 – 2012/0193(COD)).
Das Parlament schloss sich dieser Stellungnahme an, siehe legislative Entschließung des Europäischen
Parlaments vom 16. April 2014 zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates über die strafrechtliche Bekämpfung von gegen die finanziellen Interessen der Europäischen Union
gerichtetem Betrug (COM(2012)0363 – C7-0192/2012 – 2012/0193(COD))(P7_TA(2014)0427).
238 Weitere Details zu diesem Vorschlag: siehe Abschnitt über das Gesellschaftsrecht.
239 Rechtssache 165/87 Kommission gegen Rat, Slg. 1988, I-5545, Randnummer 11.
240 Stellungnahme vom 1. Juni 2012 zu der Rechtsgrundlage des Vorschlags des Europäischen Parlaments und
des Rates zur Umsetzung der bilateralen Schutzklausel und des Stabilisierungsmechanismus für Bananen des
Handelsübereinkommens zwischen der Europäischen Union sowie Kolumbien und Peru (COM(2011)0600 – C7
0307/2011 – 2011/0262(COD)).
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Europäischen Union und Zentralamerika241 mit aufzuführen. Obwohl die Maßnahmen in
gewissem Maße Regionen in äußerster Randlage, insbesondere die Kanarischen Inseln,
betrafen, war der Ausschuss der Ansicht, dass die Verordnungen voll und ganz in den
Geltungsbereich des Artikels 207 Absatz 2 AEUV fallen, der die Rechtsgrundlage für
Verordnungen zur Umsetzung der gemeinsamen Handelspolitik darstellt. Dementsprechend
beschloss der Ausschuss, dass die Nennung von Artikel 349 AEUV als Rechtsgrundlage für
den Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über einen
Europäischen Meeres- und Fischereifonds242 nicht notwendig ist. Er bestätigte, dass
Artikel 114 („Funktionieren des Binnenmarkts“) als Rechtsgrundlage eines
Richtlinienvorschlags zur Änderung der Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung von
Berufsqualifikationen und der Verordnung über die Verwaltungszusammenarbeit mithilfe
des Binnenmarktinformationssystems gestrichen werden musste, da die Richtlinie seiner
Ansicht nach keine unabhängige Binnenmarkt-Komponente enthielt243. Er lehnte die
zusätzliche Nennung des Artikels 168 AEUV („öffentliche Gesundheit“) als
Rechtsgrundlage der Richtlinie betreffend die Transparenz von Maßnahmen zur Regelung
der Preisfestsetzung bei Humanarzneimitteln244 ab, da es sich um eine
Binnenmarkt-Maßnahme ohne einen spezifischen Bezug zum Bereich Gesundheit handelte.

Der Ausschuss lehnte die zusätzliche Nennung von Bestimmungen des Vertrags als
Rechtsgrundlage eines Vorschlags in der Regel eindeutig ab, wenn durch diese
Bestimmungen nur Ziele festgelegt werden, ohne spezifische Maßnahmen oder Verfahren zu
deren Umsetzung vorzuschlagen, wenn die Bestimmungen also keine Rechtsgrundlage
darstellen (z. B. sollte Artikel 13 AEUV nicht als zusätzliche Rechtsgrundlage für einen
Vorschlag für eine Verordnung zur Tiergesundheit245 verwendet werden, während
Artikel 191 AEUV nicht als zusätzliche Rechtsgrundlage für eine Verordnung zum Schutz
vor Pflanzenschädlingen246 genannt werden sollte).

Zu guter Letzt musste der Rechtsausschuss einige interessante Fragen in Zusammenhang mit
der Grenze zwischen dem EURATOM-Vertrag und dem Vertrag über die Arbeitsweise der
Europäischen Union untersuchen. In Bezug auf die Rechtsgrundlage einer Richtlinie, in der
Anforderungen an den Schutz der Gesundheit der Bevölkerung hinsichtlich radioaktiver
Stoffe in Wasser für den menschlichen Gebrauch festgelegt wurden, äußerte der Ausschuss

241 Stellungnahme vom 1. Juni 2012 zu der Rechtsgrundlage des Vorschlags des Europäischen Parlaments und
des Rates zur Umsetzung der bilateralen Schutzklausel und des Stabilisierungsmechanismus für Bananen des
Abkommens zur Gründung einer Assoziation zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten
einerseits und Zentralamerika andererseits COM(2011)0599 – C7 0306/2011 – 2011/0263(COD))
242 Stellungnahme vom 12. August 2013 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments
und des Rates über den Europäischen Meeres- und Fischereifonds [zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr.
1198/2006 des Rates und (EG) Nr. 861/2006 des Rates sowie der Verordnung (EU) Nr. XXX/2011 des Rates
über die integrierte Meerespolitik] (COM(2011)0804 – C7 0460/2011 – 2011/0380(COD)).
243 Stellungnahme vom 10. Juli 2013 zu der Rechtsgrundlage des Vorschlags für eine Richtlinie des
Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung von
Berufsqualifikationen und der Verordnung über die Verwaltungszusammenarbeit mithilfe des
Binnenmarktinformationssystems (COM(2011)0883 – C7 0612/2011 – 2011/0435(COD)).
244 Stellungnahme vom 23. Januar 2013 zu der Rechtsgrundlage des Vorschlags für eine Richtlinie des
Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Transparenz von Maßnahmen zur Regelung der
Preisfestsetzung bei Humanarzneimitteln und ihrer Aufnahme in die staatlichen Krankenversicherungssysteme
(COM(2012)0084 – C7-0056/2012 – 2012/0035(COD)).
245 Stellungnahme vom 22. Januar 2014 zu der Rechtsgrundlage des Vorschlags für eine Verordnung des
Europäischen Parlaments und des Rates zur Tiergesundheit (COM(2013)0260 – C7-0124/2013 –
2013/0136(COD)).
246 Stellungnahme vom 22. Januar 2014 zu der Rechtsgrundlage des Vorschlags für eine Verordnung des
Europäischen Parlaments und des Rates über Maßnahmen zum Schutz vor Pflanzenschädlingen
(COM(2013)0267 – C7-0122/2013 – 2013/0141(COD))
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die Ansicht, dass die von der Kommission vorgeschlagene Rechtsgrundlage im
Euratom-Vertrag (Artikel 31 und 32 Euratom) durch Artikel 192 Absatz 1 AEUV zu ersetzen
sei, da die betreffende Richtlinie eine Maßnahme sei, um das Ziel des Schutzes der
menschlichen Gesundheit zu erreichen.247 So wurde der Vorschlag nach dem ordentlichen
Gesetzgebungsverfahren behandelt. Andererseits jedoch war der Ausschuss in Bezug auf die
Rechtsgrundlage einer Richtlinie über die nukleare Sicherheit kerntechnischer Anlagen der
Ansicht, dass eine Ersetzung der beiden genannten Artikel 31 und 32 Euratom durch
Artikel 153, 191 und 192 AEUV nicht angemessen sei, da durch den Vorschlag lediglich
eine bereits bestehende, auf der Grundlage von Artikel 31 und 32 des Euratom-Vertrags
verabschiedete Richtlinie geändert werden sollte und das Ziel des Vorschlags nicht so weit
geändert wurde, dass eine neue Rechtsgrundlage gerechtfertigt wäre. 248

2. Die Rechte und Vorrechte des Parlaments: Streitfragen

In der Geschäftsordnung des Parlaments wird zwischen der Erhebung von Klagen durch das
Parlament einerseits und der Einreichung von Stellungnahmen und Verfahrensbeitritten des
Parlaments andererseits unterschieden. Der Rechtsausschuss spielt eine ausschlaggebende
Rolle in beiden Situationen, die wir nachstehend untersuchen werden.

2.1. Erhebung von Klagen durch das Parlament

Seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Nizza hat das Parlament ein
uneingeschränktes Recht, Nichtigkeitsklagen zu erheben249. Gemäß
Artikel 128 Absatz 1 der Geschäftsordnung „überprüft das Parlament die
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften und deren
Durchführungsmaßnahmen, um sicherzustellen, dass die Verträge,
insbesondere was seine Rechte betrifft, uneingeschränkt beachtet
wurden.“ In Artikel 128 Absatz 3 wird festgelegt, dass „der Präsident
[...] entsprechend der Empfehlung des zuständigen Ausschusses die
Klage im Namen des Parlaments“ erhebt. Der Präsident kann dem
Plenum bei der nachfolgenden Tagung die Entscheidung über die

Aufrechterhaltung der Klage unterbreiten. Wenn der Ausschuss empfiehlt, keine Klage zu
erheben, kann der Präsident trotzdem beschließen, das Plenum zu Beginn der auf die
Klageerhebung folgenden Tagung durch eine obligatorische Abstimmung um Unterstützung
für die Klageerhebung zu ersuchen.

Der Rechtsausschuss empfahl häufig, ein Gerichtsverfahren einzuleiten, wenn er Zweifel an
der Gültigkeit der vom Rat anschließend angegebenen Rechtsgrundlage angemeldet hatte,
beispielsweise, wenn der Rat allein einen Rechtsakt verabschiedete, bei dem nach Ansicht
des Ausschusses das Parlament hätte beteiligt werden müssen. Häufig standen im Anschluss
an das Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon neue Ausrichtungen im Mittelpunkt der
Streitsachen oder bestimmten zumindest deren Rahmen.

Mit der formalen Abschaffung der sogenannten Pfeiler durch das Inkrafttreten des Vertrags
von Lissabon mussten beispielsweise die einzelnen Anwendungsbereiche der

247 Stellungnahme vom 7. November 2012 zu der Rechtsgrundlage des Vorschlags für eine Richtlinie des Rates
zur Festlegung von Anforderungen an den Schutz der Gesundheit der Bevölkerung hinsichtlich radioaktiver
Stoffe in Wasser für den menschlichen Verbrauch (COM(2012)0147 – C7 0105/2012 – 2012/0074(NLE)).
248 Stellungnahme vom 21. März 2014 zu der Rechtsgrundlage des Vorschlags für eine Richtlinie des Rates zur
Änderung der Richtlinie 2009/71/EURATOM des Rates über einen Gemeinschaftsrahmen für die nukleare
Sicherheit kerntechnischer Anlagen (COM(2013)0715 – C7-0385/2013 – 2013/0340(NLE))
249 Gemäß Artikel 230 Absatz 2 in der Fassung des Vertrags von Amsterdam konnte das Parlament eine
Nichtigkeitsklage nur erheben, um seine eigenen Vorrechte zu schützen.
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Unionspolitikbereiche noch abgegrenzt werden. So erwies es sich im Bereich Gemeinsame
Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) als schwierig festzustellen, ob der jeweilige Rechtsakt
sich ausschließlich auf die GASP bezieht oder nicht, da nur im ersten Fall ein alleiniges
Handeln des Rates zulässig ist. Über eine Streitsache im Zusammenhang mit internationalem
Terrorismus urteilte der Gerichtshof am 19. Juli 2012250. Es ging um ein gerichtliches
Verfahren, welches das Parlament auf Empfehlung des Rechtsausschusses eingeleitet hatte,
um die Verordnung (EU) Nr. 1286/2009 des Rates zur Änderung der Verordnung (EG)
Nr. 881/2002 über die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen
bestimmte Personen und Organisationen, die mit Osama Bin Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk
und den Taliban in Verbindung stehen251, anzufechten. Unter anderem befand das Parlament,
dass als Rechtsgrundlage der Verordnung nicht Artikel 215 Absatz 2 AEUV (restriktive
Maßnahmen gegen natürliche und juristische Personen sowie Gruppierungen oder
nichtstaatliche Einheiten im Bereich der GASP), sondern Artikel 75 AEUV (Bekämpfung
von Terrorismus und Finanzierung des Terrorismus) heranzuziehen sei. Der Gerichtshof
entschied jedoch, dass die Artikel 75 AEUV und 215 AEUV zu verschiedenen
Politikbereichen der Union gehören, mit denen zwar komplementäre Ziele verfolgt werden,
die aber nicht denselben Anwendungsbereich haben, und dass daher Artikel 215 Absatz 2
AEUV als korrekte Rechtsgrundlage anzusehen sei.

In einem späteren Fall252 erhob das Parlament eine Klage gegen den Beschluss
2011/640/GASP des Rates vom 12. Juli 2011253 über die Unterzeichnung und den Abschluss
des Abkommens zwischen der Europäischen Union und der Republik Mauritius über die
Bedingungen für die Überstellung mutmaßlicher Seeräuber sowie die Übergabe von damit in
Verbindung stehenden beschlagnahmten Gütern, da als Rechtsgrundlage für den Beschluss
nicht Artikel 37 EUV und Artikel 218 Absätze 5 und 6 AEUV hätten herangezogen werden
sollen, sondern Artikel 218 Absatz 6 Buchstabe a AEUV, nach dem die Zustimmung des
Parlaments notwendig war, da der Beschluss nicht ausschließlich die GASP, sondern auch
andere Politikbereiche wie die polizeiliche Zusammenarbeit und die
Entwicklungszusammenarbeit betraf. In seiner Stellungnahme vom 30. Januar 2014 sah
Generalanwalt Yves Bot in dem angefochtenen Beschluss eine Maßnahme der GASP, durch
die eine Bedrohung für den Weltfrieden und die internationale Sicherheit bekämpft werden
sollte und die weder eine direkte Verbindung zur internen Sicherheit der EU noch eine
Komponente der Entwicklungspolitik hatte.

In einem Fall außerhalb der GASP254 focht das Parlament auf Empfehlung des
Rechtsausschusses einen Beschluss des Rates über Fangmöglichkeiten in
Gemeinschaftsgewässern an, da dafür die Zustimmung des Parlaments auf der Grundlage
von Artikel 43 Absatz 2 AEUV und Artikel 218 Absatz 6 AEUV notwendig gewesen wäre.
Generalanwältin Eleanor Sharpston verteidigte in ihrer Stellungnahme vom 15. Mai 2014 die
Position des Parlaments und bestätigte, dass Artikel 43 Absatz 3 AEUV nicht die
angemessene Rechtsgrundlage für den Beschluss sei. Auch in einem anderen Fall wies der
Rechtsausschuss Artikel 43 Absatz 3 AEUV (Festsetzung der Preise und die mengenmäßigen
Beschränkungen in der Fischerei) als Rechtsgrundlage einer Verordnung zur Festlegung
eines langfristigen Plans für die Kabeljaubestände zurück und empfahl, eine Klage zu
erheben, da der Rechtsakt auf Artikel 43 Absatz 2 AEUV hätte gestützt werden müssen255.

250 Rechtssache C-130/10 Parlament gegen Rat. ECLI:EU:C:2012:472.
251 ABl. L 346 vom 23. Dezember 2009, S. 42.
252 Rechtssache C-658/11 Parlament gegen Rat ECLI:EU:C:2014:2025.
253 ABl. L 254 vom 30. September 2011, S. 1.
254 Verbundene Rechtssachen C-103/12 und C-165/12
255 Empfehlung des Rechtsausschusses D(2013)3743. Rechtssache C-124/13 Parlament gegen Rat.



Rechtsausschuss

95

Zur Abgrenzung der Rechtsetzungskompetenzen des Rates empfahl der Rechtsausschuss in
zwei weiteren Fällen256, gegen einen Beschluss des Rates über Kontrollmaßnahmen für eine
psychoaktive Substanz257 vorzugehen, den der Rat auf einen anderen (vor dem Vertrag von
Lissabon gefassten) Beschluss des Rates stützen wollte, welcher sich wiederum auf eine
Rechtsgrundlage des Vertrags bezieht (den ehemaligen Artikel 34 Absatz 2 Buchstabe c des
Vertrags über die Europäische Union). Nach dieser vor dem Vertrag von Lissabon gültigen
Bestimmung konnte der Rat mit qualifizierter Mehrheit Maßnahmen zur Durchführung von
Beschlüssen ergreifen, die er im Rahmen der dritten Säule der Union verabschiedet hatte, sie
wurde jedoch durch den Vertrag von Lissabon abgeschafft. Daher stand als Rechtsgrundlage
nur mehr Artikel 83 Absatz 1 AEUV zur Verfügung (für den das ordentliche
Gesetzgebungsverfahren vorgesehen ist).

Zu dem neuen Bereich der delegierten Rechtsakte und der Durchführungsrechtsakte gemäß
dem Vertrag von Lissabon empfahl der Rechtsausschuss258, die Gültigkeit eines Beschlusses
anzufechten, mit dem angeblich die Verordnung (EU) Nr. 492/2011 im Hinblick auf die
Zusammenführung und den Ausgleich von Stellenangeboten und Arbeitsgesuchen sowie die
Neugestaltung von EURES259 durchgeführt werden sollte, da der Beschluss insoweit die
Durchführungsbefugnisse der Kommission überschritten habe, als einige darin enthaltene
Elemente den Basisrechtsakt ergänzten. Der Ausschuss empfahl ferner260, einen delegierten
Rechtsakt anzufechten, durch den ein Anhang der Verordnung zur Schaffung der Fazilität
„Connecting Europe“261 geändert werden sollte, und begründete dies damit, dass die
Kommission insoweit die ihr in der Basisverordnung übertragenen Befugnisse überschritten
habe, als die Basisverordnung durch den neuen Rechtsakt nicht genauer festgelegt, also
ergänzt wurde, sondern ein neuer Abschnitt in Anhang I eingefügt wurde. Diese Bedenken
wurden geäußert, wenn auch nicht durch eine formale Anfechtung, sondern gegenüber der
Europäischen Kommission.

Der Ausschuss zögerte auch nicht, eine Klage zur Umsetzung seiner Beschlüsse über die
angemessene Rechtsgrundlage eines Gesetzgebungsakts einzureichen: Dies geschah im
Zusammenhang mit einer Richtlinie, in der die Anforderungen an den Schutz der Gesundheit
der Bevölkerung hinsichtlich radioaktiver Stoffe in Wasser für den menschlichen
Gebrauch262 festgelegt wurden. Der Rat hatte diese Richtlinie auf der Grundlage der
Artikel 31 und 32 des EURATOM-Vertrags (zu dem das Parlament nur konsultiert wird)
verabschiedet, während der Ausschuss der Ansicht war, dass Artikel 192 Absatz 1 AEUV
(nach dem ein ordentliches Gesetzgebungsverfahren erforderlich ist) angewendet werden

256 Empfehlung des Rechtsausschusses D(2013)22587, Rechtssache C-317/13; Empfehlung des
Rechtsausschusses D(2013)55699, Rechtssache C-679/13
257 Beschluss 2013/129/EU des Rates vom 7. März 2013 über Kontrollmaßnahmen für 4-Methylamphetamin
(ABl. L 72 vom 15. März 2013, S. 1) und Durchführungsbeschluss 2013/496/EU des Rates vom 7. Oktober
2013 über Kontrollmaßnahmen für 5-(2-Aminopropylindol) (ABl. L 272 vom 12. Oktober 2013, S. 44).
258 Empfehlung des Rechtsausschusses D(2013)3525. Rechtssache C-65/13 Parlament gegen Kommission.
259 Durchführungsbeschluss 2012/733/EU der Kommission vom 26. November 2012 zur Durchführung der
Verordnung (EU) Nr. 492/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die
Zusammenführung und den Ausgleich von Stellenangeboten und Arbeitsgesuchen sowie die Neugestaltung von
EURES (ABl. L 328 vom 28. November 2012, S. 21).
260 Empfehlung des Rechtsausschusses D(2014)19280.
261 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 275/2014 der Kommission vom 7. Januar 2014 zur Änderung des Anhangs I
der Verordnung (EG) Nr. 1316/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung der Fazilität
„Connecting Europe“ (ABl. L 80 vom 19. März 2014, S. 1).
262 Richtlinie 2013/51/Euratom des Rates vom 22. Oktober 2013 zur Festlegung von Anforderungen an den
Schutz der Gesundheit der Bevölkerung hinsichtlich radioaktiver Stoffe in Wasser für den menschlichen
Gebrauch (ABl. L 272 vom 12. Oktober 2013, S.44).
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sollte263. Der Rechtsausschuss empfahl außerdem, im Namen des Parlaments eine Klage
beim Gerichtshof einzureichen, um zwei Rechtsakte264 (Änderung des Status von Mayotte)
anzufechten, das nicht mehr überseeisches Hoheitsgebiet, sondern ein Gebiet in äußerster
Randlage war. Nach Ansicht des Rechtsausschusses hätten die Rechtsakte nicht auf der
Grundlage des Artikels 349 AEUV erlassen werden dürfen, nach dem das Parlament
lediglich konsultiert wird265.

Andererseits sah der Ausschuss davon ab, eine Klage266 gegen den Beschluss der
Kommission, ihren Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des
Rates zur Festlegung allgemeiner Bestimmungen für Makrofinanzhilfen an Drittländer
zurückzuziehen, einzureichen (und sich an der gerichtlichen Anfechtung durch den Rat zu
beteiligen267). Er war der Ansicht, dass sich das Recht, einen Vorschlag zurückzuziehen, aus
dem Initiativrecht der Kommission gemäß Artikel 17 Absatz 2 EUV ergab, und sah auf
Seiten der Kommission keinen Verstoß gegen die loyale Zusammenarbeit gemäß Artikel 4
Absatz 3 EUV. Der Ausschuss befand daher, dass das Parlament keinen Grund habe, den
Beschluss der Kommission zur Zurückziehung des betreffenden Vorschlags anzufechten,
und sah auch keine Gefährdung seiner Vorrechte, da es die Gelegenheit erhalten hatte, seinen
Standpunkt in erster Lesung anzunehmen.

2.2. Vorlage von Stellungnahmen und Verfahrensbeitritte des Parlaments

Gemäß Artikel 23 der Satzung des Gerichtshofs werden Vorabentscheidungsersuchen dem
Parlament bekanntgegeben, wenn der Rechtsakt, dessen Gültigkeit oder Auslegung bestritten
wird, vom Parlament und dem Rat gemeinsam erlassen wurde. Das Parlament hat dann die
Möglichkeit, innerhalb von zwei Monaten eine schriftliche Stellungnahme vorzulegen.

Nach Artikel 40 der Satzung des Gerichtshofes hat das Parlament das Recht, einem beim
Gerichtshof anhängigen Rechtsstreit beizutreten, wobei klargestellt wird, dass mit den
aufgrund des Beitritts gestellten Anträgen nur die Anträge einer Partei unterstützt werden
können.

Gemäß Artikel 128 Absatz 4 der Geschäftsordnung des Parlaments reicht der Präsident
„nach Anhörung des zuständigen Ausschusses im Namen des Parlaments eine
Stellungnahme ein oder tritt dem Verfahren bei“. Beabsichtigt der Präsident, von der
Empfehlung des Ausschusses abzuweichen, so überweist er die Angelegenheit an die
Konferenz der Präsidenten. Nur in einem Ausnahmefall muss die Konferenz der Präsidenten
die Angelegenheit dem Plenum vorlegen268.

263 Empfehlung des Rechtsausschusses D(2013)60404. Rechtssache C-48/14 Parlament gegen Rat
264 Richtlinie 2013/64/EU des Rates vom 17. Dezember 2013 zur Änderung der Richtlinien 91/271/EWG und
1999/74/EG des Rates sowie der Richtlinien 2000/60/EG, 2006/7/EG, 2006/25/EG und 2011/24/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates aufgrund der Änderung des Status von Mayotte gegenüber der
Europäischen Union (ABl. L 353 vom 28. Dezember 2013, S. 8) und Verordnung (EU) Nr. 1385/2013 des Rates
vom 17. Dezember 2013 zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 850/98 und (EG) Nr. 1224/2009 des Rates
sowie der Verordnungen (EG) Nr. 1069/2009, (EU) Nr. 1379/2013 und (EU) Nr. 1380/2013 des Europäischen
Parlaments und des Rates aufgrund der Änderung des Status von Mayotte gegenüber der Europäischen Union
(ABl. L 354 vom 28. Dezember 2013, S. 86).
265 Empfehlung des Rechtsausschusses D(2014)8025. Rechtssachen C-132/14 und C-136/14.
266 Empfehlung des Rechtsausschusses D(2013)36727.
267 Empfehlung des Rechtsausschusses D(2013)46003.
268 Der Ausnahmefall tritt ein,wenn die Konferenz der Präsidenten zur Auffassung gelangt, dass das Parlament
in einem Verfahren, in dem die Gültigkeit eines vom Parlament verabschiedeten Rechtsakts infrage gestellt
wird, ausnahmsweise keine Stellungnahme einreichen oder dem Verfahren vor dem Gerichtshof nicht beitreten
sollte.
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Vorlage von Stellungnahmen

In der siebten Wahlperiode empfahl der Rechtsausschuss immer wieder, Stellungnahmen zu
Vorabentscheidungsverfahren vorzulegen, um die Gültigkeit der Rechtsvorschriften zu
verteidigen, bei denen das Parlament Autor oder Mitautor war. Durch den Ausbau der
Zuständigkeiten des Parlaments infolge des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon und die
gestärkte Rolle als Mitgesetzgeber im Rahmen des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens
stieg die Anzahl der Fälle, in denen das Parlament Stellungnahmen zur Verteidigung seiner
eigenen Rechtsvorschriften vorlegte, im Vergleich zur sechsten Wahlperiode deutlich an.

Der Rechtsausschuss empfahl auch269, Stellungnahmen zu einem
Vorabentscheidungsverfahren vorzulegen, in dem die Gültigkeit eines im
Mitentscheidungsverfahren verabschiedeten Rechtsakts270 infrage gestellt wurde, falls eine
bestimmte Auslegung der Richtlinie vom Gerichtshof bestätigt wurde. Andererseits nahm er
davon Abstand, die Vorlagen einer Stellungnahme zu empfehlen, als die dem Gerichtshof
zur Vorabentscheidung vorgelegten Fragen sich nur auf die Auslegung einer im
Mitentscheidungsverfahren verabschiedeten Verordnung bezogen, weil er der Ansicht war,
dass die Gültigkeit der Verordnung nicht gefährdet sei271.

Der Ausschuss empfahl eine Stellungnahme in der Rechtssache C-163/10, Patricello272 eine
historische Vorabentscheidung zur Auslegung von Artikel 8 des Protokolls über die
Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Union. Die Streitsache ist insofern
bemerkenswert, als der Gerichtshof den Anwendungsbereich von Artikel 8 definierte, indem
er entschied, dass von einem Mitglied außerhalb des Parlaments abgegebene Erklärung „nur
dann eine in Ausübung seines parlamentarischen Amtes erfolgte Äußerung darstellt, die
unter die in Artikel 8 vorgesehene Immunität fällt, wenn sie einer subjektiven Beurteilung
entspricht, die in einem unmittelbaren und offensichtlichen Zusammenhang mit der
Ausübung eines solchen Amtes steht.“

Auch in mehreren Fällen, in denen der Gerichtshof um ein Gutachten zu Angelegenheiten
von grundsätzlicher Bedeutung ersucht wurde, empfahl der Rechtsausschuss,
Stellungnahmen vorzulegen. Im Jahr 2009 wurde der Gerichtshof gebeten, ein Gutachten zu
der Vereinbarkeit des Entwurfs eines internationalen Übereinkommen zur Schaffung eines
einheitlichen Patentgerichtssystems mit den Verträgen abzugeben. Der Rechtsausschuss
empfahl, angesichts des Interesses des Parlaments am laufenden Legislativprozess, seiner
Verantwortung als Gesetzgeber im Bereich der Verabschiedung internationaler
Übereinkommen und als Mitgesetzgeber in damit verbundenen Bereichen, eine
Stellungnahme abzugeben273. Der Gerichtshof kam seinerzeit zu dem Schluss, dass der
Entwurf eines Übereinkommens nicht mit den Verträgen vereinbar sei274.

Der zweite Fall, bei dem der Rechtsausschuss empfahl, eine Stellungnahme vorzulegen,
betraf das Übereinkommen zur Bekämpfung von Produkt- und Markenpiraterie (ACTA).
Das Parlament hatte am 4. Juli 2012 die Zustimmung des Übereinkommen verweigert, aber
die Kommission erklärte auf derselben Plenartagung, dass sie ihr Ersuchen um
Stellungnahme beibehalten wolle. Der Ausschuss war der Ansicht, dass das ACTA aufgrund

269 Empfehlung des Rechtsausschusses D(2014)16028.
270 Richtlinie 2002/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. März 2002 über den
Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen und -diensten
(Universaldienstrichtlinie) (ABl. L 108 vom 24. April 2002, S. 51).
271 D(2012)18191.
272 Slg. 2011, I-07565.
273 Empfehlung des Rechtsausschusses D(2009)46921.
274 Gutachten des Gerichtshofs (Plenum) vom 8. März 2011, Slg. 2011, I-01137.
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der Ablehnung durch das Parlament für die Union nicht verbindlich sein sollte, und empfahl
daher, dass eine Stellungnahme vorgelegt werde, in der jedoch lediglich betont werden sollte,
dass das Übereinkommen nicht länger eine „geplante Übereinkunft“ im Sinne des Artikels
218 Absatz 11 AEUV sei275. Letztendlich zog die Kommission ihr Ersuchen um
Stellungnahme zurück.276

Auch in Bezug auf das Ersuchen der Kommission um ein Guthaben des Gerichts277 zu der
Zuständigkeit der EU für die Einverständniserklärung zu dem Beitritt zum Übereinkommen
von 1980 über Kindesentführung empfahl der Ausschuss, eine Stellungnahme abzugeben.
Die Stellungnahme betraf acht Vorschläge der Kommission, in denen die Mitgliedstaaten
aufgefordert wurden, im Namen der Union ihr Einverständnis zu dem Beitritt von acht
Drittstaaten zum Übereinkommen zu geben. Der Rat blockte diese Dossiers ab, weil er die
Zuständigkeit der Union dafür bestritt. Das Parlament teilte die Auffassung der Kommission,
dass die Union die ausschließliche Zuständigkeit für Außenbeziehungen im Zusammenhang
mit internationaler Kindesentführung hatte, aber kaum Mittel hatte, auf Fortschritte zu
drängen, da sie nur konsultiert wurde (Familienrecht). Neben den politischen Instrumenten –
der Verabschiedung einer Entschließung278, in der das Parlament den Rat aufforderte, das
Verfahren zum Erlass der vorgeschlagenen Beschlüsse unverzüglich einzuleiten – wählte das
Parlament daher Rechtsmittel, nämlich die Vorlage von Stellungnahmen beim Gerichtshof.
Der Gerichtshof hat sein Gutachten dazu noch nicht abgegeben.

Der Ausschuss empfahl dem Parlament eine Stellungnahme zu dem Gutachten 2/13 – Beitritt
der Europäischen Union zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und
Grundfreiheiten. Weil das Parlament ersucht wird, seine Zustimmung zum Abschluss des
Entwurfs eines Abkommens gemäß Artikel 218 AEUV zu erteilen, und der Entwurf eines
Abkommens zahlreiche institutionelle Fragen im Zusammenhang mit der Arbeitsweise der
EU-Organe, einschließlich der Rolle und der Vorrechte des Parlaments, aufwirft, war es von
grundlegender Bedeutung, dass das Parlament seinen Standpunkt einbringt, um dem
Gerichtshof die Abgabe eines fundierten Gutachtens zu ermöglichen.

Ein weiterer auf institutioneller Ebene wichtiger Fall, in dem das Parlament eine
Stellungnahme einreichte, verdient Erwähnung: Das Bundesverfassungsgericht hatte um eine
Vorabentscheidung versucht, da es mehrere Verfahren überprüfen musste, die von
verschiedenen Einzelpersonen gegen den Beschluss des Rates der Europäischen Zentralbank
vom 6. September 2012 über Technical features of Outright Monetary Transactions
(technische Merkmale von geldpolitischen Outright-Geschäften) und den kontinuierlichen
Ankauf von Staatsanleihen auf der Grundlage dieses Beschlusses sowie gegen das
Versäumnis der Bundesregierung, eine Nichtigkeitsklage gegen diesen Beschluss gemäß
Artikel 263 AEUV einzureichen, erhoben wurden. Aufgrund der institutionellen Wichtigkeit
der aufgeworfenen Fragen beschloss der Ausschuss, die Vorlage einer Stellungnahme an den
Gerichtshof zu empfehlen.

Verfahrensbeitritt

In ähnlicher Weise, wie das Parlament Stellungnahmen vorlegt, tritt es Verfahren bei, um die
Gültigkeit der Rechtsvorschriften zu verteidigen, bei denen es Mitgesetzgeber ist, wenn die

275 Empfehlung des Rechtsausschusses D(2012)37007.
276 Beschluss des Präsidenten des Gerichtshofs vom 18. Februar 2013 bezüglich Stellungnahme 1/12.
277 Gutachten 1/13.
278 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 22. November 2012 zu der im Interesse der Europäischen
Union abgegebenen Einverständniserklärung der Mitgliedstaaten zum Beitritt von acht Drittstaaten zum Haager
Übereinkommen von 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung
(2012/2791(RSP)).
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Gültigkeit vor einem Gericht der EU infrage gestellt wird. Im Gegensatz zu den
Stellungnahmen bei den Vorabentscheidungen und den vorgeschriebenen Gutachten des
Gerichtshofs können durch einen Verfahrensbeitritt auf ähnliche Weise wie bei einer Klage
auf Nichtigkeitserklärung auch die Rechte und die Vorrechte des Parlaments verteidigt
werden. Dabei sind die Verfahrensbeteiligten in der Regel die beiden anderen am
Rechtssetzungsprozess beteiligten Organe, also die Kommission und der Rat, oder eines
dieser Organe und ein Mitgliedstaat. Es verwundert nicht, dass die Anzahl der
Verfahrensbeitritte in der siebten Wahlperiode gestiegen ist. Dies deutet zumindest in den
ersten fünf Jahren nach dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon auf einen gewissen
Wettkampf in Bezug auf die Auslegung der neu verteilten Befugnisse und Kompetenzen hin.

Um die Gültigkeit der Rechtsvorschriften zu verteidigen, die das Parlament als
Mitgesetzgeber verabschiedet hat, empfahl der Ausschuss beispielsweise, der Rechtssache T-
671/13, Pesticide Action Network und andere gegen Kommission, beizutreten.279 Durch die
vor dem Gericht erhobene Klage sollte ein Beschluss der Kommission für nichtig erklärt
werden, in dem diese zwei Anträge auf Überprüfung der Durchführungsverordnung (EU)
Nr. 485/2013 der Kommission280 für ungültig erklärt hatte, wobei der
Durchführungsrechtsakt die Bedingungen für die Genehmigung und Nutzung der Wirkstoffe
Clothianidin, Thiamethoxam und Imidacloprid als Pflanzenschutzmittel betraf.

Grundlage für die Anträge auf Überprüfung war Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr.
1367/2006. In diesem Artikel werden die Bestimmungen des Übereinkommens von Århus
über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an
Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten281 auf
Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft angewendet.282 Der Antrag besagte, dass die
Verordnung Nr. 1367/2006 vor dem Hintergrund des Artikels 9 Absatz 3 des
Übereinkommens von Aarhus rechtswidrig sei. Die Empfehlung des Ausschusses entsprach
früheren Verfahrensbeitritten des Parlaments, die im Wesentlichen dieselben
Angelegenheiten behandelten. So traten das Parlament und der Rat der Rechtssache T-
396/09 zur Unterstützung der Kommission bei, und die drei Organe legten beim Gerichtshof
Berufung gegen das Urteil des Gerichts ein. Der Gerichtshof schloss sich dem Verfahren mit
einer Berufung gegen das Urteil in der Rechtssache T-338/08 an.283

Der Ausschuss empfahl zu dem dann einen Verfahrensbeitritt, wenn die Zustimmung des
Parlaments zu einem vom Rat erlassenen Rechtsakt erforderlich war und die Legalität des
Rechtsakts von den Mitgliedstaaten infrage gestellt wurde. Dies war der Fall in den
Rechtssachen C-274/11 Königreich Spanien gegen Rat und C-295/11 Italien gegen Rat. In

279 Empfehlung des Rechtsausschusses D(2014)19280.
280 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 485/2013 vom 24. Mai 2013 zur Änderung der
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 hinsichtlich der Bedingungen für die Genehmigung der
Wirkstoffe Clothianidin, Thiamethoxam und Imidacloprid sowie des Verbots der Anwendung und des Verkaufs
von Saatgut, das mit diese Wirkstoffe enthaltenden Pflanzenschutzmitteln behandelt wurde, ABl. L 139 vom
25. Mai 2013, S. 12-26.
281 Das Übereinkommen der Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten Nationen (UN-ECE) über den
Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu
Gerichten in Umweltangelegenheiten wurde am 25. Juni 1998 in der dänischen Stadt Aarhus unterzeichnet. Es
trat am 30. Oktober 2001 in Kraft.
282 Verordnung (EG) Nr. 1367/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. September 2006 über
die Anwendung der Bestimmungen des Übereinkommens von Århus über den Zugang zu Informationen, die
Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten
auf Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft, ABl. L 264 vom 25. September 2006, S. 13–19.
283 Verbundene Rechtssachen C-404/12 P und C-405/12 P. Der Rat trat auch in der Rechtssache T-338/08 vor
dem Gericht bei. Das Parlament und der Rat traten auch in der Rechtssache T-458/12 bei, die im Wesentlichen
ebenfalls dasselbe Thema betraf.
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den beiden Klagen auf Nichtigkeitserklärung wurde die Gültigkeit des Beschlusses
2011/167/EU des Rates284 infrage gestellt, durch den 25 Mitgliedstaaten ermächtigt wurden,
im Bereich der Schaffung eines einheitlichen Patentschutzes verstärkt
zusammenzuarbeiten.285

In einigen Fällen empfahl der Ausschuss, zur Verteidigung von Rechtsvorschriften
einzugreifen, obwohl das Parlament dabei nicht mitgewirkte hatte. So erachtete der
Ausschuss einen Beitritt zur Rechtssache C-660/13 P Rusal Armenal ZAO286 zur
Unterstützung der Kommission als empfehlenswert. Die Kommission hatte gegen ein Urteil
des Gerichts 287 Berufung eingelegt, durch das die Verordnung (EG) Nr. 925/2009 des Rates
vom 24. September 2009 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls und zur
endgültigen Vereinnahmung des vorläufigen Zolls auf die Einfuhren bestimmter Folien aus
Aluminium mit Ursprung in Armenien, Brasilien und der Volksrepublik China288 für nichtig
erklärt worden war.

In dem angefochtenen Urteil hatte das Gericht entschieden, dass nach den WTO-Regeln die
Gerichte der Europäischen Union für die Überprüfung der Rechtmäßigkeit des betreffenden
Unionsrechtsakts zuständig sind289.

Unter anderem angesichts der Tatsache, dass das Parlament seit dem Vertrag von Lissabon
Mitgesetzgeber bei der Antidumping-Grundverordnung ist, war der Ausschuss der Ansicht,
dass die Beschwerdesache Fragen von erheblicher Bedeutung für die Unionsordnung und das
Gleichgewicht der Organe in Bezug auf das Verhältnis zwischen der rechtlichen Auslegung
und den politischen Entscheidungen des Gesetzgebers der Union aufwerfe.

Andererseits sprach sich der Ausschuss, auch wenn die Befugnisse des Parlaments potenziell
betroffen waren, dann gegen einen Verfahrensbeitritt aus, wenn das Parlament zu einem
früheren Zeitpunkt hätte handeln können. So empfahl er, das Parlament solle keinen
Verfahrensbeitritt vornehmen zur Unterstützung der Anträge der Tschechischen Republik in
den Rechtssachen T-659/13 und T-660/13 Tschechische Republik gegen Kommission, die
sich gegen zwei delegierte Verordnungen richteten, die die Kommission auf der Grundlage
der Richtlinie 2010/40/EU290 verabschiedet hatte. Der Ausschuss begründete dies damit, dass
das Parlament weder Einwände gegen die von der Tschechischen Republik angefochtenen
delegierten Rechtsakte erhoben, noch selbst eine Nichtigkeitserklärung der Maßnahmen vor
dem Gerichtshof beantragt hatte.291

In einigen Fällen betrachtete der Ausschuss das Ergebnis eines Rechtsstreits über die
Auslegung des EU-Rechts als wichtig genug, um einen Verfahrensbeitritt in Verfahren von

284 Beschluss 2011/167/EU des Rates vom 10. März 2011 über die Ermächtigung zu einer Verstärkten
Zusammenarbeit im Bereich der Schaffung eines einheitlichen Patentschutzes (ABl. L 76 vom 22. März 2011,
S.53).
285 Empfehlung des Rechtsausschusses D92011)311890.
286 Empfehlung des Rechtsausschusses D(2014)16036.
287 Die Kommission legte am 16. Januar 2014 Berufung gegen das Urteil des Gerichts vom 5. November 2013 in
der Rechtssache T-512/09 Rusal Armenal ZAO gegen Rat ECLI:EU:T:2013:571 ein.
288 Verordnung (EG) Nr. 925/2009 des Rates vom 24. September 2009 zur Einführung eines endgültigen
Antidumpingzolls und zur endgültigen Vereinnahmung des vorläufigen Zolls auf die Einfuhren bestimmter
Folien aus Aluminium mit Ursprung in Armenien, Brasilien und der Volksrepublik China (ABl. L 262 vom
6.10.2009, S. 1).
289 Urteil des Gerichts vom 5. November 2013 in der Rechtssache T-512/09, Rusal Armenal ZAO gegen Rat
ECLI:EU:T:2013:571, Randnummer 36.
290 Richtlinie 2010/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Juli 2010 zum Rahmen für die
Einführung intelligenter Verkehrssysteme im Straßenverkehr und für deren Schnittstellen zu anderen
Verkehrsträgern (ABl. L 207 vom 6. August 2010, S. 1).
291 Empfehlung des Rechtsausschusses D(2014)16042.
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Privatpersonen gegen ein EU-Organ zu rechtfertigen, obwohl weder die Gültigkeit eines
Rechtsakts, der vom Parlament als Mitgesetzgeber verabschiedet worden war, noch die
Vorrechte des Parlaments infrage gestellt wurden. So schritt das Parlament auf Empfehlung
des Ausschusses in der Rechtssache C-280/11 P Access Info Europe gegen Rat zur
Unterstützung von Access Info und gegen die Berufung ein, die der Rat gegen ein Urteil des
Gerichts eingelegt hatte292.

Der Rechtsstreit betraf die Auslegung der Verordnung Nr. 1049/2001 über den Zugang der
Öffentlichkeit zu Dokumenten der EU-Organe293, und zwar die Frage, ob der Rat berechtigt
ist, die Offenlegung einer Note des Generalsekretariats an eine Arbeitsgruppe des Rates, aus
der die Standpunkte der Mitgliedstaaten hervorgehen, zu verweigern, und dies damit zu
begründen, dass die Verbreitung den Entscheidungsfindungsprozess ernstlich beeinträchtigen
würde, es jedoch kein „überwiegendes öffentliches Interesse an der Verbreitung“ gibt. Die
von Access Info angeforderten Dokumente betrafen tatsächlich das laufende Verfahren zur
Überprüfung der Verordnung Nr. 1049/2001.294

Nach gründlicher Überprüfung des Antrags des Rates, und obwohl die Rechtssache nicht die
Gültigkeit eines vom Parlament verabschiedeten Rechtsakts betrat, gelangte der Ausschuss
zu der Auffassung, dass die allgemeine rechtliche und politische Bedeutung der Rechtssache
einen Verfahrensbeitritt des Parlaments vor dem Gerichtshof zur Unterstützung von Access
Info Europe rechtfertigte, um so weit wie möglich einen transparenten Rechtsetzungsprozess
der Union sicherzustellen und für eine korrekte Auslegung der Unionsvorschriften über den
Zugang zu Dokumenten zu sorgen, die im Einklang mit seinen jüngsten Entschließungen in
diesem Bereich stand295.

Angewandte Praxis des Ausschusses

Der Rechtsausschuss arbeitet durchweg mit den zuständigen Ausschüssen zusammen und
befragt den Juristischen Dienst des Parlaments, bevor er eine Empfehlung abgibt. Außerdem
trifft der Ausschuss die Entscheidungen zur Ausübung seiner Verpflichtungen bezüglich
Rechtsgrundlagen und Streitfragen fast immer einstimmig, wobei die Berichterstattung
zweimal jährlich zwischen den Fraktionen rotiert. Diese Praxis der „ständigen
Berichterstatter“ hat die autoritative Wirkung seiner Stellungnahmen innerhalb und durchaus
auch außerhalb des Parlaments verstärkt.

Im Allgemeinen hat der Ausschuss bei Entscheidungen in der Sache darüber, ob das
Parlament einem Gerichtsverfahren beitreten soll oder nicht, eindeutig einen unbegrenzten
Ermessensspielraum. Wenn man die Empfehlungen des Ausschusses der siebten
Wahlperiode untersucht, kann man jedenfalls zu Recht festhalten, dass er dem Parlament
dann empfohlen hat, einem Verfahren beizutreten oder Stellungnahmen abzugeben, wenn
durch die Verfahren die Gültigkeit eines vom Parlament verabschiedeten Rechtsakts (in den
meisten Fällen als Mitgesetzgeber nach dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren) in Rede
stand. Der Ausschuss ist auch für die Verteidigung der Vorrechte des Parlaments eingetreten.

292 Rechtssache T-233/09 Access Info Europe gegen Rat ECLI:EU:T:2011:105.
293 Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über den
Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission, ABl.
L 145/43 vom 31. Mai 2001
294 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang der
Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission (COM(2008)0229
final – COD 2008/0090.
295 Siehe insbesondere den Bericht über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten (Artikel 104 Absatz 7)
für die Jahre 2009-2010 (Berichterstatterinnen: Heidi Hautala, Judith Sargentini) (2010/2294(INI)), vor allem
Ziffer 15 ff (die Entschließung wurde am 14. September 2011 zur Abstimmung vorgelegt).
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Wenn aber keine dieser beiden Begründungen zutraf, erwog der Ausschuss sorgfältig, ob in
dem jeweiligen Fall die Vorlage einer Stellungnahme notwendig oder angemessen war, und
bewertete in jedem Einzelfall, ob es ein (institutionelles oder sonstiges) Interesse des
Parlaments gab, das eine Beteiligung an einem Gerichtsverfahren rechtfertigte, oder –
umgekehrt – ob es ein Interesse gab, aufgrund dessen eine Beteiligung an dem jeweiligen
Gerichtsverfahren besser unterlassen werden sollte.

3. Das Abgeordnetenstatut des Europäischen Parlaments

Der Rechtsausschuss ist für das Abgeordnetenstatut des Europäischen Parlaments zuständig.

Das Abgeordnetenstatut wurde im September 2005296 überarbeitet und trat am ersten Tag der
siebten Wahlperiode in Kraft. Im Statut werden die wichtigsten Grundsätze über die
Ausübung der Aufgaben der Mitglieder festgelegt, vor allem ihre Freiheiten, ihre
Unabhängigkeit, ihr Zugang zu Informationen des Parlaments, ihr Recht, in ihrer eignen
Sprache zu sprechen und zu schreiben, und ihr Recht, sich mit anderen in Fraktionen
zusammenzuschließen. Die übrigen Bestimmungen des Statuts betreffen das einheitliche
System der Finanzvorschriften der Mitglieder, einschließlich der anzuwendenden
Steuerregelung.

4. Zustimmung zu den Kommissionsmitgliedern

Für die Zustimmung zu einem neuen Kommissionsmitglied ist eine Bewertung des
designierten Kommissionsmitglieds durch das Parlaments bezüglich seiner allgemeinen
Kompetenzen, seines europäischen Engagements und seiner persönlichen Unabhängigkeit
notwendig. Das Parlament überprüft auch das Wissen des designierten
Kommissionsmitglieds über seinen zukünftigen Geschäftsbereich sowie seine
Kommunikationsfähigkeiten.

Neben der Überprüfung der genannten Elemente hat der Rechtsausschuss bei der Beurteilung
der Leistungen des designierten Kommissionsmitglieds in einem Geschäftsbereich seines
Kompetenzfeldes die Aufgabe, die Interessenerklärungen des designierten
Kommissionsmitglieds zu prüfen.

5. Das Statut der Beamten der Europäischen Union und die
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen
Union

Der Rechtsausschuss ist außerdem zuständig für das Statut der Beamten der Europäischen
Union und die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen
Union. Seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon wird bei allen Änderungen dieses
Statuts das ordentliche Gesetzgebungsverfahren angewendet. In der siebten Wahlperiode
wurde das Statut drei unterschiedlichen Reformen unterzogen. Die erste ergab sich durch die
Schaffung des Europäischen Auswärtigen Dienstes, die zweite durch den Beitritt Kroatiens,
und schließlich gab es eine umfassendere Reform, die am 1. Januar 2014 in Kraft trat.

5.1. Europäischer Auswärtiger Dienst

Gemäß Artikel 27 Absatz 3 EUV „stützt sich der Hohe Vertreter auf einen Europäischen
Auswärtigen Dienst. Dieser Dienst [...] umfasst Beamte aus den einschlägigen Abteilungen

296 ABl. L 262 vom 15. September 2005, S. 1.
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des Generalsekretariats des Rates und der Kommission sowie abgeordnetes Personal der
nationalen diplomatischen Dienste.“

Am 26. Juli 2010 verabschiedete der Rat einen Beschluss gemäß Artikel 27 Absatz 3, durch
den der Europäische Auswärtige Dienst (EAD) geschaffen und dessen Organisation und
Arbeitsweise festgelegt wurden, nachdem er das Parlament konsultiert und die Zustimmung
der Kommission erhalten hatte.

Für die Tätigkeit dieses Dienstes waren mehrere weitere Änderungen von Rechtstexten
notwendig, einschließlich der haushaltspolitischen Aspekte und einer Änderung des
bestehenden Abgeordnetenstatuts (sowohl des Statuts der Beamten der Europäischen Union
als auch der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen
Union). Diese Änderungen betrafen unter anderem die neue Kategorie des abgeordneten
Personals der nationalen diplomatischen Dienste der Mitgliedstaaten und legten fest, welche
Bedingungen für sie gelten, wie sie ausgewählt werden und welche ihre Rechte und Pflichten
sind.

Nach drei informellen Trilogen unter belgischem Ratsvorsitz konnte der Berichterstatter
(Bernard Rapkay) eine Einigung in erster Lesung erreichen.

5.2. Beitritt Kroatiens

Nach der gängigen Praxis anlässlich des Beitritts neuer Mitgliedstaaten waren beim Beitritt
Kroatiens zeitweilige Maßnahmen der positiven Diskriminierung zugunsten kroatischer
Staatsangehöriger notwendig, die eine Abweichung von den allgemeinen Regeln zur
Einstellung des Personals der Europäischen Union erforderten.

Berichterstatterin war Dagmar Roth-Behrendt.

5.3. Die Reform des Jahres 2013

Die dritte Reform war langwierig und ließ sich nur schwer durchsetzen. Die Kommission
legte am 14. Dezember 2011 einen Vorschlag vor, die endgültige Einigung mit dem Rat
erfolgte erst im Mai 2013. Dies hatte seine Ursache in Schwierigkeiten im Rat, wobei sich
die Mitgliedstaaten nur schwer auf einen Standpunkt einigen konnten, und auch darin, dass
die Reform an die laufenden Verhandlungen zum mehrjährigen Finanzrahmen 2014/2020
geknüpft war.

Nach intensiven Verhandlungen und fünf Trilogen unter irischem Ratsvorsitz wurde
schließlich eine Einigung erzielt. Das Verhandlungsteam des Parlaments wurde von Dagmar
Roth-Behrendt geleitet, das des Rates vom irischen Botschafter Rory Montgomery und das
der Kommission von Vizepräsident Maroš Šefčovič.

Die endgültige Einigung umfasste unter anderem eine neue Methode zur Angleichung der
Dienst- und Versorgungsbezüge, Änderungen in der Laufbahnstruktur, die Wiedereinführung
einer Solidaritätsabgabe, Änderungen der Ruhestands- und Pensionsbestimmungen und eine
Verlängerung der Arbeitszeit.

In diesem Zusammenhang einigten sich die Organe in der die MFR-Verordnung
flankierenden Interinstitutionellen Vereinbarung auf einen Personalabbau um 5 % 2018.
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6. Prüfung der Mandate

Laut Artikel 12 des Akts zur Einführung allgemeiner
unmittelbarer Wahlen der Abgeordneten des Europäischen
Parlaments („Akt von 1976“)297 muss das Parlament die
Mandate seiner Mitglieder prüfen.

Laut Anlage VII Abschnitt XVI Nummer 10 der
Geschäftsordnung ist der Rechtsausschuss verantwortlich für die Prüfung der Mandate der
Mitglieder des Europäischen Parlaments. Entsprechend einer gängigen Praxis beschlossen
die Koordinatoren des Ausschusses am 2. September 2009, dass der Vorsitzende die
Berichterstattung für alle Mandatsprüfungsakten der gesamten siebten Wahlperiode
übernimmt.

Zuallererst prüfte der Ausschuss die Mandate der neu gewählten Mitglieder in einem Bericht,
der am 9. November 2009 einstimmig angenommen und vom Plenum am 16. Dezember
2009 bestätigt wurde298. In dem Bericht werden die Ergebnisse der direkten Wahl zum
Europäischen Parlament vom 4. bis 7. Juni 2009 behandelt. Er beruhte auf offiziellen
Angaben der Mitgliedstaaten über die Wahlergebnisse, einschließlich der Namen der direkt
gewählten Mitglieder und ihrer etwaigen Stellvertreter sowie ihrer Rangfolge aufgrund des
Wahlergebnisses.

Da jedoch einige Mitgliedstaaten die Liste der Stellvertreter nicht oder nur verspätet
übermittelten, wiederholte der Ausschuss in seinem Bericht sein Ersuchen an die zuständigen
nationalen Behörden, dem Parlament nicht nur unverzüglich alle Namen der gewählten
Kandidaten mitzuteilen, sondern gemäß Artikel 3 Absatz 4 Unterabsatz 1 der
Geschäftsordnung des Parlaments auch die Namen der Stellvertreter einschließlich ihrer
Rangfolge aufgrund des Wahlergebnisses zu übermitteln.

Seit Beginn der siebten Wahlperiode ist das Mandat als Mitglied des Europäischen
Parlaments unvereinbar mit der Eigenschaft als Abgeordneter eines nationalen Parlaments in
einem Mitgliedstaat. Dies gilt umso mehr, als die befristete Ausnahmeregelung für das
Vereinigte Königreich gemäß Artikel 7 Absatz 2 Unterabsatz 2 zweiter Spiegelstrich des
Aktes von 1976 nicht mehr anwendbar ist.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die Regierung des Vereinigten
Königreichs infolgedessen die Verordnung 2008 zur Mandatsausübung im Europäischen
Parlament (Beschränkungen zur Mitgliedschaft im Oberhaus) („European Parliament (House
of Lords Disqualification) Regulations 2008“) erlassen hat, wonach die Mitglieder des
Oberhauses („House of Lords“), die den Stand eines Peers auf Lebenszeit innehaben,
während der Zeit, in der sie Mitglied des Europäischen Parlaments sind, kein Sitz- oder
Stimmrecht im House of Lords oder in einem seiner Ausschüsse haben und ihnen keine
Vorladung zugestellt werden kann, solange sie aufgrund der genannten Verordnung
Beschränkungen unterliegen. In seinem Bericht forderte der Ausschuss die Kommission
jedoch auf, zu prüfen, ob die Verordnung 2008 des Vereinigten Königreichs zur
Mandatsausübung im Europäischen Parlament (Beschränkungen der Mitgliedschaft im
Oberhaus) und insbesondere deren Bestimmung 4 uneingeschränkt vereinbar sind mit dem

297 Akt vom 20. September 1976 in der durch Ratsbeschluss 2002/772/EG vom 25. Juni und 23. September 2002
geregelten Fassung (ABl. L 278 vom 8. Oktober 1976, S. 5).
298 Bericht des Ausschusses A7-0073/2009; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 16. Dezember 2009
zur Prüfung der Mandate (2009/2091(REG)).
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Akt vom 20. September 1976, und, falls dies nicht der Fall sein sollte, das entsprechende
Verfahren einzuleiten299.

Dem Bericht des Jahres 2009 zufolge ist das Mandat der in der Anlage des Beschlusses
aufgeführten Mitglieder des Europäischen Parlaments, deren Wahl von den zuständigen
nationalen Behörden mitgeteilt wurde und die die schriftlichen Erklärungen gemäß Artikel 7
Absätze 1 und 2 des Akts vom 20. September 1976 sowie gemäß Anlage I der
Geschäftsordnung abgegeben haben, vorbehaltlich etwaiger rechtsgültiger Entscheidungen
der zuständigen Stellen in den Mitgliedstaaten, in denen die Wahlergebnisse angefochten
wurden, gültig. Der Ausschuss ersuchte folglich die zuständigen Behörden der
Mitgliedstaaten, die Prüfung der ihnen unterbreiteten Anfechtungen so bald wie möglich
abzuschließen und das Europäische Parlament vom Ergebnis dieser Prüfung zu unterrichten.

Das Parlament ist zudem befugt, über die Anfechtungen der Gültigkeit des Mandats seiner
Mitglieder zu entscheiden. Gemäß Artikel 12 des Aktes von 1976 betrifft dieses Vorrecht
jedoch nur Anfechtungen, die gegebenenfalls auf Grund der Vorschriften dieses Akts – mit
Ausnahme der innerstaatlichen Vorschriften, auf die darin verwiesen wird – vorgebracht
werden300. Den bislang vorliegenden Daten zufolge wurden dem Europäischen Parlament
keine Anfechtungen im Zusammenhang mit der Wahl vom 4.-7. Juli 2009 vorgelegt. Da sich
die Anfechtungen jedoch auch zu einem späteren Zeitpunkt ergeben können, wird in
Artikel 3 Absatz 4 Unterabsatz 3 festgelegt, dass das „Parlament [...] sich jederzeit auf der
Grundlage eines Berichts seines zuständigen Ausschusses zu etwaigen Anfechtungen der
Gültigkeit des Mandats eines Mitglieds äußern“ kann.

Am 12. Dezember 2011 und am 16. Januar 2012 gab der Präsident des Europäischen
Parlaments bekannt, dass das Parlament durch das Inkrafttreten des Protokolls zur Änderung
des Protokolls Nr. 36 über die Übergangsbestimmungen und insbesondere dessen Artikel 2
(Zusammensetzung des Europäischen Parlaments für die verbleibende Amtszeit bis zum
Ende der Wahlperiode) über zusätzliche 18 Parlamentssitze verfügte. Der Rechtsausschuss
prüfte die Mandate der neuen Mitglieder am 25. Januar 2012301.

299 Bisher wurde kein derartiges Verfahren eingeleitet. Die derzeit geltenden Bestimmungen der Verordnung
2008 des Vereinigten Königreichs zur Mandatsausübung im Europäischen Parlament (Beschränkungen der
Mitgliedschaft im Oberhaus) erstrecken sich nicht auf die Situation der erblichen Peers. In der britischen
Gesetzgebung gibt es anscheinend keine Möglichkeit, die erblichen Peers ähnlich wie Peers auf Lebenszeit von
ihrem Amt als Mitglieder des Oberhauses auszuschließen. Wenn erbliche Peers in das Europäische Parlament
gewählt werden, müsste man demnach gemäß den Unvereinbarkeitsvorschriften des Aktes von 1976 verhindern,
dass sie ihre Sitze im Europäischen Parlament einnehmen. Dies würde dem Grundsatz der Universalität der
Wahlen zum Europäischen Parlament gemäß Artikel 1 Absatz 3 des Aktes von 1976 widersprechen. Die
Kommission hat Kontakt zu den britischen Behörden aufgenommen, um eine weitere Klarstellung hinsichtlich
der Vereinbarkeit der britischen Gesetzgebung mit dem Akt von 1976 bezüglich der Wahl der Mitglieder des
Europäischen Parlaments im Hinblick auf die Frage der erblichen Peers anzufordern.
300 Der Europäische Gerichtshof hat entschieden, dass sich aus dem Wortlaut von Artikel 12 des Akts von 1976
ergibt, dass diese Vorschrift dem Parlament nicht die Zuständigkeit einräumt, über Anfechtungen zu
entscheiden, die auf der Grundlage des Unionsrechts als Gesamtheit vorgebracht werden. Nach dem klaren
Wortlaut des Artikels betrifft diese Vorschrift nur die „Anfechtungen, die [...] auf Grund der Vorschriften dieses
Akts vorgebracht werden können“. Siehe Urteil des Gerichtshofes vom 30. April 2009 in Verbundene
Rechtssachen C-393/07 und C-9/08 Italien gegen Parlament, Slg. 2009, I-03679, Randnummer 54.
301 Da der Vertrag von Lissabon erst nach den Europawahlen des Jahres 2009 in Kraft getreten war, wurde die
Wahl in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des Vertrags von Nizza durchgeführt, laut denen das
Parlament 736 Mitglieder hat. Als am 1. Dezember 2009 der Vertrag von Lissabon in Kraft trat, wurde die
Anzahl der Sitze auf 751 festgelegt, wobei Deutschland drei Sitze weniger erhielt als gemäß dem Vertrag von
Nizza. Gemäß Artikel 5 des Aktes von 1976 ist jedoch eine Verkürzung des Mandats eines Mitgliedes während
der Wahlperiode nicht zulässig, daher durfte die Anzahl der Mitglieder der deutschen Delegation nicht
verringert werden. Um dies zu vermeiden, wurde die Gesamtzahl der Mitglieder bis zu den Wahlen des Jahres
2014 um 18 erhöht, indem Protokoll (Nr. 36) über die Übergangsbestimmungen geändert wurde. Auf der
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Der Ausschuss prüfte auch die Mandate der zwölf kroatischen Mitglieder, die am 14. April
2013 gewählt worden waren und deren Namen durch ihre nationalen Behörden nach dem
Beitritt des Landes zur Europäischen Union am 1. Juli 2013 bekanntgegeben worden
waren302.

Zusätzlich zu den Mitgliedern, die in den Jahren 2009, 2011 und 2013 gewählt worden
waren, prüfte der Ausschuss auch die Mandate der Mitglieder, die von den zuständigen
nationalen Behörden ernannt wurden, um jene Mitglieder zu ersetzen, deren Amtszeit
während derselben Wahlperiode wegen Unvereinbarkeit, Rücktritt oder Tod geendet hatte303.
Insbesondere prüfte der Ausschuss die im Folgenden dargestellte Anzahl der
Mitgliedermandate: 3 im Jahr 2009, 9 im Jahre 2010, 19 im Jahr 2011, 27 im Jahr 2012, 18
im Jahr 2013 und 9 im Jahr 2014304. Gemäß Artikel 4 der Geschäftsordnung musste der
Ausschuss auch darüber bestimmen, ob der Rücktritt eines Mitglieds mit dem Geist und dem
Buchstaben des Akts vom 20. September 1976 vereinbar war, und prüfte in diesem
Zusammenhang 13 Mandate im Jahr 2011, 9 im Jahr 2012, 4 im Jahr 2013 und eines im Jahr
2014.

Ein interessanter Fall im Zusammenhang mit der Prüfung der Mandate betraf Michel Dantin,
ein französisches Mitglied des Europäischen Parlaments, dessen Mandat im Bericht von
2009 zusammen mit denen der anderen neu gewählten Mitglieder geprüft worden war.
Michel Dantin wurde als Nachfolger von Nora Berra ernannt, die vor ihm auf der Liste der
Kandidaten stand, aber als Mitglied der nationalen Regierung ein mit dem Mandat als
Mitglied des Europäischen Parlaments unvereinbares Amt innehatte. Nach französischem
Recht dürfen Mitglieder der nationalen Regierung, die ins Europäische Parlament gewählt
werden, ihr Parlamentsmandat „einfrieren“, solange sie ihre Aufgaben in der Regierung
erfüllen. Wenn ihre Amtszeit in der Regierung ausgelaufen ist, können sie ihr Mandat im
Europäischen Parlament wieder aufnehmen. Nora Berra nahm ihr Parlamentsmandate als
Nachfolgerin von Michel Dantin mit Wirkung vom 16. Juni 2012 wieder auf. Zur selben Zeit
wurde Damien Abad, ein anderes französisches Mitglied, zum 17. Juni 2012 in der
nationalen Regierung eingesetzt, und Michel Dantin, der gemäß den geltenden
Bestimmungen in Frankreich nach der Wiederaufnahme des Parlamentsmandat durch Nora
Berra an erster Stelle der Kandidatenliste stand, wurde mit Wirkung vom 17. Juni 2012 als
Nachfolger von Damien Abad zum Mitglied des Europäischen Parlaments ernannt. Unter
diesen Umständen prüfte der Ausschuss die zweite Ernennung von Michel Dantin
gemeinsam mit dem Mandat von Nora Berra.

Grundlage eines Vorschlags des Parlaments in der Entschließung vom 13. März 2013 verabschiedete der Rat
einen Beschluss über die Zusammensetzung des Europäischen Parlaments im Hinblick auf die Wahl 2014. Die
Verteilung der Sitze wird frühzeitig genug vor der Wahl des Jahres 2019 erneut geprüft.
302 Mit dem Beitritt Kroatiens wurde die Anzahl der Sitze im Parlament gemäß Artikel 19 des Aktes betreffend
die Bedingungen des Beitritts der Republik Kroatien vorübergehend auf 766 erhöht.
303 Durch die in der Plenartagung vom 12. Oktober 2006 verabschiedete Änderung des Artikels 3 der
Geschäftsordnung wurde in Bezug auf die Unvereinbarkeit festgelegt, dass das Parlament nach Unterrichtung
durch seinen Präsidenten das Freiwerden eines Sitzes feststellt, wenn auf Grund von Tatsachen, die an Hand
öffentlich zugänglicher Quellen nachprüfbar sind, feststeht, dass ein Mitglied ein Amt inne hat, das im Sinne des
Artikels 7 Absätze 1 und 2 des Akts vom 20. September 1976 mit der Ausübung eines Mandats als Mitglied des
Europäischen Parlaments unvereinbar ist. Anders ausgedrückt bedeutet dies, dass das Parlament das Freiwerden
eines Sitzes feststellen kann, ohne auf die Mitteilung der zuständigen nationalen Behörden zu warten, diese sind
trotzdem verpflichtet, die Namen der stellvertretenden Mitglieder bekanntzugeben. Das Parlament wendete
diese Vorschrift in der siebten Wahlperiode bei verschiedenen Gelegenheiten an.
304 Da die entsprechenden Ernennungen kurz vor dem Ende der Wahlperiode bekanntgegeben worden waren,
mussten die Mandate der Mitglieder Katrin Sakss und Christine Revault D'Allones Bonnefoy durch ein
schriftliches Verfahren geprüft werden.
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Gemäß Artikel 4 Absatz 5 untersuchte der Rechtsausschuss die Frage der Vereinbarkeit eines
externen Auftrags, den die zuständigen nationalen Behörden Bogusław Śmigielski
übertragen wollten. Am 23. Juni 2010 kam der Ausschuss zu dem Ergebnis, dass der
vorgeschlagene Auftrag (Mitglied eines Ehrenkomitees zur Errichtung eines Denkmals am
Tempel der Göttlichen Vorsehung in Warschau für die Opfer des Flugzeugabsturzes von
Smolensk) mit Buchstabe und Geist des Aktes von 1976 vereinbar ist.

7. Vorrechte und Befreiungen

7.1. Rechtliche Rahmenbedingungen und einschlägige Rechtsprechung

Gemäß Anlage VII Abschnitt XVI Nummer 10 der
Geschäftsordnung ist der Rechtsausschuss verantwortlich für die
Vorrechte und Befreiungen der Mitglieder.

Der Rechtsrahmen für die Befreiungen der Mitglieder des
Europäischen Parlaments ist besonders komplex. Das materielle
Recht war ursprünglich in den Artikeln 8, 9 und 10 des Protokolls
über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen
Gemeinschaften vom 8. April 1965 enthalten und befindet sich
jetzt in den Artikeln 7, 8 und 9 des Protokolls (Nr. 7) über die Vorrechte und Befreiungen der
Europäischen Union zum Vertrag über die Europäische Union, zum Vertrag über die
Arbeitsweise der Europäischen Union und zum Vertrag zur Gründung der Europäischen
Atomgemeinschaft. Das Protokoll, auf das auch in Artikel 343 AEUV verwiesen wird, hat
daher den Status von EU-Primärrecht.

Das im Parlament anzuwendende Verfahren wird in den Artikeln 5 bis 7 der
Geschäftsordnung festgelegt. Wie nachfolgend dargestellt, wurde die Geschäftsordnung
gegen Ende der siebten Wahlperiode wesentlichen Änderungen unterzogen.

Der Rechtsrahmen für die Befreiung wird durch die Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofs ergänzt, die im Laufe der Wahlperiode eine herausragende Bedeutung erlangte.

Zuallererst wird der Anwendungsbereich der Befreiung der Mitglieder definiert, wobei
zwischen der sogenannten „Immunität“ gemäß Artikel 8 des Protokolls305 und der
„Unverletzlichkeit“ gemäß Artikel 9306 unterschieden wird.

In Artikel 8 des Protokolls wird festgelegt, dass Mitglieder des Europäischen Parlaments
„[wegen] einer in Ausübung ihres Amtes erfolgten Äußerung oder Abstimmung [...] weder in
ein Ermittlungsverfahren verwickelt noch festgenommen oder verfolgt werden [dürfen] .“
Diese absolute Immunität entspricht der Immunität, die die Mitglieder der nationalen
Parlamente durch das innerstaatliche Verfassungsrecht erhalten307. Damit wird das legitime
Ziel des Schutzes der freien Meinungsäußerung im Parlament angestrebt308.

305 „Irresponsabilité’“, „insindicabilità“, „Immunität’“.
306 „Inviolabilité’“, „inviolabilità“, „Unverletzlichkeit’“.
307 Siehe beispielsweise Artikel 26 der französischen Verfassung („Kein Mitglied des Parlaments darf wegen der
in Ausübung seines Amtes zum Ausdruck gemachten Meinungen oder abgegebenen Stimmen verfolgt,
verhaftet, in Haft gehalten oder verurteilt werden“), Artikel 68 Absatz 1 der italienischen Verfassung („Die
Mitglieder des Parlaments können wegen ihrer Meinungsäußerungen und für die in Ausübung ihrer
Amtsbefugnisse vorgenommenen Abstimmungen nicht zur Verantwortung gezogen werden.“), Artikel 9 der Bill
of Rights des Vereinigten Königreichs 1689 (der besagte, „dass die Freiheit der Rede sowie der Inhalt von
Debatten oder Verhandlungen im Parlament an keinem anderen Gerichtshof oder Orte außerhalb des
Parlamentes unter Anklage oder infrage gestellt werden sollte“) und Artikel 83 der slowenischen Verfassung
(„Ein Volksabgeordneter darf wegen der im Parlament geäußerten Meinung oder abgegebenen Stimme nicht zur
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Das damalige Gericht erster Instanz – jetzt das Gericht – entschied, dass die durch das
Protokoll gewährten Vorrechte und Befreiungen einen rein funktionalen Charakter haben, da
sie darauf abzielen, eine Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit und der Unabhängigkeit
der Gemeinschaften zu verhindern309.

Bezüglich der Verfahren, die der Rechtsausschuss anwenden muss, um Immunitätsfälle zu
behandeln, ist die Unterscheidung zwischen Immunität und Unverletzlichkeit von
wesentlicher Bedeutung. Wenn festgestellt wurde, dass der Fall sich auf eine in Ausübung
des Amtes erfolgte Meinungsäußerung oder Abstimmung des Mitglieds bezieht, fällt die
Tätigkeit des Mitglieds unter Artikel 8 des Protokolls, und seine Immunität kann nicht
aufgehoben werden310.

Was den materiellrechtlichen Inhalt des Artikels 8 betrifft, hat der Rechtsausschuss ein
einheitliches Verfahren entwickelt, da – wie der Gerichtshof festgestellt hat – der
Anwendungsbereich der einschlägigen Befreiung allein auf der Grundlage des Unionsrechts
festgestellt werden muss311.

Eine weitere Grundsatzentscheidung klärte das Konzept der „in Ausübung [des] Amtes
erfolgten Äußerung“312. Der Gerichtshof ist der Auffassung, dass Artikel 8 des Protokolls so
ausgelegt werden muss, dass – obwohl die parlamentarische Immunität im Wesentlichen
Äußerungen betrifft, die innerhalb des Parlaments abgegeben werden – nicht ausgeschlossen
ist, dass eine Erklärung, die Abgeordnete außerhalb des Parlaments abgeben, eine in
Ausübung ihres Amtes erfolgte Äußerung darstellt. Ob es sich um eine solche Erklärung
handelt oder nicht, hängt nicht von dem Ort ab, an dem sie erfolgt, sondern von ihrer Art und
ihrem Inhalt313.

Für die Zwecke des Artikels 8 des Protokolls ist der Begriff „Äußerung“ in einem weiten
Sinn dahin aufzufassen, dass er Bemerkungen und Erklärungen umfasst, die ihrem Inhalt
nach Aussagen entsprechen, welche subjektive Beurteilungen bilden314. Außerdem kann eine
Äußerung nur dann unter die Immunität fallen, wenn sie von einem Mitglied des
Europäischen Parlaments „in Ausübung [seines] Amtes erfolgt“ ist, womit das Erfordernis
eines Zusammenhangs zwischen der erfolgten Äußerung und der parlamentarischen Tätigkeit

Verantwortung gezogen werden, noch darf ihm deswegen die Freiheit genommen, noch darf er deswegen
bestraft werden.“) Ein ähnlicher Grundsatz, abgesehen von der wichtigen Ausnahme für Verleumdungen, ist
auch in Artikel 46 Absatz 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland vorgesehen („Ein
Abgeordneter darf zu keiner Zeit wegen seiner Abstimmung oder wegen einer Äußerung, die er im Bundestage
oder in einem seiner Ausschüsse getan hat, gerichtlich oder dienstlich verfolgt oder sonst außerhalb des
Bundestages zur Verantwortung gezogen werden. Dies gilt nicht für verleumderische Beleidigungen.“).
308 Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte in der Rechtssache A. gegen Vereinigtes
Königreich, Slg. 2002, I-35373/97.
309 Urteil des Gerichts erster Instanz vom 15. Oktober 2008 in der Rechtssache T-345/05 Mote, Slg. 2008, II-
02849, Randnummer 27. In diesem Fall wurde entschieden, dass das in Artikel 8 (jetzt 7) des Protokolls
festgelegte Verbot, die Reisen der Mitglieder zu beschränken, keinen größeren Schutz bietet als die durch
Artikel 10 (jetzt 9) gewährte Immunität. Durch diese Bestimmung wird sichergestellt, dass die „Reise der
Mitglieder des Europäischen Parlaments zum und vom Tagungsort des Europäischen Parlaments [...] keinen
verwaltungsmäßigen oder sonstigen Beschränkungen [unterliegt].“
310 Siehe Urteil des Gerichtshofes vom 21. Oktober 2008 in den Verbundenen Rechtssachen C-200/07 und C-
201/07 Marra, Slg. 2008, I-7929, Randnummer 44. Siehe auch Randnummer 27: eine Immunität gemäß
Artikel 8 ist „als absolute Immunität anzusehen, die jedem Gerichtsverfahren wegen einer in Ausübung des
Abgeordnetenamts erfolgten Äußerung oder Abstimmung entgegensteht“.
311 Urteil in der Rechtssache Marra, siehe oben, Randnummer 26.
312 Siehe Urteil vom 6. September 2011 in der Rechtssache C-163/10 Patriciello, Slg. 2011, I-7565.
313 Urteil in der Rechtssache Patriciello, siehe oben, Randnummer 30.
314 Urteil in der Rechtssache Patriciello, siehe oben, Randnummer 32.
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impliziert wird315. Der Gerichtshof stellte außerdem klar, dass der Zusammenhang zwischen
der Äußerung und dem parlamentarischen Amt unmittelbar und klar ersichtlich sein muss316

und dass es Sache des nationalen Gerichts ist, zu beurteilen, ob in einem bestimmten Fall die
im Gerichtsurteil festgelegten Voraussetzungen erfüllt wurden317.

Die angeführte Rechtsprechung ist auch deswegen von großer Bedeutung, weil dadurch
klargestellt wird, dass das Verfahren zur Verteidigung der in der Geschäftsordnung des
Parlaments festgelegten Immunität eines Mitglieds318 auch auf Artikel 8 des Protokolls
angewendet werden kann319. Der Gerichtshof entschied jedoch, dass es sich bei jeder
Entscheidung des Europäischen Parlaments zur Verteidigung der Immunität eines seiner
Mitglieder gemäß Artikel 8 des Protokolls lediglich um eine Stellungnahme handelt, die für
die nationalen Gerichte nicht bindend ist320.

Aus den Berichten des Rechtsausschusses geht hervor, dass der sein Verfahren schnell an die
Rechtsprechung des Gerichtshofs zu Artikel 8 angepasst hat.

Artikel 9 des Protokolls ist besonders komplex und verursachte mehrere praktische
Probleme. Er lautet wie folgt:

„Während der Dauer der Sitzungsperiode des Europäischen Parlaments

a) steht seinen Mitgliedern im Hoheitsgebiet ihres eigenen Staates die den
Parlamentsmitgliedern zuerkannte Unverletzlichkeit zu,

b) können seine Mitglieder im Hoheitsgebiet jedes anderen Mitgliedstaats weder
festgehalten noch gerichtlich verfolgt werden.

Die Unverletzlichkeit besteht auch während der Reise zum und vom Tagungsort des
Europäischen Parlaments.

Bei Ergreifung auf frischer Tat kann die Unverletzlichkeit nicht geltend gemacht
werden; sie steht auch nicht der Befugnis des Europäischen Parlaments entgegen, die
Unverletzlichkeit eines seiner Mitglieder aufzuheben.

Das Gericht erster Instanz entschied, dass Artikel 9 des Protokolls „die Unabhängigkeit der
Mitglieder des Parlaments dadurch sicherstellen [soll], dass er verhindert, dass während der

315 Urteil in der Rechtssache Patriciello, siehe oben, Randnummer 33.
316 Urteil in der Rechtssache Patriciello, siehe oben, Randnummer 35.
317 Urteil in der Rechtssache Patriciello, siehe oben, Randnummer 37. Siehe auch Urteil in der Rechtssache
Marra, siehe oben, Randnummern 32-34, in dem der Gerichtshof die Ansicht äußerte, dass die Beurteilung der
Frage, ob die Voraussetzungen der Immunität nach Artikel 8 vorliegen, der ausschließlichen Zuständigkeit der
nationalen Gerichte unterliegt, die aufgefordert werden, diese Bestimmungen anzuwenden, und die gezwungen
sind, die Konsequenzen aus dieser Immunität zu ziehen, wenn sie feststellen, dass die fraglichen Äußerungen
und Abstimmungen in Ausübung des Abgeordnetenamts erfolgten. Wenn sich die nationalen Gerichte bei der
Anwendung von Artikel 8 nicht sicher sind, wie dieser auszulegen ist, können (oder im Fall von
letztinstanzlichen Gerichten müssen) sie den Gerichtshof um eine Vorabentscheidung ersuchen.
318 Siehe ehemaligen Artikel 6 Absatz 3 und neuen Artikel 6a.
319 Urteil in der Rechtssache Marra, siehe oben, Randnummer 37: „Art. 6 Abs. 3 der Geschäftsordnung sieht ein
Verfahren zum Schutz der Immunität und der Vorrechte vor, das von dem Europaabgeordneten eingeleitet
werden kann und das auch die Immunität in Bezug auf die in Ausübung des Abgeordnetenamts erfolgten
Äußerungen und Abstimmungen betrifft.“
320 Urteil in der Rechtssache Marra, siehe oben, Randnummer 39, und Urteil in der Rechtssache Patriciello,
siehe oben, Randnummer 39. Der Gerichtshof stellte jedoch klar, dass in diesem Zusammenhang der Grundsatz
der loyalen Zusammenarbeit zwischen europäischen Organen und nationalen Behörden gilt. Wenn daher gegen
einen Europaabgeordneten Klage bei einem nationalen Gericht erhoben und diesem mitgeteilt wird, dass ein
Verfahren zum Schutz der Befreiungen dieses Abgeordneten gemäß der Geschäftsordnung eingeleitet worden
ist, muss das Gericht das Gerichtsverfahren aussetzen und das Parlament ersuchen, so rasch wie möglich
Stellung zu nehmen. Urteil in Marra, siehe oben, Randnummer 43.
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Sitzungsperiode des Parlaments auf sie Druck in Form von Drohungen mit Festnahme oder
gerichtlicher Verfolgung ausgeübt werden könnte“321.

Der Wortlaut von Artikel 9 entspricht einer Situation, in der Mitglieder des Europäischen
Parlaments aus den Reihen der Abgeordneten der nationalen Parlamente benannt und nicht
direkt gewählt werden. Seit der ersten direkten Wahl des Parlaments im Jahr 1979 wurde
also ein neuer rechtlicher Rahmen notwendig, um die demokratische Legitimation der
Mitglieder des Parlaments zur Geltung zu bringen. Das Parlament betonte diese
Notwendigkeit zu verschiedenen Gelegenheiten322, und im Jahr 2005 stimmte der Rat einer
Untersuchung dieser Frage zu, um einen Beschluss in Bezug auf das Protokoll zu fassen323,
aber bisher wurde nichts unternommen. Die größte Schwachstelle des derzeitigen
Rechtsrahmens ist, dass die durch Artikel 9 vorgeschriebene Anwendung nationaler
Bestimmungen zu einer Vielzahl unterschiedlicher Regeln und sogar zu unterschiedlicher
Behandlung der Mitglieder führt. Tatsächlich genießen die Mitglieder in ihrem eigenen Land
dieselben Befreiungen wie die Mitglieder der nationalen Parlamente, was in manchen
Ländern bedeutet, dass sie überhaupt keine Befreiungen genießen324. Die Einführung einer
einheitlichen, überstaatlichen Regelung wäre daher die beste Lösung.

Ähnlich wie Artikel 8 stand Artikel 9 im Mittelpunkt wichtiger Gerichtentscheidungen.
Insbesondere entschied das Gericht, dass Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a des Protokolls
bedeutet, dass der Umfang und die Bedeutung der Immunität, die die Abgeordneten im
Hoheitsgebiet ihres eigenen Staates genießen, nach den jeweiligen nationalen
Rechtsvorschriften bestimmt werden, auf die diese Bestimmung verweist 325.

Der Gerichtshof stellte fest, dass Artikel 9 des Protokolls „die Immunität in
Gerichtsverfahren betrifft, die andere Handlungen als die in Art. 9 [jetzt Art. 8] genannten
zum Gegenstand haben“326. Folglich darf sich ein Mitglied in Bezug auf Artikel 9 in keinem
Fall auf nationale Vorschriften über freie Meinungsäußerung berufen, da diese bereits
vollständig und ausschließlich durch die Immunität gemäß Artikel 8 abgedeckt ist. Im
Gegensatz zur Immunität im Sinne des Artikels 8 kann jede durch Artikel 9 Absatz 1
Buchstabe a gewährte Unverletzlichkeit vom Europäischen Parlament gemäß Artikel 9
letzter Absatz aufgehoben werden, wenn eine nationale Behörde darum ersucht.

321 Urteil in der Rechtssache Mote, siehe oben, Randnummer 50, in Bezug auf die Rechtssache T-17/00 R
Rothley u.a. gegen Parliament, Slg. 2000, II-2085, Randnummer 90.
322 Erstmals erfolgte in der Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. September 1983 (ABl. C 277
vom 17. Oktober 1983, S. 135). Zuletzt in der Entschließung des Parlaments vom 6. Juli 2006 zur Änderung des
Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen (ABl. C 303 E vom 13. Dezember 2006, S. 830). Es wird
außerdem darauf hingewiesen, dass der Ausschuss für konstitutionelle Fragen im Februar 2012 einen zweiten
Bericht über einen Vorschlag zur Änderung des Akts vom 20. September 1976 zur Einführung allgemeiner
unmittelbarer Wahlen der Abgeordneten des Europäischen Parlaments (2009/2134(INI)) vorlegte, in dem das
seit langem bestehende Anliegen bezüglich der Änderung des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen
wiederholt wird, um eine einheitliche, überstaatliche Regelung für die Mitglieder des Parlaments einzuführen.
Im Falle dieses Berichts wurde jedoch nie ein Termin zur Annahme durch das Plenum festgelegt.
323 Erklärung der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten und des Rates vom 3. Juni 2005 (Dok. 9737/05).
324 Dies ist zum Beispiel im Vereinigten Königreich der Fall: siehe „First Report of the Joint Committee on
Parliamentary Privilege“ (Erster Bericht des Gemeinsamen Ausschusses für parlamentarische Vorrechte) vom
9. April 1999, HC 214-I 1998-99, Randnummer 242: Wenn ein Abgeordneter einer Straftat angeklagt wird, ist
keine Aufhebung der Immunität erforderlich. Wird ein Abgeordneter inhaftiert, sodass er im Parlament nicht
mehr anwesend sein kann, sollen die beiden Häuser des Parlaments lediglich darüber in Kenntnis gesetzt
werden.
325 Urteil des Gerichts vom 19. März 2010 in der Rechtssache T-42/06 Gollnisch gegen Europäisches
Parlament, Slg. 2010 II-1135, Randnummer 106.
326 Urteil in der Rechtssache Marra, siehe oben, Randnummer 45.
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Die Mitglieder können einen Antrag auf Schutz ihrer Unverletzlichkeit gemäß Artikel 9
stellen. Das Gericht hat aber eindeutig geklärt, dass dem Parlament bei der Frage, woran es
seine Entscheidung über einen Antrag auf Schutz der Unverletzlichkeit in Verbindung mit
Artikel 9 des Protokolls orientieren möchte, ein weites Ermessen eingeräumt wird327.

Das Verfahren im Ausschuss und im Plenum wird durch Artikel 5—7 der Geschäftsordnung
festgelegt.

In wenigen Worten, der Antrag auf Aufhebung der Immunität oder auf Schutz der Immunität
eines Mitglieds oder eines früheren Mitglieds wird im Plenum bekanntgegeben und vom
Rechtsausschuss unter Ausschluss der Öffentlichkeit bearbeitet. Die Anträge müssen von der
zuständigen Behörde des betroffenen Mitgliedstaats ausgehen328. Der Ausschuss verfügt über
mehrere ständige Berichterstatter, wobei vorgeschrieben ist, dass der zuständige
Berichterstatter nicht dieselbe Staatsangehörigkeit haben oder zur selben Fraktion gehören
darf wie das betroffene Mitglied. Das Mitglied hat das Recht, gehört zu werden und
Unterlagen einzureichen, und der Ausschuss kann Informationen bei der zuständigen
nationalen Behörde einholen. Im Bericht des Ausschusses kann nur vorgeschlagen werden,
dass die Immunität des Mitglieds aufgehoben wird oder nicht, oder dass sie verteidigt wird
oder nicht. Der Ausschuss darf sich unter keinen Umständen zur Schuld oder zur
Nichtschuld des Mitglieds äußern oder dazu Stellung nehmen, ob die ihm oder ihr
zugeschriebenen Äußerungen oder Handlungen eine strafrechtliche Verfolgung rechtfertigen
oder nicht.

Der derzeitige Rechtsrahmen wurde während der siebten Wahlperiode erheblich verändert,
um ihn an die oben angeführte Rechtsprechung und an die Entwicklungen in der gängigen
Praxis des Rechtsausschusses anzupassen und im Allgemeinen die Struktur und die
Verständlichkeit der gültigen Regeln zu verbessern329. Zu den wichtigsten Änderungen
gehört die Kodifizierung des vom Ausschuss stets verteidigten Grundsatzes, dass die
parlamentarische Immunität kein persönliches Vorrecht eines Mitglieds darstellt, sondern
dazu dienen soll, die Unabhängigkeit des gesamten Parlaments und seiner Mitglieder
(Artikel 5 Absatz 2), spezifische Regeln zum Schutz der Immunität (Artikel 6a), eine rasche
Handlung durch den Präsidenten zur Bestätigung der Immunität (Artikel 6a) sowie eine neue,
ausführlichere Regelung der Anhörung des Mitglieds (Artikel 7 Absatz 5) sicherzustellen.
Durch die Änderungen der Geschäftsordnung wurde auch der Grundsatz bestätigt, wonach
die vorrangigen Ziele des Parlaments bei der Wahrnehmung seiner Befugnisse hinsichtlich
der Vorrechte und Befreiungen die Wahrung seiner Integrität als demokratische
gesetzgebende Versammlung und die Sicherstellung der Unabhängigkeit seiner Mitglieder
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben sind (Artikel 6 Absatz 1). Außerdem wurde
klargestellt, dass der Rechtsausschuss die Anträge auf Aufhebung der Immunität oder auf
Schutz der Immunität und der Vorrechte unverzüglich, aber unter Berücksichtigung ihrer
jeweiligen Komplexität, bearbeiten soll (Artikel 7 Absatz 2). Abschließend weisen die neuen
Vorschriften dem Rechtsausschuss eine besondere Rolle zu, weil er Grundsätze für die

327 Urteil in der Rechtssache Gollnisch, siehe oben, Randnummer 101.
328 Auch wenn diese Möglichkeit durch den letzten Absatz des Artikels 9 nicht ausdrücklich ausgeschlossen
wird, kann laut der Geschäftsordnung des Parlaments die Immunität eines Mitglieds in keinem Fall auf eigene
Initiative des Parlaments, sondern immer nur auf Antrag der zuständigen Behörde aufgehoben werden.
329 Beschluss des Europäischen Parlaments vom 16. Januar 2014 zur Änderung der Geschäftsordnung des
Europäischen Parlaments im Hinblick auf die Aufhebung und den Schutz der parlamentarischen Immunität
(P7_TA-PROV(2014)0035). Hier ist anzumerken, dass der Bericht des Ausschusses für konstitutionelle Fragen,
der vom Parlament in einer einzigen Abstimmung und ohne Änderungsanträge bestätigt wurde, alle
Änderungsanträge einschließt, die der Rechtsausschuss in seiner Stellungnahme vom 9. Juli 2013 vorgeschlagen
hatte.
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Anwendung der Vorschrift über den Gang des Immunitätsverfahrens ausarbeiten soll
(Artikel 7 Absatz 12).

Im Laufe der Zeit entwickelte der Rechtsausschuss mehrere Grundsätze, die er konsequent
anwendet. Insbesondere werden Immunitäten nicht aufgehoben, wenn es sich um fumus
persecutionis (tendenziöse Verfolgung) handelt, wenn also ein begründeter Verdacht besteht,
dass die Gerichtsverfahren eingeleitet wurden, um dem betroffenen Mitglied politisch zu
schaden. Außerdem war das Parlament seit dem Fall Jannis Sakellariou330 bereit, die
Immunität auch in zivilrechtlichen Verfahren aufzuheben, wenn ein nicht unerheblicher
Strafschadenersatz gefordert wird oder wenn die Klage quasi strafrechtlicher Natur ist331.

7.2. Entwicklung in der siebten Wahlperiode

Im Laufe der siebten Wahlperiode verabschiedete der Rechtsausschuss 43 Berichte auf dem
Gebiet der Immunität der Mitglieder des Europäischen Parlaments: 26 Anträge auf
Aufhebung und 17 Anträge auf Schutz der parlamentarischen Immunität332. Einige dieser
Fälle warfen bemerkenswerte Fragen auf.

Im Fall des Antrags auf Schutz der Immunität und der Vorrechte von Tobias Pflüger, einem
früheren deutschen Mitglied des Europäischen Parlaments, verabschiedete der
Rechtsausschuss einen Bericht, in dem er empfahl, die Immunität nicht zu schützen. Das
Parlament hatte denselben Sachverhalt bereits im Jahr 2006 behandelt. Damals wurde
beschlossen, eine Aufhebung der Immunität von Tobias Pflüger zu empfehlen, da der Fall
unter Artikel 9 des Protokolls fiel und die politische Tätigkeit des Mitglieds durch das
fragliche Strafverfahren nicht negativ beeinflusst wurde. Nach Auffassung des Ausschusses
gab es daher keinen Grund für das Parlament, eine neue Stellungnahme zum selben
Sachverhalt abzugeben. Der Ausschuss prüfte jedoch auch, ob die Vorrechte des Parlaments
durch die laufenden Strafverfahren – insbesondere durch ein Urteil des Gerichts und die
anschließende Berufung des Staatsanwalts – gefährdet werden könnten, und kam zum
Schluss, dass beide Vorgänge objektive Anwendungen des Grundsatzes der nationalen
Rechtsprechung darstellten, wobei die Tatsache, dass eine Person ein öffentliches Amt
bekleidet, einer von mehreren Faktoren ist, die bei der Entscheidung berücksichtigt werden.
Tatsächlich verwies der Richter am Gericht erster Instanz zwar auf die Eigenschaft von
Tobias Pflüger als Mitglied des Europäischen Parlaments, betonte aber ausdrücklich den
Zusammenhang mit der allgemeinen Funktion als Vertreter der Öffentlichkeit und die
Tatsache, dass die Straftaten in der Öffentlichkeit begangen worden waren. Zudem war die
Berufung des Staatsanwalts nur ein erster Schritt eines laufenden Gerichtsverfahrens, bei

330 Bericht des Ausschusses A5-0309/2003; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 23. September 2003
über den Antrag auf Schutz der parlamentarischen Immunität und der Vorrechte von Jannis Sakellariou.
331 Entsprechend befand der Ausschuss, dass die Immunität der Mitglieder in folgenden Fällen in
zivilrechtlichen Verfahren zu schützen sei: De Magistris (Bericht des Ausschusses A7-0152/2011; Beschluss
des Europäischen Parlaments vom 10. Mai 2011), De Magistris (Bericht des Ausschusses A7-0412/2011;
Beschluss des Europäischen Parlaments vom 1. Dezember 2011), De Magistris (Bericht des Ausschusses A7-
0070/2012; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 29. März 2012), Comi (Bericht des Ausschusses A7-
0067/2014; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 4. Februar 2014), Mirsky (Bericht des
AusschussesA7/0273/2014; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 15. April 2014).
332 Diese Angaben bestätigen die Tendenz der sechsten Wahlperiode, in der der Rechtsausschuss 42 Berichte
über Anträge auf Aufhebung oder auf Schutz der parlamentarischen Immunität verabschiedete. In der siebten
Wahlperiode beschloss der Ausschuss, im Hinblick auf die Anträge auf Schutz der parlamentarischen Immunität
von Clemente Mastella und Brice Hortefeux sowie auf die Anträge auf Aufhebung der parlamentarischen
Immunität von Richard Seeber untätig zu bleiben. Diese Fälle werden in den oben dargestellten Angaben nicht
mitgezählt.
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dem ein Einschreiten unangemessen gewesen wäre. Vor diesem Hintergrund beschloss der
Ausschuss, die Immunität und die Vorrechte von Tobias Pflüger nicht zu schützen333.

Im Falle des Antrags auf Aufhebung der Immunität von Miloslav Ransdorf verabschiedete
der Ausschuss einstimmig einen Bericht, in dem er empfahl, die Immunität des fraglichen
Mitglieds aufzuheben. Am 9. Juli 2008 übermittelte der Präsident des Parlaments dem
Vorsitzenden des Rechtsausschusses einen Brief der Polizei der Tschechischen Republik, in
dem die Aufhebung der parlamentarischen Immunität von Miloslav Ransdorf zu Zwecken
einer strafrechtlichen Verfolgung beantragt wurde. Im Lauf der vorangegangenen
Wahlperiode hatte das Parlament am 3. Februar 2009 bereits beschlossen, die Immunität von
Miloslav Ransdorf aufzuheben, um die strafrechtliche Verfolgung in gleicher Sache zu
ermöglichen334. Da Miloslav Ransdorf wiedergewählt worden war, musste nach
tschechischem Recht im Falle einer Wiederwahl zum Mitglied des Europäischen Parlaments
ein neuer Antrag auf Aufhebung der Immunität an das neue Parlament übermittelt werden.
Der Ausschuss befand, dass die Immunität von Miloslav Ransdorf aus denselben Gründen
aufzuheben sei wie im Jahr 2009335.

Bei der Verabschiedung des Berichts über den Antrag auf Schutz der Immunität von
Valdemar Tomaševski forderte der Ausschuss die Kommission auf, bei den litauischen
Behörden zu intervenieren, um das Unionsrecht durchzusetzen und nötigenfalls ein
Vertragsverletzungsverfahren gemäß Artikel 258 AEUV einzuleiten. Am 22. Januar 2010
verabschiedete die leitende staatliche Ethik-Kommission Litauens einen Beschluss,
Valdemar Tomaševski auf der Grundlage des nationalen Verhaltenskodexes für
Staatspolitiker (der auch auf Mitglieder des Europäischen Parlaments anwendbar ist) wegen
seiner politischen Aktivitäten als Mitglied des Europäischen Parlaments öffentlich zu
verwarnen. Da die leitende staatliche Ethik-Kommission kein Gericht ist und Tomaševski
daher keinem Rechtsverfahren im Sinne des Artikels 8 des Protokolls unterzogen wurde,
kam der Ausschuss zu dem Ergebnis, dass dieser Fall nicht die parlamentarische Immunität
betreffe. Der Ausschuss war jedoch der Auffassung, dass der Beschluss der litauischen
Behörden und die nationalen Rechtsvorschriften, auf dessen Grundlage er gefasst worden
war, zu den Grundsätzen der Freiheit und Unabhängigkeit der Mitglieder des Europäischen
Parlaments gemäß Artikel 2 Absatz 1 des Abgeordnetenstatuts des Europäischen Parlaments
im Gegensatz stünden336, und forderte die Kommission auf, die nötigen Maßnahmen zu
ergreifen337.

Im Fall des Antrags auf Aufhebung der Immunität von Elmar Brok entschied sich der
Ausschuss einstimmig dagegen, da es sich um einen eindeutigen Fall von fumus
persecutionis handelte. Der Antrag auf Aufhebung der Immunität war in einem Brief der
Staatsanwaltschaft Bielefeld gestellt worden und stand im Zusammenhang mit der
Einkommensteuererklärung von Elmar Brok. Während gegen einen gewöhnlichen Bürger in
einem derartigen Fall lediglich ein Verwaltungsverfahren eingeleitet worden wäre, wurde
gegen Elmar Brok Strafanzeige erstattet. Außerdem versuchte der Staatsanwalt nicht nur,
Elmar Brok aus unberechtigten und höchst abträglichen Gründen unberechtigterweise die

333 Bericht des Ausschusses A7-0054/2009; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 24. November 2009
über den Antrag auf Schutz der Immunität und der Vorrechte von Tobias Pflüger.
334 Bericht des Ausschusses A6-0008/2009; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 3. Februar 2009 über
den Antrag auf Aufhebung der Immunität von Miloslav Ransdorf.
335 Bericht des Ausschusses A7-0107/2010; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 5. Mai 2010 zu dem
Antrag auf Aufhebung der Immunität von Miloslav Ransdorf.
336 Gemäß Artikel 2 Absatz 1 des Abgeordnetenstatuts des Europäischen Parlaments sind die „Abgeordneten [...]
frei und unabhängig“.
337 Bericht des Ausschusses A7-0214/2010; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 6. Juli 2010 über den
Antrag auf Schutz der Immunität und der Vorrechte von Valdemar Tomaševski.
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Kenntnis der Anzeige vorzuenthalten, sondern er stellte auch sicher, dass der Fall eine große
Resonanz in den Medien fand, um so dem betroffenen Mitglied den größtmöglichen Schaden
zuzufügen. Unter diesen Umständen erachtete der Ausschuss es als offensichtlich, dass es
sich um einen Fall von fumus persecutionis handelte, da das Verfahren offenbar mit dem
alleinigen Ziel der Schädigung des Rufs von Herrn Brok eingeleitet worden war. Daher
forderte der Ausschuss das Europäische Parlament auf, die parlamentarische Immunität von
Elmar Brok nicht aufzuheben338.

Im Hinblick auf den Antrag auf Aufhebung der Immunität von Bruno Gollnisch
verabschiedete der Ausschuss einen Bericht, in dem er empfahl, die Immunität nicht zu
schützen. Der Antrag von Bruno Gollnisch bezog sich auf die Maßnahmen, die die
französischen Behörden am 26. Januar 2009 im Rahmen der gerichtlichen Untersuchungen
zu einer Schadensersatzklage (plainte avec constitution de partie civile) der Internationalen
Liga gegen Rassismus und Antisemitismus (LICRA) wegen Anstiftung zu Rassenhass gegen
eine nicht genannte Person ergriffen haben. Die Maßnahmen bezogen sich auf Bemerkungen,
die die Fraktion des Regionalrats der Region Rhône-Alpes in einer Pressemitteilung gemacht
hatte. Bruno Gollnisch beantragte den Schutz seiner Immunität, da der Fall seiner Ansicht
nach das Recht auf freie Meinungsäußerung in Bezug auf seine politischen Überzeugungen
betraf. Der Ausschuss war jedoch der Auffassung, dass der Fall nicht in den Bereich der
politischen Aktivitäten von Bruno Gollnisch als Mitglied des Europäischen Parlaments fällt,
sondern Tätigkeiten rein regionaler und lokaler Art betraf, die Bruno Gollnisch als
Regionalrat der Region Rhône-Alpes wahrnimmt, wobei es sich um ein Mandat handelte, für
das er in direkten allgemeinen Wahlen gewählt worden war und das sich von seinem Mandat
als Mitglied des Europäischen Parlaments unterschied. Daher empfahl der Ausschuss dem
Parlament, die parlamentarische Immunität von Bruno Gollnisch nicht zu schützen.
Gleichzeitig bezeichnete der Ausschuss es als einen bedauernswerten Verstoß gegen die
Vorrechte des Parlaments, dass die französischen Behörden anscheinend bestimmte
Maßnahmen zur Beschränkung der Freiheit von Bruno Gollnisch ergriffen hatten, bevor sie
die Aufhebung seiner Immunität beantragten. Bevor das Parlament seinen Beschluss fasste,
hatten die französischen Behörden offiziell die Aufhebung der Immunität von Bruno
Gollnisch beantragt, um derartige Maßnahmen in Zukunft zu ergreifen, und es war nicht
mehr nötig, die Immunität des Abgeordneten in diesem Zusammenhang zu schützen339. In
Verbindung mit demselben Gerichtsverfahren prüfte der Ausschuss auch einen Antrag auf
Aufhebung der Immunität von Bruno Gollnisch, der vom Staatsanwalt des Berufungsgerichts
Lyon eingereicht worden war, um den von der LICRA vorgebrachten Vorwurf zu
untersuchen und gegen den Abgeordneten nötigenfalls ein Verfahren vor den zuständigen
Gerichten einzuleiten. In Übereinstimmung mit dieser Entscheidung bezüglich des Antrags
auf Schutz empfahl der Ausschuss, die parlamentarische Immunität von Bruno Gollnisch
aufzuheben340.

Im Fall des Antrags auf Aufhebung der Immunität von Adrian Severin konnte der Ausschuss
keinen Beweis für fumus persecutionis feststellen und empfahl dem Parlament, die
parlamentarische Immunität des Abgeordneten aufzuheben. Der Ausschuss war jedoch der
Auffassung, dass, solange das Urteil nicht rechtskräftig war, gegen das Mitglied keine

338 Bericht des Ausschusses A7-0047/2011; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 8. März 2011 zu dem
Antrag auf Aufhebung der Immunität von Elmar Brok.
339 Beschluss des Ausschusses A7-0154/2011; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 10. Mai 2011 über
den Antrag auf Schutz der Immunität und der Vorrechte von Bruno Gollnisch.
340 Bericht des Ausschusses A7-0155/2011; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 10. Mai 2011 über den
Antrag auf Aufhebung der Immunität von Bruno Gollnisch.
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Maßnahmen wie Festnahme, Haft oder sonstige ergriffen werden durften, weil sie es an der
Ausübung seines Mandats gehindert hätten341.

In Bezug auf zwei von Viktor Uspaskich am 5. und 11. April 2011 gestellte Anträge auf
Schutz seiner Immunität erachtete der Ausschuss es als angemessen, sie gemeinsam zu
behandeln, da sie sich auf dieselben Gerichtsverfahren bezogen. Viktor Uspaskich wurde im
Wesentlichen wegen Bilanzfälschung im Zusammenhang mit der Finanzierung einer
politischen Partei in einem Zeitraum vor seiner Wahl ins Europäische Parlament angeklagt.
Hierbei ist wichtig, dass das Parlament am 7. September 2010 die Immunität von Viktor
Uspaskich bereits aufgehoben hatte, da kein überzeugender Beweis für das Bestehen eines
etwaigen fumus persecutionis erbracht worden war, und dass die Straftaten, die Viktor
Uspaskich angelastet worden waren, nicht mit seinen Tätigkeiten als Mitglied des
Europäischen Parlaments zu tun hatten. Am 28. Oktober 2010 reichte Viktor Uspaskich vor
dem Gericht eine Klage auf Nichtigkeitserklärung der Entscheidung des Parlaments vom
7. September 2010 ein, zog sie aber im Juli 2011 zurück. In seinem Antrag auf Schutz vom
5. April 2011 behauptete Viktor Uspaskich, dass das von den litauischen Behörden
eingeleitete Strafverfahren ihn von der Ausübung seiner parlamentarischen Tätigkeiten
abhielt, indem es seine Reisefreiheit in Widerspruch zu Artikel 7 des Protokolls
einschränkte. Artikel 7 des Protokolls soll die Mitglieder gegen andere als gerichtliche
Beschränkungen ihrer Reisefreiheit schützen und sieht folglich keine Immunität, sondern ein
Vorrecht vor und schützt nicht vor gerichtlichen Beschränkungen der Reisefreiheit des
Mitglieds. Daher konnte das Parlament dem Antrag von Viktor Uspaskich vom 5. April
2011, seine Immunität gemäß Artikel 7 des Protokolls zu schützen, nicht entsprechen. In
seinem Antrag auf Schutz vom 11. April 2011 bat Viktor Uspaskich das Parlament um die
Wiederherstellung seiner Immunität und folglich um die Aufhebung des
Parlamentsbeschlusses vom September 2010. Viktor Uspaskich behauptete, dass neue
Erkenntnisse – nämlich eine durch WikiLeaks online veröffentlichte diplomatische Note –
belegten, dass der gegen ihn geführte Prozess wegen Bilanzfälschung politisch motiviert war
und dass die Wiederherstellung seiner Immunität somit gerechtfertigt sei. Der Ausschuss war
jedoch der Auffassung, dass es keine Verbindung zwischen der angeblichen Bemerkung des
litauischen Außenministers und den Gerichtsverfahren gebe und dass daher die Behauptung,
Viktor Uspaskich sei Opfer einer politischen Verfolgung, nicht gerechtfertigt sei. Daher
beschloss der Ausschuss, die Immunität von Viktor Uspaskich nicht zu schützen342.

Im Fall des Antrags auf Schutz der Immunität von Gabriele Albertini empfahl der
Ausschuss, die Immunität nicht zu schützen343. Einige Monate später stellte Gabriele
Albertini jedoch einen Antrag auf eine erneute Prüfung seines Antrags auf Schutz seiner
Immunität und reichte zusätzliche Dokumente ein. Der Rechtsausschuss prüfte die von
Gabriele Albertini zur Verfügung gestellten Dokumente, untersuchte die Angelegenheit
mehrmals, beantragte und erhielt Klarstellungen durch den italienischen Obersten Rat der
Richterschaft, das Gericht und die Staatsanwaltschaft, die für das betreffende Verfahren
zuständig waren, und sprach sich dann gegen eine Wiederaufnahme des Verfahrens über den
Schutz der Immunität von Gabriele Albertini aus, da es keinen Grund dafür gab, den
Beschluss des Parlaments vom 21. Mai 2013, in dem das Parlament sich gegen den Schutz

341 Bericht des Ausschusses A7-0242/2011; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 23. Juni 2011 über den
Antrag auf Aufhebung der Immunität von Adrian Severin.
342 Bericht des Ausschusses A7-0411/2011; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 1. Dezember 2011 zu
dem Antrag auf Schutz der Immunität und der Vorrechte von Viktor Uspaskich; Bericht des Ausschusses A7-
0413/2011; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 1. Dezember 2011 zu dem Antrag auf Schutz der
Immunität und der Vorrechte von Viktor Uspaskich;
343 Bericht des Ausschusses A7-0149/2013; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 21. Mai 2013 über den
Antrag auf Schutz der Immunität und der Vorrechte von Gabriele Albertini.
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der Immunität ausgesprochen hatte, zu überprüfen. In seinem Antrag auf erneute Prüfung
stützte Gabriele Albertini sich auf eine Tatsache, die er bereits im ersten Verfahren
herangezogen hatte. Durch die neuen Belege und die darauf folgenden Klarstellungen der
italienischen Behörden wurde dieser Umstand mit Sicherheit nachgewiesen, aber es war
bereits im ursprünglichen Verfahren entschieden worden, dass dieser Umstand nicht
ausreiche, um das Bestehen von fumus persecutionis zu beweisen oder um den Schutz der
Immunität des Abgeordneten auf andere Weise zu rechtfertigen. Die Bereitstellung weiterer
Belege zu dieser Tatsache stellte folglich keinen Grund für eine erneute Prüfung des Antrags
auf Schutz seiner Immunität dar.

Bei der Prüfung des Antrags auf Immunität von Corneliu Vadim Tudor verabschiedete der
Ausschuss einen einstimmigen Bericht, in dem er dem Parlament empfahl, die Immunität
und die Vorrechte des Abgeordneten nicht zu schützen. Der Antrag von Corneliu Vadim
Tudor bezog sich auf ein Strafverfahren, in dem ihm vorgeworfen wurde, er habe einen
Gerichtsvollzieher und mehrere Polizeibeamte bedroht, sei gegen sie gewalttätig geworden,
habe sie beleidigt und generell versucht, die Vollstreckung eines Gerichtsbeschlusses im
Zusammenhang mit der Verweisung der Partei România Mare aus ihren Räumlichkeiten in
Bukarest am 4. Januar 2011 zu behindern. Am 8. Juni 2011 schrieb der Vorsitzende des
Rechtsausschusses den rumänischen Behörden und ersuchte sie um genauere Einzelheiten
des Verfahrens gegen Corneliu Vadim Tudor. Die rumänischen Behörden antworteten: „In
Anbetracht der Tatsache, dass Herr Tudor nicht festgenommen, verhaftet oder gesucht
wurde, besteht keine Notwendigkeit, eine Einigung mit dem Europäischen Parlament zu
suchen. Da der Sachverhalt nicht mit seinen Abstimmungen oder politischen Äußerungen in
Ausübung seines Amtes im Zusammenhang steht und er nicht festgenommen, verhaftet oder
gesucht wurde, wurde es nicht als notwendig erachtet, die Aufhebung der Immunität von
Herrn Tudor zu beantragen.“ Der Ausschuss war der Auffassung, dass die Verweisung der
Partei Romania Mare und die damit zusammenhängenden Umstände in der Tat zivil- und
strafrechtliche Angelegenheiten betrafen, die keinen direkten, offensichtlichen
Zusammenhang mit der Ausübung des Amtes von Corneliu Vadim Tudor als ein Mitglied
des Europäischen Parlaments aufwiesen. Zudem hatte Corneliu Vadim Tudor nicht die
Möglichkeit wahrgenommen, dem zuständigen Ausschuss seinen Antrag auf Verteidigung
seiner Immunität, gerade vor dem Hintergrund des Schreibens der rumänischen Behörden, zu
erläutern. Folglich beschloss der Ausschuss, die Immunität von Corneliu Vadim Tudor nicht
zu schützen344.

Im Fall des Antrags auf Aufhebung der Immunität von Małgorzata Handzlik verabschiedete
der Ausschuss einen Bericht, in dem er dem Parlament empfahl, die Immunität nicht
aufzuheben. Die Staatsanwaltschaft der Republik Polen hatte die Aufhebung der
parlamentarischen Immunität von Malgorzata Handzlik im Zusammenhang mit den wegen
eines mutmaßlichen Verstoßes gegen das polnische Strafgesetzbuch eingeleiteten
Ermittlungen und einer möglichen Klageerhebung beantragt. Malgorzata Handzlik wurde
beschuldigt, beim Europäischen Parlament die Erstattung der Kosten für den Besuch eines
Fremdsprachenkurses beantragt zu haben, ohne ihn tatsächlich zu besuchen. Malgorzata
Handzlik wurde im Laufe des Verfahrens zweimal angehört und hatte dabei Gelegenheit,
Bedenken bezüglich des Verfahrens zu äußern. Der Ausschuss hörte auch Giovanni Kessler,
Generaldirektor des Europäischen Amts für Betrugsbekämpfung, und Roger Vanhaeren,
Generaldirektor der Generaldirektion Finanzen des Europäischen Parlaments. Angesichts der
Umstände, unter denen der Fall von Malgorzata Handzlik behandelt wurde, und unter
Berücksichtigung der geringen Geldsumme, um die es in diesem Fall geht, sowie der

344 Bericht des Ausschusses A7-0151/2012; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 10. Mai 2012 über den
Antrag auf Schutz der Immunität und der Vorrechte von Corneliu Vadim Tudor.
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Ungewissheit bezüglich des Status und der Herkunft der Beweismittel äußerte der Ausschuss
erhebliche Zweifel im Zusammenhang mit diesem Verfahren und kam zu dem Ergebnis, dass
es sich um einen Fall handelte, bei dem ein fumus persecutionis angenommen werden kann.
Auf der Grundlage dieser Überlegungen empfahl der Ausschuss dem Parlament, die
parlamentarische Immunität von Malgorzata Handzlik nicht aufzuheben.345.

Im Fall des Antrags auf Aufhebung der Immunität von Marine Le Pen, empfahl der
Ausschuss dem Parlament, die Immunität aufzuheben. Im besagten Fall hatte der
Generalstaatsanwalt beim Rechtsmittelgericht Lyon dem Europäischen Parlament einen
Antrag auf Aufhebung der parlamentarischen Immunität von Marine Le Pen im
Zusammenhang mit rechtlichen Schritten gestellt, die wegen mutmaßlicher Aufstachelung
zum Hass, Diskriminierung oder Gewalt gegen eine Gruppe von Personen aufgrund ihrer
Religionszugehörigkeit eingeleitet werden sollten. Auf der Grundlage der Entscheidungen in
den Fällen Patriciello und Gollnisch war der Ausschuss der Auffassung, dass aus dem
Sachverhalt kein unmittelbarer und offenkundiger Zusammenhang zwischen der erfolgten
Äußerung und der Ausübung der parlamentarischen Tätigkeit festgestellt werden konnte.
Tatsächlich fiel der Fall nicht in den Bereich der politischen Tätigkeiten von Marine Le Pen
als Mitglied des Europäischen Parlaments, da Aktivitäten im ausschließlich einzelstaatlichen
oder regionalen Bereich betroffen waren. Die Rede wurde an Wähler in Lyon als Teil ihrer
Wahlkampagne für den Vorsitz der Partei Front National gehalten, musste also von ihrer
Arbeit als Mitglied des Parlaments unterschieden werden. Die mutmaßliche Handlung hatte
daher keinen unmittelbaren oder offenkundigen Zusammenhang mit der Ausübung ihres
Amtes als Mitglied des Europäischen Parlaments, und es handelte sich nicht um eine in
Ausübung ihres Amtes als Mitglied des Europäischen Parlaments erfolgte Äußerung. Die
gegenüber dem Ausschuss abgegebenen Erklärungen gaben außerdem keinen Grund zu der
Annahme von fumus persecutionis. Auf der Grundlage dieser Überlegungen beschloss der
Ausschuss, die parlamentarische Immunität von Marine Le Pen aufzuheben346.

Im Falle des Antrags auf Aufhebung der Immunität von Zbigniew Ziobro empfahl der
Ausschuss, die Immunität aufzuheben. Der Generalstaatsanwalt der Republik Polen hatte in
diesem Fall die Aufhebung der Immunität von Zbigniew Ziobro im Zusammenhang mit
einem Gerichtsverfahren wegen einer mutmaßlichen Straftat beantragt, die nach einer
Verleumdung im Rahmen eines Interviews mit dem ehemaligen polnischen
Landwirtschaftsminister nach dem polnischen Strafgesetzbuch Gegenstand einer Privatklage
wurde. Da ausschließlich das Parlament darüber entscheiden kann, ob die Immunität in
einem bestimmten Fall aufzuheben ist oder nicht, war der Ausschuss der Auffassung, dass
die angebliche Straftat keinen unmittelbaren und offenkundigen Zusammenhang mit der
Ausübung der parlamentarischen Verpflichtungen von Zbigniew Ziobro als Mitglied des
Europäischen Parlaments hatte und dass es sich auch nicht um eine in Ausübung des
parlamentarischen Amtes erfolgte Äußerung oder Abstimmung im Sinne des Artikels 8
handelte. Da keine Hinweise auf fumus persecutionis festgestellt wurden und die private
Partei durch einen Beschluss, die Immunität des Mitglieds nicht aufzuheben, daran gehindert
worden wäre, als Teil ihrer Verteidigung ihren Fall vor Gericht weiterzuverfolgen, beschloss
der Ausschuss, die Immunität von Zbigniew Ziobro aufzuheben347. Es wird auch darauf
hingewiesen, dass dem Parlament bereits im Januar 2013 ein Antrag auf Aufhebung der

345 Bericht des Ausschusses A7-0195/2013; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 11. Juni 2013 über den
Antrag auf Aufhebung der Immunität von Malgorzata Handzlik.
346 Bericht des Ausschusses A7-0236/2013; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 2. Juli 2013 über den
Antrag auf Aufhebung der Immunität von Marine Le Pen.
347 Bericht des Ausschusses A7-0045/2014; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 4. Februar 2014 über
den Antrag auf Aufhebung der Immunität von Zbigniew Ziobro.
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Immunität von Zbigniew Ziobro übermittelt wurde. Dieser Antrag wurde jedoch auf Antrag
der privaten Partei von dem Gericht gestellt, bei dem das Verfahren anhängig war, und nicht
– wie von den polnischen Behörden zu einem früheren Zeitpunkt mit Schreiben vom 26. Juli
2011 angegeben – von der Staatsanwaltschaft. Der Rechtsausschuss war der Auffassung,
dass der Antrag auf Aufhebung der Immunität daher nicht von dem zuständigen Organ beim
Europäischen Parlament eingereicht wurde, und erklärte ihn für unzulässig348.

Ein weiterer interessanter Fall ist der Antrag auf Schutz der Immunität von Karmelo Landa
Mendibe. Karmelo Landa Mendibe war zwischen 1990 und 1994 Mitglied des Europäischen
Parlaments und beantragte den Schutz seiner Immunität in einem Verfahren, in dem ihm die
Zugehörigkeit zu einer bewaffneten Gruppierung vorgeworfen wurde. Der Ausschuss nahm
zuerst zur Kenntnis, dass das Mandat von Karmelo Landa Mendibe im Jahre 1994
ausgelaufen war. Folglich konnte der Abgeordnete keine Immunität gemäß Artikel 9 des
Protokolls beanspruchen. Dann prüfte der Ausschuss, ob der Antrag von Karmelo Landa
Mendibe unter Artikel 8 des Protokolls fallen könnte. Der Abgeordnete hatte angegeben, ihm
werde vorgehalten, er sei Mitglied in einer bewaffneten Gruppierung. Es wird jedoch darauf
hingewiesen, dass in der Urkunde der Staatsanwaltschaft, die dem Parlament nicht
vollständig übermittelt wurde, keine Anschuldigungspunkte angegeben waren, sondern die
Tätigkeit von Karmelo Landa Mendibe zur Unterstützung der institutionellen Ebene der
Terrororganisation ETA beschrieben wurde, die von der in Belgien eingerichteten
„Botschaft“ und anderen Orten aus zwischen 1990 und 2007 durchgeführt worden war. Sein
Status als Mitglied des Europäischen Parlaments wird nur nebenbei erwähnt. Der Ausschuss
war der Auffassung, dass es sich bei den angeblichen Maßnahmen um keine in Ausübung
des parlamentarischen Amtes als Mitglied des Europäischen Parlaments erfolgten
Äußerungen oder Abstimmungen im Sinne von Artikel 8 handelte, und kam zu dem
Ergebnis, dass Karmelo Landa Mendibe keine parlamentarische Immunität genoss, die das
Parlament verteidigen konnte. Sein Antrag wurde daher als unzulässig erklärt, und der
Vorsitzende des Ausschusses informierte den Präsidenten des Parlaments schriftlich über
diese Entscheidung349.

Im Antrag auf Schutz der Immunität von Mario Borghezio ging es um strafrechtliche
Ermittlungen, die gegen ihn im Zusammenhang mit von ihm gemachten Aussagen über
mutmaßliche Merkmale der Volksgruppe der Roma durchgeführt wurden. Der Ausschuss
empfahl, die Immunität nicht zu schützen, da durch Artikel 8 des Protokolls sichergestellt

348 Eine Frage, die in den vergangenen Jahren immer wieder auftauchte, betraf die „zuständige Behörde“ im
Sinne von Artikel 7 Absatz 1 der Geschäftsordnung, also die Behörde, die berechtigt ist, an das Parlament
Anträge auf Aufhebung der Immunität zu stellen. Bereits zu Beginn der sechsten Wahlperiode hatte der
Präsident des Parlaments die Mitgliedstaaten schriftlich gebeten, die jeweils zuständige Behörde anzugeben,
aber nur 16 Mitgliedstaaten haben darauf geantwortet. Die Lage spitzte sich zu, als der Ausschuss mit Anträgen
auf Aufhebung der Immunität konfrontiert wurde, die im Einklang mit dem polnischen Gesetz direkt von
polnischen Staatsangehörigen eingereicht worden waren. Diese Frage wurde im Bericht des Ausschusses A6-
0205/2009, Entschließung des Europäischen Parlaments vom 24. April 2009 zur parlamentarischen Immunität
in Polen (2008/2232(INI)), behandelt. Der Hauptpunkt lag darin, dass die einschlägige Regelung darauf abzielt,
dass das Parlament nur Anträge zu Verfahren erhält, die von den Behörden eines Mitgliedstaates behandelt
worden sind. Dadurch soll dafür gesorgt werden, dass die Anträge auf Aufhebung der Immunität sowohl
materiell- als auch verfahrensrechtlich dem einzelstaatlichen Recht entsprechen, wodurch wiederum
sichergestellt wird, dass das Parlament bei seiner Entscheidungsfindung in Immunitätsverfahren sowohl dem
nationalen Recht eines Mitgliedstaates als auch seinen eigenen Vorrechten Rechnung trägt. Das Parlament
forderte daher nicht nur Polen, sondern alle Mitgliedstaaten auf, verfahrensrechtliche Maßnahmen einzuführen,
mit denen sichergestellt werden sollte, dass Anträge auf Aufhebung der Immunität gemäß Artikel 7 Absatz 1
(damals Artikel 6 Absatz 2) der Geschäftsordnung stets von der „zuständigen Behörde“ übermittelt werden, um
die Einhaltung der nationalen materiell- und verfahrensrechtlichen Bestimmungen, einschließlich der
Verfahrensrechte von Privatpersonen, sowie die Vorrechte des Parlaments zu gewährleisten.
349 Schreiben vom 20.12.2013 (D(2013)65385).
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werden soll, dass die Mitglieder des Europäischen Parlaments grundsätzlich das Recht auf
freie Meinungsäußerung haben, dieses Recht jedoch kein Freibrief für Verleumdung, üble
Nachrede, Anstachelung zu Hass, ehrenrührige Behauptungen oder andere Äußerungen sein
darf, die Artikel 21 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union verletzen. Der
Ausschuss war der Auffassung, dass die fraglichen Äußerungen über den Ton hinausgingen,
der in politischen Debatten üblich ist, und darüber hinaus ihrer Art nach eines Parlamentiers
unwürdig waren. Die Mitglieder waren sich einig, dass die Aussagen im Widerspruch zu
Artikel 21 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union standen und daher nicht
davon ausgegangen werden konnte, dass sie im Rahmen der Ausübung des Mandats eines
Mitglieds des Europäischen Parlaments gemacht wurden. Im verabschiedeten Bericht wurde
auch betont, dass Äußerungen wie die, die Mario Borghezio gemacht hatte, in einer
Parlamentarssitzung Strafen gemäß Artikel 153 der Geschäftsordnung nach sich hätten
ziehen können und dass sich die parlamentarische Immunität daher nicht auf solche
Äußerungen erstrecken dürfe, wenn sie außerhalb des Parlaments gemacht werden. Der
Ausschuss beschloss, die Immunität von Mario Borghezio nicht zu schützen350.

Der Antrag auf Schutz der Immunität von Alexander Mirsky wurde im Zusammenhang mit
einem Zivilverfahren vor dem Obersten Gerichtshof Lettlands gestellt, das in Verbindung
mit der Entscheidung des Bezirksgerichts Riga steht, Alexander Mirsky zu verpflichten, eine
Äußerung in einer einminütigen Rede auf der Plenartagung des Europäischen Parlaments zu
widerrufen und für einen immateriellen Schaden an die angeblich verletzten Kläger
Schadenersatz zu zahlen. Der Ausschuss war der Ansicht, dass die fraglichen Aussagen ohne
Zweifel unter Artikel 8 des Protokolls fielen. Während der Plenartagung gemachte
Äußerungen von Mitgliedern des Europäischen Parlaments können ihrer Natur, ihrem
Zusammenhangs und ihrem Zweck nach nichts anderes sein als „in Ausübung ihres Amtes“
abgegebene Meinungen. Daher unterliegen sie vollständig der parlamentarischen Immunität
gemäß Artikel 8 des Protokolls als der typischste Fall der dort aufgeführten
parlamentarischen Aktivitäten. Folglich bestätigte der Ausschuss die Ansicht des
Gerichtshofes, dass Artikel 8 im Wesentlichen auf die Erklärungen der Mitglieder des
Europäischen Parlaments Anwendung finden soll, die sie im Europäischen Parlament selbst
abgeben haben351, und wies darauf hin, dass das Bezirksgericht Riga die Anwendbarkeit
dieses Artikels vollständig außer Acht gelassen hatte, obwohl es dazu verpflichtet sei, EU-
Primärrecht anzuwenden. Der Ausschuss nahm zur Kenntnis, dass das gegen Alexander
Mirsky eingeleitete Verfahren noch anhängig sei und dass das Endurteil zu seinen Gunsten
ergehen könne. Er wies jedoch darauf hin, dass dann, wenn das Urteil des Bezirksgerichts
Riga durch den Obersten Gerichtshof bestätigt werden sollte, die lettischen Behörden das
EU-Primärrecht verletzen würden. Daher empfahl der Ausschuss, die Immunität von
Alexander Mirsky zu schützen und die Kommission aufzufordern, bei den lettischen
Behörden auf die Durchsetzung des EU-Primärrechts, insbesondere Artikel 8 des Protokolls,
zu dringen und nötigenfalls ein Vertragsverletzungsverfahren gemäß Artikel 258 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union einzuleiten352.

350 Bericht A7-0245/2014; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 2. April 2014 über den Antrag auf
Schutz der Immunität und der Vorrechte von Mario Borghezio.
351 Urteil in der Rechtssache Patriciello, siehe oben, Randnummer 29.
352 Bericht des Ausschusses A7-0273/2014; Beschluss des Europäischen Parlaments vom 15. April 2014 zu dem
Antrag auf Schutz der Immunität und der Vorrechte von Alexander Mirsky.
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8. Aufbau und Satzung des Gerichtshofs

Der Rechtsausschuss war auch in Bezug auf die institutionellen Angelegenheiten im
Zusammenhang mit dem Gerichtshof aktiv.

Im Jahr 2011 machte der Gerichtshof mehrere Vorschläge353

zur Modernisierung der Arbeitsweise der drei Gerichte der
Europäischen Union.

In Bezug auf den Gerichtshof selbst betrafen die gebilligten
Änderungen354 die Einrichtung des Amtes eines
Vizepräsidenten und geänderte Vorschriften über die
Zusammensetzung der Großen Kammer.

In Bezug auf das Gericht für den öffentlichen Dienst der
Europäischen Union betraf der Vorschlag des
Gerichtshofs355 die Benennung von Richtern ad interim als
Ersatz für ordentliche Richter, die ihr Amt vorübergehend
nicht ausüben können.

In der daraufhin erlassenen Verordnung356 wird festgelegt,
dass der Rat der Europäischen Union eine Liste von drei
Person erstellt, die zu Richtern ad interim ernannt werden.
Sie werden aus dem Kreis der ehemaligen Mitglieder des
Gerichtshofs der Europäischen Union ausgewählt, die sich
zur Verfügung des Gerichts für den öffentlichen Dienst
halten können.

In Bezug auf das Gericht gelangte der Gerichtshof zu dem Ergebnis, dass die Anzahl der
Richter erhöht werden müsse, um die zunehmende Zahl der Rechtssachen vor diesem
Gericht bewältigen zu können. Da jedoch im Rat keine Einigung bezüglich des Verfahrens
zur Benennung zusätzlicher Richter erzielt werden konnte, vereinbarten die Organe, die
Vorschläge zu trennen, und verschoben das Thema der zusätzlichen Richter für das Gericht
auf später.

Der Bericht des Ausschusses wurde von Alexandra Thein ausgearbeitet und vom Parlament
auf der Plenartagung vom Dezember 2013357 angenommen. Er enthielt auch einen neuen
Vorschlag, nach dem die Staatsangehörigkeit kein Kriterium für die Benennung der
zusätzlichen Richter sein darf, sondern einzig und allein der Verdienst ausschlaggebend sein
muss.

Der Ausschuss hielt zwei Anhörung zu diesem Thema ab, eine am 24. April 2013 mit
Vassilios Skouris, dem Präsidenten des Gerichtshofes, und die andere am 30. Mai 2013 mit
Jean-Marc Sauvé, dem Vorsitzenden des Ausschusses nach Artikel 255 zur Überprüfung der

353 02074/2011.
354 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 741/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. August 2012
zur Änderung des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Union und seines Anhangs I,
ABl. L 228 vom 23. August 2012, S. 1.
355 01923/2011.
356 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 979/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012
über Richter ad interim des Gerichts für den öffentlichen Dienst der Europäischen Union, ABl. L 303 vom
31. Oktober 2012, S. 83.
357 Abänderungen des Europäischen Parlaments vom 12. Dezember 2013 zu dem Entwurf einer Verordnung des
Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofs der
Europäischen Union durch Erhöhung der Anzahl der Richter am Gericht, P7_TA(2013)0581.

Berichterstatterin für den
Bericht über den Gerichtshof,
Alexandra Thein, ALDE, DE.
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Kandidaten für eine Ernennung zu den Gerichten der Europäischen Union. Eine vorläufige
Einigung mit dem Rat konnte dann im Februar 2014 unter griechischem Ratsvorsitz erzielt
werden. Trotzdem konnten die Mitgliedstaaten sich nicht auf die Details für das Verfahren
der Auswahl der zusätzlichen Richter einigen. Daher kann in der nächsten Wahlperiode eine
neue Lesung stattfinden.

In Bezug auf die Tätigkeit des Ausschusses nach Artikel 255 zur Überprüfung der
Kandidaten für eine Ernennung zu den Gerichten der Europäischen Union wird auch darauf
hingewiesen, dass der Rechtsausschuss bei der Ernennung der Ausschussmitglieder eine
Rolle spielt, da eines der sieben Mitglieder vom Parlament vorgeschlagen wird. Der
Ausschuss schlug für die Amtszeit 2010-2014 des Ausschusses Luigi Berlinguer vor, der
Ana Palacio zu ersetzen sollte.
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ANNEX I - Fields of competence

A. Field of powers and responsibilities (Annex VII of the Rules of Procedure of the
European Parliament)

The Committee on Legal Affairs is responsible for:

1. the interpretation and application of Union law and compliance of Union acts with
primary law, notably the choice of legal bases and respect for the principles of
subsidiarity and proportionality;

2. the interpretation and application of international law, in so far as the European Union
is affected;

3. the simplification of Union law, in particular legislative proposals for its official
codification;

4. the legal protection of Parliament's rights and prerogatives, including its involvement
in actions before the Court of Justice of the European Union;

5. Union acts which affect the Member States' legal order, namely in the fields of:

civil and commercial law,

company law,

intellectual property law,

procedural law;

6. measures concerning judicial and administrative cooperation in civil matters;

7. environmental liability and sanctions against environmental crime;

8. ethical questions related to new technologies, applying the procedure with associated
committees with the relevant committees;

9. the Statute for Members and the Staff Regulations of the European Union;

10. privileges and immunities as well as verification of Members' credentials;

11. the organisation and statute of the Court of Justice of the European Union;

12. the Office for Harmonisation in the Internal Market.

B. Extracts of the Rules of Procedure of the European Parliament

Field of powers of the Committee on Legal Affairs

Rule 3: Verification of credentials

1. Following elections to the European Parliament, the President shall invite the
competent authorities of the Member States to notify Parliament without delay of the
names of the elected Members so that all Members may take their seats in Parliament
with effect from the opening of the first sitting following the elections.

At the same time, the President shall draw the attention of those authorities to the
relevant provisions of the Act of 20 September 1976 and invite them to take the
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necessary measures to avoid any incompatibility with the office of Member of the
European Parliament.

2. Members whose election has been notified to Parliament shall declare in writing,
before taking their seat in Parliament, that they do not hold any office incompatible
with that of Member of the European Parliament within the meaning of Article 7(1) or
(2) of the Act of 20 September 1976. Following general elections, the declaration
shall be made, where possible, no later than six days prior to Parliament's constitutive
sitting. Until such time as Members' credentials have been verified or a ruling has
been given on any dispute, and  provided that they have previously signed the above-
mentioned written declaration, they shall take their seat in Parliament and on its
bodies and shall enjoy all the rights attaching thereto.

Where it is established from facts verifiable from sources available to the public that a
Member holds an office incompatible with that of Member of the European
Parliament, within the meaning of Article 7(1) and (2) of the Act of 20 September
1976, Parliament, on the basis of the information provided by its President, shall
establish that there is a vacancy.

3. On the basis of a report by the committee responsible for the verification of
credentials, Parliament shall verify credentials without delay and rule on the validity
of the mandate of each of its newly elected Members and also on any dispute referred
to it pursuant to the provisions of the Act of 20 September 1976, except those based
on national electoral laws.

4. The committee's report shall be based on the official notification by each Member
State of the full results of the election specifying the names of the candidates elected
and those of any substitutes together with their ranking in accordance with the results
of the vote.

The validity of the mandate of a Member may not be confirmed unless the written
declarations required under this Rule and Annex I to these Rules have been made.

On the basis of a report by the committee, Parliament may at any time rule on any
dispute as to the validity of the mandate of any of its Members.

5. Where the appointment of a Member is due to the withdrawal of candidates from the
same list, the committee shall ensure that the withdrawals in question have taken
place in accordance with the spirit and the letter of the Act of 20 September 1976 and
Rule 4(3).

6. The committee shall ensure that any information which may affect the performance of
the duties of a Member of the European Parliament or the ranking of the substitutes is
forwarded to Parliament without delay by the authorities of the Member States or of
the Union, with an indication of the date of effect in the case of an appointment.

Should the competent authorities of the Member States initiate a procedure which
might lead to the disqualification of a Member from holding office, the President shall
ask them to keep him regularly informed of the stage reached in the procedure and
shall refer the matter to the committee responsible. On a proposal from that
committee, Parliament may adopt a position on the matter.
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Rule 4: Term of office of Members

1. A Member's term of office shall begin and end as laid down in the Act of 20
September 1976. It shall also end on death or resignation.

2. Every Member shall remain in office until the opening of the first sitting of
Parliament following the elections.

3. Members who resign shall notify the President of their resignation and of the date on
which that resignation is to take effect, which may not be more than three months
after notification. This notification shall take the form of an official record drawn up
in the presence of the Secretary-General or his representative, signed by the latter and
by the Member concerned and immediately submitted to the committee responsible,
which shall enter it on the agenda of its first meeting following receipt of the
document.

If the committee responsible considers that the resignation is not in accordance with
the spirit or the letter of the Act of 20 September 1976 it shall inform Parliament to
this effect so that Parliament can decide whether or not to establish the vacancy.

Otherwise, the vacancy shall be established with effect from the date indicated by the
resigning Member in the official record. There shall be no vote in Parliament on the
subject.

A simplified procedure has been introduced for certain exceptional circumstances, in
particular where one or more part-sessions are held between the effective date of the
resignation and the first meeting of the committee responsible and where, as the
vacancy has not been established, the political group to which the resigning Member
belongs is not able to obtain a replacement Member during those part-sessions. Under
this procedure, the rapporteur of the committee responsible entrusted with these cases
has the power to examine immediately any resignation duly notified and, where any
delay in considering the notification would be prejudicial, to refer the matter to the
committee chair, requesting, pursuant to paragraph 3:

 either that the President be informed on behalf of the committee that the
vacancy may be established; or

 that an extraordinary meeting of the committee be convened to examine any
specific difficulties noted by the rapporteur.

4. Where the competent authority of a Member State notifies the President of the end of
the term of office of a Member of the European Parliament pursuant to the provisions
of the law of that Member State, as a result either of incompatibilities within the
meaning of Article 7(3) of the Act of 20 September 1976 or withdrawal of the
mandate pursuant to Article 13(3) of that Act, the President shall inform Parliament
that the mandate ended on the date communicated by the Member State and shall
invite the Member State to fill the vacant seat without delay.

Where the competent authorities of the Member States or of the Union or the Member
concerned notify the President of an appointment or election to an office incompatible
with the office of Member of the European Parliament within the meaning of Article
7(1) or (2) of the Act of 20 September 1976, the President shall inform Parliament,
which shall establish that there is a vacancy.
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5. The authorities of the Member States or of the Union shall inform the President of any
assignment they intend  to confer on a Member. The President shall refer to the
committee responsible the question of the compatibility of the proposed assignment
with the letter and the spirit of the Act of 20 September 1976 and shall inform
Parliament, the Member and the authorities concerned of the conclusions reached by
that committee.

6. The following shall be considered as the date of the end of the term of office and the
effective date of a vacancy:

 in the case of resignation: the date on which the vacancy is established by
Parliament, in accordance with the notification of resignation;

 in the case of appointment or election to an office incompatible with the office
of Member of the European Parliament within the meaning of Article 7(1) or
(2) of the Act of 20 September 1976: the date notified by the competent
authorities of the Member States or of the Union or by the Member concerned.

7. When Parliament has established that a vacancy exists, it shall inform the Member
State concerned and invite it to fill the seat without delay.

8. Any dispute concerning the validity of the appointment of a Member whose
credentials have already been verified shall be referred to the committee responsible,
which shall report to Parliament without delay and no later than the beginning of the
next part-session.

9. Parliament shall reserve the right, where acceptance or termination of office appears
to be based on material inaccuracy or vitiated consent, to declare the appointment
under consideration to be invalid or refuse to establish the vacancy.

Rule 5: Privileges and immunities

1. Members shall enjoy privileges and immunities in accordance with the Protocol on
the Privileges and Immunities of the European Union.

2. Parliamentary immunity is not a Member’s personal privilege but a guarantee of the
independence of Parliament as a whole and of its Members.

3. Passes allowing Members to circulate freely in the Member States shall be issued to
them by the President of Parliament as soon as he has been notified of their election.

4. Members shall be entitled to inspect any files held by Parliament or a committee,
other than personal files and accounts which only the Members concerned shall be
allowed to inspect. Exceptions to this rule for the handling of documents to which
public access may be refused pursuant to Regulation (EC) No 1049/2001 of the
European Parliament and of the Council regarding public access to European
Parliament, Council and Commission documents are laid down in Annex VIII to the
Rules of Procedure.

Rule 6: Waiver of immunity

1. In the exercise of its powers in respect of privileges and immunities, Parliament acts
to uphold its integrity as a democratic legislative assembly and to secure the
independence of its Members in the performance of their duties. Any request for
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waiver of immunity shall be evaluated in accordance with Articles 7, 8 and 9 of the
Protocol on the Privileges and Immunities of the European Union and with the
principles referred to in this Rule.

2. Where Members are required to appear as witnesses or expert witnesses, there is no
need to request a waiver of immunity, provided:

 that they will not be obliged to appear on a date or at a time which prevents
them from performing their parliamentary duties, or makes it difficult for them
to perform those duties, or that they will be able to provide a statement in
writing or in any other form which does not make it difficult for them to
perform their parliamentary duties; and

 that they are not obliged to testify concerning information obtained
confidentially in the exercise of their mandate which they do not see fit to
disclose.

Rule 7: Defence of privileges and immunity

1. In cases where the privileges and immunities of a Member or former Member are
alleged to have been breached by the authorities of a Member State, a request for a
Parliament decision as to whether there has, in fact, been a breach of those privileges
and immunities may be made in accordance with Rule 7(1).

2. In particular, such a request for the defence of privileges and immunities may be
made if it is considered that the circumstances constitute an administrative or other
restriction on the free movement of Members travelling to or from the place of
meeting of Parliament or on an opinion expressed or a vote cast in the performance of
their duties, or that they fall within the scope of Article 9 of the Protocol on the
Privileges and Immunities of the European Union.

3. A request for the defence of the privileges and immunities of a Member shall not be
admissible if a request for the waiver or defence of that Member’s immunity has
already been received in respect of the same legal proceedings, whether or not a
decision was taken at that time.

4. No further consideration shall be given to a request for the defence of the privileges
and immunities of a Member if a request for the waiver of that Member’s immunity is
received in respect of the same legal proceedings.

5. In cases where a decision has been taken not to defend the privileges and immunities
of a Member, the Member may make a request for reconsideration of the decision,
submitting new evidence. The request for reconsideration shall be inadmissible if
proceedings have been instituted against the decision under Article 263 of the Treaty
on the Functioning of the European Union, or if the President considers that the new
evidence submitted is not sufficiently substantiated to warrant reconsideration.

Rule 8: Urgent action by the President to assert immunity

1. As a matter of urgency, in circumstances where a Member is arrested or has his or her
freedom of movement curtailed in apparent breach of his or her privileges and
immunities, the President, after consulting the chair and rapporteur of the committee
responsible, may take an initiative to assert the privileges and immunities of the
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Member concerned. The President shall notify the committee of that initiative and
inform Parliament.

2. When the President makes use of the powers conferred on him by paragraph 1, the
committee shall take cognisance of the President's initiative at its next meeting.
Where the committee deems it necessary, it may prepare a report for submission to
Parliament.

Rule 9: Procedures on immunity

1. Any request addressed to the President by a competent authority of a Member State
that the immunity of a Member be waived, or by a Member or a former Member that
privileges and immunities be defended, shall be announced in Parliament and referred
to the committee responsible.

The Member or former Member may be represented by another Member. The request
may not be made by another Member without the agreement of the Member
concerned.

2. The committee shall consider without delay, but having regard to their relative
complexity, requests for the waiver of immunity or requests for the defence of
privileges and immunities.

3. The committee shall make a proposal for a reasoned decision which recommends the
adoption or rejection of the request for the waiver of immunity or for the defence of
privileges and immunities.

4. The committee may ask the authority concerned to provide any information or
explanation which the committee deems necessary in order for it to form an opinion
on whether immunity should be waived or defended.

5. The Member concerned shall be given an opportunity to be heard, may present any
documents or other written evidence deemed by that Member to be relevant and may
be represented by another Member.

The Member shall not be present during debates on the request for waiver or defence
of his or her immunity, except for the hearing itself.

The chair of the committee shall invite the Member to be heard, indicating a date and
time. The Member may renounce the right to be heard.

If the Member fails to attend the hearing pursuant to that invitation, he or she shall be
deemed to have renounced the right to be heard, unless he or she has asked to be
excused from being heard on the date and at the time proposed, giving reasons. The
chair of the committee shall rule on whether such a request to be excused is to be
accepted in view of the reasons given, and no appeals shall be permitted on this point.

If the chair of the committee grants the request to be excused, he or she shall invite
the Member to be heard at a new date and time. If the Member fails to comply with
the second invitation to be heard, the procedure shall continue without the Member
having been heard. No further requests to be excused, or to be heard, may then be
accepted.

6. Where the request seeks the waiver of immunity on several counts, each of these may
be the subject of a separate decision. The committee's report may, exceptionally,
propose that the waiver of immunity should apply solely to prosecution proceedings
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and that, until a final sentence is passed, the Member should be immune from any
form of detention or remand or any other measure which prevents that Member from
performing the duties proper to the mandate.

7. The committee may offer a reasoned opinion as to the competence of the authority in
question and the admissibility of the request, but shall not, under any circumstances,
pronounce on the guilt or otherwise of the Member nor on whether or not the opinions
or acts attributed to him or her justify prosecution, even if, in considering the request,
it acquires detailed knowledge of the facts of the case.

8. The committee's report shall be placed at the head of the agenda of the first sitting
following the day on which it was tabled. No amendments may be tabled to the
proposal(s) for a decision.

Discussion shall be confined to the reasons for and against each proposal to waive or
uphold immunity, or to defend a privilege or immunity.

Without prejudice to Rule 151, the Member whose privileges or immunities are under
consideration shall not speak in the debate.

The proposal(s) for a decision contained in the report shall be put to the vote at the
first voting time following the debate.

After Parliament has considered the matter, a separate vote shall be taken on each of
the proposals contained in the report. If a proposal is rejected, the contrary decision
shall be deemed adopted.

9. The President shall immediately communicate Parliament's decision to the Member
concerned and to the competent authority of the Member State concerned, with a
request that the President be informed of any developments in the relevant
proceedings and of any judicial rulings made as a consequence. When the President
receives this information, he shall transmit it to Parliament in the way he considers
most appropriate, if necessary after consulting the committee responsible.

10. The committee shall treat these matters and handle any documents received with the
utmost confidentiality.

11. The committee, after consulting the Member States, may draw up an indicative list of
the authorities of the Member States which are competent to present a request for the
waiver of a Member's immunity.

12. The committee shall lay down principles for the application of this Rule.

13. Any inquiry as to the scope of Members' privileges or immunities made by a
competent authority shall be dealt with in accordance with the above rules.

Rule 39 : Verification of legal basis

1. In the case of all proposals for legislative acts and other documents of a legislative
nature, the committee responsible for the subject-matter shall first verify the legal
basis.

2. If that committee disputes the validity or the appropriateness of the legal basis,
including in the context of the verification under Article 5 of the Treaty on European
Union, it shall request the opinion of the committee responsible for legal affairs.
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3. The committee responsible for legal affairs may also on its own initiative take up
questions concerning the legal basis of the proposals for legislative acts. In such cases
it shall duly inform the committee responsible for the subject-matter.

4. If the committee responsible for legal affairs decides to dispute the validity or the
appropriateness of the legal basis, it shall report its conclusions to Parliament.
Parliament shall vote on this before voting on the substance of the proposal.

5. Amendments tabled in Parliament to change the legal basis of a proposal for a
legislative act without the committee responsible for the subject-matter or the
committee responsible for legal affairs having disputed the validity or appropriateness
of the legal basis shall be inadmissible.

6. If the Commission does not agree to modify its proposal to conform to the legal basis
approved by Parliament, the rapporteur or the Chair of the committee responsible for
legal affairs or of the committee responsible for the subject-matter may propose that
the vote on the substance of the proposal be postponed to a subsequent sitting.

Rule 40 : Delegation of legislative powers

1. When scrutinising a proposal for a legislative act which delegates powers to the
Commission as provided for in Article 290 of the Treaty on the Functioning of the
European Union, Parliament shall pay particular attention to the objectives, content,
scope and duration of the delegation, and to the conditions to which it is subject.

2. The committee responsible for the subject-matter may at any time request the opinion
of the committee responsible for the interpretation and application of Union law.

3. The committee responsible for the interpretation and application of Union law may
also, on its own initiative, take up questions concerning the delegation of legislative
powers. In such cases it shall duly inform the committee responsible for the subject-
matter.

Rule 42: Examination of respect for the principle of subsidiarity

1. During the examination of a proposal for a legislative act, Parliament shall pay
particular attention to respect for the principles of subsidiarity and proportionality.

2. The committee responsible for respect of the principle of subsidiarity may decide to
make recommendations for the attention of the committee responsible for the subject-
matter in respect of any proposal for a legislative act.

3. If a national parliament sends the President a reasoned opinion in accordance with
Article 3 of the Protocol on the role of national parliaments in the European Union
and Article 6 of the Protocol on the application of the principles of subsidiarity and
proportionality, that document shall be referred to the committee responsible for the
subject-matter and forwarded for information to the committee responsible for respect
of the principle of subsidiarity.

4. Except in the cases of urgency referred to in Article 4 of the Protocol on the role of
national parliaments in the European Union, the committee responsible for the
subject-matter shall not proceed to its final vote before the expiry of the deadline of
eight weeks laid down in Article 6 of the Protocol on the application of the principles
of subsidiarity and proportionality.
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5. Where reasoned opinions on the non-compliance of a proposal for a legislative act
with the principle of subsidiarity represent at least one third of all the votes allocated
to the national parliaments or a quarter in the case of a proposal for a legislative act
submitted on the basis of Article 76 of the Treaty on the Functioning of the European
Union, Parliament shall not take a decision until the author of the proposal has stated
how it intends to proceed.

6. Where, under the ordinary legislative procedure, reasoned opinions on the non-
compliance of a proposal for a legislative act with the principle of subsidiarity
represent at least a simple majority of the votes allocated to the national parliaments,
the committee responsible for the subject-matter, having considered the reasoned
opinions submitted by the national parliaments and the Commission, and having heard
the views of the committee responsible for respect of the principle of subsidiarity,
may recommend to Parliament that it reject the proposal on the grounds of
infringement of the principle of subsidiarity or submit to Parliament any other
recommendation, which may include suggestions for amendments related to respect
of the principle of subsidiarity. The opinion given by the committee responsible for
respect of the principle of subsidiarity shall be annexed to any such recommendation.

The recommendation shall be submitted to Parliament for a debate and vote. If a
recommendation to reject the proposal is adopted by a majority of the votes cast, the
President shall declare the procedure closed. Where Parliament does not reject the
proposal, the procedure shall continue, taking into account any recommendations
approved by Parliament.

Rule 103 : Codification

1. When a proposal for codification of Union legislation is submitted to Parliament, it
shall be referred to the committee responsible for legal affairs. The latter shall
examine it in accordance with the arrangements agreed at  interinstitutional level  in
order to ascertain that it is a straightforward codification, with no changes of a
substantive nature.

2. The committee which was responsible for the acts to be codified may, at its own
request or at the request of the committee responsible for legal affairs, be asked to
deliver an opinion on the desirability of codification.

3. Amendments to the text of the proposal shall be inadmissible.

However, at the rapporteur's request, the Chair of the committee responsible for legal
affairs may submit for the latter’s approval, amendments relating to technical
adaptations, provided that those adaptations are necessary in order to ensure that the
proposal complies with the codification rules and that they do not involve any
substantive change to the proposal.

4. If the committee responsible for legal affairs concludes that the proposal does not
entail any substantive change to Union legislation, it shall refer it to Parliament for
approval.

If the committee takes the view that the proposal entails a substantive change, it shall
propose that Parliament reject the proposal.

In either case, Parliament shall take a decision by means of a single vote, without
amendment or debate.
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Rule 104: Recasting

1. When a proposal recasting Union legislation is submitted to Parliament, that proposal
shall be referred to the committee responsible for legal affairs and to the committee
responsible for the subject-matter.

2. The committee responsible for legal affairs shall examine the proposal in accordance
with the arrangements agreed at interinstitutional level   with a view to checking that
it entails no substantive changes other than those identified as such in the proposal.

For the purpose of that examination, amendments to the text of the proposal shall be
inadmissible. However, the second subparagraph of Rule 86(3) shall apply to
provisions which remain unchanged in the recasting proposal.

3. If the committee responsible for legal affairs considers that the proposal does not
entail any substantive changes other than those identified as such in the proposal, it
shall inform the committee responsible.

In such a case, over and above the conditions laid down in Rules 156 and 157,
amendments shall be admissible within the committee responsible for the subject-
matter only if they concern those parts of the proposal which contain changes.

However, if in accordance with point 8 of the Interinstitutional Agreement the
committee responsible intends also to submit amendments to the codified parts of the
proposal, it shall immediately notify its intention to the Council and to the
Commission, and the latter should inform the committee, prior to the vote pursuant to
Rule 54, of its position on the amendments and whether or not it intends to withdraw
the recast proposal.

4. If the committee responsible for legal affairs considers that the proposal entails
substantive changes other than those which have been identified as such in the
proposal, it shall propose that Parliament reject the proposal and shall inform the
committee responsible for the subject-matter that it has done so.

In such a case the President shall ask the Commission to withdraw the proposal. If the
Commission does so, the President shall hold the procedure to be superfluous and
shall inform the Council accordingly. If the Commission does not withdraw its
proposal, Parliament shall refer the matter back to the committee responsible for the
subject-matter, which shall consider it in accordance with the normal procedure.

Rule 141: Proceedings before the Court of Justice of the European Union

1. Parliament shall, within the time limits specified by the Treaties and the Statute of the
Court of Justice of the European Union for action by the institutions of the Union and
by natural or legal persons, examine Union legislation and its implementing measures
in order to ensure that the Treaties have been fully complied with, in particular where
Parliament's rights are concerned.

2. The committee responsible shall report to Parliament, orally if necessary, if it suspects
a breach of Union law.

3. The President shall bring an action on behalf of Parliament in accordance with the
recommendation of the committee responsible.
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At the start of the following part-session, the President may ask the plenary to decide
whether the action should be maintained. Should plenary rule against the action by a
majority of the votes cast, he shall withdraw it.

Should the President bring an action contrary to the recommendation of the committee
responsible, he shall, at the start of the following part-session, ask the plenary to
decide whether the action should be maintained.

4. The President shall submit observations or intervene in court proceedings on behalf of
Parliament after consulting the committee responsible.

If the President intends to depart from the recommendation of the committee
responsible, he shall inform the committee accordingly and shall refer the matter to
the Conference of Presidents, stating his reasons.

If the Conference of Presidents takes the view that Parliament should, exceptionally,
not submit observations or intervene before the Court of Justice of the European
Union where the legal validity of an act of Parliament is being questioned, the matter
shall be submitted to plenary without delay.

In urgent cases, the President may take precautionary action in order to comply with
the time-limits prescribed by the court concerned. In such cases, the procedure
provided for in this paragraph shall be implemented at the earliest opportunity.

Nothing in the Rules prevents the committee responsible from deciding on
appropriate procedural arrangements for the timely transmission of its
recommendation in urgent cases.

Rule 90(6) of the Rules of Procedure lays down a specific procedure by means of
which Parliament can take a decision on whether to exercise its prerogative, pursuant
to Article 218(11) TFEU, to seek an opinion from the Court of Justice on the
compatibility of an international agreement with the Treaties; that provision
constitutes a “lex specialis” which takes precedence over the general provision laid
down in Rule 128 of the Rules of Procedure.

When a decision must be taken as to whether Parliament should exercise its rights
vis-à-vis the Court of Justice of the European Union, and the act in question is not
covered by Rule 128 of the Rules of Procedure, the procedure provided for in this rule
should apply, mutatis mutandis.

***
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ANNEX II - Index of acts and cases

REPORTS

Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2003/0132B(NLE)
A7-0341/2011
T7-0479/2011

Draft Council decision concerning the accession of the
European Union to the Protocol of 2002 to the Athens
Convention relating to the Carriage of Passengers and their
Luggage by Sea, 1974, as regards Articles 10 and 11 thereof

LEHNE

2009/0048(COD)
A7-0036/2009
T7-0083/2009

Proposal for a regulation of the European Parliament and of
the Council adapting a number of instruments subject to the
procedure referred to in Article 251 of the Treaty to Council
Decision 1999/468/EC, with regard to the regulatory
procedure with scrutiny - Adaptation to the regulatory
procedure with scrutiny - Part Five

SZÁJER

2009/0034(CNS)
A7-0056/2009
T7-0078/2009

Proposal for a Council decision amending Decision
2006/325/EC to provide for a procedure for the
implementation of Article 5(2) of the Agreement between
the European Community and the Kingdom of Denmark on
jurisdiction and the recognition and enforcement of
judgments in civil and commercial matters

GERINGER DE
OEDENBERG

2009/0023(CNS)
A7-0062/2009
T7-0081/2009

Proposal for a Council Decision on the conclusion by the
European Community of the Protocol on the Law Applicable
to Maintenance Obligations

WALLIS

2009/0031(CNS)
A7-0058/2009
T7-0077/2009

Proposal for a Council decision amending Decision
2006/326/EC to provide for a procedure for the
implementation of Article 5(2) of the Agreement between
the European Community and the Kingdom of Denmark on
the service of judicial and extrajudicial documents in civil or
commercial matters

GERINGER DE
OEDENBERG

2009/0100(NLE)
A7-0005/2010
T7-0027/2010

Proposal for a Council decision on the conclusion by the
European Community of the convention on the international
recovery of child support and other forms of family
maintenance

MAŠTÁLKA

2009/0035(COD)
A7-0393/2011
T7-0563/2011

Proposal for a Directive of the European Parliament and of
the Council amending Council Directive 78/660/EEC on the
annual accounts of certain types of companies as regards
micro-entities

LEHNE

2009/0157(COD)
A7-0045/2012
T7-0068/2012

Jurisdiction, applicable law, recognition and enforcement of
decisions and authentic instruments in matters of succession
and the creation of a European Certificate of Succession

LECHNER

2009/0035(COD)
A7-0011/2010
T7-0563/2011

Amendment of Council Directive 78/660/EEC on the annual
accounts of certain types of companies as regards micro-
entities

LEHNE

2010/0051(COD)
A7-0355/2010
T7-0488/2010

Proposal for a regulation of the European Parliament and of
the Council laying down the rules and general principles
concerning mechanisms for control by Member States of the
Commission’s exercise of implementing powers

SZÁJER

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-341&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-479
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2009-83
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2009-56&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2009-78
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2009-62&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2009-81
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2009-58&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2009-77
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-5&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-27
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-393&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-563
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-45&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-68
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-11&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-563
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-355&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-488
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2010/0066(NLE)
A7-0194/2010
T7-0216/2010

Proposal for Council Decision No ../2010/EU authorising
enhanced cooperation in the area of the law applicable to
divorce and legal separation

ZWIEFKA

2010/0171(COD)
A7-0288/2010
T7-0369/2010

Proposal for a regulation of the European Parliament and of
the Council amending the Staff Regulations of Officials of
the European Communities and the Conditions of
Employment of Other Servants of those Communities

RAPKAY

2010/0067(CNS)
A7-0360/2010
T7-0477/2010

Proposal for a Council regulation (EU) implementing
enhanced cooperation in the area of the law applicable to
divorce and legal separation

ZWIEFKA

2010/0198(CNS)
Procedure lapsed or

withdrawn
Translation arrangements for the European Union patent

2010/0361(NLE)
Awaiting committee

decision

European Convention on the legal protection of services
based on, or consisting of, conditional access

LEHNE

2010/0384(NLE)
A7-0021/2011
T7-0054/2011

Enhanced cooperation in the area of the creation of unitary
patent protection

LEHNE

2011/0094(CNS)
A7-0002/2012
T7-0475/2012

Proposal for a Council Regulation implementing enhanced
cooperation in the area of the creation of unitary patent
protection with regard to the applicable translation
arrangements

BALDASSARRE

2011/0136(COD)
A7-0055/2012
T7-0349/2012

Certain permitted uses of orphan works
GERINGER DE
OEDENBERG

2011/0093(COD)
A7-0001/2012
T7-0474/2012

Proposal for a regulation of the European Parliament and of
the Council implementing enhanced cooperation in the area
of the creation of unitary patent protection: implementation

RAPKAY

2011/0038(COD)
A7-0022/2012
T7-0033/2012

Proposal for a Directive of the European Parliament and of
the Council amending Directives 89/666/EEC, 2005/56/EC
and 2009/101/EC as regards the interconnection of central,
commercial and companies registers

LECHNER

2011/0135(COD)
A7-0003/2012
T7-0032/2012

Entrusting the Office for Harmonisation in the Internal
Market (Trade Marks and Designs) with certain tasks related
to the protection of intellectual property rights, including the
assembling of public and private sector representatives as a
European Observatory on Counterfeiting and Piracy

MASIP HIDALGO

2011/0902(COD)
A7-0184/2012
T7-0295/2012

Proposal for a regulation of the European Parliament and of
the Council relating to temporary judges of the European
Union civil service tribunal

THEIN

2011/0901A(COD)
A7-0185/2012
T7-0294/2012

Proposal for a regulation of the European Parliament and of
the Council amending the Statute of the Court of Justice of
the European Union

THEIN

2011/0455(COD)
A7-0156/2012
T7-0287/2013

Proposal for a Regulation of the European Parliament and of
the Council amending the Staff Regulations of Officials and
the Conditions of Employment of Other Servants of the
European Union

ROTH-BEHRENDT

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-194&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-216
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-288&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-369
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-360&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-477
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-21&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-54
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-2&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-475
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-55&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-349
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-1&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-474
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-22&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-33
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-3&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-32
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-184&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-295
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-185&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-294
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-156&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-287
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2011/0441(NLE)
Preparatory phase in

Parliament

Proposal for a Council Decision on the declaration of
acceptance by the Member States, in the interest of the
European Union, of the accession of Gabon to the 1980
Hague Convention on the Civil Aspects of International
Child Abduction

LICHTENBERGER

2011/0451(NLE)
Preparatory phase in

Parliament

Proposal for a Council Decision on the declaration of
acceptance by the Member States, in the interest of the
European Union, of the accession of Morocco to the 1980
Hague Convention on the Civil Aspects of International
Child Abduction

LICHTENBERGER

2011/0447(NLE)
Preparatory phase in

Parliament

Proposal for a Council Decision on the declaration of
acceptance by the Member States, in the interest of the
European Union, of the accession of Russian Federation to
the 1980 Hague Convention on the Civil Aspects of
International Child Abduction

LICHTENBERGER

2011/0448(NLE)
Preparatory phase in

Parliament

Proposal for a Council Decision on the declaration of
acceptance by the Member States, in the interest of the
European Union, of the accession of Albania to the 1980
Hague Convention on the Civil Aspects of International
Child Abduction

LICHTENBERGER

2011/0450(NLE)
Preparatory phase in

Parliament

Proposal for a Council Decision on the declaration of
acceptance by the Member States, in the interest of the
European Union, of the accession of Singapore to the 1980
Hague Convention on the Civil Aspects of International
Child Abduction

LICHTENBERGER

2011/0451(NLE)
Preparatory phase in

Parliament

Proposal for a Council Decision on the declaration of
acceptance by the Member States, in the interest of the
European Union, of the accession of Morocco to the 1980
Hague Convention on the Civil Aspects of International
Child Abduction

LICHTENBERGER

2011/0452(NLE)
Preparatory phase in

Parliament

Proposal for a Council Decision on the declaration of
acceptance by the Member States, in the interest of the
European Union, of the accession of Armenia to the 1980
Hague Convention on the Civil Aspects of International
Child Abduction

LICHTENBERGER

2011/0444(NLE)
Preparatory phase in

Parliament

Proposal for a Council Decision on the declaration of
acceptance by the Member States, in the interest of the
European Union, of the accession of Seychelles to the 1980
Hague Convention on the Civil Aspects of International
Child Abduction

LICHTENBERGER

2011/0443(NLE)
Preparatory phase in

Parliament

Proposal for a Council Decision on the declaration of
acceptance the Member States, in the interest of the
European Union, of the accession of Andorra to the 1980
Hague Convention on the Civil Aspects of International
Child Abduction

LICHTENBERGER

2011/0070(APP)
A7-0087/2012
T7-0150/2012

Proposal for a Council Regulation on electronic publication
of the Official Journal of the European Union

ZIOBRO

2011/0308(COD)
A7-0278/2012
T7-0261/2013

Proposal for a Directive of the European Parliament and of
the Council on the annual financial statements, consolidated
financial statements and related reports of certain types of
undertakings

LEHNE

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-87&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-150
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-278&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-261
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2011/0307(COD)
A7-0292/2012
T7-0262/2013

Proposal for a Directive of the European Parliament and of
the Council amending Directive 2004/109/EC on the
harmonisation of transparency requirements in relation to
information about issuers whose securities are admitted to
trading on a regulated market and Commission Directive
2007/14/EC

MCCARTHY

2011/0060(CNS)
A7-0254/2013
T7-0337/2013

Proposal for a Council regulation on jurisdiction, applicable
law and the recognition and enforcement of decisions
regarding the property consequences of registered
partnerships

THEIN

2011/0059(CNS)
A7-0253/2013
T7-0338/2013

Proposal for a Council regulation on jurisdiction, applicable
law and the recognition and enforcement of decisions in
matters of matrimonial property regimes

THEIN

2011/0389(COD)
A7-0171/2013
T7-0284/2014

Amendment of Directive 2006/43/EC on statutory audits of
annual accounts and consolidated accounts

KARIM

2011/0359(COD)
A7-0177/2013
T7-0283/2014

Specific requirements regarding statutory audit of public-
interest entities

KARIM

2011/0204(COD)
A7-0227/2013
T7-0367/2014

European Account Preservation Order to facilitate cross-
border debt recovery in civil and commercial matters

BALDASSARRE

2011/0284(COD)
A7-0301/2013
T7-0159/2014

Common European Sales Law
LEHNE

BERLINGUER

2011/0901B(COD)
A7-0252/2013
T7-0358/2014

Amendment of the Statute of the Court of Justice of the
European Union by increasing the number of Judges at the
General Court

THEIN

2011/0130(COD)
A7-0126/2013
T7-0210/2013

Mutual recognition of protection measures in civil matters
LÓPEZ-ISTÚRIZ

WHITE

2012/0011(COD)
A7-0402/2013
T7-0212/2014

Protection of individuals with regard to the processing of
personal data, and the free movement of such data (General
Data Protection Regulation)

GALLO

2012/0224(COD)
A7-0359/2012
T7-0414/2012

Proposal for a Regulation of the European Parliament and of
the Council introducing, on the occasion of the accession of
Croatia, special temporary measures for the recruitment of
officials and temporary staff of the European Union

ROTH-BEHRENDT

2012/0262(NLE)
A7-0198/2013
T7-0288/2013

Authorising certain Member States to ratify, or to accede to,
the Protocol amending the Vienna Convention on Civil
Liability for Nuclear Damage of 21 May 1963, in the interest
of the European Union, and to make a declaration on the
application of the relevant internal rules of Union law

MÉSZÁROS

2012/0180(COD)
A7-0281/2013
T7-0056/2014

Collective management of copyright and related rights and
multi-territorial licensing of rights in musical works for
online uses in the internal market

GALLO

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-292&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-262
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-254&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-337
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-253&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-338
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0284
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0283
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-227&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0367
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0301&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0159
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0252&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0358
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-126&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-210
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0402&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0212
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-359&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-414
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-288
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0281&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0056
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2012/0022(APP)
A7-0223/2013
T7-0293/2013

Statute for a European Foundation (FE) REGNER

2012/0360(COD)
A7-0481/2013
T7-0093/2014

Amendment of Council Regulation (EC) No 1346/2000 on
insolvency proceedings

LEHNE

2013/0019(NLE)
A7-0091/2013
T7-0172/2013

Approval, on behalf of the European Union, of The Hague
Convention of 23 November 2007, on the International
Recovery of Child Support and Other Forms of Family
Maintenance

LÓPEZ-ISTÚRIZ
WHITE

2013/0088(COD)
A7-0031/2014
T7-0118/2014

Community trade mark WIKSTRÔM

2013/0110(COD)
A7-0006/2014
T7-0368/2014

Disclosure of non-financial and diversity information by
certain large companies and groups

BALDASSARRE

2013/0119(COD)
A7-0017/2014
T7-0054/2014

Promoting the free movement of citizens and businesses by
simplifying the acceptance of certain public documents in
the EU

RAPKAY

2013/0177(NLE)
Preparatory phase in

Parliament

Accession of Austria and Malta to the Hague Convention of
15 November 1965 on the Service Abroad of Judicial and
Extrajudicial Documents in Civil or Commercial  Matters

THEIN

2013/0184(NLE)
Preparatory phase in

Parliament

Convention on international interests in mobile equipment on
matters specific to railway rolling stock

LICHTENBERGER

2013/0220(COD)
A7-0480/2013
T7-0113/2014

Adapting to Article 290 of the TFEU a number of legal acts
in the area of Justice providing for the use of the regulatory
procedure with scrutiny

SZÁJER

2013/0218(COD)
A7-0010/2014
T7-0114/2014

Adapting a number of legal acts providing for the use of the
regulatory procedure with scrutiny to Article 290 of the
TFEU

SZÁJER

2013/0268(COD)
A7-0052/2014
T7-0391/2014

Jurisdiction and the recognition and enforcement of
judgments in civil and commercial matters

ZWIEFKA

2013/0365(COD)
A7-0011/2014
T7-0112/2014

Adapting to Article 290 and 291 of the TFEU a number of
legal acts providing for the use of the regulatory procedure
with scrutiny

SZÁJER

2013/0403(COD)
Awaiting committee

decision

European Small Claims Procedure and European order for
payment procedure

GERINGER DE
OEDENBERG

2013/0402(COD)
Awaiting committee

decision

Protection of undisclosed know-how and business
information (trade secrets) against their unlawful acquisition,
use and disclosure

GALLO

2013/0438(COD)
A7-0165/2014
T7-0186/2014

Adjusting with the effect from 1 July 2011 the remuneration
and pension of the officials and other servants of the
European Union and the correction coefficients applied
thereto

ROTH-BEHRENDT

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-223&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-293
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0481&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0093
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-91&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-172
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0031&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0118
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0006&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0368
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0017&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0054
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0480&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0113
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0010&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0114
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0052&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0391
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0011&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0112
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0165&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0186
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2013/0439(COD)
A7-0164/2014
T7-0187/2014

Adjusting with the effect from 1 July 2012 the remuneration
and pensions of the officials and other servants of the
European Union and the correction coefficients applied
hereto

ROTH-BEHRENDT

2014/0021(NLE)
Preparatory phase in

Parliament

Approval on behalf of the European Union of the Hague
Convention of 30 June 2005 on Choice of Court Agreements

REGNER

2014/0121(COD)
Preparatory phase in

Parliament

Amendment to Directive 2007/36/EC as regards the
encouragement of long-term shareholder engagement and to
Directive 2013/34/EU as regards certain elements of the
corporate government statement

Awaiting 8th legislative
term for appointment

2014/0120(COD)
Preparatory phase in

Parliament
Single-member private limited liability companies

Awaiting 8th legislative
term for appointment

IMMUNITIES

Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2009/2244(IMM)
A7-0301/2010

P7_TA(2010)0392

Request for waiver of the parliamentary immunity of
Krzysztof Lisek

LICHTENBERGER

2010/2047(IMM)
A7-0214/2010

P7_TA(2010)0252

Request for waiver of the parliamentary immunity of
Valdemar Tomaševski RAPKAY

2009/2147(IMM)
A7-0244/2010

P7_TA(2010)0296

Request for waiver of the parliamentary immunity of Viktor
Uspaskich

RAPKAY

2010/2097(IMM)
A7-0154/2011

P7_TA(2011)0189

Request for waiver of the parliamentary immunity of Bruno
Gollnisch

RAPKAY

2009/2055(IMM)
A7-0054/2009

P7_TA(2009)0082

Request for waiver of the parliamentary immunity of Tobias
Pflüger

ZWIEFKA

2010/2122(IMM)
A7-0152/2011

P7_TA(2011)0188

Request for waiver of the parliamentary immunity of Luigi
de Magistris

RAPKAY

2010/2123(IMM)
A7-0015/2011

P7_TA(2011)0029

Request for waiver of the parliamentary immunity of Tamás
Deutsch

SPERONI

2010/2213(IMM)
A7-0196/2011

P7_TA(2011)0247

Request for waiver of the parliamentary immunity of Ágnes
Hankiss

WALLIS

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0164&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0187
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2010-0392&language=FR&ring=A7-2010-0301
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2010-0296&language=FR&ring=A7-2010-0244
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2011-0189&language=FR&ring=A7-2011-0154
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2009-0082&language=FR&ring=A7-2009-0054
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2011-0188&language=FR&ring=A7-2011-0152
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2011-0029&language=FR&ring=A7-2011-0015
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2011-0247&language=FR&ring=A7-2011-0196
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2011/2000(IMM)
Procedure

withdrawn/ended
without suite

Request for the defence of immunity and privileges of Nigel
Farage

ZWIEFKA

2010/2285(IMM)
A7-0050/2012

P7_TA(2012)0067

Request for waiver of the parliamentary immunity of
Krisztina Morvai

LICHTENBERGER

2010/2283(IMM)
A7-0047/2011

P7_TA(2011)0075

Request for waiver of the parliamentary immunity of Elmar
Brok

SPERONI

2011/2070(IMM)
A7-0242/2011

P7_TA(2011)0278

Request for waiver of the parliamentary immunity of
Adrian Severin

SPERONI

2011/2104(IMM)
A7-0267/2011

P7_TA(2011)0343

Request for waiver of the parliamentary immunity of  Hans-
Peter Martin

ZWIEFKA

2011/2057(IMM)
A7-0410/2011

P7_TA(2011)0524

Request for waiver of the parliamentary immunity of
Georgios Toussas

ZWIEFKA

2011/2064(IMM)
A7-0070/2012

P7_TA(2012)0100

Request for the defence of immunity and privileges of Luigi
de Magistris (Catanzaro)

RAPKAY

2011/2076(IMM)
A7-0412/2011

P7_TA(2011)0525

Request for the defence of immunity and privileges of Luigi
de Magistris (Napoli)

RAPKAY

2011/2097(IMM)
A7-0073/2012

P7_TA(2012)0101

Request for the defence of immunity and privileges of Luigi
de Magistris (Cosenza)

RAPKAY

2011/2098(IMM)
A7-0074/2012

P7_TA(2012)0102

Request for the defence of immunity and privileges of Luigi
de Magistris (Milano)

RAPKAY

2011/2099(IMM)
A7-0413/2011

P7_TA(2012)0541

Request for the defence of immunity and privileges of
Viktor Uspaskich

RAPKAY

2011/2189(IMM)
A7-0075/2012

P7_TA(2012)0103

Request for the defence of immunity and privileges of Luigi
de Magistris (Lamezia Terme)

RAPKAY

2009/2196(IMM)
Procedure

withdrawn/ended
without suite

Request for the defence of immunity and privileges of
Clemente Mastella

WALLIS

2011/2304(IMM)
Procedure

withdrawn/ended
without suite

Request for the defence of immunity and privileges of
Dimitar Stoyanov

ZWIEFKA

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2012-0067&language=EN&ring=A7-2012-0050
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2011-0075&language=FR&ring=A7-2011-0047
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2011-0278&language=FR&ring=A7-2011-0242
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2011-0343&language=FR&ring=A7-2011-0267
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2011-0524&language=FR&ring=A7-2011-0410
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2012-0100&language=FR&ring=A7-2012-0070
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2011-0525&language=FR&ring=A7-2011-0412
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2012-0101&language=FR&ring=A7-2012-0073
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2012-0102&language=FR&ring=A7-2012-0074
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2012-0103&language=FR&ring=A7-2012-0075
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2012/2112(IMM)
A7-0230/2012

P7_TA(2012)0307

Request for waiver of the parliamentary immunity of
Jarosław Leszek Wałęsa WIKSTRÖM

2012/2128(IMM)
A7-0229/2012

P7_TA(2012)0308

Request for waiver of the parliamentary immunity of Birgit
Collin-Langen

SPERONI

2012/2146(IMM)
Procedure

withdrawn/ended
without suite

Request for the defence of immunity and privileges of
Clemente Mastella

LICHTENBERGER

2012/2152(IMM)
A7-0332/2012

P7_TA(2012)0358

Request for waiver of the parliamentary immunity of Martin
Ehrenhauser

RAPKAY

2012/2239(IMM)
A7-0120/2013

P7_TA(2013)0108

Request for waiver of the parliamentary immunity of  Ewald
Stadler

ZWIEFKA

2012/2238(IMM)
A7-0195/2013

P7_TA(2013)0237

Request for waiver of the parliamentary immunity of
Malgorzata Handzlik

STOYANOV

2012/2240(IMM)
A7-0149/2013

P7_TA(2013)0195

Request for the defence of immunity and privileges of
Gabriele Albertini

RAPKAY

2012/2241(IMM)
Procedure

withdrawn/ended
without suite

Request for the defence of immunity and privileges of
Viktor Uspaskich

LICHTENBERGER

2012/2326(IMM)
A7-0106/2013

P7_TA(2013)0106

Request for waiver of the parliamentary immunity of  Hans-
Peter Martin

ZWIEFKA

2012/2325(IMM)
A7-0236/2013

P7_TA(2013)0292

Request for waiver of the parliamentary immunity of
Marine Le Pen

WIKSTRÖM

2013/2014(IMM)
A7-0159/2013

P7_TA(2013)0196

Request for waiver of the parliamentary immunity of
Spyros Danellis (I)

LICHTENBERGER

2013/2016(IMM)
A7-0107/2013

P7_TA(2013)0107

Request for waiver of the parliamentary immunity of  Jürgen
Creutzmann

SPERONI

2013/2028(IMM)
A7-0160/2013

P7_TA(2013)0197

Request for waiver of the parliamentary immunity of
Spyros Danellis (II)

LICHTENBERGER

2013/2019(IMM)
A7-0187/2013

P7_TA(2013)0236

Request for waiver of the parliamentary immunity of  Jacek
Olgierd Kurski

WIKSTRÖM

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2012-0307&language=FR&ring=A7-2012-0230
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2012-0308&language=FR&ring=A7-2012-0229
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2012-0358&language=FR&ring=A7-2012-0332
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2013-0108&language=FR&ring=A7-2013-0120
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-195&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2013-0237&language=EN&ring=A7-2013-0195
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2013-0195&language=EN&ring=A7-2013-0149
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2013-0106&language=FR&ring=A7-2013-0106
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-236&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2013-0292&language=EN&ring=A7-2013-0236
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-159&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2013-0196&language=EN&ring=A7-2013-0159
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2013-0107&language=FR&ring=A7-2013-0107
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-160&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-187&language=EN
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2013/2106(IMM)
A7-0188/2013

P7_TA(2013)0238

Request for waiver of the parliamentary immunity of
Alexander Alvaro

LICHTENBERGER

2013/2191(IMM)
Procedure

withdrawn/ended
without suite

Request for the defence of immunity and privileges of
Gabriele Albertini

RAPKAY

2013/2190(IMM)
A7-0469/2013

P7_TA(2014)0001

Request for the defence of immunity and privileges of Lara
Comi

LICHTENBERGER

2013/2189(IMM)
A7-0045/2014

P7_TA(2014)0053

Request for waiver of the parliamentary immunity of
Zbigniew Ziobro

WIKSTRÖM

2013/2271(IMM)
Procedure

withdrawn/ended
without suite

Request for the defence of immunity and privileges of
Karmelo Landa Mendibe

ZWIEFKA

2013/2278(IMM)
A7-0099/2014

P7_TA(2014)0110

Request for waiver of the parliamentary immunity of
Tadeusz Cymański STOYANOV

2013/2279(IMM)
A7-0245/2014

P7_TA(2014)0257

Request for the defence of immunity and privileges of Mario
Borghezio

RAPKAY

2013/2280(IMM)
Procedure

withdrawn/ended
without suite

Request for waiver of the parliamentary immunity of
Richard Seeber

MESSERSCHMIDT

2014/2026(IMM)
A7-0273/2014
T7-0348/2014

Request for the defence of the parliamentary immunity of
Alexander Mirsky

GALLO

INITIATIVES

Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2009/2239(INI)
A7-0012/2010

Awaiting
Parliament's 1st

reading

Application de l'article 2 du Statut des fonctionnaires de
l'Union européenne: politique de recrutement du personnel
des institutions et des autres organes de l'Union européenne

LEHNE

2009/2178(INI)
A7-0175/2010
T7-0340/2010

Communication from the Commission to the Council, the
European Parliament and the European Economic and Social
Committee: Enhancing the enforcement of intellectual
property rights in the internal market

GALLO

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2013-0238&language=EN&ring=A7-2013-0188
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0469&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2014-0001&language=EN&ring=A7-2013-0469
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0045&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2014-0053&language=EN&ring=A7-2014-0045
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2014-0110&language=EN&ring=A7-2014-0099
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2014-0257&language=EN&ring=A7-2014-0245
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-12&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-175&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-340
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2009/2169(INI)
A7-0147/2011
T7-0193/2011

Proposed interim measures for the freezing and disclosure of
debtors' assets in cross-border cases

MCCARTHY

2009/2152(INI)
A7-0057/2010
T7-0154/2010

Commission White Paper: "Adapting to climate change:
Towards a European framework for action"

LICHTENBERGER

2009/2169(INI)
A7-0147/2011
T7-0193/2011

Proposed interim measures for the freezing and disclosure of
debtors' assets in cross-border cases

MCCARTHY

2009/2170(INI)
A7-0152/2012
T7-0200/2012

Amendment of Regulation (EC) No 864/2007 on the law
applicable to non-contractual obligations (Rome II)

WIKSTRÖM

2009/2142(INI)
A7-0215/2010
T7-0311/2010

Report from the Commission on subsidiarity and
proportionality - (15th report on Better Lawmaking, 2007)

GERINGER DE
OEDENBERG

2009/2177(INI)
A7-0135/2010
T7-0165/2010

Deontological questions related to companies' management LEHNE

2009/2140(INI)
A7-0219/2010
T7-0304/2010

Report from the Commission to the European Parliament,
the Council and the European Economic and Social
Committee on the application of Council Regulation (EC)
No 44/2001 on jurisdiction and the recognition and
enforcement of judgments in civil and commercial matters

ZWIEFKA

2009/2158(INI)
A7-0028/2010
T7-0129/2010

Europeana - the next steps GALLO

2009/2104(INI)
A7-0103/2010
T7-0183/2010

Report on the Commission communication " Action plan on
organ donation and transplantation (2009-2015):
Strengthened cooperation between Member States

LICHTENBERGER

2009/2224(INI)
A7-0154/2010
T7-0207/2010

Internet of Things LICHTENBERGER

2009/2178(INI)
A7-0175/2010
T7-0340/2010

Communication from the Commission to the Council, the
European Parliament and the European Economic and Social
Committee: Enhancing the enforcement of intellectual
property rights in the internal market

GALLO

2009/2229(INI)
A7-0185/2010
T7-0208/2010

Internet governance: the next steps WIKSTRÖM

2010/2021(INI)
A7-0110/2010
T7-0127/2010

Power of legislative delegation SZÁJER

2010/2080(INI)
A7-0252/2010

Communication from the Commission to the European
Parliament, the Council, the European Economic and Social
Committee and the Committee of the Regions: Delivering an

BERLINGUER

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-147&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-193
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-57&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2010-154
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-147&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-193
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-152&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-200
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-215&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-311
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-135&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-165
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-219&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-304
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-28&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2010-129
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-103&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-183
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-154&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-207
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-175&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-340
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-185&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2010-208
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-110&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-127
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-252&language=EN
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

T7-0426/2010 area of freedom, security and justice for Europe's citizens -
action plan implementing the Stockholm Programme

2010/2076(INI)
A7-0291/2010
T7-0437/2010

Report from the Commission : 26th annual report on
monitoring the application of European Union Law (2008)

LICHTENBERGER

2010/2016(INI)
A7-0159/2011
T7-0259/2011

Guaranteeing independent impact assessments NIEBLER

2010/2055(INI)
A7-0218/2010
T7-0298/2010

Green Paper: The interconnection of business registers LECHNER

2010/2012(INI)
A7-0226/2010
T7-0320/2010

Completing the Internal Market for e-Commerce BODU

2010/2006(INI)
A7-0213/2010
T7-0276/2010

Cross-Border Crisis Management in the Banking Sector BODU

2010/2245(INI)
A7-0162/2011
T7-0236/2011

Innovation Union: Transforming Europe for a post-crisis
world

WIKSTRÖM

2010/2156(INI)
A7-0143/2011
T7-0240/2011

Unlocking the potential of cultural and creative industries WIKSTRÖM

2010/2302(INI)
A7-0081/2011
T7-0258/2011

Credit rating agencies REGNER

2010/2278(INI)
A7-0072/2011
T7-0145/2011

Single market for Europeans MANDERS

2010/2277(INI)
A7-0071/2011
T7-0146/2011

Single market for enterprises and growth BORYS

2010/2289(INI)
A7-0083/2011
T7-0144/2011

Governance and Partnership in the Single market LEHNE

010/2303(INI)
A7-0074/2011
T7-0223/2011

Corporate governance in financial institutions THEIN

2010/2076(INI)
A7-0291/2010
T7-0437/2010

26th Annual Report on monitoring the application of
European Union Law (2008)

LICHTENBERGER

2010/2311(INI)
A7-0286/2011
T7-0577/2011

The EU Counter-Terrorism Policy: main achievements and
future challenges

DE GRANDES
PASCUAL

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-426
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-291&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-437
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-159&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-259
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-218&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-298
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-226&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2010-320
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-213&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2010-276
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-162&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2011-236
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-143&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-240
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-81&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2011-258
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-72&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-145
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-71&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2011-146
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-83&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2011-144
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-74&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-223
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-291&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-437
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-286&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-577
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2011/2013(INI)
A7-0164/2011
T7-0262/2011

Green Paper from the Commission on policy options for
progress towards a European contract law for consumers and
businesses

WALLIS

2011/2037(INI)
A7-0200/2011
T7-0359/2011

Green Paper: Audit policy - lessons from the crisis MASIP HIDALGO

2011/2029(INI)
A7-0251/2011
T7-0381/2011

Better legislation, subsidiarity and proportionality and smart
regulation

KARIM

2011/2025(INI)
A7-0244/2011
T7-0323/2011

A comprehensive approach on personal data protection in
the European Union

CASTEX

2011/2036(INI)
A7-0293/2011
T7-0402/2011

The European Schools' system WIKSTRÖM

2011/2072(INI)
A7-0290/2011
T7-0366/2011

Safety of offshore oil and gas activities LICHTENBERGER

2011/2026(INI)
A7-0275/2011
T7-0361/2011

The implementation of the directive on mediation in the
Member States, its impact on mediation and its take-up by
the courts

MCCARTHY

2011/2006(INI)
A7-0355/2011
T7-0484/2011

Insolvency proceedings in the context of EU company law LEHNE

2011/2117(INI)
A7-0343/2011
T7-0449/2011

Alternative dispute resolution in civil, commercial and
family matters

WALLIS

2011/2027(INI)
A7-0249/2011
T7-0377/2011

Report from the Commission: 27th annual report on
monitoring the application of EU law (2009)

LICHTENBERGER

2011/2089(INI)
A7-0012/2012
T7-0021/2012

Towards a Coherent European Approach to Collective
Redress

LEHNE

2011/2026(INI)
A7-0275/2011
T7-0361/2011

The implementation of the directive on mediation in the
Member States, its impact on mediation and its take-up by
the courts

MCCARTHY

2011/2176(INI)
A7-0009/2012
T7-0476/2012

Jurisdictional system for patent disputes LEHNE

2011/2046(INI)
A7-0008/2012
T7-0019/2012

14th company law directive on the cross-border transfer of
company seats

REGNER

2011/2117(INI)
A7-0343/2011
T7-0449/2011

Alternative dispute resolution in civil, commercial and
family matters

WALLIS

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-164&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-262
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-200&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-359
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-251&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-381
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-244&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-323
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-293&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-402
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-290&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-366
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-275&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-361
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-355&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-484
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-343&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-449
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-249&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-377
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-12&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-21
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-275&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-361
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-9&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-476
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-8&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-19
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-343&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-449
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2011/2087(INI)
A7-0385/2011
T7-0025/2012

The European dimension in sport MANDERS

2011/2046(INI)
A7-0008/2012
T7-0019/2012

14th company law directive on the cross-border transfer of
company seats

REGNER

2011/2181(INI)
A7-0051/2012
T7-0118/2012

A corporate governance framework for European companies BODU

2011/2276(INI)
A7-0251/2012
T7-0340/2012

Report from the Commission on subsidiarity and
proportionality (18th report on better lawmaking covering
the year 2010)

KARIM

2011/2275(INI)
A7-0330/2012
T7-0442/2012

Report from the Commission - 28th annual report on
monitoring the application of EU law (2010)

LICHTENBERGER

2011/2178(INI)
A7-0083/2012
T7-0140/2012

A competitive digital single market - eGovernment as a
spearhead

CAVADA

2011/2193(INI)
A7-0223/2012
T7-0320/2012

Voluntary and unpaid donation of tissues and cells MAŠTÁLKA

2011/2084(INI)
A7-0342/2011
T7-0492/2011

Online gambling in the internal market KARIM

2011/2308(INI)
A7-0283/2012
T7-0443/2012

The environmental impacts of shale gas and shale oil
extraction activities

LICHTENBERGER

2011/2087(INI)
A7-0385/2011
T7-0025/2012

The European dimension in sport MANDERS

2012/2030(INI)
A7-0341/2012
T7-0468/2012

Completing the digital single market NIEBLER

2012/2028(INI)
A7-0402/2012
T7-0018/2013

The feasibility of introducing stability bonds BALDASSARRE

2012/2132(INI)
A7-0055/2013
T7-0215/2013

Implementation of the Audiovisual Media Services
Directive

CASTEX

2012/2134(INI)
A7-0001/2013
T7-0036/2013

Improving access to finance for SMEs TAYLOR

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-385&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2012-25
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-8&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-19
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-51&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-118
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-251&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-340
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-330&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-442
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-83&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2012-140
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-223&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2012-320
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-342&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-492
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-283&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-443
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-385&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-25
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-341&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-468
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-402&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-18
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-55&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-215
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-1&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-36
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2012/2253(INI)
A7-0147/2013
T7-0278/2013

Recommendation to the High Representative of the Union
for Foreign Affairs and Security Policy and Vice President
of the European Commission, to the Council and to the
Commission on the 2013 review of the organisation and the
functioning of the EEAS

RAPKAY

2012/2322(INI)
A7-0218/2013
T7-0348/2013

Online gambling in the internal market BORYS

2012/2135(INI)
A7-0423/2012
T7-0007/2013

Development aspects of intellectual property rights on
genetic resources: the impact on poverty reduction in
developing countries

CASTEX

2012/2044(INI)
A7-0310/2012
T7-0395/2012

20 main concerns of European citizens and business with the
functioning of the Single Market

REGNER

2012/0029(INI)
A7-0039/2013
T7-0388/2014

Securities settlement in the EU and central securities
depositories (CSDs), and amendment of Directive 98/26/EC

STOYANOV

2012/2038(INI)
A7-0326/2012
T7-0421/2012

Report from the Commission to the European Parliament,
the Council and the European Economic and Social
Committee: Report on the Implementation and Effect of the
Resale Right Directive (2001/84/EC)

GALLO

2012/2024(INI)
A7-0369/2012
T7-0004/2013

Law of Administrative procedure of the European Union BERLINGUER

2012/2039(INI)
A7-0018/2013
T7-0094/2013

Statute for a European mutual society BERLINGUER

2012/2098(INI)
A7-0017/2013
T7-0049/2013

Communication from the Commission to the European
Parliament, the Council, the European Economic and Social
Committee and the Committee of the Regions: A renewed
EU strategy 2011-14 for Corporate Social Responsibility

BALDASSARRE

2012/2262(INI)
A7-0089/2013
T7-0198/2013

Application of Directive 2004/25/EC on takeover bids LEHNE

2012/2323(INI)
A7-0435/2013
T7-0127/2014

Follow-up on the delegation of legislative powers and the
control by Member States of the Commission's exercise of
implementing powers

SZÁJER

2012/2097(INI)
A7-0023/2013
T7-0050/2013

Corporate Social Responsibility: promoting society's
interests and a route to sustainable and inclusive recovery

BALDASSARRE

2012/2101(INI)
A7-0161/2013
T7-0240/2013

Improving access to justice: legal aid in cross-border civil
and commercial disputes

ZWIEFKA

2013/2063(INI)
A7-0353/2013
T7-0535/2013

Unleashing the potential of cloud computing in Europe
GERINGER DE
OEDENBERG

2013/2077(INI) EU regulatory fitness and subsidiarity and proportionality - KARIM

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-147&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-278
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-218&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-348
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-423&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-7
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-310&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-395
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-39&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0388
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-326&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-421
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-369&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-4
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-18&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-94
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-17&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-49
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-89&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-198
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0435&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0127
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-23&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-50
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-161&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-240
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0353&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0535
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

A7-0056/2014
T7-0061/2014

19th Report on better lawmaking covering the year 2011

2013/2024(INI)
A7-0153/2014
T7-0276/2014

Mid-Term review of the Stockholm Programme BERLINGUER

2013/2023(INI)
A7-0291/2013
T7-0396/2013

Improving private international law: jurisdiction rules
applicable to employment

REGNER

2013/2119(INI)
A7-0055/2014
T7-0051/2014

29th Annual Report on monitoring the application of EU law
(2011)

LICHTENBERGER

2013/2122(INI)
A7-0311/2013
T7-0436/2013

Misleading advertisement practices BALDASSARRE

2013/2130(INI)
A7-0120/2014
T7-0249/2014

Implementation of the Treaty of Lisbon with respect to the
European Parliament

LICHTENBERGER

2013/2180(INI)
A7-0057/2014
T7-0232/2014

Preparing for a fully converged audiovisual world CASTEX

2013/2116(INI)
A7-0474/2013
T7-0063/2014

The implementation of the Unfair Commercial Practices
Directive 2005/29/EC

BALDASSARRE

2013/2114(INI)
A7-0114/2014
T7-0179/2014

Private copying levies CASTEX

2013/2117(INI)
A7-0442/2013
T7-0064/2014

The EU Justice Scoreboard - civil and administrative justice
in the Member States

ZWIEFKA

2014/2006(INI)
A7-0122/2014
T7-0231/2014

Evaluation of justice in relation to criminal justice and the
rule of law

ZWIEFKA

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0056&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0061
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0153&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0276
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-291&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-396
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0055&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0051
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-311&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-436
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0120&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0249
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0057&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0232
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0474&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0063
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0114&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0179
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0442&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0064
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0122&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0231
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OPINIONS

Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2003/0132A(NLE)
A7-0356/2011
T7-0478/2011

Athens Convention on carriage of passengers and their
luggage by sea - excluding Articles 10 and 11

LEHNE

2004/0148(COD)
Awaiting committee

decision

Special conditions for trade with those areas of the Republic
of Cyprus in which the Government of the Republic of
Cyprus does not exercise effective control
Opinion on legal base

LECHNER

2008/0196(COD)
A7-0038/2011
T7-0293/2011

Consumer rights WALLIS

2008/0090(COD)
A7-0426/2011
T7-0580/2011

Public access to European Parliament, Council and
Commission documents

LICHTENBERGER

2008/0238(COD)
A7-0106/2010
T7-0181/2010

Standards of quality and safety of human organs intended for
transplantation

WIKSTRÖM

2008/0193(COD)
A7-0032/2010
T7-0373/2010

Improvements in the safety and health at work of pregnant
workers and workers who have recently given birth or are
breastfeeding
Opinion on legal base

LECHNER

2009/0106(CNS)
A7-0016/2010
T7-0034/2010

Investment projects in energy infrastructure within the
European Community
Opinion on legal base

LECHNER

2009/0055(CNS)
Procedure lapsed or

withdrawn

Specific restrictive measures directed against certain persons
and entities associated with Usama bin Laden, the Al-Qaida
network and the Taliban
Opinion on legal base

BERLINGUER

2009/0064(COD)
A7-0171/2010
T7-0393/2010

Alternative investment fund managers REGNER

2009/0025(COD)
Procedure lapsed or

withdrawn

Long stay visas and alerts in the Schengen Information
System

BORYS

2009/0127(COD)
A7-0063/2012
T7-0104/2012

European Refugee Fund for the period 2008 to 2013
Opinion on legal base

LECHNER

2009/0009(CNS)
A7-0065/2010
T7-0092/2010

Common system of value added tax as regards the rules on
invoicing

THEIN

2009/0153(COD)
A7-0184/2010
T7-0423/2010

Use of alien and locally absent species in aquaculture
Opinion on legal base

LECHNER

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-356&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2011-478
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-38&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-293
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-426&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2011-580
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-106&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2010-181
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-32&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-373
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-16&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-34
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-171&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-393
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-63&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-104
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-65&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2010-92
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-184&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-423
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2009/0028(COD)
A7-0015/2010
T7-0049/2010

Movement of persons with a long-stay visa WIKSTRÖM

2009/0028(COD)
A7-0015/2010
T7-0049/2010

Movement of persons with a long-stay visa
Opinion on legal base

LECHNER

2009/0076(COD)
A7-0336/2011
T7-0010/2012

The placing on the market and use of biocidal products
Opinion on legal base

LECHNER

2009/0096(COD)
A7-0050/2009
T7-0106/2009

European Microfinance Facility for Employment and Social
Inclusion (Progress)

CASTEX

2009/0101(CNS)
Procedure lapsed or

withdrawn

Right to interpretation and to translation in criminal
proceedings

WIELAND

2009/0099(COD)
A7-0205/2010
T7-0274/2010

Capital requirements for the trading book and for re-
securitisations, and the supervisory review of remuneration
policies

LEHNE

2009/0143(COD)
A7-0170/2010
T7-0334/2010

European Insurance and Occupational Pensions Authority CASTEX

2009/0142(COD)
A7-0166/2010
T7-0337/2010

European Banking Authority LEHNE

2009/0132(COD)
A7-0102/2010
T7-0227/2010

Securities to be offered to the public and harmonisation of
transparency requirements (amendment of Directives
2003/71/EC and 2004/109/EC)

BODU

2009/0161(COD)
A7-0163/2010
T7-0336/2010

Powers of the European Banking Authority, the European
Insurance and Occupational Pensions Authority and the
European Securities and Markets Authority (amendment of
Directives 1998/26/EC, 2002/87/EC, 2003/6/EC,
2003/41/EC, 2003/71/EC, 2004/39/EC, 2004/109/EC,
2005/60/EC, 2006/48/EC, 2006/49/EC, and 2009/65/EC)

KARIM

2009/0089(COD)
A7-0241/2011
T7-0304/2011

Agency for the management of large scale IT systems in the
area of freedom, security and justice
Opinion on legal base

GERINGER DE
OEDENBERG

2009/0110(COD)
A7-0030/2010
T7-0124/2010

Community guidelines for the development of the trans-
European transport network (recast)

GERINGER DE
OEDENBERG

2009/0130(CNS)
Procedure lapsed or

withdrawn

Requests for comparisons with EURODAC data by Member
States' law enforcement authorities and Europol for law
enforcement purposes

MASIP HIDALGO

2009/0144(COD)
A7-0169/2010
T7-0339/2010

European Securities and Markets Authority BALDASSARRE

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-15&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-49
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-15&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-49
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-336&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-10
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2009-50&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2009-106
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-205&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2010-274
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-170&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2010-334
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-166&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2010-337
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-102&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2010-227
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-163&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2010-336
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-241&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-304
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-30&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-124
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-169&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-339
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2009/0140(COD)
A7-0168/2010
T7-0335/2010

Macro-prudential oversight of the financial system and
establishment of a European Systemic Risk Board

REGNER

2010/0312(NLE)
A7-0215/2013
T7-0260/2013

Establishment of an evaluation mechanism to verify
application of the Schengen acquis
Opinion on legal base

VOSS

2010/0210(COD)
A7-0428/2013
T7-0072/2014

Conditions of entry and residence of third-country nationals
for the purposes of seasonal employment
Opinion on legal base

MAŠTÁLKA

2010/0209(COD)
A7-0170/2014
T7-0369/2014

Conditions of entry and residence of third-country nationals
in the framework of an intra-corporate transfer
Opinion on legal base

MAŠTÁLKA

2010/0392(NLE)
Act adopted by

Council on
15.12.2011

Access by fishing vessels flying the flag of Venezuela to the
exclusive economic zone off the coast of the French
department of Guyana
Opinion on legal base

MAŠTÁLKA

2010/0256(COD)
A7-0321/2011
T7-0035/2013

Specific measures for agriculture in the outermost regions of
the Union
Opinion on legal base

MAŠTÁLKA

2010/0306(NLE)
A7-0214/2011
T7-0295/2011

Spent fuel and radioactive waste
GERINGER DE
OEDENBERG

2010/0160(COD)
A7-0340/2010
T7-0478/2010

Credit rating agencies LEHNE

2010/0199(COD)
A7-0167/2011
T7-0313/2011

Investor-compensation schemes BODU

2010/0199(COD)
A7-0167/2011
T7-0313/2011

Investor-compensation schemes
Opinion on legal base

GERINGER DE
OEDENBERG

2010/0215(COD)
A7-0408/2011
T7-0551/2011

Right to information in criminal proceedings ALBRECHT

2010/0232(COD)
A7-0097/2011
T7-0311/2011

Supplementary supervision of financial entities in a financial
conglomerate

BODU

2010/0251(COD)
A7-0055/2011
T7-0486/2011

Short selling and certain aspects of credit default swaps LEHNE

2010/0250(COD)
A7-0223/2011
T7-0106/2012

Derivatives, central counterparties and trade repositories BOWLES

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-168&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-335
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-215&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-260
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0428&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0072
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0170&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0369
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-321&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-35
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-214&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-295
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-340&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2010-478
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-167&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2011-313
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-167&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2011-313
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-408&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-551
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-97&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2011-311
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-55&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2011-486
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-223&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-106
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2010/0039(COD)
A7-0278/2011
T7-0344/2011

Amendment of Council Regulation (EC) No 2007/2004
establishing European Agency for the Management of
Operational Cooperation at the External Borders of the
Member States of the European Union (FRONTEX)
Opinion on legal base

GERINGER DE
OEDENBERG

2010/0279(COD)
A7-0182/2011
T7-0423/2011

Enforcement measures to correct excessive macroeconomic
imbalances in the euro area
Opinion on legal base

GERINGER DE
OEDENBERG

2010/0278(COD)
A7-0180/2011
T7-0422/2011

Budgetary surveillance in euro area
Opinion on legal base

GERINGER DE
OEDENBERG

2010/0276(CNS)
A7-0179/2011
T7-0425/2011

Implementation of excessive deficit procedure
Opinion on legal base

GERINGER DE
OEDENBERG

2010/0280(COD)
A7-0178/2011
T7-0421/2011

Surveillance of budgetary positions and surveillance and
coordination of economic policies
Opinion on legal base

GERINGER DE
OEDENBERG

2010/0278(NLE)
A7-0180/2011
T7-0422/2011

Requirements for budgetary frameworks of the Member
States
Opinion on legal base

GERINGER DE
OEDENBERG

2010/0208(COD)
A7-0170/2011
T7-0314/2011

Possibility for the Member States to restrict or prohibit the
cultivation of GMOs in their territory
Opinion on legal base

GERINGER DE
OEDENBERG

2010/0257(COD)
A7-0163/2011
T7-0508/2011

Programme to support the further development of an
integrated maritime policy
Opinion on legal base

GERINGER DE
OEDENBERG

2010/0281(COD)
A7-0183/2011
T7-0424/2011

Prevention and correction of macroeconomic imbalances
Opinion on legal base

GERINGER DE
OEDENBERG

2010/0326(COD)
A7-0031/2012
T7-0036/2012

Vaccination against bluetongue
Opinion on legal base

GERINGER DE
OEDENBERG

2010/0802(COD)
A7-0435/2011
T7-0560/2011

European Protection Order
Opinion on legal base

LICHTENBERGER

2010/0097(CNS)
A7-0057/2011
T7-0135/2011

Imports from Greenland of fishery products, live bivalve
molluscs, echinoderms, tunicates and marine gastropods
Opinion on legal base

LICHTENBERGER

2010/0220(NLE)
A7-0324/2010
T7-0424/2010

State aid to facilitate the closure of uncompetitive coal mines
Opinion on legal base

LICHTENBERGER

2010/0065(CNS)
A7-0348/2010
T7-0471/2010

Trafficking in human beings
Opinion on legal base

LICHTENBERGER

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-278&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-344
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-182&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-423
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-180&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-422
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-179&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-425
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-178&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-421
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-180&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-422
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-170&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-314
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-163&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-508
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-183&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-0424
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-31&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-36
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-435&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-560
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-57&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2011-135
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-324&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-424
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2010-348&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2010-471
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2011/0006(COD)
A7-0077/2012
T7-0189/2014

Amendment of Directives 2003/71/EC and 2009/138/EC in
respect of the powers of the European Insurance and
Occupational Pensions Authority and the European
Securities and Markets Authority

STOYANOV

2011/0062(COD)
A7-0202/2012
T7-0541/2013

Credit agreements relating to residential property THEIN

2011/0167(NLE)
A7-0204/2012
T7-0287/2012

Anti-Counterfeiting Trade Agreement between the EU and
its Member States, Australia, Canada, Japan, the Republic of
Korea, Mexico, Morocco, New Zealand, Singapore,
Switzerland and the USA

REGNER

2011/0177(APP)
A7-0313/2012
T7-0360/2012

Multiannual financial framework for the years 2014-2020 ROTH-BEHRENDT

2011/0154(COD)
A7-0228/2013
T7-0340/2013

The right of access to a lawyer in criminal proceedings and
the right to communicate upon arrest

ALBRECHT

2011/0129(COD)
A7-0244/2012
T7-0327/2012

Minimum standards on the rights, support and protection of
victims of crime

LÓPEZ-ISTÚRIZ
WHITE

2011/2116(INI)
A7-0432/2011
T7-0071/2012

The Statute for a European cooperative society with regard
to the involvement of employees

REGNER

2011/0297(COD)
A7-0344/2012
T7-0057/2014

Criminal sanctions for insider dealing and market
manipulation

THEIN

2011/0295(COD)
A7-0347/2012
T7-0342/2013

Insider dealing and market manipulation (market abuse) THEIN

2011/0340(COD)
A7-0214/2012
T7-0005/2014

Consumer programme 2014-2020 WIKSTRÖM

2011/0360(COD)
A7-0220/2012
T7-0013/2013

Amendment of Directive 2009/65/EC on the coordination of
laws, regulations and administrative provisions relating to
undertakings of collective investment in transferable
securities (UCITS) and Directive 2011/61/EU on Alternative
Investment Funds Managers in respect of the excessive
reliance on credit ratings

BODU

2011/0361(COD)
A7-0221/2012
T7-0012/2013

Amendment of the Regulation (EC) No 1060/2009 on credit
rating agencies

WIKSTRÖM

2011/0344(COD)
A7-0397/2013
T7-0520/2013

Establishing the Rights and Citizenship Programme 2014 -
2020

LEHNE

2011/0309(COD)
A7-0121/2013
T7-0200/2013

Safety of offshore oil and gas prospection, exploration and
production activities

LICHTENBERGER

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-77&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0189
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-202&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0541
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-204&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2012-287
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-313&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2012-360
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-340
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-244&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-327
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2011-432&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-71
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-344&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0057
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-347&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-342
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-214&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0005
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-220&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2013-13
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-221&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-12
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0397&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0520
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-121&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-200
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2011/0400(NLE)
A7-0407/2012
T7-0469/2013

Research and Training Programme of the European Atomic
Energy Community (2014-2018) complementing Horizon
2020 – The Framework Programme for Research and
Innovation

BORYS

2011/0402(CNS)
A7-0002/2013
T7-0504/2013

Specific Programme Implementing Horizon 2020 - The
Framework Programme for Research and Innovation (2014-
2020)

BORYS

2011/0374(COD)
A7-0236/2012
T7-0065/2013

Online dispute resolution for consumer disputes (Regulation
on consumer ODR)

BERLINGUER

2011/0384(COD)
A7-0403/2012
T7-0502/2013

Amendment of Regulation (EC) No 294/2008 establishing
the European Institute of Innovation and Technology

MÉSZÁROS

2011/0387(COD)
A7-0422/2012
T7-0501/2013

Strategic Innovation Agenda of the European Institute of
Innovation and Technology (EIT): the contribution of the
EIT to a more innovative Europe

MÉSZÁROS

2011/0401(COD)
A7-0427/2012
T7-0499/2013

Establishment of Horizon 2020 - The Framework
Programme for Research and Innovation (2014-2020)

BORYS

2011/2313(INI)
A7-0262/2012
T7-0324/2012

Online distribution of audiovisual works in the EU BORYS

2011/0417(COD)
A7-0193/2012
T7-0071/2013

European Venture Capital Funds STOYANOV

2011/0418(COD)
A7-0194/2012
T7-0072/2013

European Social Entrepreneurship Funds STOYANOV

2011/0432(CNS)
A7-0288/2012
T7-0394/2012

Consular protection for citizens of the Union abroad ZWIEFKA

2011/0430(COD)
A7-0404/2012
T7-0275/2013

Amendment of Directive 2003/98/EC on re-use of public
sector information

GALLO

2011/0437(COD)
A7-0030/2013
T7-0024/2014

Award of concession contracts BALDASSARRE

2011/0438(COD)
A7-0007/2013
T7-0025/2014

Public procurement GARGANI

2011/0439(COD)
A7-0034/2013
T7-0026/2014

Procurement by entities operating in the water, energy,
transport and postal services sectors

GARGANI

2011/0177(APP)
A7-0313/2012
T7-0360/2012

Interim report in the interests of achieving a positive
outcome of the Multiannual Financial Framework 2014-
2020 approval procedure (2011/0177(APP))

ROTH-BEHRENDT

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-407&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0469
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-2&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0504
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-236&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-65
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-403&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0502
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-422&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0501
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-427&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0499
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-262&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-324
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-193&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2013-71
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-194&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-72
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-288&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-394
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-404&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=FR&reference=P7-TA-2013-275
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0024
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-7&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0025
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0026
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-313&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-360
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2011/0269(COD)
A7-0005/2013
T7-0572/2013

European Globalisation Adjustment Fund (2014-2020) LICHTENBERGER

2011/0272(COD)
A7-0309/2013
T7-0487/2013

Amendment of regulation (EC) No 1082/2006 of the
European Parliament and of the Council of 5 July 2006 on a
European grouping of territorial cooperation (EGTC) as
regards the clarification, simplification and improvement of
the establishment and implementation of such groupings

VOSS

2011/0051(COD)
A7-0206/2013
T7-0264/2013

Amendment of Schengen border code and Convention
Implementing the Schengen Agreement
Opinion on legal base

VOSS

2011/0363(NLE)
A7-0119/2013
T7-0471/2013

Nuclear decommissioning assistance programmes in
Bulgaria, Lithuania and Slovakia
Opinion on legal base

SPERONI

2011/0373(COD)
A7-0280/2012
T7-0066/2013

Alternative dispute resolution for consumer disputes and
amending regulation (EC) No 2006/2004 and Directive
2009/22/EC (Directive on consumer ADR)

BUSOI

2011/0373(COD)
A7-0280/2012
T7-0066/2013

Alternative dispute resolution for consumer disputes and
amending regulation (EC) No 2006/2004 and Directive
2009/22/EC (Directive on consumer ADR)
Opinion on legal base

LICHTENBERGER

2011/0254(NLE)
A7-0303/2013
T7-0452/2013

Basic safety standards for protection against the dangers
arising from exposure to ionising radiation
Opinion on legal base

VOSS

2011/0380(COD)
A7-0282/2013
T7-0443/2014

European Maritime and Fisheries Fund
Opinion on legal base

VOSS

2011/0435(COD)
A7-0038/2013
T7-0408/2013

Amendment of Directive 2005/36/EC on the recognition of
professional qualifications and of Regulation ... on
administrative cooperation through the Internal Market
Information System
Opinion on legal base

SPERONI

2011/0302(COD)
A7-0021/2013
T7-0463/2013

Connecting Europe Facility SPERONI

2011/0195(COD)
A7-0409/2013
T7-0537/2013

Common Fisheries Policy
Opinion on legal base

LICHTENBERGER

2011/0369(COD)
A7-0396/2013
T7-0519/2013

Justice Programme for 2014-2020 BERLINGUER

2011/0282(COD)
A7-0361/2013
T7-0491/2013

Support for rural development by the European Agricultural
Fund for Rural Development (EAFRD)

VOSS

2011/0153(COD)
A7-0419/2013
T7-0586/2013

Amendment of certain regulations relating to the common
commercial policy as regards the granting of delegated
powers for the adoption of certain measures

SZÁJER

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-5&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0572
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-309&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0487
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-206&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-264
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-119&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0471
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-280&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-66
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-280&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-66
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-303&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-452
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-282&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0443
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-38&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-408
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-21&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0463
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0409&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0537
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0396&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0519
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-361&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0491
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0419&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0586
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2011/0138(COD)
A7-0139/2013
T7-0370/2013

Customs enforcement of intellectual property rights GALLO

2011/0225(NLE)
A7-0385/2013
T7-0574/2013

System for registration of carriers of radioactive materials VOSS

2011/0262(COD)
A7-0249/2012
T7-0480/2012

Implementation of the bilateral safeguard clause and the
stabilisation mechanism for bananas of the Trade Agreement
between the EU and Colombia and Peru
Opinion on legal base

VOSS

2011/0263(COD)
A7-0237/2012
T7-0477/2012

Implementation of the bilateral safeguard clause and the
stabilisation mechanism for bananas of the Trade Agreement
between the EU and Central America
Opinion on legal base

VOSS

2011/0286(COD)
A7-0163/2012
T7-0288/2012

Amendment of Council regulation (EC) No 73/2009 as
regards the application of direct payments to farmers in
respect of the year 2013
Opinion on legal base

VOSS

2011/0285(COD)
A7-0203/2012
T7-0316/2012

Amendment of Council regulation (EC) No 1234/2007 as
regards the regime of the single payment scheme and
support to vine-growers
Opinion on legal base

LEHNE

2011/0436(APP)
A7-0424/2012
T7-0462/2013

Establishing programme "Europe for citizens" for the period
2014-2020
Opinion on legal base

LEHNE

2011/0058(CNS)
A7-0080/2012
T7-0135/2012

Common Consolidated Corporate tax Base (CCCTB)
Opinion on legal base

MAŠTÁLKA

2011/0400(NLE)
A7-0407/2012
T7-0469/2013

Research and Training Programme of the European Atomic
Energy Community (014-2020) complementing Horizon
2020 - the Framework Programme for research and
Innovation

BORYS

2012/0341A(COD)
A7-0026/2013

P7_TA(2013)0509

Establishment of an action programme for customs in the
European Union for the period 2014-2020 (CUSTOMS) and
repeal of Decision No 624/2007/EC

VOSS

2012/0011(COD)
A7-0402/2013
T7-0212/2014

Protection of individuals with regard to the processing of
personal data, and the free movement of such data (General
Data Protection Regulation)

GALLO

2012/0010(COD)
A7-0403/2013
T7-0219/2014

Protection of individuals with regard to the processing of
personal data by competent authorities for the purposes of
prevention, investigation, detection or prosecution of
criminal offences or the execution of criminal penalties, and
the free movement of such data (Directive)

VOSS

2012/0060(COD)
A7-0454/2013
T7-0027/2014

Access of third-country goods and services to the Union’s
internal market in public procurement and procedures
supporting negotiations on access of Union goods and
services to the public procurement markets of third countries

BALDASSARRE

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-139&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-370
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0385&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0574
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-249&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-480
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-237&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-477
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-163&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-288
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-203&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-316
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-424&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0462
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-80&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2012-135
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-407&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0469
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2013-0509&language=EN&ring=A7-2013-0026
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0402&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0212
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0403&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0219
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0454&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0027
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2012/0150(COD)
A7-0196/2013
T7-0354/2014

Framework for the recovery and resolution of credit
institutions and investment firms and amendment of Council
Directives 77/91/EEC and 82/891/EC, Directives
2001/24/EC, 2002/47/EC, 2004/25/EC, 2005/56/EC,
2007/36/EC and 2011/35/EC and Regulation (EU) No
1093/2010

STOYANOV

2012/0146(COD)
A7-0365/2013
T7-0282/2014

Electronic identification and trust services for electronic
transactions in the internal market

MÉSZÁROS

2012/2170(DEC)
A7-0090/2013
T7-0127/2013

2011 discharge: EU general budget, Court of Justice LICHTENBERGER

2012/0193(COD)
A7-0251/2014
T7-0427/2014

Fight against fraud to the Union's financial interests by
means of criminal law

ZWIEFKA

2012/0193(COD)
A7-0251/2014
T7-0427/2014

Fight against fraud to the Union's financial interests by
means of criminal law
Opinion on legal base

LICHTENBERGER

2012/0237(COD)
A7-0140/2013
T7-0421/2014

Statute and funding of European political parties and
European political foundations

BERLINGUER

2012/0061(COD)
A7-0249/2013
T7-0415/2014

Enforcement of Directive 96/71/EC concerning the posting
of workers in the framework of the provision of services

LEHNE

2012/0299(COD)
A7-0340/2013
T7-0488/2013

Gender balance among non-executive directors of companies
listed on stock exchanges

REGNER

2012/0364(COD)
A7-0315/2013
T7-0245/2014

Union programme to support specific activities in the field
of financial reporting and auditing for the period of 2014-
2020

STOYANOV

2012/0364(COD)
A7-0315/2013
T7-0245/2014

Union programme to support specific activities in the field
of financial reporting and auditing for the period of 2014-
2020

STOYANOV

2012/0061(COD)
A7-0249/2013
T7-0415/2014

Enforcement of directive 96/71/EC concerning the posting
of workers in the framework of the provision of services

LEHNE

2012/0074(NLE)
A7-0033/2013
T7-0068/2013

Health protection: Radioactive substances in water intended
for human consumption
Opinion on legal base

LICHTENBERGER

2012/0180(COD)
A7-0281/2013
T7-0056/2014

Collective management of copyright and related rights and
multi-territorial licensing of rights in musical works for on-
line uses in the internal market
Opinion on legal base

VOSS

2012/0066(COD)
A7-0131/2013
T7-0417/2013

Amendment of directive 2006/66/EC (placing on the market
of portable batteries and accumulators containing cadmium
intended for use in cordless power tools)
Opinion on legal base

SPERONI

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0354
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0365&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0282
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-90&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-127
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0251&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0427
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0251&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0427
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-140&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0421
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0415
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-340&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0488
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0315&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0245
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0315&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0245
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-249&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0415
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-33&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-68
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0281&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0056
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-131&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-417
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2012/0066(COD)
A7-0131/2013
T7-0417/2013

Amendment of directive 2006/66/EC (placing on the market
of portable batteries and accumulators containing cadmium
intended for use in cordless power tools)
Opinion on delegation of legislative powers

STOYANOV

2012/0366(COD)
A7-0276/2013
T7-0160/2014

Approximation of the laws, regulations and administrative
provisions of the Member States concerning the
manufacture, presentation and sale of tobacco and related
products

LEHNE

2012/0366(COD)
A7-0276/2013
T7-0160/2014

Approximation of the laws, regulations and administrative
provisions of the Member States concerning the
manufacture, presentation and sale of tobacco and related
products
Opinion on legal base

REGNER

2012/0366(COD)
A7-0276/2013
T7-0160/2014

Approximation of the laws, regulations and administrative
provisions of the Member States concerning the
manufacture, presentation and sale of tobacco and related
products
Opinion on delegation on legislative powers

STOYANOV

2012/0035(COD)
A7-0015/2013
T7-0039/2013

Transparency of measures regulating the prices of medicinal
products for human use and their inclusion in the scope of
public health insurance systems
Opinion on legal base

SPERONI

2013/0005(NLE)
A7-0342/2013
T7-0479/2013

Agreement between the European Union and the Russian
Federation on drug precursors

ZBIGNIEW

2013/2017(BUD)
Procedure lapsed or

withdrawn
2014 Budget - Mandate for the Trilogue LICHTENBERGER

2013/0185(COD)
A7-0089/2014
T7-0451/2014

Rules governing actions for damages under national law for
infringements of the competition law provisions of the
Member States and of the EU

RAPKAY

2013/0049(COD)
A7-0355/2013
T7-0383/2014

Consumer product safety MAŠTÁLKA

2013/0340(NLE)
A7-0252/2014
T7-0274/2014

Amendment to Council Directive 2009/71/EURATOM of 25
June 2009 establishing a Community framework for the
nuclear safety of nuclear installations

REGNER

2013/0141(COD)
A7-0147/2014
T7-0382/2014

Protective measures against pests of plants
Opinion on legal base

REGNER

2013/0136(COD)
A7-0129/2014
T7-0381/2014

Animal health
Opinion on legal base

REGNER

2013/0202(COD)
A7-0072/2014
T7-0435/2014

Enhanced cooperation between Public Employment Services
(PES)
Opinion on legal base

REGNER

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-131&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-417
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-276&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0160
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-276&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0160
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-276&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0160
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-15&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-39
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-342&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0479
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0089&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0451
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-355&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0383
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0252&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0274
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0147&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0382
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0129&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0381
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0072&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0435
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2013/0240(NLE)
A7-0105/2014
T7-0373/2014

Innovative Medicines Initiative 2 Joint Undertaking VOSS

2013/0255(APP)
A7-0141/2014
T7-0234/2014

European Public Prosecutor's office REGNER

2013/0408(COD)
Awaiting committee

decision

Procedural safeguards for children suspected or accused in
criminal proceedings

THEIN

2013/0409(COD)
Awaiting committee

decision

Legal aid for suspects or accused persons deprived of liberty
and legal aid in European arrest warrant proceedings

ZBIGNIEW

2013/0400(CNS)
A7-0243/2014
T7-0275/2014

Common system of  taxation applicable in the case of parent
companies and subsidiaries of different Member States

GERINGER DE
OEDENBERG

2013/0139(COD)
A7-0398/2013
T7-0356/2014

Payment accounts STOYANOV

2013/0280(CNS)
A7-0405/2013
T7-0582/2013

Amending Directives 2006/112/EC and 2008/118/EC as
regards the French outermost regions and Mayotte in
particular
Opinion on legal base

VOSS

2013/0191(COD)
A7-0425/2013
T7-0591/2013

Amending regulations in the fields of fisheries and animal
health by reason of the change of status of Mayotte with
regard to the Union
Opinion on legal base

VOSS

2013/0192(COD)
A7-0399/2013
T7-0589/2013

Amending Directives in the fields of environment,
agriculture, social policy and public health by reason of the
change of status of Mayotte with regard to the Union
Opinion on legal base

VOSS

2013/0189(NLE)
A7-0414/2013
T7-0583/2013

Amendment to Council directive 2010/18/EU because of the
change in status of Mayotte
Opinion on legal base

VOSS

2013/0088(COD)
A7-0031/2014
T7-0118/2014

Community trade mark
Opinion on delegation of legislative powers

MAŠTÁLKA

2013/0185(COD)
A7-0089/2014
T7-0451/2014

Rules governing actions for damages under national law for
infringements of the competition law provisions of the
Member states and of the EU

RAPKAY

2013/0273(NLE)
Awaiting committee

decision

Agreement on Cooperation and Customs Union between the
European Community and its Member States, of the one
part, and the Republic of San Marino, of the other part,
regarding the participation, as a contracting party, of the
Republic of Croatia, following its accession to the EU

REGNER

2013/0407(COD)
Awaiting committee

decision

Strengthening of certain aspects of the presumption of
innocence and of the right to be present at trial in criminal
proceedings

THEIN

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0105&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0373
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0141&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0234
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0243&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0275
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0398&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0356
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0405&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0582
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0425&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0591
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0399&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0589
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0414&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2013-0583
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0031&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0118
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0089&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0451
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Procedure no.
A7 = tabled text

P7 = adopted text
Title Rapporteur

2013/0309(COD)
A7-0190/2014
T7-0281/2014

European single market for electronic communications GALLO

2013/0253(COD)
A7-0478/2013
T7-0341/2014

Uniform rules and procedure for the resolution of credit
institutions and certain investment firms in the framework of
a Single Resolution Mechanism and a Single Bank
Resolution Fund

STOYANOV

2013/0256(COD)
Awaiting committee

decision
EU Agency for Criminal Justice Cooperation (Eurojust) BERLINGUER

2013/0255(APP)
A7-0141/2014
T7-0234/2014

European Public Prosecutor's Office REGNER

2013/0264(COD)
A7-0169/2014
T7-0280/2014

Payment services in the internal market STOYANOV

2013/0024(COD)
A7-0140/2014
T7-0190/2014

Information accompanying transfers of funds ZWIEFKA

2013/0025(COD)
A7-0150/2014
T7-0191/2014

Prevention of the use of the financial system for the purpose
of money laundering and terrorist financing

LÓPEZ-ISTÚRIZ
WHITE

2014/0002(COD)
Awaiting committee

decision

European network of Employment services workers' access
to mobility services and the further integration of labour
markets

CASTEX

2014/0124(COD)
Awaiting committee

decision

Establishment of a European Platform to enhance
cooperation in the prevention and deterrence of undeclared
work

Awaiting 8th legislative
term for appointment

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0190&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0281
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2013-0478&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0341
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0141&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0234
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0169&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0280
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0140&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0190
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2014-0150&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P7-TA-2014-0191
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ANNEX III - Codifications

CODIFICATIONS AND RECASTS

JURI/7/ Title of act
Date of

announcement
in Plenary

Opinion date Date of adoption
by Committee

Date of
Plenary vote

00003
CODIFICATION
Marketing of seed potatoes
COM(2009)0299 - 2009/0080(COD)

16.07.2009 07.10.2009
Replaced by a

recast

00075

CODIFICATION:
Protection of workers from the risks related to exposure to asbestos
at work
COM(2009)0071 - 2006/0222(COD)

09.03.2009
07.10.2009

28.04.2009
06.10.2009
Geringer

20.10.2009

00076
CODIFICATION:
Pure-bred breeding animals of the bovine species
COM(2009)0235 - 2006/0250(CNS)

14.07.2009 09.07.2009
06.10.2009
Geringer

20.10.2009

00087
CODIFICATION :
Appliances burning gaseous fuels
COM(2007)0633 - 2007/0225(COD)

13.11.2007 26.06.2009
06.10.2009
Geringer

20.10.2009

00130
CODIFICATION :
Common  system of taxation applicable in the case of parent
companies and subsidiaries of different Member States
COM(2008)0691 - 2008/0206(CNS

20.11.2008
19.10.2009

31.08.2009

Replaced by a
recast:

2010/0387(CNS)

00131
CODIFICATION :
Combat African horse sickness
COM(2008)0697 - 2008/0204(COD)

15.12.2008 04.03.2009
Replaced by a

recast

00132

CODIFICATION :
List of the third countries whose nationals must be in possession of
visas when crossing the external borders and those whose nationals
are exempt from that requirement
COM(2008)0761 - 2008/0225(COD)

09.03.2009 04.03.2009
Replaced by a

recast
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JURI/7/ Title of act
Date of

announcement
in Plenary

Opinion date Date of adoption
by Committee

Date of
Plenary vote

00136

RECAST :
Restriction of the use of certain hazardous substances in electrical
and electronic equipment
COM(2008)0809 - 2008/0240(COD)

12.03.2009 26.03.2009
10.11.2009
Geringer

24.11.2010

00138
RECAST :
Waste electrical and electronic equipment (WEEE)
COM(2008)0810 - C6-0472/2008 - 2008/0241(COD)

13.01.2009 04.03.2009
31.03.2009
Geringer

19.01.2012

00165
CODIFICATION :
A uniform format for visas
COM(2008)0891 - 2008/0265(COD)

03.02.2009

Proposal
withdrawn by

the Commission
30.07.2011

00166

CODIFICATION :
Principles governing the organisation of veterinary checks on
animals entering the Community from third countries
COM(2008)0873 - 2008/0253(COD)

03.02.2009 28.04.2009
06.10.2009
Geringer

20.10.2009

00274

CODIFICATION :
Setting up a network for the collection of accountancy data on the
incomes and business operation of agricultural holdings in the
European Community
COM(2009)0125 - 2009/0040(CNS)

14.07.2009 04.05.2009
06.10.2009
06.10.2010
Geringer

20.10.2009

00276
CODIFICATION :
Conservation of wild birds
COM(2009)0129 - 2009/0043(COD)

24.03.2009 04.06.2009
06.10.2009
Geringer

20.10.2009

00291
RECAST :
Combating late payment in commercial transactions
COM(2009)0126 - 2009/0054(COD)

14.09.2009 07.05.2009
17.05.2010
Geringer

20.10.2009

00293
CODIFICATION :
Audiovisual Media Services Directive
COM(2009)0185 - 2009/0056(COD)

14.07.2009 22.06.2009
06.10.2009
Geringer

20.10.2009
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JURI/7/ Title of act
Date of

announcement
in Plenary

Opinion date Date of adoption
by Committee

Date of
Plenary vote

00299

CODIFICATION :
General rules for the granting of Community financial aid in the
field of trans-European networks
COM(2009)0113 - 2009/0037(COD)

14.07.2009
12.10.2009
04.11.2009

10.11.2009
Geringer

24.11.2009

00306

CODIFICATION :
Animal health conditions governing intra-Community trade in, and
imports from third countries of, poultry and eggs for hatching
COM(2009)0227 - 2009/0067(CNS)

14.07.2009 09.07.2009
06.10.2009
Geringer

20.10.2009

00354
CODIFICATION :
Introduction of the euro
COM(2009)0323 - 2009/0083(CNS)

PE not consulted
by Council

/

CODIFICATION :
Protection against dumped imports from countries not members of
the European Community
COM(2009)0168 - 2009/0052(CNS)

16.06.2009
PE not consulted

by Council
/

00734

RECAST :
Guidelines for the development of the trans-European transport
network
COM(2009)0391 - 2009/0110(COD)

14.09.2009 24.09.2009
10.11.2009
Geringer

05.05.2010

0773

RECAST :
Administrative cooperation and combating fraud in the field of
value added tax
COM(2009)0427 - 2009/0118(CNS)

07.10.2009 07.10.2009
10.11.2009
Geringer

05.05.2010

00846

CODIFICATION
Uniform procedures for checks on the transport of dangerous goods
by road
COM(2009)0446 - 2009/0123(COD)

14.09.2009
Replaced by a

recast
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JURI/7/ Title of act
Date of

announcement
in Plenary

Opinion date Date of adoption
by Committee

Date of
Plenary vote

01144

RECAST :
Establishment of ‘EURODAC’ for the comparison of fingerprints
for the effective application of Regulation (EU) No […/…]
(establishing the criteria and mechanisms for determining the
Member State responsible for examining an application for
international protection lodged in one of the Member States by a
third-country national or a stateless person) and to request
comparisons with EURODAC data by Member States' law
enforcement authorities and Europol for law enforcement purposes
and amending Regulation (EU) No 1077/2011 establishing a
European Agency for the operational management of large-scale IT
systems in the area of freedom, security and justice
COM(2009)0342 - 2008/0242(COD)

07.10.2009
19.10.2010

12.10.2009
18.07.2012

10.11.2009
Geringer 12.06.2013

01269
CODIFICATION :
Statistical returns in respect of the carriage of goods by road
COM(2009)0530 - 2009/0149(COD)

22.10.2009
Replaced by a

recast
2010/0258(COD)

/

01338
CODIFICATION :
Waste statistics
COM(2009)0535 - 2009/0151(COD)

22.10.2009
21.06.2010
Negative
opinion

Replaced by a
recast

01360
CODIFICATION :
Radio interference (electromagnetic compatibility) of vehicles
COM(2009)0546 - 2009/0154(COD)

24.11.2009
Replaced by a

recast

01413

RECAST :
Common  procedures for granting and withdrawing international
protection
COM(2009)0554 - 2009/0165(COD)

12.11.2009 23.11.2009
28.01.2010
Geringer

12.06.2013

01496

RECAST :
Minimum standards for the qualification and status of third country
nationals or stateless persons as beneficiaries of international
protection and the content of the protection granted
COM(2009)0551 - 2009/0164(COD)

12.11.2009 23.11.2009
28.01.2010
Geringer

27.10.2011
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JURI/7/ Title of act
Date of

announcement
in Plenary

Opinion date Date of adoption
by Committee

Date of
Plenary vote

01647
CODIFICATION :
Common rules for the allocation of slots at Community airports
COM(2009)0634 - 2009/0176(COD)

24.11.2009
13.07.2010
Negative
opinion

Withdrawn

02789

CODIFICATION :
Procedure for the provision of information in the field of technical
regulations and of rules on Information Society services
COM(2010)0179 - 2010/0095(COD)

07.07.2010
Replaced by a

recast

CODIFICATION :
Amended proposal for a Directive of the European Parliament and
of the Council laying down a procedure for the provision of
information in the field of technical regulations and of rules on
Information Society services (codification)
(COM(2013)0932 - C7-0006/2014 - 2010/0095(COD)

13.01.2014 28.02.2014 20.03.2014 15.04.2014

02811

RECAST :
Maximum permitted  levels of radioactive contamination of
foodstuffs and of feeding stuffs following a nuclear accident or any
other case of radiological emergency
COM(2010)0184 - 2010/0098(CNS)

15.06.2010 08.06.2010
23.06.2010
Geringer

15.02.2011

02875
CODIFICATION :
Freedom of movement for workers within the Union
COM(2010)0204 - 2010/0110(COD)

19.05.2010 08.06.2010
23.06.2010
Geringer

07.09.2010

03243

RECAST :
Revision of the Financial Regulation applicable to the general
budget of the European Union
COM(2010)0260 - 2010/0154(COD)

07.09.2010
Replaced by
procedure

2010/0395(COD)

03375
RECAST :
Marketing of material for the vegetative propagation of the vine
COM(2010)0359 - 2010/0194(COD)

08.07.2010 29.09.2010
Withdrawn
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JURI/7/ Title of act
Date of

announcement
in Plenary

Opinion date Date of adoption
by Committee

Date of
Plenary vote

03636
CODIFICATION :
Mergers of public limited liability companies
COM(2010)0391 - 2008/0009(COD)

07.09.2010 12.10.2010
02.12.2010

MAŠTÁLKA
18.01.2011

03637

CODIFICATION :
Public limited liability companies: coordination of safeguards in
respect of their formation and the maintenance and alteration of
their capital
COM(2010)0388 - 2008/0173(COD)

07.09.2010 12.10.2010

Replaced by a
recast

2011/0011(COD)

03844
RECAST :
Establishing a single European railway area
COM(2010)0475 - 2010/0253(COD)

23.09.2010 15.11.2010
24.05.2011

16.11.2011

03909

CODIFICATION :
Indications or marks identifying the lot to which a foodstuff
belongs
COM(2010)0506 - 2010/0259(COD)

07.10.2010 15.11.2010
22.03.2011

Karim
11.05.2011

03912

CODIFICATION :
Approximation of the laws of the Member States relating to units of
measurement
COM(2010)0507 - 2010/0260(COD)

07.10.2010 15.11.2010
22.03.2011

Karim
11.05.2011

03916
RECAST :
Statistical returns in respect of the carriage of goods by road
COM(2010)0505 - 2010/0258(COD)

07.10.2010 02.12.2010
12.04.2011

Karim
01.12.2011

03918
CODIFICATION :
Permissible sound level and the exhaust system of motor vehicles
COM(2010)0508 - 2010/0261(COD)

07.10.2010 15.11.2010
22.03.2011

Karim
11.05.2011

04086

CODIFICATION :
Rear-mounted roll-over protection structures of narrow-track
wheeled agricultural and forestry tractors
COM(2010)0510 - 2010/0264(COD)

07.10.2010 15.11.2010
22.03.2011

Karim
11.05.2011
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JURI/7/ Title of act
Date of

announcement
in Plenary

Opinion date Date of adoption
by Committee

Date of
Plenary vote

04392

CODIFICATION :
Roll-over protection structures mounted in front of the driver's seat
on narrow-track wheeled agricultural and forestry tractors
COM(2010)0610 - 2010/0302(COD)

10.11.2010 03.01.2011
22.03.2011

Karim
11.05.2011

04456

CODIFICATION :
Establishing a system for the identification and registration of ovine
and caprine animals
COM(2010)0635 - 2010/0309(COD)

23.11.2010 08.06.2011

04743

CODIFICATION :
Denominations and technical specifications of euro coins intended
for circulation
COM(2010)0691 - 2010/0338(NLE)

03.02.2011 19.01.2011
22.03.2011

Karim
11.05.2011

04783
CODIFICATION :
Structure and rates of excise duty applied to manufactured tobacco
COM(2010)0641 - 2007/0206(CNS)

13.12.2010 03.01.2011
22.03.2011

Karim
11.05.2011

04798

CODIFICATION :
Installation, location, operation and identification of the controls of
wheeled agricultural or forestry tractors
COM(2010)0717 - 2010/0348(COD)

18.01.2011 19.01.2011
22.03.2011

Karim
11.05.2011

04861
CODIFICATION :
Braking devices of wheeled agricultural or forestry tractors
COM(2010)0729 - 2010/0349(COD)

16.12.2010 19.01.2011
22.03.2011

Karim
11.05.2011

04883

CODIFICATION :
Operating space, access to the driving position and the doors and
windows of wheeled agricultural or forestry tractors
COM(2010)0746 - 2010/0358(COD)

16.12.2010 19.01.2011
22.03.2011

Karim
11.05.2011
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JURI/7/ Title of act
Date of

announcement
in Plenary

Opinion date Date of adoption
by Committee

Date of
Plenary vote

04888

RECAST :
Jurisdiction and the recognition and enforcement of judgments in
civil and commercial matters
COM(2010)0748 - 2010/0383(COD)

18.01.2011 08.03.2011 Zwiefka 10.12.2012

05219

RECAST :
Common system of taxation applicable in the case of parent
companies and subsidiaries of different Member States
COM(2010)0784 - 2010/0387(CNS)

03.02.2011 03.02.2011
22.03.2011

Karim
26.10.2011

05268

RECAST :
Coordination of safeguards which, for the protection of the interests
of members and others, are required by Member States of
companies within the meaning of the second paragraph of Article
54 of the Treaty on the Functioning of the European Union, in
respect of the formation of public limited liability companies and
the maintenance and alteration of their capital, with a view to
making such safeguards equivalent
COM(2011)0029 - 2011/0011(COD)

14.02.2011 05.07.2011
11.10.2011

Lehne 15.11.2011

05594
RECAST :
Deposit Guarantee Schemes
COM(2010)0368 - 2010/0207(COD)

07.09.2010 29.09.2010
22.03.2011

Karim
15.04.2014

05626

CODIFICATION :
Relating to tyres for motor vehicles and their trailers and to their
fitting
COM(2011)0120 - 2011/0053(COD)

24.03.2011 18.07.2011
Lopéz-Istúriz

White
11.10.2011

25.10.2011

05831

CODIFICATION :
On the assessment of the effects of certain public and private
projects on the environment
COM(2011)0189 - 2011/0080(COD)

10.05.2011 08.06.2011
11.07.2011

Karim
13.09.2011
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JURI/7/ Title of act
Date of

announcement
in Plenary

Opinion date Date of adoption
by Committee

Date of
Plenary vote

06006
RECAST :
Concerning the export and import of dangerous chemicals
COM(2011)0245 - 2011/0105(COD)

10.05.2011 18.07.2011
López-Istúriz

White
22.11.2011

10.05.2012

06228

RECAST :
On common  procedures for granting and withdrawing international
protection
COM(2011)0319 - COM(2009)0554 - 2009/0165(COD)

23.06.2011 18.07.2011
Lopéz-Istúriz

White
11.10.2011

12.06.2013

06230
RECAST :
Standards for the reception of applicants for international protection
COM(2011)0320 - 2008/0244(COD)

23.06.2011 08.08.2011
Lopéz-Istúriz

White
11.10.2011

12.06.2013

06474

RECAST :
On the methods and procedure for making available the traditional,
VAT and GNI-based own-resources and on the measures to meet
cash requirements
COM(2011)0512 - 2011/0185(CNS)

13.09.2011 14.10.2011
López-Istúriz

White
01.03.2012

16.04.2014

06509

RECAST :
On roaming on public mobile communications networks within the
Union
COM(2011)0402 - 2011/0187(COD)

13.09.2011 14.10.2011
López-Istúriz

White
22.11.2011

11.06.2012

06977

RECAST :
On the accelerated phasing-in of double-hull or equivalent design
requirements for single-hull oil tankers
COM(2011)0566 - 2011/0243(COD)

29.09.2011 14.10.2011
López-Istúriz

White
22.11.2011

11.06.2012

07645

RECAST :
Markets in financial instruments repealing Directive 2004/39/EC of
the European Parliament and of the Council
COM(2011)0656 - 2011/0298(COD)

15.11.2011
López-Istúriz

White
01.03.2012

15.04.2014
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JURI/7/ Title of act
Date of

announcement
in Plenary

Opinion date Date of adoption
by Committee

Date of
Plenary vote

07753

RECAST :
Proposal for a Council directive on a common system of taxation
applicable to interest and royalty payments made between
associated companies of different Member States
COM(2011)0714 - 2011/0314(CNS)

López-Istúriz
White

01.03.2012
11.09.2012

07933

RECAST :
Harmonisation of the laws of the Member States relating to the
making available on the market of pyrotechnic articles
COM(2011)0764 - 2011/0358(COD)

30.11.2011 08.10.2012
Francesco Enrico

Speroni
6.11.2012

22.05.2013

07936

RECAST :
Harmonisation of the laws of the Member States relating to
electromagnetic compatibility
COM(2011)0765 - 2011/0351(COD)

30.11.2011
López-Istúriz

White
26.04.2012

05.02.2014

07939

RECAST :
Harmonisation of the laws of the Member States relating to making
available on the market of non-automatic weighing instruments
COM(2011)0766 - 2011/0352(COD)

30.11.2011
López-Istúriz

White
26.04.2012

05.02.2014

07942

RECAST :
Harmonisation of the laws of the Member States relating to the
making available on the market of simple pressure vessels
COM(2011)0768 - 2011/0350(COD)

30.11.2011
López-Istúriz

White
26.04.2012

05.02.2014

07945

RECAST :
Harmonisation of the laws of the Member States relating to making
available on the market of measuring instruments
COM(2011)0769 - 2011/0353(COD)

30.11.2011 08.10.2012
Francesco Enrico

Speroni
6.11.2012

05.02.2014

07948

RECAST :
Harmonisation of the laws of the Member States relating to lifts and
safety components for lifts
COM(2011)0770 - 2011/0354(COD)

30.11.2011
López-Istúriz

White
26.04.2012

05.02.2014
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JURI/7/ Title of act
Date of

announcement
in Plenary

Opinion date Date of adoption
by Committee

Date of
Plenary vote

07951

RECAST :
Harmonisation of the laws of the Member States relating to the
making available on the market and supervision of explosives for
civil uses
COM(2011)0771 - 2011/0349(COD)

30.11.2011
López-Istúriz

White
26.04.2012

05.02.2014

07954

RECAST :
Harmonisation of the laws of the Member States relating to
equipment and protective systems intended for use in potentially
explosive atmospheres
COM(2011)0772 - 2011/0356(COD)

30.11.2011
López-Istúriz

White
26.04.2012

05.02.2014

07957

RECAST :
Proposal for a Directive of the European Parliament and of the
Council on the harmonisation of the laws of Member States relating
to the making available on the market of electrical equipment
designed for use within certain voltage limits
COM(2011)0773 - 2011/0357(COD)

30.11.2011
López-Istúriz

White
26.04.2012

05.02.2014

08025
RECAST :
Allocation of slots at European Union airports
COM(2011)0827 - 2011/0391(COD)

López-Istúriz
White

26.04.2012
12.12.2012

08925

RECAST:
Proposal for a regulation of the European Parliament and of the
Council laying down the Union Customs Code
COM(2012)0064 - 2012/0027(COD)

11.06.2012
López-Istúriz

White
10.07.2012

11.09.2013

09447

RECAST:
Migration from the Schengen Information System (SIS 1+) to the
second generation Schengen Information System (SIS II)
COM(2012)0081 - 2012/0033(NLE)

22/05/2012
Francesco Enrico

Speroni
10.10.2012

21.11.2012

10174

RECAST:
Protection of species of wild fauna and flora by regulating trade
therein
COM(2012)0403 - 2012/0196(COD)

14.10.2013
Francesco Enrico

Speroni
05.11.2013

16.04.2014
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JURI/7/ Title of act
Date of

announcement
in Plenary

Opinion date Date of adoption
by Committee

Date of
Plenary vote

10013
RECAST:
Insurance mediation
COM (2012)0360 - 2012/0175 (COD)

11.09.2012 12.09.2012
Francesco Enrico

Speroni
06.11.2012

16.01.2013

08690
RECAST:
Classification, packaging and labelling of dangerous preparations
COM(2012)0008 - 2012/0007(COD)

02.02.2012 08.10.2012
Francesco Enrico

Speroni
06.11.2012

16.01.2013

11843
RECAST:
Railway safety. 4th Railway Package
COM(2013)0031 - 2013/0016(COD)

07.02.2013 26.11.2013
Francesco Enrico

Speroni
16.12.2013

26.02.2014

11947

RECAST:
Interoperability of the rail system within the European Union. 4th
Railway Package
COM(2013)0030 - 2013/0015(COD)

07.02.2013 26.11.2013
Francesco Enrico

Speroni
16.12.2013

26.02.2014

12351

RECAST:
Conditions of entry and residence of third-country nationals for the
purposes of research, studies, pupil exchange, remunerated
and unremunerated training , voluntary service and au pairing
COM(2013)0151 - 2013/0081(COD)

Francesco Enrico
Speroni

17.09.2013
25.02.2014

12476

RECAST:
Denominations and technical specifications of euro coins intended
for circulation
COM(2013)0184 - 2013/0096(NLE)

Francesco Enrico
Speroni

16.12.2013
15.01.2014

12377

RECAST:
Approximate the laws of the Member States relating to trade marks
COM(2013)0162 - 2013/0089(COD)

17.06.2013
Francesco Enrico

Speroni
05.11.2013

25.02.2014

12868

RECAST:
Return of cultural objects unlawfully removed from the territory of
a Member State
COM(2013)0311 - 2013/0162(COD)

24.09.2013
Francesco Enrico

Speroni
05.11.2013

16.04.2014
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JURI/7/ Title of act
Date of

announcement
in Plenary

Opinion date Date of adoption
by Committee

Date of
Plenary vote

13017
RECAST:
Implementation of the Single European Sky
COM(2013)0410 - 2013/0186(COD)

23.10.2013
Francesco Enrico

Speroni
26.11.2013

12.03.2014

13233

RECAST:
Harmonisation of the laws of the Member States relating to making
available on the market of pressure equipment
COM(2013)0471 - 2013/0221(COD)

28.11.2013
Francesco Enrico

Speroni
16.12.2013

15.04.2014
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ANNEX IV - Hearings

HEARINGS & WORKSHOPS

Workshop on Legal aspects of
free and open source software
(FOSS), in the European
Parliament on 9 July 2013.

Rapporteur Eva Lichtenberger
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Hearing Date Experts Rapporteur

2009

Brussels I 05.10.2009 Professor Burkhard Hess, Institut für ausländisches und
internationales Privat- und Wirtschaftsrecht der Ruprecht-Karls-
Universität Heidelberg

Professor Marie-Laure Niboyet, Université Paris X-Nanterre

Professor Horatia Muir-Watt, Institut d'Etudes politiques de Paris

Professor Luigi Mari, Università degli Studi di Urbino “Carlo Bo”
Alexander Layton, qc of the Bar of England and Wales

Tadeusz ZWIEFKA

Workshop on copyright - tackling orphan
works and improving access to works for
visually impaired persons

10.11.2009 Karin Pilsäter, Chairman of the Committee on Industry and Trade,
Swedish Parliament

Magnus G. Graner, State Secretary, Swedish Ministry of Justice

Elisabeth Niggemann, Representative of Europeana, Director
General of the German National Library (Deutsche
Nationalbibliothek), Member of the High Level Expert Group on
European Digital Libraries (HLG)

Tarja Koskinen-Olsson, Honorary President of the International
Federation of Reproduction Rights Organisations (IFFRO),
Member of HLG

Antoine Aubert, European Copyright Policy Counsel, Google

Jean-François Debarnot, Legal Director, 'Institut National de
l'Audiovisuel' (INA), France

Pirjo Hiidenmaa, President of the European Writers' Congress
(EWC)

Mihaly Ficsor, Vice- President of the Hungarian Patent Office

Tilman Lueder, Head of unit 'Copyright and Knowledge-based
Economy', Internal Market and Services Directorate-General,
European Commission

Michael Keplinger, Deputy Director General, World Intellectual
Property Organisation (WIPO)

Christopher Friend, Strategic Objective Leader - Accessibility,



ANNEXES - Stocktaking of parliamentary committee activities during the 7th legislature 56

Hearing Date Experts Rapporteur

World Blind Union (WBU), Chair WBU Global Right to Read
Campaign

Francisco Martinez Calvo, Technical Advisor, Section of Culture
and Sports for the Blind, Spanish National Organisation of the
Blind (ONCE), Board Member of Daisy Consortium

Anne Bergman-Tahon, Director of the Federation of European
Publishers (FEP

)

2010

Hearing of the Commissioner-designate
Viviane Reding

12.01.2010

Alternative Investment Funds Managers: how
to regulate best?

27.01.2010 Anthony BYRNE, Deutsche Bank Global co-Head Prime
Brokerage, United Kingdom

Sony KAPOOR, Managing Director, Re-Define (Rethinking
Development, Finance & Environment) - an International Think
Tank, United Kingdom

Evelyn REGNER

Hearing on rights relating to personality, in
particular in relation to defamation, in the
context of private international law,
particularly the Rome II Regulation

28.01.2010 Mr William BENNETT, Barrister at Law, London

Prof. Michael HELLNER, Upssala University

Prof. Dr. Gerhard WAGNER, Bonn University

Dr Jeremy HEYMANN, Université Paris-Est (Paris XII)

M. Jean QUATREMER, Journalist at "Libération".

Diana WALLIS

Tadeusz ZWIEFKA
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Hearing Date Experts Rapporteur

Workshop on the proposed regulation on wills
and succession and national law

22.03.2010 William Binchy, Barrister-at-Law, Regius Professor of Laws,
School of Law, Trinity College of Dublin

Eva Lein, Herbert Smith Senior Research Fellow in Private
International Law, British Institute of International and
Comparative Law

Rembert Süß, Rechtsanwalt, Deutsches Notarinstitut (Institute of
German Notaries)

Sara Godechot-Patris, Professor of Law, Université François
Rabelais de Tours

Elisabeth Scheuba, Rechtsanwalt, Lecturer (Succession Law,
Vienna University), Head of Austrian Bar Delegation to the CCBE
(Council of Bar and Law Societies of Europe)

Riitta Leppiniemi, President of the Finnish Bar Association
(Suomen Asianajajaliitto)

Kurt LECHNER

http://www.herbertsmith.com/
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Hearing Date Experts Rapporteur

Hearing on digitisation of books and
copyright: does one trump the other?

23.03.2010 Santiago de la Mora, EMEA Print Content Partnerships Director,
Google

Jonathan Nowell, President of Nielsen Book

Bruno Galindo, Spanish writer and spoken word artist

Alban Cerisier, Senior Adviser to the CEO of Gallimard, France

Friederieke Nielsen, spokesperson of Books on Demand GmbH

Françoise Dubruille, Director of the European Booksellers
Federation and International Booksellers Federation

Prof. Alain Strowel, professor at Saint-Louis University (Brussels),
University of Liege and K.U. Leuven

Piotr Marciszuk, President of the Polish Chamber of Books

Rosa Maiello, Italian Library Association

Marielle
GALLO



ANNEXES - Stocktaking of parliamentary committee activities during the 7th legislature59

Hearing Date Experts Rapporteur

Monitoring the application of European Union
law: Evaluation of the Pilot Project

28.04.2010 Prof. Ludwig KRÄMER, former Head of Unit of Environmental
Governance in DG ENVI, visiting professor at the Faculty of Law
in University College, London

Ms Marta BALLESTEROS, Director of Brussels office of
ClientEarth

Eva
LICHTENBERGER
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Hearing Date Experts Rapporteur

Workshop on one or more optional
instruments for European contract law

29.04.2010 Evelyne Terryn, Professor at K.U.Leuven University

Jérôme Kullmann, Président Aida France, Professeur à l’Université
Paris Dauphine, Directeur de l’Institut des Assurances de Paris
Helmut Heiss, Professor at the University of Zurich

William Vidonja, Head of Single Market & Social Affairs, CEA,
Brussels

Jean-Paul Coteur, Coordinateur assurances, Test-Achats, Brussels

Workshop on an optional instrument for EU
contract law

27.10.2010 Hans Schulte-Nölke, European Legal Studies Institute, University
of Osnabrück

Leena Linnainmaa, Director of Legal Affairs at the Central
Chamber of Commerce of Finland

Živa Drol-Novak, Slovenian Consumers' Organisation

Thomas Klink, Judge, Regional Court of Stuttgart

Martijn Hesselink, Centre for the Study of European Contract Law,
University of Amsterdam

Marc Frilet, Frilet Société d'Avocats

Christoph Busch, European Legal Studies Institute, University of
Osnabrück

Martine Behar-Touchais, University of Paris Descartes, Trans
Europe Experts

Monika Jagielska, Judge, Court of Arbitration, Katowice

Eva Lein, British Institute of International and Comparative Law

Ensuring the independence of impact
assessments

27.10.2010 Angelika NIEBLER

Workshop on civil justice: How to facilitate
the life of European families and citizens?

30.11.2010 Melchior Wathelet, Belgium's State Secretary for the Budget,
Migration and Asylum Policy, Family Policy and Federal Cultural
Institutions

Katharina Boele-Woelki, Professor of Private International Law,
Comparative Law and Family Law,  University of Utrecht

Sjef van Erp, Professor of civil law and European private law,

http://www.linkedin.com/companies/k.u.leuven


ANNEXES - Stocktaking of parliamentary committee activities during the 7th legislature61

Hearing Date Experts Rapporteur

Maastricht European Private Law Institute (MEPLI), Maastricht
University; Deputy-Justice, Court of Appeals ' s-Hertogenbosch

Eva Becker, Lawyer, Junggeburth & Becker, Berlin

Béatrice Weiss-Gout, Chair of the Committee on Family and
Succession Law, The Council of Bars and Law Societies of Europe,
lawyer at the Paris bar

Charles Hyde QC, Barrister, Member of QEB Chambers, London

Maria da Conceiçao Oliveira, Lawyer and Mediator, Council of
Europe expert, Portugal

Arcadio Díaz Tejera, Member of the Senate of Spain

2011

Workshop on harmonisation of insolvency
proceedings at EU level

22.03.2011 Nora Wouters, McKenna Long & Aldridge LLP, Brussels

Anna Maria Pukszto, Salans law firm, Warsaw

Daniel F Fritz, Hermann Rechtsanwälte, representative Deutsche
AnwaltsvereinNeil Cooper,

Zolfo Cooper LLP, London and Life President of Insol Europe

Robert van Galen, NautaDutilh, Amsterdam

Workshop on mediation in civil and
commercial matters : Before and after the EU
mediation directive

23.05.2011 Ferenc Zombor, Deputy State Secretary, Ministry of Public
Administration and Justice

Giuseppe De Palo, President, ADR Center, Italy

Ivan Verougstraete, former President of the Belgian Court of
Cassation

Maciej Bobrowicz,  President of the National Council of Legal
Advisers, President of the Polish Association of Commercial
Mediation

Christian Duve, Partner, Freshfields

Vincent Tilman, Senior Advisor European Affairs with
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Hearing Date Experts Rapporteur

Eurochambres

Andrew Leakey, Partner Stephensons SolicitorsLLP

Bojana Jovin-Hrastnik, District Court Judge and President of the
Council for ADR, Ministry of Justice, Slovenia

Augusta Iannini, Head of the Law Department, Ministry of Justice,
Italy

Margarita Garcia Tomé, Director of the Master
"Mediation",Universidad Pontificia Salamanca, ES.

Bogdan Matei, Lawyer and Mediator, Manager of Craiova
Mediation Center Association, Romania

Tsisana Shamlikashvili, President of the Scientific and
Methodological Centre for Mediation and Law (Russia), Chair of
Subcommittee on ADR and Mediation in the Russian Association
of Lawyers.
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Hearing Date Experts Rapporteur

Hearing on the proposal for a regulation on
jurisdiction, applicable law, recognition and
enforcement of decisions and authentic
instruments in matters of succession and the
creation of a European Certificate of
Succession

20.06.2011 Prof. Ludwig Bittner, President of the Austrian Chamber of Civil
Law Notaries

Maître Pascal Chassaing, Notary, Paris, and chair of the working
group on law of succession of the CNUE

Patricia García Mediero, Partner, Avantia Asesoramiento Fiscal y
Legal

Richard Frimston, Solicitor and Notary Public, Partner with
Russell-Cooke LLP, Chairman – STEP / AETPF EU Committee

Daniel Lehmann, Partner in Rölfs RP Rechtsanwaltsgesellschaft,
Munich, Chairman – STEP / AETPF Germany

Beatrice Puoti-ffiske, Solicitor, Partner with Burges Salmon LLP

Kurt LECHNER
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Hearing Date Experts Rapporteur

Hearing on Smart Regulation 21.06.2011 Sir Stephen Laws QC,First Parliamentary Counsel, Head of the
legal drafters in London and Adviser to the UK government on
legislative matters

Mr Artur Miśkiewicz - Legislator at the Government Legislation
Centre in Poland

Dr Claudio Radaelli - Professor of Political Science, University of
Exeter, UK

Dr Helen Xanthaki - Director of the Sir William Dale Centre for
Legislative Studies at the Institute of

Advanced Legal Studies in London, UK.

Sajjad KARIM
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Hearing Date Experts Rapporteur

Hearing on a horizontal instrument for
collective redress in Europe?

12.07.2011 Gerard McDermott QC, of the Bar of England and Wales

Mestre Paula Meira Lourenço, Presidente da comissão para a
eficácia das execuções, Lisbon

Dr Anke Sessler, Chief Counsel Litigation, Siemens AG

Malcolm Carlisle, European Justice Forum

Klaus-Heiner
LEHNE

Workshop on the proposal for a regulation on
jurisdiction and the recognition and
enforcement of judgments in civil and
commercial matters (Brussels I)

04.10.2011 Professor Burkhard Hess, Institut für ausländisches und
internationales Privat- und Wirtschaftsrecht der Ruprecht-Karls-
Universität Heidelberg

Professor Marie-Laure Niboyet, Université Paris X-Nanterre

Dr Jérémy Heymann, Université Paris I - Sorbonne

Professor Ilaria Pretelli, Università degli Studi di Urbino “Carlo
Bo”

Alexander Layton QC of the Bar of England and Wales

Florian Horn, partner and attorney at law, Brauneis Klauser Prändl
law firm

Tadeusz ZWIEFKA
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Hearing Date Experts Rapporteur

Hearing on "the threshold of unitary patent
protection in Europe"

11.10.2011 Benoît Battistelli, the President of EPO

Stephen F. Jones, partner and head of the Patents Group at
Baker&McKenzie LLP

Judge Dr. Thomas Kühnen, the Appeals Court of Düsseldorf

Pierre Véron - avocat au Barreau de Paris, professor of the Centre
d'Etudes Internationales de la Propriété Industrielle de l'Université
Robert Schuman de Strasbourg

Prof. Bruno Van Pottelsberghe, Dean, Solvay Brussels School of
Economics and Management, SBS-EM, ULB; and Bruegel

Thierry Sueur, Chairman of BUSINESSEUROPE’s “Patents”
Working Group

Bernhard RAPKAY,
Raffaele
BALDASSARRE,
Klaus-Heiner
LEHNE
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Hearing Date Experts Rapporteur

Presentation by the working group on EU
Administrative law of the working document
on state of play and future prospects for EU
administrative law followed by a workshop.

22.11.2011 Dr. Mercedes Fuertes, Catedrática de derecho administrativo,
Facultad de Derecho, Universidad de León

Dr. Melanie Smith, Cardiff Law School, University of Cardiff

Prof; Jacques Ziller, Università degli Studi di Pavia

Luigi
BERLINGUER

2012

Hearing on the proposal for a Common
European Sales Law

01.03.2012 David Hertzell, Law Commissioner for commercial and common
law

Professor Hector MacQueen, Scottish Law Commissioner

Professor Dr. Stefan Leible, University of Bayreuth

Professor Carlo Castronovo, Università Cattolica del Sacro Cuore,
Milan

Tina Sommer, Chairman for International Affairs, Federation of
Small Businesses, UK

Dr. Marc Zgaga (German Federation of Buying and Marketing
Groups), Union of Groups of Independent Retailers of Europe

Marc Frilet, Frilet Société d'Avocats

Klaus-Heiner
LEHNE

The European Law Institute 26.03.2012 Sir Francis Jacobs, ELI

Benedicte Fauvarque-Cosson, ELI

Irmgard Griss, ELI

Christiane Wendehorst, ELI

Tobias Schulte in den Bäumen, ELI
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Hearing Date Experts Rapporteur

Workshop on civil protection measures 27.03.2012 Nikolay Angelov, judge at the Regional Court of Plovdiv
(Bulgaria)

Vigintas Višinskis, judge at the Appeal Court (Lithuania)

Leticia Mata Mayrand, Fundación ANAR (Spain)

Antonio LÓPEZ-
ISTÚRIZ WHITE

Hearing on "Improving audit quality across
the European Union"

27.03.2012 Liz Murrall, Director, Corporate Governance and Reporting,
Investment Management Association, UK

Philip Johnson, Chairman, Federation of European Accountants
(FEE)

Andrew Brown, Chairman, European Group of International
Accounting Networks and Associations (EGIAN)

Pr. Dr. Theo Siegert, Managing Partner of Haen Carstanjen &
Söhne and member of several audit committees (Deutsche Bank
AG, E.ON AG, Henkel AG & Co. KGaA and Merck KGaA)

Francis Desmarchelier, Financial Affairs Director, Association
Française des Entreprises Privées (AFEP)

Sajjad KARIM

The 1980 Abduction Convention 27.03.2012 Professor Louise Ellen Teitz, First Secretary, Hague Conference on
Private International Law

Eva
LICHTENBERGER
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Hearing Date Experts Rapporteur

Workshop on Smart Regulation and EU
Administrative Law : Making the Union more
accessible to citizens

25.04.2012 Vibeke Pasternak Jørgensen, Head of EU law Unit, Danish
Ministry of Foreign Affairs

Pascale Berteloot, Head of Unit "Legal and documentary issues,
consolidation and copyright", Publications Office of the European
Union

William Robinson, Former legal reviser at the Commission, now at
the Sir William Dale Centre for Legislative Studies at the Institute
of Advanced Legal Studies in London

Paul Mollerup, Member of the High Level Group of Independent
Stakeholders on Administrative Burdens ('Stoiber Group')

Dr Stine Andersen, Academic and legal advisor to the Danish
government

Marta Ballesteros, ClientEarth, Law firm

Prof Linda Senden, Utrecht University

Prof Bernardo Giorgio Mattarella, Scuola superiore della pubblica
amministrazione, Rome

Prof emeritus Hans Ragnemalm, Former EUCJ Judge, Chief Justice
of the Supreme Administrative Court of Sweden and Swedish
Parliamentary Ombudsman

Luigi
BERLINGUER,

Sajjad KARIM,

Eva
LICHTENBERGER
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Hearing Date Experts Rapporteur

Hearing on the review of the Accounting and
Transparency Directives: the new country by
country reporting requirements

26.04.2012 Steve Manteaw, Chairman of the Publish What You Pay Africa
Steering Committee

Alexander Woollcombe, Acting Brussels Director, ONE

Vicky Bowman, Global Policy Leader, External Affairs, Rio Tinto

Alan McLean, Executive Vice-President Tax, Shell

Klaus-Heiner
LEHNE,

Arlene
MCCARTHY
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Hearing Date Experts Rapporteur

Hearing on the legal aspects of public
procurement and procurement by entities
operating in the water, energy, transport and
postal services sectors

30.05.2012 Martina Beneventi, Director of the Legal Service, Italian Public
Procurement Agency

Eva Sveman, Swedish Association of Local Authorities and
Regions

Kathleen Walker-Shaw, European Officer, GMB - Britain's General
Union

Alessandra Fratini, PostEurop, Public Procurement WG Chair

Giuseppe
GARGANI
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Hearing Date Experts Rapporteur

Workshop on Common European Sales Law
(CESL)

31.05.2012 Martijn HESSELINK, University of Amsterdam, Netherlands

Ms Ursula PACHL, BEUC

Ms Tiziana POMPEI, UnionCamere, Italy

Mr Gerard Patrick McMEEL, Guildhall Chambers, United
Kingdom

Luigi
BERLINGUER
Klaus-Heiner
LEHNE

Workshop on the Common European Sales
Law (CESL): Remedies

19.06.2012 Prof. Hans Schulte-Nölke, University of Osnabrück, Germany

Prof. Marco Loos, University of Amsterdam, Netherlands

Dora Szentpaly-Kleis, UEAPME, Brussels

Anne-Laure Constanza, Envie de Fraises, on behalf of the French
Business Confederation (MEDEF)

Alice Wagner, AK Wien

Burghard Piltz, German Bar

Luigi
BERLINGUER
Klaus-Heiner
LEHNE

Workshop on Common European Sales Law
(CESL): Restitution and Prescription

10.07.2012 Prof. Christiane Wendehorst, University of Vienna, Austria

Prof. Antoni Vaquer, University of Lleida, Spain

Luigi
BERLINGUER
Klaus-Heiner
LEHNE
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Hearing Date Experts Rapporteur

The proposed Statute for a European
Foundation

26.11.2012 Rosa Gallego, Chair of DAFNE, the Donors and Foundations
Networks in Europe, Madrid

Francis Charhon, Chair of the European Foundation Centre (EFC)
Advocacy Committee, Paris

John Riches, Partner at Withers Bergman LLP, London

Professor Achim Seifert, Faculty of Law, Friedrich-Schiller-
University Jena

Fernando Moreno Cea, Foundation for Social Studies and Analysis
(FAES), Madrid

Evelyn REGNER
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Hearing Date Experts Rapporteur

The proposal for a Common European Sales
Law: taking stock after a year

27.11.2012 Professor Symeon Symeonides, Cyprus Council Presidency

Lord Bowness, Chair of the Legal Affairs and Consumer Protection
Sub-Committee, UK House of Lords

Diana Wallis, former Vice-President of the European Parliament
and co-Rapporteur on CES

The Right Honourable Sir John Thomas, President of the Queen's
Bench Division, UK, Chair of the Working Party of the European
Law Institute on a Common European Sales Law

Professor Verica Trstenjak, Advocate-General of the Court of
Justice

Professor Hans Schulte-Nölke, University of Osnabrück

Professor Martine Behar-Touchais, University Paris I

Professor Patrick Sensburg, Chair of the Sub-Committee on
European Law, German Bundestag

Professor Stefan Vogenauer, Professor of Comparative Law at the
University of Oxford and Fellow of Brasenose College

Hanne Melin, Ebay

Francesco Sciaudone, Grimaldi e Associati

Bernd Krieger, European Consumer Centre Germany

Klaus-Heiner
LEHNE and Luigi
BERLINGUER
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Hearing Date Experts Rapporteur

Workshop on Civil Law and Justice: Do EU
citizens enjoy free movement?

23.01.2013 Professor Koen Lenaerts, Vice-President of the Court of Justice of
the European Union

Alan Shatter, Minister for Justice and Equality, Ireland

Professor Xandra Kramer, Department of Private International and
Comparative Law at the Erasmus University, Rotterdam

Nick Bozeat, ICF GHK, Birmingham

Dr Stephan Prayer, Notary, Gesellschaft für Mediation im Notariat,
Vienna

Professor Ansgar Staudinger, Bielefeld University, Faculty of Law

Jenny Papettas, PhD candidate and postgraduate teaching assistant,
University of Birmingham

Professor Burkhard Hess, Director, Max Planck Institute
Luxembourg for International, European and Regulatory Procedural
Law

Dr Albin Dearing, European Union Agency for Fundamental
Rights, Vienna

Laurence Brunet, London School of Economics

Carlos de Melo Marinho, Judge in the Court of Appeal, Lisbon

Phillipe Lortie, First Secretary, Maja Groff, Senior Legal Officer,
Hague Conference on Private International Law

Richard Frimston, Solicitor, Russell-Cook Solicitors, Member of
the Society of Trust and Estate Practitioners (STEP)

Aude Fiorini, Dundee Law School

Senator Katherine Zappone, Houses of the Oireachtas

Dr Mariolina Eliantonio, Associated Legal Advisor, Milieu,
Brussels

Duncan Macniven, President, The International Commission on
Civil Status, former Registrar General for Scotland

Dr Bojana Zadravec, Vice-President of European Association of
Registrars

Antonio LÓPEZ-
ISTÚRIZ WHITE,

Antonyia
PARVANOVA
(FEMM)
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Hearing Date Experts Rapporteur

Collective management of copyright and
related rights: Towards a viable solution

18.03.2013 Jean Martin, author of the Report on governance and transparency
of collecting societies commissioned by the French Conseil
supérieur de la propriété littéraire et artistique

Dr. Tobias Holzmüller, General Counsel, GEMA

(Society for Musical Performing and Mechanical Reproduction
Rights)

Janine Lorente, Chair of the Board of Directors, SAA (Society of
Audiovisual Authors)

Wes Himes, Director, EDiMA (European Digital Media
Association)

Declan Rudden, Director of Distribution and IT, IMRO (Irish
Music Rights Organisation)

Peter Marx, Rights Agency Ltd (RAL)

Bogusław Pluta, Director of ZPAV (The Polish Society of the
Phonographic Industry) and Jerzy Badowski, Deputy Director
General of ZAIKS (Polish Society of Authors and Composers)

Thierry Desurmont, Deputy Director General and Legal Director of
SACEM (Society of Authors, Composers and Music Publishers)

Olivia Regnier - Director, European Office & European Regional
Counsel of IFPI (International Federation of the Phonographic
Industry)

Nicola Frank - Head of European Affairs of EBU (European
Broadcasting Union)

Petra Hansson - Associate General Counsel for content and
distribution of SPOTIFY

Kelvin Smits, Director, Younison

Pierre Gerard, Managing Director, Jamendo

Kostas Rossoglou - Senior Legal Officer of BEUC (European
Consumer Organisation)

Marielle GALLO
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Hearing Date Experts Rapporteur

Proposal for a Common European Sales Law:
work in progress

19.03.2013 Dora Szentpaly-Kleis, Legal Adviser, UEAPME, European
Association of Craft, Small and Medium-sized Enterprises

Ursula Pachl, Deputy Director General, BEUC, The European
Consumer Organisation

Léon Mölenberg (Senior Policy Consultant – Legal Counsellor,
Thuiswinkel.org), Ecommerce Europe

Prof. Dr. Friedrich Graf von Westphalen, Chair of the European
Private Law Committee of the CCBE, Council of Bars and Law
Societies of Europe

Professor Hugh Beale, Professor of Law, University of Warwick

Klaus-Heiner
LEHNE, Luigi
BERLINGUER
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Hearing Date Experts Rapporteur

Workshop on gender balance 20.03.2013 Zubia Hawcroft, Director (EMEA), MSC Headhunting

Dr. Elaine Dewhurst, Lecturer in Law, University of Manchester

Dr Kim Peters, University of Exeter

Sylvia Walby, UNESCO Chair in Gender Research, Lancaster
University, UK

Reform of the Court of Justice of the
European Unionµ

24.04.2013 Vassilios Skouris, President of the Court of Justice

Maura McGowan QC, Chairman of the Bar of England and Wales

Michael Patchett-Joyce, Barrister, Outer Temple Chambers,
London

Alexandra THEIN
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Hearing Date Experts Rapporteur

The law protecting children in Europe and
worldwide: Provisions facilitating adoptions
and resolving abductions

25.04.2013 Laura Martínez-Mora, Hague Conference on Private International
Law

Dr Jinske Verhellen, University of Gent

Prof Louise Ellen Teitz, Hague Conference on Private International
Law

Alexandra THEIN,
Eva
LICHTENBERGER

The operation of the article 255 panel for the
screening of candidates for appointment to the
courts of the European Union

30.05.2013 Jean-Marc Sauvé, President of the Article 255 Panel

Ana Palacio, Member of the panel

Alexandra THEIN

Interparliamentary meeting with national
parliaments on civil and criminal law

20.06.2013 David STANTON, Chair of the Joint Committee on Justice,
Defence and Equality of the Irish Houses of the Oireachtas

Agustín DIAZ DE MERA, MEP

Lord HANNAY OF CHISWICK, Chair of the EU Sub-Committee
F - Home Affairs, Health and Education of the UK House of Lords

Dietrich NEUMANN, Head of business corporate services Europol

Peter HUSTINX, European Data Protection Supervisor

Françoise LE BAIL, Director-General for Justice in the European
Commission

Cecilia MALMSTRÖM, EU Home Affairs Commissioner

Marietta KARAMANLI, Vice-Chair of the European Affairs
Committee of the French National Assembly

Carlos ZEYEN, Vice-President of Eurojust

Giovanni KESSLER, Director General of OLAF

Holger MATT, Chair of the European Criminal Bar Association

Tadeusz ZWIEFKA, MEP

Alexandra THEIN, MEP

Kurt LECHNER, former Member of the Committee on Legal
Affairs, Rapporteur for the Successions Regulation

Juan Fernando
LÓPEZ AGUILAR
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Aude FIORINI, University of Dundee

Ruud WINTER, Senior Coordinating Vice-President of the
Administrative High Court for Trade and Industry in the
Netherlands

Luis PEREIRA, Secretary General of the European Judicial
Training Network

Emmanuel CRABIT, Head of Unit DG Justice

Public hearing on the Trademarks package 08.07.2013 Mr António Campinos, President of OHIM

Dr Christoph Ernst - Deputy Director General, Federal Ministry of
Justice of Germany

Ms Susanne Ås Sivborg - President and Director General Swedish
Patent and Registrations Office

Ms Dawn Franklin, European Brands Association (AIM) -
Chariman of Trade Mark Committee

Mr José Monteiro - Senior legal director L'Oréal

Cecilia
WIKSTRÖM
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Workshop on Legal aspects of free and open
source software

09.07.2013 Professor Eben Moglen, Columbia Law School

Patrice-Emmanuel Schmitz, Developer of the EUPL

Avv. Carlo Piana, Lawyer

Professor Lawrence Lessig, Harvard Law School

Rishab Ghosh, UNU-MERIT

Jutta Kreyss, Landeshauptstadt München

Interparliamentary Committee Meeting on
"The proposal for a Common European Sales
Law: the way forward"

10.07.2013 Françoise Le Bail, Director General, DG Justice, European
Commission

Juozas Bernatonis, Lithuanian Minister of Justice

Julius Sabatauskas, Chair of the Committee on Legal Affairs,
Seimas of the Republic of Lithuania

Pauliine Koskelo, President, Supreme Court of Finland

Professor Schulte-Nölke, University of Osnabrück

Sir John Thomas/Christiane Wendehorst, European Law Institute

Professor Elise Poillot, University of Luxembourg

David Hertzell, Law Commission, UK

Diana Wallis, former Vice-President of the European Parliament
and co-Rapporteur on CESL

Klaus-Heiner
LEHNE and Luigi
BERLINGUER
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Private copying levies 17.09.2013 José Antonio Suárez, EGEDA

Alain Chamfort

Irena Bednarich, Digital Europe

Xavier Blanc, AEPO-ARTIS

Kostas Rossoglou, BEUC

Françoise CASTEX
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Implementation of the Unitary Patent
Package: State of play

05.11.2013 Pierre Delsaux, Deputy Director General, DG MARKT

Jerome Debrulle, Chair of the Select Committee

Margot Froehlinger, European Patent Office

Paul van Beukering, Chair of the Preparatory Committee of the
Unified Patent Court

Johannes Karcher, Coordinator of the Legal Framework Group of
the Unified Patent Court

Winfried Tilmann, member of the Drafting Committee of the Rules
of Procedure

Thierry Sueur, BusinessEurope

Bernhard RAPKAY
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Workshop on judicial training "The training of
legal practitioners: teaching EU law and
judgecraft"

28.11.2013 Viviane Reding, Vice-President of the European Commission

Judge Antonio Tizzano, President of the First Chamber of the Court
of Justice

Reinier van Zutphen, Dutch Network of Court Coordinators for
European law

Rosa Jansen, the Dutch Training and Study Centre for the Judiciary

Valerio Onida, Presidente della Scuola Superiore della Magistratura

Fernando de Rosa Torner, Vicepresident of the CGPJ - Consejo
General del Poder Judicial

Xavier Ronsin, Director of the École Nationale de la Magistrature

Edith Van Den Broeck, The Belgian Institut de Formation
Judiciaire (IFJ)

Wojciech Postulski, Head of the International Cooperation
Department.

Katalin Kiszely, Deputy State Secretary

for EU and International Judicial Cooperation

Dr. Rainer Hornung, Director of The Deutsche Richerakademie

Wolfgang Heusel, Director  of The European Law Academy (ERA)

Professor Jeremy Cooper

Jonathan Goldsmith, Secretary General of the Council of Bars and
Law Societies of Europe (CCBE)

Amélie Leclercq, Project leader, EIPA

Judge John Phillips, Director of Studies for the Courts’ Judiciary -
UK Judicial College

Gracieuse Lacoste, former member of the CSM and of the Working
Group of the European Network of Councils of the Judiciary

Prof. Guido Neppi Modona, Substitute Member of the Venice
Commission, Council of Europe

Stéphane Leyenberger, Head of the Division for the independence
and efficiency of justice, CEPEJ

Emmanuel Crabit, DG Justice, European Commission

Luigi
BERLINGUER
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EU law on successions and the protection of
vulnerable adults

11.02.2014 Kurt Lechner, Notary, rapporteur for the Successions Regulation

Karen Vandekerckhove, DG Justice, European Commission

Filip Switala, DG Taxation and Customs Union, European
Commission

Professor Paul Lagarde, University of Paris I (emeritus), 2011
laureate of the Hague Prize for International Law

Professor Paul Lagarde, University of Paris I (emeritus), 2011
laureate of the Hague Prize for International Law

Richard Frimston, Solicitor and Notary Public in London

Klaus-Heiner
LEHNE
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Hearing Date Experts Rapporteur

Regulatory coherence and the implementation
of EU law in the context of  the Transatlantic
Trade and Investment Partnership

11.02.2014 Mr Joseph Burke, Regulatory, Trade and Consumer Affairs
Officer,United States Mission to the European Union, Brussels

Mr James R.M. Killick,,Partner, White and Case, Brussels

Mr Dirk Vantyghem, Director International Affairs

Eurochambres, Brussels

Dr Alberto Alemanno, Jean Monnet Professor of EU Law & Risk
Regulation, Hautes études commerciales de Paris (HEC Paris)

Françoise CASTEX
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ANNEX V - Delegations

DELEGATIONS

Delegation to China on 28-31st October 2013

Raffaele Baldassarre (chair), Tadeusz Zwiefka,
Marielle Gallo, Cecilia Wikström, Sajjad Karim,
Eva Lichtenberger, Bernhard Rapkay, Francesco
Enrico Speroni; from the political groups,
Franziska Neher, Corina Daniela Popa, Ramona
Ionela Ivan, Francesca Beltrame, Marco
Campomenosi; from the Secretariat Robert Bray
and Magnus Nordanskog
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2009

Stockholm, Sweden 15-17.07.2009 Informal meeting of ministers for justice and home
affairs

Robert BRAY, Secretariat of the Committee

Stockholm, Sweden 24-25.09.2009 Meeting with chair/members of the committees of the
Swedish Parliament

Meeting with Ms Beatrice Ask, Minister for Justice

Meeting with Justices of the Supreme Court

Meeting with the Parliamentary Ombudsman

Meeting with judges of the Svea Court of Appeal,
Division 2

Meeting with the Swedish Copyright Society and the
Confederation of Swedish Enterprise

Sebastian Valentin BODU, EPP

Tadeusz ZWIEFKA, EPP

Luigi BERLINGUER, S&D

Christian ENGSTRÖM, GREENS

Alexandra THEIN, ALDE

Maria-José MARTINEZ-IGLESIAS,
Secretariat of the Committee

Ewa WOJTOWICZ, Secretariat of the
Committee

Francesca BELTRAME, GREENS,
Advisors of the political groups

Ursa PONDELEK, ALDE, Advisor of the
political groups

Franscesco CERASANI, S&D, Member’s
assistant

2010

Toledo, Spain 21-22.01.2010 Informal meeting of ministers for justice and home
affairs

Maria-José MARTINEZ-IGLESIAS,
Secretariat of the Committee

Luxembourg,
Luxembourg

23.02.2010 Visit to the Court of Justice Klaus-Heiner LEHNE,

Diana WALLIS,

Evelyn REGNER,

Sebastian Valentin BODU,

Tadeusz ZWIEFKA

Bernhard RAPKAY,

Françoise CASTEX
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Marielle GALLO,

Lidia Joanna GERINGER DE
OEDENBERG,

Gerald HÄFNER,

Alexandra THEIN,

Zbigniew ZIOBRO,

Jan Philipp ALBRECHT,

Sajjad KARIM

Maria-José MARTINEZ IGLESIAS,

Robert BRAY

Edouard DIRRIG

Elfriede KRETSCHMER,

Ewa WOJTOWICZ,

Christian PENNERA,

Ezio PERILLO,

Ulrich RÖSSLEIN,

Julia FELDMANN (S&D)

Francesca BELTRAME (Verts/ALE)

Regina O`CONNOR (ALDE)

Jacek CZABANSKI (ECR)

Rebecca AMORENA

Madrid, Spain 04-05.03.2010 Meeting with the Spanish Minister of Justice, Mr
Francisco Caamaño Domínguez

Meeting at the Congreso de los Diputados

Meeting at the Consejo General de la Abogacía Española
(National Council of Spanish Bars)

Meeting with the Consejo General del Poder Judicial
(General Council for the Judiciary)

Meeting with the main Spanish copyright management
societies

Raffaele BALDASSARRE (EPP)

Sebastian Valentin BODU (EPP)

Marielle GALLO (EPP)

Antonio LÓPEZ-ISTÚRIZ WHITE (EPP)

Antonio MASIP HIDALGO (S&D)

Alexandra THEIN (ALDE)

Sajjad KARIM (ECR)

Francesco Enrico SPERONI (EFD)



ANNEXES - Stocktaking of parliamentary committee activities during the 7th legislature 90

Place Date Subject Participants

María José MARTINEZ IGLESIAS

Leticia ZULETA DE REALES

Madrid, Spain 20.05.2010 Meeting of the Heads of JHA Committee of the national
parliaments of the Member States and of the Head of the
Legal Affairs Committee of the European Parliament

Sebastian Valentin BODU, Vice-president

The Hague, the
Netherlands

02.06.2010 Attendance to The Hague Conference

Discussion with Secretary General Mr. J.H.A. (Hans)
Van Loon

Visit to Eurojust

Visit to International Criminal Tribunal for the former
Yugoslavia

Luigi BERLINGUER

Diana WALLIS

Toine MANDERS

Alexandra THEIN

Sebastian Valentin BODU

Tadeusz ZWIEFKA

Robert BRAY

Edouard DIRRIG

Leticia ZULETA DE REALES

Tomasz BAŃKA
Regina O'CONNOR

Kim BOGTE

Mélodie BAILLIF

Diarmuid LAFFAN

Eleni MANARIDOU

Washington D.C.,

The United States of

28.09-01.10.2010 Regulatory, impact assessment and copyright visit Klaus-Heiner LEHNE,

Evelyn REGNER,
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America Visit to The George Washington University Regulatory
Studies Center

Visit to The Office of Information and Regulatory
Affairs (OIRA)

Meeting with Cass Sunstein

Michael Fitzpatrick, Deputy

Victoria Espinel, IP Enforcement Coordinator

Meeting with Congresswoman Zoe Lofgren, Member,
House Judiciary Committee

Congressman Lamar Smith, Ranking Member

House Judiciary Committee

David Whitney, Counsel for Copyright & IP Sub-
Committee

Richard Hertling, Legislative Director

U.S. Copyright Office

Meeting with Maria Pallante, Associate Register for
Policy and International Affairs

U.S. Chamber of Commerce

Meeting with David Hirschmann, President and CEO,
Global IP Center

Meeting with Rick Cotton, Chair of the Board, Global IP
Center, Executive Vice-President and General Counsel at
NBC Universal

Meeting with Gina Vetere, Senior Director Global IP
Center

Meeting with Steven Tepp, Senior Director, Global IP
Center

Meeting with Bill Kovacs, Senior Vice-President,
Environment, Technology & Regulatory Affairs

Meeting with Sean Heather, Executive Director, Global
Regulatory Cooperation Project

Marielle GALLO,

Angelika NIEBLER,

Bernhard RAPKAY,

Alexandra THEIN

Jan Philipp ALBRECHT

Sajjad KARIM,

Barbara WEILER,

Robert BRAY

Jan TYMOWSKI

Danai PAPADOPOULOU

Boglarka BOLYA

Matilda SISATTO

Regina O'CONNOR

Francesca BELTRAME

Cameron SMITH

Ouarda BENSOUAG
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Congressional Budget Office

Meeting with Congressman Rick Boucher, Chairman
Sub-Committee on Communications, Technology and
the Internet, House Energy & Commerce Committee and
Member, Sub-Committee on Courts and Competition
Policy, House Judiciary Committee

Google

Meeting with Fred von Lohmann, Senior Copyright
Counsel

Congressional Research Service (CRS)

Meeting with Curtis Copeland, Specialist in American
National Government, Executive Branch Operations
Section,Government and Finance Division and Brian
Yeh, Legislative Attorney Business Section, American
Law Division

U.S. Senate

Meeting with Amber Cottle, Staff of Senator Max
Baucus, Chairman, Senate Finance Committee

Motion Picture Association of America (MPAA)

Meeting with Anissa Whitten, Vice-President for
International Affairs and Trade Policy

Meeting with Greg Frazier, Executive Vice-President
and Chief Policy Officer

Meeting with Jane Saunders, Senior Vice President
Rights Management Policy & Relations

Meeting with Fritz Attaway, Executive Vice President
Special Policy Advisor

Meeting with Dede Lea, Paramount/Viacom, EVP
Government Relations

Meeting with Stacey Dansky, Paramount/Viacom,
Director Government Relations

Meeting with Chris Israel, PCT Government Relations
(representing Paramount), Co-Founder and Managing
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Partner

Meeting with David Green, NBC Universal, Senior
Counsel for Public Policy Development

Meeting with Janet O’Callaghan, Fox/Newscorp,
Director Government Relations

Meeting with Alicia Smith, Smith-Free Group
(representing Sony)

Meeting with Kathy Garmezy, Associate Executive
Director for Government and International Affairs of the
Directors Guild of America (DGA),

Meeting with Scott Harbinson, International
Representative of the IATSE (International Alliance of
Theatrical Stage Employees, Moving Picture
Technicians, Artists and Allied Crafts of the United
States, Its Territories and Canada)

Meeting with Tom Carpenter, General Counsel/Director
of Legislative Affairs at the American Federation of
Television and Radio Artists (AFTRA)

Meeting with Nancy Fox, National Director of Policy
and Strategic Planning at the Screen Aactors Guild (NY
Branch)

EU/EPLO Office

Meeting with Paul Aiken, Executive Director, The
Authors' Guild

Government Accountability Office (GAO)

Meeting with Timothy P. Bowling, Chief Quality
Officer, Denise Fantone, Director, Strategic Issues,
Andre Levine, Senior Attorney, Regulatory Issues

Budapest, Hungary 06-07.12.2010 Meeting with Enikő Győri, Minister of State for
European Affairs, Ministry for Foreign Affairs

Lunch with Members of the Hungarian National

Klaus-Heiner LEHNE

József SZÁJER

Marielle GALLO
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Assembly

Meeting and reception with the Budapest Bar
Association (Budapesti Ügyvédi Kamara), László Réti -
President

Meeting with the Hungarian Patent Office, Mihály
Ficsor, Vice-President responsible for legal affairs

Meeting with László Parragh, President of the Hungarian
Chamber of Commerce and Industry

ELTE Bibó István Szakkollégium, Zoltán Pozsár-
Szentmiklósy - Director

Pázmány Péter Catholic University (PPKE), Faculty of
Law, Marcell Szabó - Head of EU Affairs,

Working lunch with Zoltán Cséfalvay, Minister of State
for Strategic Affairs, Ministry of National Economy

Alexandra THEIN

Gerald HÄFNER

María-José MARTÍNEZ-IGLESIAS

Ewa WOJTOWICZ

Zsuzsanna HERCZEG, Assistant to Mr
SZÁJER

Georgios MAVROS, Assistant to Mrs
GALLO

Boglarka BOLYA

Corina POPA

Regina O'CONNOR

2011

León, Spain 27-28.04.2011 Conference on EU administrative law: state of play and
future prospects

Eva LICHTENBERGER

Francesco Enrico SPERONI

Maria José MARTINEZ IGLESIAS

Edouard DIRRIG

Danai PAPADOPOULOU

Franziska NEHER

Melanie KOELLER

Francesca BELTRAME

Valeria GHILARDI

Düsseldorf, Germany 24-25.05.2011 Visit to the patent court in Düsseldorf and to attend some
patent proceedings

Klaus- Heiner LEHNE (Chair)

Tadeusz ZWIEFKA

Sebastian Valentin BODU
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Françoise CASTEX

Christian ENGSTRÖM

Susanne KNÖFEL

Ewa WOJTOWICZ

Andrea LASKAVA

Corina Daniela POPA

Erik JOSEFSSON

Cameron SMITH

Warsaw, Poland 16-17.06.2011 Preparation for the Polish Presidency in the second half
of 2011

Meeting with the Undersecretary of State Mr Igor
Dzialuk

Meeting with the Civil Law Codification Commission

Meeting with representatives of the Ministry of
Economy, the Patent Office and the Ministry of Culture

Meetings with the Committees of the Sejm and Senat of
the Republic of Poland (respectively, the Lower and the
Upper Chamber of the Polish Parliament)

Meeting with the Social Council for Alternative Methods
of Dispute Resolution

Raffaele BALDASSARRE

Piotr BORYS

Tadeusz ZWIEFKA

Marielle GALLO

Bernhard RAPKAY

Lidia Joanna GERINGER OEDENBERG

Gerald HÄFNER

Zbigniew ZIOBRO

Robert BRAY

Ewa WOJTOWICZ

Jacek CZABAŃSKI
Georgios MAVROS

Zofia ULATOWSKA

Sopot, Poland 18-19.07.2011 Informal meeting of ministers for justice and home
affairs

Tadeusz ZWIEFKA

Ewa WOJTOWICZ
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Karlsruhe, Germany 15.09.2011 Visit to the Federal Constitutional Court in Karlsruhe
and to meet for an exchange of views with the President
and Members of the Court

Kurt LECHNER

Klaus-Heiner LEHNE

Evelyn REGNER

Alexandra THEIN

Jan Philipp ALBRECHT

Gerald HÄFNER

Christian PENNERA

Susanne KNÖFEL

Franziska NEHER (EVP)

Georg BECKER

Alicante, Spain 17.10.2011 Visit to OHIM in Alicante António MASIP HIDALGO

Cecilia WIKSTRÖM

Magnus NORDANSKOG

Leticia ZULETA DE REALES

Cameron SMITH

Daniel SJÖBERG

Warsaw, Poland 09-10.11.2011 Conference on "European Contract Law - unlocking the
internal market potential for growth

Klaus-Heiner LEHNE

Copenhagen, Denmark 24-25.11.2011 Preparation for the Danish Presidency in the first half of
2012

Meeting with Mr Uffe Elbæk, Minister for Culture

Meeting with Mr Nicolai Wammen, Minister for
European Affairs

Meeting with the Legal Committee of the Danish
Parliament

Meeting with the Danish Patent and Trademark Office

Meeting with the European Committee of the Danish
Parliament

Meeting with Carlsberg Breweries A/S

Marielle GALLO

Sebastian Valentin BODU

Bernhard RAPKAY

Luigi BERLINGUER

Lidia GERINGER DE OEDENBERG

Françoise CASTEX

Eva LICHTENBERGER

Robert BRAY

Magnus NORDANSKOG
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Meeting with the Confederation of Danish Industry (DI)

Meeting with Mr Morten Bødskov, Minister for Justice

meeting with Ole Sohn, Minister for Business and
Growth

2012

Copenhagen, Denmark 22-23.03.2012 Conference on Collective Redress Evelyn REGNER

Nicosia, Cyprus 16-18.07.2012 Preparing for the Cypriot Presidency in the second half
of 2012

Meeting with Audit office of the Republic of Cyprus

Joint Meeting with Members of the Standing Committee
on Legal Affairs and the Committee on Institutions,
Values and the Ombudsman

Meeting with the Minister of Justice, Mr Loukas
LOUKA

Meeting with members of the Cyprus Bar Association

Meeting with senior Cypriot judges from the Supreme
Court

Antonio LÓPEZ-ISTÚRIZ WHITE Cecilia
WIKSTRÖM

Sajjad KARIM

Jiří MAŠTÁLKA
Magnus NORDANSKOG

Alexander KEYS

Nicosia, Cyprus 23-24.07.2012 Informal meeting of ministers for justice and home
affairs

Evelyn REGNER

Robert BRAY

Nicosia, Cyprus 23-24.09.2012 Conference of Justice and Home Affairs Committee
Chairs (COHAC)

Evelyn REGNER

2013

Dublin, Ireland 16-18.01.2013 Informal meeting of ministers for justice and home
affairs

Robert BRAY
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Luxembourg,
Luxembourg

17.01.2013 Visit to the Court of Justice Alexandra THEIN

Zagreb, Croatia 28-29.01.2013 Information exchange and cooperation programme:

Workshop in the Croatian Parliament (Sabor) on
Scrutiny procedures of EU legislation and policies in the
national Parliaments

Alexandra THEIN

Robert BRAY

Strasbourg, France 23.05.2013 Visit to the European Court of Human Rights Sebastian Valentin BODU (EPP)

Giuseppe GARGANI (EPP)

Gerald HÄFNER (V)

Axel VOSS (EPP)

Eva LICHTENBERGER (Verts)

Alexandra THEIN (ALDE)

Françoise CASTEX (S&D)

Cecilia WIKSTRÖM (ALDE)

Margarethe RICHTER

Michael BOLLMANN

Daniel SJOBERG

Franziska NEHER (EPP)

Corina POPA (S&D)

Francesca BELTRAME (Verts)

Melanie KÖLLER (S&D)

Regina O'CONNOR

Robert BRAY

Sonata JOCAITE

Silvia JURIGOVA

Alexander KEYS

Magnus NORDANSKOG

Susanne KNÖFEL

Leticia ZULETA DE REALES ANSALDO
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Vilnius, Lithuania 16-18.07.2013 Preparing for the Lithuanian Presidency in the second
half of 2013

Meeting with President of the Republic of Lithuania Ms
Dalia Grybauskaitė
Meeting with Mr Juozas Bernatonis, Minister of Justice

Meeting with Mr Evaldas Gustas, Minister of Economy

Meeting with Mr Vytautas Leškevičius, Vice-minister of
Foreign Affairs

Visit to the Lithuanian Parliament (Seimas)

Meeting with Mr Šarūnas Birutis, Minister of Culture
Informal meeting of ministers for justice and home
affairs

Klaus-Heiner LEHNE

Sebastian Valentin BODU

Tadeusz ZWIEFKA

Raffaele BALDASSARRE

Antonio MASIP HIDALGO

Lidia GERINGER DE OEDENBERG

Sajjad KARIM

Francesco Enrico SPERONI

Dimitar STOYANOV

Corina Daniela POPA

Boglarka BOLYA

Susanne KNÖFEL

Robert BRAY

Beijing, China 28-31.10.2013 Visit to China

Meeting with the National People's Congress

Meeting with the Supreme People's Court

Meeting with the State Administration of Industry and
Commerce

Meeting with the European Union Chamber of
Commerce

Meeting with the Beijing Arbitration Commission

Meeting with the Quality Brands Protection Committee

Meeting with the Ministry of Commerce

Meeting with the Ministry of Finance

Meeting with the Music Copyright Society of China

Meeting with the State Intellectual Property Office

Raffaele BALDASSARRE (Chair)

Tadeusz ZWIEFKA

Marielle GALLO

Cecilia WIKSTRÖM

Sajjad KARIM

Eva LICHTENBERGER

Bernhard RAPKAY

Francesco Enrico SPERONI

Franziska NEHER (EPP)

Corina Daniela POPA

Ramona Ionela IVAN

Francesca BELTRAME

Marco CAMPOMENOSI
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Robert BRAY

Magnus NORDANSKOG

2014

Athens, Greece 23-24.01.2014 Informal Meeting of the Justice and Home Affairs
Council

Jose Manuel DE FRUTOS GOMEZ

Robert BRAY

Athens, Greece 26-28.03.2014 Visit to Greece

Meeting with the Minister of Justice, Transparency and
Human Rights, Mr Charalambos ATHANASSIOU

Meeting with Members of the Standing Committee on
Public Administration, Public Order and Justice

Meeting with Members of the Hellenic Notary
Association

Meeting with Members of the Conference of Presidents
of the Greek Bar Associations

Meeting with Members of the Union of Judges and
Prosecutors of Greece

Sebastian Valentin BODU

Alajos MÉSZÁROS

Lidia GERINGER DE OEDENBERG

Alexandra THEIN

Robert BRAY

Alexander KEYS

Boglárka BÓLYA (EPP)

Miriam SCHÖPS (ALDE)
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ANNEX VI - Studies

Publications Catalogue - 2004-2009 / 6th Legislative Period - Policy Department C
(AFCO, FEMM, LIBE, JURI, PETI)

PE 419.598 EN 15-06-2009

Handbook on the Incompatibilities and Immunity of the Members of the European
Parliament

This handbook provides the Committee on Legal Affairs with a practical tool aimed at
simplifying its tasks when verifying the credentials of the newly elected Members of the
European Parliament, when ruling on the validity of their mandate or when considering
requests for the waiver or defence of parliamentary immunity. The handbook is intended for
internal use only and does not purport to be an exhaustive study on the incompatibilities and
immunity of the Members

PE 419.602 EN 15-06-2009

The Potential Impact of the Consumer Rights Directive on Member States’ Contract
Law - Side Effects on Member States’ General Contract Law or General Sales Law
This study identifies and analyses the side effects that the "full harmonisation approach" of
the proposed Consumer Rights Directive could have on national general contract laws or
general sales laws. In particular, the study analyses the reasons for side effects of the
proposed directive and provides concrete examples of such effects on national contract laws.
Furthermore, it contains recommendations on possible action to be undertaken in order to
avoid unwanted side effects.

PE 419.606 EN 15-10-2009

How to Deal with Orphan Works in the Digital World? An Introduction to the New
Hungarian Legislation on Orphan Works

This briefing note provides a contribution to the "Workshop on Copyright - Tackling orphan
works and improving access to works for visually impaired persons", which took place at the
Legal Affairs Committee's meeting on 10 November 2009. This paper is intended to give a
brief overview of the relevant Hungarian legislation and the first steps taken to implement it.
Describing, in a factual but somewhat critical manner, the current Hungarian legal framework
for tackling orphan works may contribute to eventually finding solutions to the problem of
orphan works at European level as well. The basic aim of the present note is to describe the
Hungarian scheme for licensing certain uses of orphan works. In addition, it also gives some
insights into the legislative history and the institutional framework of that scheme. An outline
of some other provisions which may be of relevance to orphan works is also included.
Furthermore, this note renders an account of the implementing measures introduced and the
experience gained thus far. It concludes with a first assessment of the new Hungarian
legislation on licensing certain uses of orphan works.

PE 419.607 EN 15-10-2009
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A Comparison between the Provisions of the Draft Common Frame of Reference and
the European Commission’s Proposal for a Consumer Rights Directive - How the CFR
can improve the Consumer Rights Directive

This study provides an in-depth and detailed comparison between the draft Common Frame
of Reference and the Commission's proposal for a Consumer Rights Directive. Furthermore,
it identifies those provisions of the CFR which could be used when amending the Proposal
for a Consumer Rights Directive in the framework of the legislative procedure. In this regard,
the study suggests some amendments based on the CFR. A correlation table between the
provisions of the CFR and the provisions of the proposed Consumer Rights Directive is
provided in the annex of the study.

PE 419.608 EN 15-10-2009

Improving Access to Works for Visually Impaired Persons

This briefing note provides a contribution to the "Workshop on Copyright - Tackling orphan
works and improving access to works for visually impaired persons", which took place at the
Legal Affairs Committee's meeting on 10 November 2009. Blind, partially sighted and other
print disabled people face a "book famine". International legislation is needed to complement
cooperation between specialist agencies and rights holders in order to increase the amount of
accessible format books such as audio, large print and braille, from the current level of five
per cent.

PE 419.609 EN 15-10-2009

From Better to Full Access to Works for Print-Disabled Persons

This briefing note provides a contribution to the "Workshop on Copyright - Tackling orphan
works and improving access to works for visually impaired persons", which took place at the
Legal Affairs Committee's meeting on 10 November 2009. Works available in a format that
blind and visually impaired persons can read represent five per cent of the total amount of
books published. In the short term, improving this situation requires both an extensive
cooperation with content producers, and an inclusive legislation that allows for cross-border
interchange and promotes the implementation of exceptions in the law of the country. In the
long term, in order to guarantee full access to information, accessibility needs to be part of
the standard publication workflows.

PE 419.610 EN 15-10-2009

How to Deal with Orphan Works in the Digital World?

This briefing note provides a contribution to the "Workshop on Copyright - Tackling orphan
works and improving access to works for visually impaired persons", which took place at the
Legal Affairs Committee's meeting on 10 November 2009. Orphan works are a serious issue
for digital libraries. The digitisation progress is slow and only brings out-of-copyright
material to the Web. If there are exceptions to this rule, they are either disputed or they are
highly time-consuming and therefore extremely expensive, because of the necessary rights
clearance procedures that have to be worked through before digitisation. There are not too
many existing solutions in the Member States. The best example is the extended collective
licensing in the Nordic countries. Against this background, there is absolutely a need for a
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European-wide solution. Legal certainty across Europe is indeed required to provide a strong
basis for libraries to digitise orphan works.

PE 419.611 EN 10-11-2009

How to Deal with Orphan Works in the Digital World?

This briefing note provides a contribution to the "Workshop on Copyright - Tackling orphan
works and improving access to works for visually impaired persons", which took place at the
Legal Affairs Committee's meeting on 10 November 2009. Works are called orphan when
rightsholders cannot be identified or located. Substantial groundwork has been done in the
High Level Expert Group on Digital Libraries. Practical tools to facilitate rights clearance are
implemented in projects where rightsholders and cultural institutions partner. Some Member
States have addressed the issue by stand-alone norms or by measures supporting collective
licensing. As digital uses often take place across borders, mutual recognition of national
solutions that meet generally accepted criteria is needed on European level.

PE 419.613 EN 10-11-2009

Orphan Works in the Digital Era

This briefing note provides a contribution to the "Workshop on Copyright - Tackling orphan
works and improving access to works for visually impaired persons", which took place at the
Legal Affairs Committee's meeting on 10 November 2009. There are different practices in
Europe: no legislation on orphan works, extended collective licensing that includes orphan
works, and registers that are used for the search of authors. Legislation is needed. The
extended collective licensing seems to be the best system. To make the licensing effective,
there is need for the registers and search systems to find authors as well as possible.

PE 419.614 EN 10-11-2009

Improving Access to Works for Visually Impaired Persons

This briefing note provides a contribution to the "Workshop on Copyright - Tackling orphan
works and improving access to works for visually impaired persons", which took place at the
Legal Affairs Committee's meeting on 10 November 2009. Organisations representing
Visually Impaired Persons and publishers have a long standing tradition of working together
to improve access to the written word for people suffering a visual impairment. Within the
legal framework set by the European legislation, stakeholders undertake initiatives that take
advantage of the developments in ICT but have also to face their challenges. Against the
background of aiming to mainstream accessibility within content creation and production
processes, solutions are provided as access through technology and through trusted
intermediaries.

PE 419.615 EN 10-11-2009

How to Tackle Copyright Issues Raised by Mass-Scale Digitisation?

As information and communication technology revolutionise the world, fundamental
questions still remain on how to ensure European citizens have appropriate access to the
world’s knowledge. Plans for sustainable mass digitisation of cultural material should be
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welcomed, whilst ensuring that markets are competitive, the importance of information to the
public interest is reflected, and that copyright law remains an effective system for balancing
the needs of knowledge creators and users.

PE 419.619 EN 05-12-2009

Towards an Intellectual Property Rights Strategy for Innovation in Europe

On October 13, 2009 the Science and Technology Options Assessment Panel (STOA)
together with Knowledge4Innovation/The Lisbon Forum, supported by Technopolis
Consulting Group and TNO, organised a half-day workshop entitled ‘Towards an Intellectual
Property Rights Strategy for Innovation in Europe’. This workshop was part of the 1st
European Innovation Summit at the European Parliament which took place on 13 October
and 14 October 2009. It addressed the topics of the evolution and current issues concerning
the European Patent System as well as International Protection and Enforcement of IPR (with
special consideration of issues pertaining to IP enforcement in the Digital Environment).
Conclusions drawn point to the benefits of a comprehensive European IPR strategy, covering
a broad range of IP instruments and topics.

PE 424.762 EN 05-12-2009

Current Policy Issues in the Governance of the European Patent System

The European Parliament has been working towards building a discussion platform and a
resource for further policy actions in the field of intellectual property rights. The Science and
Technology Options Assessment Panel has set the goal of further enlarging the area of
investigation in light of recent policy developments at the European level. In particular, the
current study covers current policy issues in the governance of the European patent system,
such as the backlog issue, the enhancement of patent awareness within the European
Parliament, patent enforcement, the regional dimension of intellectual property in Europe,
patents and standardisation, the use of existing patents, and patents and competition. These
issues were discussed in the conference with stakeholders from European to national patent
offices, from private to public sector actors. As a result of the conference, it was stated the
need for an IP strategy for Europe.

PE 424.763 EN 05-12-2009

Copyright Territoriality in the European Union

In the European Union, despite almost twenty years of harmonisation of copyright, copyright
has remained essentially national law. Each Member States has its own national regime on
copyright and neighbouring (related) rights. Taking into consideration the territorial nature of
copyright in the EU, this briefing note provides an analysis of the impacts of copyright
territoriality on the main stakeholders concerned, on the Internal Market at large as well as on
the emerging knowledge economy in the European Union. In addition, this briefing note
suggests some recommendations and solutions aiming at tackling problems raised by
copyright territoriality, such as: the fragmented structure of the market; the competitive
disadvantage faced by European content providers in comparison with competitors in the
United States; as well as denials to access to content services on geographical grounds
experienced by consumers. In its conclusion, the briefing note proposes, as an ambitious
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solution, the introduction of a unified European Copyright Law on the basis of Article 118 of
the Treaty on the Functioning of the European Union.

PE 419.621 EN 05-02-2010

Legal Consequences of the Decision by the UK Not to Take Part in the Adoption of an
EU Regulation on Succession

This briefing note identifies and examines the legal consequences of the decision by UK not
to opt in the proposed EU Regulation on jurisdiction, applicable law, recognition and
enforcement of decisions and authentic instruments in matters of succession and the creation
of a European Certificate of Succession. In particular, it analyses key concerns of the
Regulation from the viewpoint of the UK. Lastly, the note assesses the impacts that a
decision by UK not to take part in the adoption of the proposed Regulation could have on
nationals of other EU Members States residing in UK and owning assets and property in
other Member States and on UK nationals considered as habitually resident abroad or holding
assets and property in other Member States. (See also documents n° PE 419.629 et PE
419.630 including other notes prepared for the Workshop on the Proposal for a Regulation on
Succession.)

PE 419.626 EN 15-03-2010

Workshop on the Proposal for a Regulation on Succession - Some National Analysis - 22
March 2010

The notes identify and analyse the legal problems, which the proposed EU Regulation on
jurisdiction, applicable law, recognition and enforcement of decisions and authentic
instruments in matters of succession and the creation of a European Certificate of Succession
raises as regards German, French, Austrian and Finnish succession laws. (See also documents
n° PE 419.626 et PE 419.630 including other notes prepared for the Workshop on the
Proposal for a Regulation on Succession.)

PE 419.629 EN 15-03-2010

Legal Consequences of the Decision by Ireland not to Take Part in the Adoption of an
EU Regulation on Succession

This note identifies and examines the legal consequences of the decision by Ireland not to opt
in the proposed EU Regulation on jurisdiction, applicable law, recognition and enforcement
of decisions and authentic instruments in matters of succession and the creation of a
European Certificate of Succession. In particular, the note assesses the impacts that a decision
by Ireland not to take part in the adoption of the proposed Regulation could have on nationals
of other EU Members States residing in Ireland and owning assets and property in other
Member States and on Irish nationals considered as habitually resident abroad or holding
assets and property in other Member States. (See also documents n° PE 419.626 et PE
419.629 including other notes prepared for the Workshop on the Proposal for a Regulation on
Succession.)

PE 419.630 EN 15-03-2010
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Harmonisation of insolvency law at EU level

This note identifies and outlines disparities between national insolvency laws, which can
create obstacles, competitive advantages and/or disadvantages and difficulties for companies
having cross-border activities or ownership within the EU. In particular, it provides a list of
problems which might occur in the absence of common rules on insolvency, such as
problems related to insolvency of corporate groups, liability of shareholders being nationals
of different Member States, reference to national laws for the insolvency of 'Community'
companies and strategic cross-border movements for insolvency purposes. In addition, the
note identifies a number of areas of insolvency law where harmonisation at EU level is
worthwhile and achievable. Lastly, it evaluates to what extent harmonisation of insolvency
law could facilitate further harmonisation of company law in the EU.

PE 419.633 EN 15-04-2010

Towards Restatements and Best Practice Guidelines on EU Administrative Procedural
Law

ReNEUAL is a network of scholars and practitioners from across the Member States,
addressing the potential and the substantial need for simplification of EU administrative law
(as body of rules and principles governing implementation of EU policies by EU and Member
States’ institutions). It intends to establish draft ‘restatements’ and proposals for best-practice
guidelines which may serve as template or frame of reference for future case-law and general
or policy-specific legislation.

PE 425.652 EN 15-10-2010

Extent of Harmonisation in Consumer Contract Law

This note seeks to offer guidance on the appropriate extent of harmonisation of consumer
contract law. It considers the case law of the European Court of Justice and the draft Schwab
Report and Wallis Opinion and analyses the justifications for harmonisation. It then applies
this to the areas of information and formalities, right of withdrawal, sale of goods and unfair
terms.

PE 432.728 EN 15-10-2010

The Proposal for Enhanced Cooperation in the Area of Cross-Border Divorce (Rome
III)

This note provides an in-depth analysis of the main provisions of the Rome III Proposal of
2010 implementing enhanced cooperation for 14 Member States in the area of the law
applicable to divorce and legal separation. It further identifies some difficulties of future
application of the proposed provisions and suggests to reconsider in particular the following
issues: the scope of application, the question as to when the spouses may designate the
applicable law, the desirability of legal counselling, the use of the last habitual residence as a
connecting factor, dual nationality, the conversion of legal separation into divorce, the (non-
)application of foreign law and the “Malta” provisions.

PE 432.730 EN 15-10-2010
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Recognition of Parental Responsibility: Biological Parenthood v. Legal Parenthood, i.e.
Mutual Recognition of Surrogacy Agreements: What is the Current Situation in the
MS? Need for EU Action?

The note presents the main challenges to the national jurisdictions in the EU resulting from
the advance in medicine, free movement and children’s rights as well as the current legal
position across EU member states on legal parenthood with a focus on surrogacy
arrangements. Their cross-border implications are addressed with a view on possible EU
action.

PE 432.738 EN 15-10-2010

Towards an EU Regulation on Administrative Procedure?

This paper will address four main issues in a concise manner: o The features of the European
Administrative Law o The constitutional basis of the European Administrative Law now
provided by the Lisbon Treaty, and their major consequences o The possibility of an
European legislation framework of the administrative procedure o The limitations of the
current European system of legal guarantees facing the development of European
Administrative Law.

PE 432.743 EN 22-10-2010

The Public-Policy Exception and the Proposal for a Regulation of the European
Parliament and of the Council on Jurisdiction, Applicable Law, Recognition and
Enforcement of Decisions and Authentic Instruments in Matters of Succession and the
Creation of a European Certificate of Succession (COM(2009)154)

This note analyses the content and scope of the public policy provisions in the Proposal for a
Regulation of the European Parliament and of the Council on jurisdiction, applicable law,
recognition and enforcement of decisions and authentic instruments in matters of succession
and the creation of a European Certificate of Succession. It then proposes recommendations
for amending the wording of those provisions.

PE 432.741 EN 15-11-2010

Recognition and Registration of Civil Status Documents in Cross-Border Cases

The right of every citizen of the Union to move and reside freely within the territory of the
Member States, as laid down by Article 21 of the Treaty on the Functioning of the European
Union, implies the right to have their civil identity recognised, i.e., in legal terms, to have
their status recognised, as formalised by civil status documents. This firstly means that
citizens must be able to easily prove their civil status when exercising their right of
movement. Secondly, they must be able to have their civil status events occurring abroad
registered in civil status registers. Finally, this status must itself be recognised. The aim of
this note is to review these three problematic areas and indicate, for each one, the solutions
envisaged by the International Commission on Civil Status, in which the European Union
could participate under terms to be defined.

PE 425.653 EN 30-11-2010
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The Movement of Notarial Instruments in the European Legal Area

Europeans often need to use notarial instruments for successions. When a succession involves
people or assets located in different Member States, there is an obvious need to use such
instruments coming from another Member State. This note highlights the main difficulties
arising from the cross-border movement of notarial instruments. It concludes by making
some proposals concerning the contents of the proposal for a European regulation on
international successions, with the aim of simplifying and clarifying the cross-border use of
notarial instruments.

PE 425.656 EN 30-11-2010

Matrimonial Property Regimes and Patrimonial Aspects of Other Forms of Union:
What Problems and Proposed Solutions? (Proposal for Rome IV Regulation)

This note provides an objective analysis of the property law aspects of living together in
situations where the relationship has connections with more than one EU Member State. The
analysis focuses on couples, whether opposite-sex or same-sex relationships, living together
either in the form of a marriage, a registered partnership or who de facto live together. The
note identifies main problems related to the matrimonial property regimes and patrimonial
aspects of other forms of union with a cross-border dimension and concludes by making
some recommendations.

PE 425.657 EN 30-11-2010

The Franco-German Agreement on an Elective ‘Community of Accrued Gains’
Matrimonial Property Regime

On 4 February 2010 Germany and France concluded an agreement on an elective
‘community of accrued gains’ matrimonial property regime. The ratification of this
agreement will mean that for the first time a uniform set of substantive family law provisions
will enter into force in both countries. The agreement is of European significance because in
the past substantive family law did not seem susceptible of harmonisation at European level,
even though the growing number of family relationships with an multi-national dimension
means that there is a need for greater uniformity in substantive family law.

PE 425.658 EN 30-11-2010

The Current State of Family Mediation in the European Union

This note traces the development of family mediation in the European Union and the existing
opportunities in the light of the Mediation Directive and other European provisions to render
this amicable means of solving disputes more effective for the benefit of the users and society
in general.

PE 432.732 EN 30-11-2010

Content and Effects of the European Certificate of Succession as Proposed in the
Proposal for a Regulation on Succession and Wills

This note analyses the provisions on the content and effects of the European Certificate of
Succession, laid down in the Proposal for a Regulation on Succession and Wills. The main
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purpose of the European Certificate is to constitute a proof of the capacity of heir or legatee
and the powers of the executors of wills or thirdparty administrators. There is close link
between the content and the effects of the European Certificate of succession. They follow
from the purpose for which the certificate is issued. Following the note's conclusions, the
European Certificate cannot constitute a title for entries in public registers.

PE 432.734 EN 30-11-2010

Cross-Border Exercise of Visiting Rights

The right of access is a key aspect of the basic right of contact between parents and children.
The inadequacy, in many cases, of relevant means of enforcement throws up major problems
with regard to cross-border rights of access in particular. Multilateral conventions are
concerned primarily with the recognition and efficient implementation of decisions by
national courts. The EU considers that it needs to enact its own legislation in the realm of
family and succession law, as elsewhere: legislation which, in its field of application, will
supersede the multilateral conventions. As well as being concerned with the recognition of
decisions, this legislation should place more emphasis on the establishment of international
institutions and machinery to assist in negotiating and making arrangements for cross-border
visiting rights.

PE 432.735 EN 30-11-2010

Illegal Removal of Children: Brussels II a and the Hague Convention

This report focuses on the Brussels II bis Regulation as the basis for EU provisions dealing
with the illegal removal of children. It highlights recent Court of Justice cases of note and
gives the perspective from the jurisdiction of England and Wales.

PE 432.736 EN 30-11-2010

Protection of Children in Proceedings

Children’s rights are heard and protected in proceedings in all European Member States.
Although a child’s rights are heard in all Member States, there are substantial differences in
the provisions governing how these rights are heard. Recent changes have been major,
particularly regarding children's involvement in legal proceedings. The ways children are
represented and how their views are considered have made a difference, though much
remains to be done. Social and family structure changes have evolved quickly; the law has
had to develop alongside it.

PE 432.737 EN 30-11-2010

Mutual Recognition of Same-Sex Marriage, of Civil Partnerships of Same-Sex and
Opposite Sex Couples: Current Situation in Member States. Need for EU action?

This paper focuses upon the UK, common law perspective of mutual recognition of same-sex
marriage, of civil partnerships of same-sex and opposite sex couples, covering matters
relating to marriage/civil partnership, divorce/dissolution, ancillary relief/financial provision
and issues relating to children.

PE 432.739 EN 30-11-2010
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Relevant Provisions of the Lisbon Treaty on EU Administrative Law

The aim of this paper is to contribute to the debate on whether EU law needs a regulation on
a common administrative procedure and, if so, on what its content and scope could be. If an
EU administrative procedure regulation is adopted under the legal basis contained by Article
298 (2) TFEU, it shall answer in the first place to the principles of Article 298 (1) TFEU: to
an open, efficient and independent European administration. In doing so it will develop
mainly the right to good administration but also the rights of access to documents and to
protection of personal data. In my opinion procedural rules contained under the right to good
administration and their development by the Code of Good Administrative Behaviour
constitute grosso modo the guidelines for a future Regulation on Administrative Procedure.

PE 432.744 EN 01-12-2010

EU Administrative Law - The Acquis -

The acquis communautaire that constitutes EU Administrative law has always been eclectic,
in the sense that it is composed of legal principles and rules that are derived from a variety of
sources. This paper provides an overview of the relevant material and the way in which the
various provisions that comprise EU administrative law interact.

PE 432.745 EN 01-12-2010

Report of Findings on US System of Impact Assessment Legal Affairs Committee
Delegation to Washington DC (28 September - 1 October 2010)

This paper summarises findings obtained during a delegation of the Legal Affairs Committee
to Washington DC (28th September – 2nd October 2010) in the field of impact assessment.
The US system is briefly set out through a presentation of the relevant institutional structures
and bodies, as well as procedures and methods, applied by the Congress during the legislative
process and, in a much more systematic manner, by the administration (agencies) during the
adoption of implementing regulations.

PE 432.746 EN 15-12-2010

International / European Environmental Criminal Court - A Comment on the Proposal
of the International Academy of Environmental Sciences

Different legal mechanisms can regulate actions that are dangerous to the environment in
different ways. The IAES proposes the use of international and EU criminal jurisdictions to
prevent and punish environmental crime, and puts forwards suggestions for relevant
institutional reform.The two levels of the reform proposed by the IAES, that is European and
international, would correspond to different rationalities, and could be complementary to
each other. However, a reflection on the elements of an eventual definition of an
environmental crime, at EU and international level, as well as procedural questions, including
that of (collective) remedies, is still to be held, and remains central to holding polluters
responsible both before international and EU judicial fora.

PE 432.748 EN 14-01-2011
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Administrative Procedures Linked with Article 258 TFEU Proceedings: an Academic
Perspective

This briefing note considers the administrative procedures of Article 258 TFEU and the
relationship between the complainant and the European Commission. It sets out the legal
framework for Article 258 TFEU, analysing it through the lens of good governance and
legitimacy in the EU. It considers the potential for development of the administrative process
in terms of the new legal landscape after Lisbon, and the challenges encountered by the
European Parliament in holding the Commission accountable in relation to its ‘guardian’
function.

PE 432.752 EN 14-01-2011

Citizens and EU Administration - Direct and Indirect Links

This briefing note focuses on the legal and non-legal avenues by which transparency and
participation have been ensured in EU law and practice. Transparency and participation have
produced the main recent changes in the way the EU administration relates to its citizens. We
provide an overview of the current law and practice and their strengths and weaknesses post-
Lisbon. In addition, reference is made to the European Ombudsman and the right to petition
the European Parliament.

PE 432.754 EN 14-01-2011

Administrative Procedure in Environment Files Linked with Article 258 TFEU
Proceedings: A Lawyer’s Perspective
The administrative procedure related to Article 258 TFEU is guided by soft rules that may
not be systematically applied and are subject to changes any time. This paper will illustrate
some of the issues raised by this lack of legally binding rules through a series of real
examples related to environment files. The role of complainants will be particularly
considered.

PE 432.753 EN 15-03-2011

Administrative Proceedings in the Area of EU Competition Law

This study provides an overview of administrative proceedings in the area of EU competition
law, more in particular, Articles 101 and 102 Treaty on the Functioning of the European
Union and merger control, while focusing on different levels of procedural protection for
complainants, interested third parties, and parties subject to investigation. It thereby aims to
provide insight as to where – at a practical level – the prevailing procedural provisions
provide an effective safeguard for the parties involved and where there is scope for
improvement. The study concludes that the current body of procedural safeguards is a rich
source of inspiration for any envisaged horizontal legislation concerning administrative
procedures.

PE 432.757 EN 15-03-2011
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Administrative Procedures in EU External Trade Law

This study provides an analysis of the current state of play as regards EU administrative law
in the field of trade policy. This is an established area of EU policy, in which a range of
administrative-type measures are adopted at central EU level. The study first attempts to
define the scope of the EU’s administrative law in trade matters. It subsequently explores
whether there are any best practices in this field, which may be relevant to other areas of EU
administrative law, or which may inspire horizontal, codifying legislation.

PE 432.758 EN 15-03-2011

Insolvency Proceedings in Case of Groups of Companies: Prospects of Harmonisation at
EU Level

Groups of companies are the most important and commonly encountered business structure
throughout Europe. However, there is no provision in any of the domestic or pan-European
laws to deal with the insolvency or financial reorganisation of groups. This paper considers
ways in which the courts can assist in the practical problems when an economic interest
group gets into financial difficulty.

PE 432.762 EN 15-03-2011

The Application of EU Law: Relevant Aspects of European Administrative Procedure

Administrative procedure continues to gain prominence within European administrative law,
going even further than its own application measures, whether they are adopted by the
European institutions, the Member States or at both levels by means of composite
administration. With regard to indirect or integrated application, the Member States’
procedural autonomy has been unable to halt the increasing Europeanisation of procedures, to
the point where there are highly ambitious plans to codify them. Meanwhile, European
interventionism in procedural matters continues to take on indirect and direct, praetorian and
regulatory characteristics, ranging from soft law to formal sources, and from the sectoral to
the general.

PE 432.764 EN 15-03-2011

Administrative Procedures Prior to the Action for Failure to Fulfil an Obligation

This information note analyses the procedures prior to the litigation stage in the action for
failure to fulfil an obligation, which are primarily carried out by the Commission and the
Member States. The analysis distinguishes between actions for failure to fulfil an obligation
covered by Articles 258, 259 and 260(1) and (2) TFEU, with the aim of discovering the
particular features that these procedures have in each case. Finally, it analyses the role of the
complainants in these procedures.

PE 432.765 EN 15-03-2011
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Harmonisation of Insolvency Law at EU Level with Respect to Opening of Proceedings,
Claims Filing and Verification and Reorganisation Plans

This briefing note refers to recommendations regarding the harmonisation of laws of Member
States regulating insolvency proceedings, and, without being exhaustive, further explores
arguments for harmonisation and potential difficulties that occur, or may occur, as a result of
differences between laws in the following three areas: opening of insolvency proceedings;
claims filing and verification; reorganisation plans.

PE 432.766 EN 15-03-2011

Harmonisation of Insolvency Law at EU Level: Avoidance Actions and Rules on
Contracts

This note supplements the note “Harmonisation of Insolvency Law at EU Level“, dated April
2010 which had been requested by the European Parliament Committee on Legal Affairs. It is
intended to serve as a further basis for the “Workshop on Harmonisation of Insolvency
Proceedings at EU Level” on 22 March 2011, and, in accordance with the request, to provide
a detailed statement on the insolvency law issues arising in respect of Avoidance Actions and
Rules on Contracts (plus extended Retention of Title Clause). In this context, Avoidance
Actions and Rules on Contract (plus extended Retention of Title Clause are addressed with
regard to their legal and economic effects under the different specific situations in the various
national jurisdictions. The note shall in particular define the relevant differences, using
various legal regimes as an example, and shall discuss whether this means that a further
harmonisation of national insolvency law at EU level is reasonable and attainable.

PE 432.767 EN 15-03-2011

Public Procurement by the European Union Institutions

In awarding contracts the Community institutions are subject to the rules set out in Directive
2004/18/EC of 31 March 2004. The provisions of the directive are reproduced and adapted in
Community Financial Regulations No 1605/2002 and No 2342/2002 of 25 June 2002. These
provisions ensure that all economic operators in the EU have non-discriminatory access to
European contracts.

PE 432.768 EN 15-03-2011

The Evolution of EU Administrative Law and the Contributions of Nordic
Administrative Law

This note sheds light on EU administrative law and its Scandinavian inspirations in retrospect
and for the future. EU Administrative law does not only draw on the case law of the CJEU
and the principles of EU law but also on national laws as sources of inspiration. This note
focuses on transparency and EU Ombudsman as concrete manifestations of Nordic
inspirations. Moreover, the note discusses the duty to inform citizens of their EU rights as a
future development in EU law on a Nordic backdrop.

PE 432.769 EN 15-03-2011
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The Revision of the EU Insolvency Regulation

The review of the Council Regulation (EC) N° 1346/2000 of 29 May 2000 on insolvency
proceedings is due for 1 June 2012. This note contains the most important issues that INSOL
Europe’s working group considers relevant for revision.

PE 432.770 EN 15-03-2011

Is a Law of Administrative Procedure for the Union Institutions Necessary?
Introductory Remarks and Prospects

Four main purposes exist for a codification of EU administrative procedure: clarification of,
and easier access to law; increasing the coherence of principles and procedures; setting up
default procedures to fill gaps in existing law and establishing the functions of administrative
procedure. In order to meet the needs for codification at EU level, a broad scope of
application and an appropriate method would have to be chosen for innovative codification.

PE 432.771 EN 15-03-2011

Minding the Gap in European Administrative Law : on Lacunae, Fragmentation and
the Prospect of a Brighter Future

A more comprehensive definition of ‘good administration’ is lacking in the EU. While the
Treaties and the Charter establish a number of useful rights, these provisions ought to be
developed and made more precise through horizontal rules applicable to all EU institutions in
all policy fields. The existing policy-specific rules and soft law regulation have not proved
satisfactory. A regulation on good administration applicable to the EU institutions, bodies and
agencies ought to be adopted based on Article 298 TFEU.

PE 432.772 EN 15-03-2011

From Fragmentation to Increased Coherence: a User-Friendly EU Administrative Law

The EU has scattered rules and principles relating to the principle of good administration. To
the benefit of both officials of the Union administration and of Union citizens, a
comprehensive and user-friendly European Administrative law should be adopted. The law
should codify the principles relating to good administration in the sense of an individual right
and thus govern the obligations of the Union administration in its contacts with the citizens.

PE 432.773 EN 15-03-2011

European Union Civil Service Law

This briefing note analyses all of the legislative and executive acts forming European Union
Civil Service Law, together with the main characteristics of this Civil Service and its
contribution to the formation of a European Union Administrative Law.

PE 432.774 EN 15-03-2011
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Arguments in Favour of a General Codification of the Procedure Applicable to EU
Administration

After examining the current regulation and pointing out its main shortcomings, this briefing
argues that a general codification of the procedure of the institutions, bodies, offices and
agencies that make up the EU administration is the best way of fulfilling the mandate,
imposed by Article 298 TFEU, of adopting the necessary provisions to achieve ‘an open,
efficient and independent European administration’ and to duly develop the fundamental
right to good administration laid down in Article 41 CFREU.

PE 432.776 EN 15-03-2011

European Administrative Law in the Light of the Treaty of Lisbon: Introductory
Remarks

This contribution covers the development of European administrative law, in particular the
changes which the Treaty of Lisbon has brought about. Next to a growing amount of
secondary law EU administrative law has been mainly shaped by the Court of Justice of the
European Union. However, it still lacks a coherent structure. The author, thus, pleads for the
codification of the major rules on administrative procedures in particular in the field of
indirect implementation of European law – on a yet to be established legal basis in the
Treaties which – in his view – the Lisbon Treaty still does not provide for.

PE 432.777 EN 15-03-2011

Proceedings of the Workshop on "EU Administrative Law: State of Play and Future
Prospects"

During a delegation of the Legal Affairs Committee, the Policy Department has organised a
Workshop on EU administrative law at the University of León (27 - 28 April 2011). Several
academic experts as well as law practitioners were invited to make contributions. The present
collective edition contains all the briefing notes produced for the Workshop.

PE 453.215 EN 15-03-2011

Copyright in the EU - What Next? (Study and Options Brief)

On October 12, 2010 the Science and Technology Options Assessment Panel (STOA)
together with Technopolis Consulting Group supported by Knowledge4Innovation/The
Lisbon Forum, and TNO, organised a half-day workshop entitled ‘Copyright in the Single
Market, Opportunities for Harmonisation and management of Rights’. This workshop was
part of the 2nd European Innovation Summit at the European Parliament which took place on
11-14 October 2010. The workshop addressed in the first part the topic of the opportunities
for further harmonising EU Copyright law. Despite a number of copyright related Directives,
harmonisation of copyright law remains an area of controversy and a considerable number of
issues arise where higher degree of harmonisation and also the level of protection to be
granted are heavily debated. The second part focused on issues related to the management of
rights, i.e. the means by which copyright and related rights are administered (licensed,
assigned and remunerated), and whether current practices with a particular view on
transparency and governance of copyright management hinder the development of the
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Internal Market. Despite difficulties to reach consensus in the discussion, four areas for
possible policy action were identified.

PE 460.342 EN 15-03-2011

Lessons Learnt from Implementation of the Mediation Directive the Judges’ Point of
View

Differences in application of Directive 2008/52/EC on certain aspects of mediation in civil
and commercial matters have brought to light varied loopholes from Member State to
Member State. The main obstacles holding back the development of legal mediation are
essentially to be found in the practical organisation of mediation and, to a lesser extent, in the
overuse of the notion of public policy. This development has also suffered, particularly at
cross-border level, from mismatches in the accreditation of the training of mediators. Debate
has also raged over whether mediation should be made mandatory or whether financial
incentives (such as obliging parties who refuse to enter into mediation to pay the cost of
proceedings) should be introduced to encourage the use thereof.

PE 453.169 EN 15-04-2011

Mediation in the Neighbouring Countries: the Case of Russia

This Briefing Note presents a review and analysis of the current state of mediation in Russia
and the relevant laws. It further shows the extent to which Russian mediation rules
correspond to Directive 2008/52/EC of the European Parliament and of the Council of 21
May 2008 on certain aspects of mediation in civil and commercial matters. It also considers
issues related to the future development of mediation in the Russian Federation and proposes
measures required to bring this process forward in a successful and efficient way.

PE 453.170 EN 15-04-2011

Administrative Procedure in EU Civil Service Law

Administrative procedure in the EU civil service is subject to the principles and rules which
apply to all areas of EU law. It does, however, have specific characteristics as a result of the
regulatory framework and case-law. This document explores certain key features of this field,
with an emphasis on the elements which make it distinctive.

PE 453.171 EN 15-04-2011

The Slovenian Legislation Implementing the EU Mediation Directive

Directive 2008/52/EC of the European Parliament and of the Council of 21 May 2008 on
certain aspects of mediation in civil and commercial matters imposes a duty on Member
States to bring into force the laws, regulations and administrative provisions necessary to
comply with the Directive before 21 May 2011. The framework legislation on mediation
addresses key aspects of civil procedure. The Slovenian legislation implementing the
Directive goes beyond the minimum requirements laid down in the Directive.

PE 453.172 EN 15-04-2011
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Lessons Learnt from the Implementation of the EU Mediation Directive: the Business
Perspective

This briefing note deals with the use of mediation as a dispute resolution process by
businesses. It analyses the impact of the Mediation Directive 2008/52/EC in the light of its
three main objectives that are facilitation of access to alternative dispute resolution,
promotion of mediation and balanced relationship between mediation and judicial
proceedings. Moreover, recommendations are provided on how to enhance mediation uptake
by SMEs.

PE 453.173 EN 15-04-2011

Family Mediation: Advantages, Drawbacks, Costs and Prospects

Directive 2008/52/EC of the European Parliament and of the Council of 21 May 2008 on
certain aspects of mediation in civil and commercial matters provides an example of how to
use EU policy to attempt to improve, standardise and harmonise the Member States’ justice
systems. The Member States have until May 2011 to transpose the directive. This paper
intends to examine current Spanish legislation on family mediation – analysing its
development and its strengths and weaknesses and focusing on its adaptation to Directive
2008/52/EC on mediation – to raise issues and make future suggestions with a view to
introducing family mediation more widely and extending it to encompass civil mediation,
within the framework of the EU.

PE 453.174 EN 15-04-2011

Italian legislation on mediation

This report analyses the Italian legislation transposing Directive 2008/52/EC on certain
aspects of mediation in civil and commercial matters. The Italian legislator has gone further
than the requirements of the Directive: the possibility of using mediation is not restricted
solely to cross-border disputes but applies to all disputes concerning alienable rights in civil
and commercial matters. For certain disputes, mediation is a condition of admissibility of
civil proceedings. The mediation service is run by public and private bodies supervised by the
Ministry of Justice.

PE 453.175 EN 15-04-2011

Lessons Learnt from the Implementation of the EU Mediation Directive in Germany:
the Point of View of Lawyers

Germany has to date not implemented the Mediation Directive. The government has drafted a
mediation law. Both the Mediation Directive and the Mediation draft law merit approval as
they retain mediation’s inherent flexibility. The most significant problem in practice is how
confidential information from the mediation can be excluded as evidence in subsequent
proceedings.

PE 453.176 EN 15-04-2011
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Quantifying the Cost of Not Using Mediation - A Data Analysis

This is a special moment for alternative dispute resolution in Europe. In recent years, the
mediation law landscape, in particular, has undergone substantial changes in large part due to
the 2008 “European Union Directive on Certain Aspects of Mediation in Civil and
Commercial Matters”. Despite the fact that mediation saves both time and costs, mediation is
far from being solidly established in Europe. In order to explore and quantify the impact that
litigation has on the time and costs to the 26 Member States’ judicial systems, ADR Center
implemented a study in the context of the European Commission-funded project “The Cost of
Non ADR-Surveying and Showing the actual costs of Intra- Community Commercial
Litigation”. The study measures the financial and time costs of not using mediation. This
paper will focus on the final results of this study and suggest possible ways to make
mediation happen in EU, namely through the discussion of various incentives and regulations
which would make mass mediation implementation easier.

PE 453.180 EN 15-04-2011

File Sharing

‘File sharing’ has become generally accepted on the Internet. Users share files for
downloading music, films, games, software etc. In this note, we have a closer look at the
definition of file sharing, the legal and policy-based context as well as enforcement issues.
The economic and cultural impact, too, is dealt with briefly.

PE 432.775 EN 11-05-2011

Comparative Study on the Purpose, Scope and Procedures of Impact Assessments
Carried out in the Member States of the EU

The study looks at the purpose, scope and procedures of impact assessments carried out in the
Member States of the EU. It aims to draw examples of best practice to feed into the
discussion concerning Regulatory Impact Assessment (RIA) at EU level. The study examines
the EU RIA system, as well as RIA systems in eight Member States: Denmark, France,
Germany, Hungary, Italy, Poland, the Netherlands, and the United Kingdom. It combines
document review and interviews to analyse the context, scope, role in the policy cycle,
methods, governance, and outcomes of RIA, as well as the theory and evolution of the RIA
concept.

PE 453.179 EN 16-05-2011

The Development of Mediation in Poland

This paper analyses the current status of mediation in civil and commercial matters in Poland,
taking into account a variety of legal, psychological and sociological factors. In particular, it
focuses on the most important factors which, in the author’s opinion, have a negative effect
on the development of mediation in Poland. These factors include: negative socialisation,
non-existence of authority figures, low level of public confidence and the lack of a conscious
need to use mediation.

PE 453.183 EN 16-05-2011
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The Consumer Experience of Mediation in England and Wales

This note provides an overview of the consumer’s experience of mediation in England and
Wales, including commentary upon the EU Mediation Directive and its implementation in the
jurisdiction.

PE 453.184 EN 16-05-2011

Mediation in Family Matters: the Experience in Romania

This briefing note offers an overview of family mediation in Romania and of the compliance
of the national legal framework with the provisions of the EU Mediation Directive. It
analyses the legal framework, the advantages and disadvantages of mediation in comparison
with court litigation and the impact of the EU Mediation Directive on the Romanian
legislative framework enforcing mediation in family law matters. It identifies the issues
regarding the compliance with the EU Mediation Directive.

PE 453.187 EN 16-05-2011

Interpretation of the Public Policy Exception as Referred to in EU Instruments of
Private International and Procedural Law

This study, authored by Prof. Burkhard Hess and Prof. Thomas Pfeiffer, Heidelberg
University, provides for a comprehensive analysis of the interpretation of the public policy
exception in EU instruments. The assessment is based both on statistical data and the
experience of stakeholders. Encompassing the relevant case-law of the ECJ as well as of civil
courts in 23 EU Member States, the study evaluates the practical relevance as well as the
content and scope of the public policy clauses. In practice, public policy is often invoked, but
seldom applied. In procedural law, the difference between substantive and procedural public
policy is recognised and the procedural public policy is much more often invoked and applied
than substantial public policy. The content of the clause is determined by the fundamental
guarantees of Articles 6 ECHR and 47 ChFR. In addition, there is a trend in the case-law that
procedural irregularities must be remedied in the Member State of origin.

PE 453.189 EN 16-05-2011

The Proposal for a Regulation of the European Parliament and of the Council on
Jurisdiction and the Recognition and Enforcement of Judgments in Civil and
Commercial Matters (Recast) - Contributions by Horatia Muir Watt

This note analyses the main elements of reform laid down in the Commission's proposal for a
recast Brussels I Regulation with a particular focus on the abolition of the exequatur. In
addition, it sets out a number of proposals aiming at improving the proposed reform.

PE 453.199 EN 15-08-2011

The Proposal for a Regulation of the European Parliament and of the Council on
Jurisdiction and the Recognition and Enforcement of Judgments in Civil and
Commercial Matters (Recast) - Contributions by Andrew Dickinson

This note considers several aspects of the reforms proposed by the Commission (COM
(2010) 748 final, 14 December 2010) to the current EU legal framework regulating the
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jurisdiction of Member State courts, and the recognition and enforcement of judgments, in
civil and commercial matters, as contained in Regulation (EC) No. 44/2001 (the “Brussels I”
Regulation). It suggests possible amendments to the Commission’s Proposal, as set out in the
Annex.

PE 453.200 EN 15-09-2011

The Proposal for a Regulation of the European Parliament and of the Council on
Jurisdiction and the Recognition and Enforcement of Judgments in Civil and
Commercial Matters (Recast) - Contributions by Burkhard Hess

This Note examines the most important provisions of the EU Commission’s proposal for a
recast of the Regulation Brussels I (44/2001). Although the principal approach of the
Commission deserves support, several improvements should be adopted, especially with
regard to the safeguards to proposed regime on the free movement of judgments and the
operation of the Regulation in the international legal order. The proposals on choice of court
agreements and arbitration clauses should (with minor improvements) be adopted. The note
equally addresses some additional issues as the proposed new Articles 5 no 3 and 85 and
criticises that the proposal does not address the unsatisfactory reference to the domestic laws
of EU-Member States with regard to the definition of domicile (Article 59 JR/73CP).

PE 453.201 EN 15-09-2011

The Proposal for a Regulation of the European Parliament and of the Council on
Jurisdiction and the Recognition and Enforcement of Judgments in Civil and
Commercial Matters (Recast) - Contributions by Florian Horn

This note examines the recast of Regulation (EC) N° 44/2001 (“Brussels I”) as proposed in
COM (2010) 0748. Important issues include the abolition of exequatur, rules for third country
defendants, rules for choice of court agreements, the interface with arbitration proceedings, a
new head on jurisdiction on rights in rem, compatibility with the right to collective actions,
and other topics as cooperation in the context of protective measures.

PE 453.202 EN 15-09-2011

The Proposal for a Regulation of the European Parliament and of the Council on
Jurisdiction and the Recognition and Enforcement of Judgments in Civil and
Commercial Matters (Recast) - Contributions by Alexander Layton

The Note examines a number of the provisions in the European Commission’s proposed
recast of the Brussels I Regulation, identifies problems and makes recommendations. The
principal provisions discussed concern the proposed abolition of exequatur, the operation of
the Regulation in the international legal order, choice of court agreements, and the
Regulation’s interface with arbitration proceedings.

PE 453.203 EN 15-09-2011
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Proposal for a regulation of the European Parliament and of the Council on jurisdiction
and the recognition and enforcement of judgments in civil and commercial matters
(recast) - Contributions of Marie-Laure Niboyet

In the mechanism proposed by the Commission for abolition of the procedure for recognition
and enforcement of judgments (exequatur), the formalities associated with the exequatur
process are indeed removed but the review process remains and is applied a posteriori in the
event that a remedy is sought by the defendant in the Member State of enforcement. This
position of compromise should be approved. Nonetheless, the system of remedies lacks
clarity, is still insufficient in protecting the fundamental rights of the defendant and should be
entirely located in the Member State of enforcement. With regard to the provisions intended
to increase the efficiency of choice-of-court agreements, the proposed modifications remedy
the serious shortcomings existing in the current system, as interpreted by the Court of Justice.
However, it would be useful for a separate, more favourable Brussels I regime to be
maintained for situations that are not governed by the Hague Convention. With regard to the
two other points (the operation of the Regulation in the international legal order and the
improvement of the interface with arbitration procedures), the debate is still raging. After
having set out the issues and outcomes associated with the proposed choices, this note takes a
position in favour of an extension of the regulation to all external disputes, subject to several
additions, and a radical exclusion of arbitration from the scope of application of the
regulation, subject to a valid and applicable prima facie clause being invoked. It is less
certain whether new provisions on more specific innovations (Articles 5(3) and 85) would be
useful.

PE 453.204 EN 15-09-2011

The Proposal for a Regulation of the European Parliament and of the Council on
Jurisdiction and the Recognition and Enforcement of Judgments in Civil and
Commercial Matters (Recast) - Contributions by Ilaria Pretelli

The effective development of mutual trust requires a solid foundation. Asserting such trust a
priori could compromise relationships between different States rather than accelerating the
process of integration. The abolition of the exequatur system entails a real risk of an increase
of forum shopping and procedural frauds. Instead of reforming the architecture and
foundations of the Brussels I Regulation, which has already been shown to operate
effectively, it would be preferable to strengthen the efficacy of the Regulation by simplifying
its rules and imposing mandatory deadlines and means to sanction instances of fraud. The
associated economic benefits will follow ipso facto.

PE 453.205 EN 15-09-2011

Judicial Training in the European Union Member States

This study describes the state of judicial training in the European Union, particularly in EU
law. It presents the results of a major survey of judges, prosecutors and court staff on their
experiences of judicial training. It also includes the profiles of the judicial training actors at
EU level and in all 27 Member States. It contains detailed recommendations on how to
overcome obstacles to participation in judicial training and to promote best practice across
the EU. It was compiled for the European Parliament by the Academy of European Law
(ERA) in consortium with the European Judicial Training Network (EJTN).

PE 453.198 EN 14-10-2011
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Alternatives in Drafting an EU Administrative Procedure Law

This note is based upon the work accomplished by the Working Group on EU Administrative
Law of the Committee on Legal Affairs of the European Parliament. Having been invited to
consider the Working Document drafted by the Group with critical observations and
conclusions, the author wishes to acknowledge the excellent quality and usefulness of the
Document, which gives a very accurate description of the State of Play in matters of EU
administrative procedure law and makes clear and accurate recommendations. This note aims
at highlighting those aspects where there are different options for in drafting an
Administrative Procedure Law for EU institutions, bodies, offices and agencies, while
indicating and giving reasons to the author’s preferred solutions.

PE 462.417 EN 15-11-2011

Legitimacy and EU Administrative Law: Future Prospects

This briefing note considers the concepts of good governance and legitimacy post Lisbon and
the connection between these concepts and the evolution of EU Administrative Law. It
provides an overview of the current EU Administrative Law landscape by drawing on the
themes common to the sectoral reports: complexity, lacunae and inconsistency. It proposes
some next steps for the Working Group on EU Administrative Law, including adopting a
legally binding instrument containing basic administrative principles.

PE 462.418 EN 15-11-2011

The Importance of Keeping It Simple: Reflections on a Law on Administrative
Procedure for EU Institutions

The author insists on the need to approve within a short period of time an EU Regulation on
the formalities and actions that must be met by any administrative procedures of the
European institutions. She provides examples drawn from the history of relevant Spanish
legislation and makes proposals for the basic content of a new EU regulation, which would
set out the rights of the interested parties in the procedures, as well as other provisions
regarding the legal regime for administrative actions.

PE 462.419 EN 15-11-2011

Implementation of Optional Instruments within European Civil Law

This study examines how European optional instruments are implemented in the Member
States. It covers civil law and provides a comprehensive analysis of this innovative method,
which although adopted in various fields (civil procedure, intellectual property, companies),
was not organised or even clearly identified as such by the European legislator until a
proposal for a regulation on a Common European Sales Law (11 October 2011) revealed its
full potential. The study, which is based on field surveys conducted using a detailed
questionnaire, identifies the strengths and weaknesses of this method and poses thought-
provoking questions for the future.

PE 462.425 EN 16-01-2012
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Opinion on the Proposal for a European Regulation on the Right of Succession
2009/157(COD) - Version of 16 January 2012

This opinion deals with the consolidated text of the draft Regulation on succession law in the
version dated 10/16 January 2012. The decisions underlying the draft appear to be sound:
synchronisation of jurisdiction and applicable law, the decisive significance of the deceased’s
last place of residence, the principle that the same law is to govern the succession as a whole,
and the establishment of a European Certificate of Succession. The draft makes significant
improvements on previous versions, in particular as regards conflicts of laws, the
enforcement of decisions, the provisions on the European Certificate of Succession, and the
extended temporary arrangements. Other aspects, however, need improvement. These are
listed individually in the Executive Summary.

PE 462.430 EN 15-02-2012

Checks and Balances of Soft EU Rule-Making

This report has been drafted upon the invitation of the European Parliament to perform a
study on the provisions, instruments or areas of activity of EU institutions, bodies, offices and
agencies, where judicial review is not possible. As the judicial reviewability of EU soft
administrative and regulatory rule-making is particularly problematic, this type of rule-
making has been put central. The report aims at highlighting the institutional, procedural and
judicial framework within which soft rule-making is used and what actions may be required
for a better design thereof.

PE 462.433 EN 08-03-2012

National Experiences in Applying Civil Protection Measures: The Case of Spain

In this document, we describe the activity of Fundación ANAR (Ayuda a Niños y
Adolescentes en Riesgo, or Help for Children and Adolescents at Risk) and, in particular, the
ANAR Help lines, which were launched in 1994. We then reflect how Spanish law regulates
the protection order for victims of crime and, finally, we provide a number of contributions
that, in our experience in child protection, we believe important to consider in the study and
drafting of recent legislative proposals from the European Commission for strengthening the
rights of victims of crime in the European Union.

PE 462.434 EN 15-03-2012

National Experiences in Applying Civil Protection Measures: The Case of Bulgaria

In civil and commercial matters, the provisional and protective measures are set to preserve
the factual or legal situation, in a way to protect the rights whose recognition was claimed
elsewhere by the court, having jurisdiction over the substance of the matter. Thus, protection
measures shall surprise the defendant by depriving him/her of the possibility to make the
protection sought useless. Talking about domestic violence, the protective measures are set to
give immediate protection in cases where there exists a direct and immediate threat of
continuation of domestic violence, whilst guaranteeing the rights of the offender to a fair trial.

PE 462.435 EN 15-03-2012
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National Experiences in Applying Civil Protection Measures: The Case of Lithuania

This briefing note presents the experience of a judge of an ordinary court of the Republic of
Lithuania of applying provisional protection measures in civil proceedings. The presentation
is provided in the light of the Proposal for a Regulation of the European Parliament and of the
Council on mutual recognition of protection measures in civil matters (2011/0130 (COD) by
analysing the rules set forth by this draft in the context of national law. It reveals the common
features and the principles and procedure of application of provisional protection measures
taken in civil proceedings in national courts; and provides examples and peculiarities of the
application of provisional protection measures established in national law falling within the
scope of the Proposal for a Regulation.

PE 462.436 EN 15-03-2012

Implementation and Enforcement of EU Environmental Law

The measures adopted by the Commission in the last 5 years defining the EU implementation
and enforcement policy aim at improving the implementation rather than enforcement of EU
law by enhancing Member States' role and capacity, including by delegating actions to the
national level. The present note argues the need to strengthen the enforcement role of the
Commission as the Guardian of the Treaties and proposes specific actions to be taken at EU
level for the development of a strong policy for implementation and enforcement of EU
environmental law.

PE 462.440 EN 16-04-2012

The Relationship between the Commission Acting as Guardian of the EU Treaties and
Complainants: Selected Topics

This briefing note addresses three topics concerning the relationship between the
Commission acting as Guardian of the EU Treaties and complainants. First, it investigates the
link between non-contractual liability and the Commission's discretion under Article 258
TFEU. Secondly, it examines Article 258 TFEU and the introduction of EU Pilot (a
confidential on-line database for communication between Commission services and Member
State authorities concerning potential infringements). Finally, it discusses limitations of the
procedure under Article 258 TFEU and the capability of mutual evaluation as a
supplementary enforcement tool.

PE 462.441 EN 16-04-2012

Drafting European Union Legislation

The process of drafting Union legislation is long and complex, involving large numbers of
interveners in a multilingual and multicultural environment. Strong rules and procedural
safeguards are essential to ensure that Union legislation satisfies the needs and expectations
of 500 million citizens and of businesses in the 27 Member States.

PE 462.442 EN 16-04-2012
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The Concrete Options for a Law on Administrative Procedure Bearing on Direct EU
Administration

This paper will address some of the main issues relating to the drafting of a law bearing on
direct EU administration, pointing out the main options for each one of them. The first
chapter deals with preliminary issues, in order to define the object of the paper. In the second
chapter some fundamental features of the envisaged law are discussed. The third chapter is
devoted to the scope of the law. The fourth chapter focuses on some of its possible contents.

PE 462.443 EN 16-04-2012

Towards an EU Administrative Procedure Act – The Swedish Experience

Based mainly on the reasoning and legislative proposal set out in the final report of the
Swedish Inquiry on the Administrative Procedure Act, chaired by the author, this briefing
note presents some approaches also relevant for the construction of an Act under Article 298
TFEU.

PE 462.444 EN 16-04-2012

Unfair Contract Terms Provisions in CESL

This Note addresses the provisions on Unfair Contract Terms in the proposed Common
European Sales Law (CESL) for both “business to business” (B2B) and “business to
consumer” (B2C) transactions, from the perspective of a lawyer who has both experience as a
practitioner and a legal academic. It suggests that the provisions of CESL may be
inappropriate in the B2B arena, being both too intrusive, and also failing to provide sufficient
structure for the judicial review of potentially unfair terms.

PE 462.448 EN 15-05-2012

B2B and B2C Clauses and General Terms (Conditions) in Contracts: A Viewpoint from
the Italian Companies

The CESL could be completed by a “toolbox”: a set of transparent and fair clauses and “well-
balanced” standard contractual terms (standard clauses and contracts), translated into all
official languages, will encourage new players all across the EU market as well as reinforcing
competition, extending the range of choices available for consumers.

PE 462.449 EN 15-05-2012
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Unfair Contract Terms in Business-to-Consumer Contracts in the Proposed Common
European Sales Law: BEUC's Viewpoint

This note presents the perspective of consumer organisation across the EU on the proposed
regulation on a Common European Sales Law and its rules on unfair contract terms. It
identifies the problematic impact on individual consumers and on the future development of
the EU consumer law acquis. It indicates general and specific issues in relation to the
introduction of an optional regime on unfair contract terms that should be taken into account
by the EU legislators and proposes alternative means for promoting cross border shopping in
the EU.

PE 462.450 EN 15-05-2012

Unfair Contract Terms in B2C Contracts

Because of its textual similarity to the Unfair Terms Directive 1993, Chapter 8 of the
proposed CESL, on ‘Unfair contract terms’, can benefit from two decades of interpretative
experience which is likely to provide a comparably high degree of instant legal certainty to
contracting parties.

PE 462.452 EN 15-05-2012

Relations between Company Supervisory Bodies and the Management - National
Systems and Proposed Instruments at the European Level with a View to Improving
Legal Efficiency

Proper functioning of the supervisory body and the quality of its relations with the
management are among the essential conditions enabling a business to create value over the
long term. The advances proposed in these two areas pertain, in particular, to the membership
of the body, the training of its members and the functions of its committees, for which
recommendations at the European level may be useful. They also involve the place of
stakeholders (gender balance, employee involvement). These two issues are currently handled
with a lack of uniformity in the 27 countries in the Union, which would benefit from the
adoption of European directives.

PE 462.454 EN 15-05-2012

Remedies for Buyers in Case of Contracts for the Supply of Digital Content

The inclusion of provisions on digital content, including ‘gratuitous’ digital content, in the
Common European Sales Law constitutes an improvement in respect to existing EU
legislation on sales contracts. However, some amendments are necessary, given the fact that
digital content differs from goods. This briefing note critically assesses the relevant
provisions on conformity and remedies, and gives suggestions for tailoring them better to
digital content.

PE 462.459 EN 15-05-2012
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Rights and Obligations of Shareholders - National Regimes and Proposed Instruments
at EU Level for Improving Legal Efficiency

Shareholders are both partners with voting rights, who can take part in collective decisions
concerning the company, and owners of equity securities, who are entitled to profit from
selling them on. In view of this dual aspect, it seemed that legal efficiency in terms of their
rights and obligations could be improved by (i) recognising the primacy of corporate benefit
and (ii) making concerted action possible.

PE 462.463 EN 15-05-2012

The Regime of Remedies in the CESL – Suitable and Balanced for SMEs?

This paper is based on the position of UEAPME members on the proposal for a regulation on
the Common European Sales Law. It gives some general remarks on the proposal as such and
focuses in the second part on the different remedies introduced from the point of view of
SMEs, one of the main target groups of the proposal. If the aim to boost cross-border
business activities is to be achieved, improvements in line with the remarks of this note are
necessary.

PE 462.457 EN 15-06-2012

The Proposal for a Regulation on a Common European Sales Law: Focus on the
Remedies Provisions

This briefing note provides general comments on the CESL and an overview of the level of
consumer protection in the CESL, particularly the unfair contract terms. Furthermore, the
note concentrates on the remedies provisions, analysing the legal guarantee provisions and
other rights of the buyer from the viewpoint of a consumer organisation.

PE 462.458 EN 15-06-2012

Remedies for Buyers in B2C Contracts: General Aspects

This Briefing Paper deals with the remedies open to buyers in sale contracts between
businesses and consumers under the Proposal for a Common European Sales Law (CESL). It
includes a short overview of the types of remedies and their constituent elements following
the structure of art. 106 CESL. The remedies of the CESL are compared, on the one hand,
with those of various international instruments in the field and, on the other hand, with
particular aspects of the law of the EU Member States. Finally, proposals for improving the
current system of remedies under the Proposal are suggested.

PE 462.460 EN 15-06-2012
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Remedies under the Proposal for a Regulation on a Common European Sales Law –
The View of French Businesses

The substantive provisions of the Common European Sales Law, particularly on remedies,
will be acceptable to businesses only if they meet certain conditions. The rules must be easily
accessible and ensure legal certainty for transactions. They must also provide a balanced
package that does not lead to excessive costs for businesses and that ensures a stable
contractual relationship.

PE 462.461 EN 15-06-2012

The Proposal for a Regulation on a Common European Sales Law: Provisions on
Remedies

This note contains an analysis of the remedial system under the proposal for a Regulation on
a Common European Sales Law and some suggestions for possible amendments, focusing in
particular on the delivery of goods not conforming to the contract, in line with the position of
the German Federal Bar.

PE 462.462 EN 15-06-2012

Corporate Social Responsibility - Identifying What Initiatives and Instruments at EU
Level Could Enhance Legal Certainty in the Field of Corporate Social Responsibility

After an analysis of the applicable law, it appears that the ‘Corporate Social Responsibility’
(CSR) approach as it is developing in the European Union calls for proposals for modifying
substantive law. In addition to the existing texts, it may also be asked whether a law on CSR
might not be enacted in order to protect corporate values and secure new markets relating to
the emergence of the sustainable business. Once these values, supported by CSR law, are
adopted by a corporate governance system, CSR may even allow the creation of a new type
of intangible asset.

PE 462.464 EN 15-06-2012

Restitution in the Proposal for a Common European Sales Law

Chapter 17 on restitution should be redrafted, taking Articles 44 to 47 on withdrawal and
Article 112 on replacement as a starting point and adapting them to the relevant conditions
and tests in the context of termination or avoidance, as well as to the requirements of mass
contracts concluded in the digital age. Some policy decisions concerning termination by
consumers should be reconsidered. A separate rule on restitution for performance not
otherwise due, e.g. where a party has delivered twice in error, would be desirable.

PE 462.465 EN 15-06-2012
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Prescription in the Proposal for a Common European Sales Law

The rules on prescription in Part VIII, Chapter 18, of the CESL need clarification in order to
ascertain whether they only apply to provisions on rights and claims resulting from a sale
contract, or whether they are also applicable to any other (related?) right or claim, regardless
of its contractual or non-contractual origin. One of the most problematic issues concerns
general prescription periods. Furthermore, interpretation problems arise also because of
missing definitions, or because the definitions are ambiguous or defective. The systematic
approach demands clarification, too.

PE 462.466 EN 15-06-2012

Statutory Audits of Public Accounts and of Public-Interest Entities: Detailed Appraisal
of the European Commission's Impact Assessment

This note seeks to provide a detailed analysis of the strengths and weaknesses of the
European Commission's Impact Assessment (IA) accompanying the proposal for a Directive
of the European Parliament and of the Council amending Directive 2006/43/EC on statutory
audits of annual accounts and consolidated accounts, and the proposal for a Regulation of the
European Parliament and of the Council on specific requirements regarding statutory audit of
public-interest entities (PIEs). It does not attempt to deal with the substance of the proposal,
but rather analyses whether the impact assessment provided by the Commission will help the
JURI Committee's consideration of the proposal, in full knowledge of the facts, and whether
the impact assessment meets, firstly, the standards which the Commission has laid down in its
internal Impact Assessment Guidelines, and, secondly, the quality criteria which Parliament
has defined in its resolutions on the subject.

PE 494.448 EN 16-07-2012

Standing Up for Your Right(s) in Europe - A Comparative Study on Legal Standing
(Locus Standi) before the EU and Member States’ Courts
The aim of this study is to provide an in-depth and objective comparative analysis of legal
provisions, doctrine and case-law on locus standi before civil, criminal and administrative
courts of selected legal systems, and before the EU courts. This analysis serves as the basis
for several recommendations in this area.

PE 462.478 EN 15-08-2012

The Proposal for a Common European Sales Law: An e-Business Perspective

The Internet and new technologies transform commerce and allow traders and consumers to
transact irrespective of time, place and device. This paper explains the mechanisms behind
the new commerce developing and points to the opportunities it presents. The new commerce
also presents new challenges. Traders need another set of expertise and tools, and often opt
for partner solutions such as online marketplaces. Policymakers need to rapidly and
effectively remove barriers to these evolving commerce patterns. Here, we will need smart
and flexible policy to support a better functioning internal market, innovation and investment.
The proposed Common European Sales Law is a promising example of an attempt to improve
the internal market in a novel way. To ensure it is properly designed to support the new
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commerce, this paper proposes improvements to the areas of language, user experience,
dispute resolution, payment, and consumer obligations.

PE 462.471 EN 14-09-2012

Proposal for a Regulation on a Common European Sales Law: A Lawyer's Viewpoint

With reference to B2C transactions, the proposed CESL regulation seems to create unneeded
complexity of the legal framework in which consumers and business have to operate, while
establishing a burdensome procedure for the choice of CESL as applicable law in the
contract. Apart from giving out a certain unease regarding the level of consumer protection
afforded by the proposed regulation, such a procedure is likely to discourage both consumers
and traders from opting in the system. As to B2B transactions, the CESL seems to overlap
with the CISG. This international convention bears several similarities with the proposed
CESL and has not proven to be a complete success. The reasons of this partial success may
offer EU institutions important lessons for the purpose of avoiding the same problems in the
CESL.

PE 462.472 EN 15-10-2012

Proposal for a Regulation on a Common European Sales Law: Making the Proposal
Simpler and More Certain

This briefing note summarises the observations and recommendations set out in the European
Law Institute’s Statement on the CESL. It is divided into two parts. The first deals with the
content of the proposed Regulation. The second deals with measures relating to effective
implementation.

PE 462.473 EN 15-10-2012

The Drafting of the CESL: An Assessment and Suggestions for Improvement

The drafting of the Commission’s current proposal for a CESL is analysed and assessed.
Recommendations for improving the drafting are made. The most important recommendation
is to allow for sufficient time during the legislative process in order to avoid the technical
mistakes that can be found in the proposal in its current form.

PE 462.475 EN 15-10-2012

The Functioning of the CESL within the Framework of the Rome I Regulation

This study examines the relationship between the CESL and the Rome I Regulation and will
attempt to ascertain to what extent this relationship will encourage cross-border B2C trade,
by enabling traders wishing to do business throughout the EU to be subject to the CESL’s
mandatory provisions, rather than the national public policy laws of the 27 European Union
Member States. This study will then make it possible to determine whether these overriding
mandatory provisions of the CESL provide a high level of consumer protection, compared to
the domestic consumer rights legislation in the countries of the European Union.

PE 462.477 EN 15-10-2012
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Law of Administrative Procedure of the European Union: European Added Value
Assessment (+ Annexes I-III)

Article 298 TFEU and the Charter of Fundamental Rights establish a right of citizens to good
administration. However, the current legal framework is fragmented, patchy and uneven and
the detailed provisions needed to enforce this right are lacking. This assessment argues that a
Regulation constituting a general Law of Administrative Procedure would bring significant
added value. ANNEXES: I- Enforcing citizens' right to good administration: time for action.
II- Aspects relating to added value for citizens and economic operators. III- Aspects relating
to the efficiency of the EU administration.

PE 494.457 EN 15-10-2012

Common European Sales Law: A Practical View

This paper provides a comment on the legislative history of the Common European Sales
Law from the perspective of a former rapporteur. It deals particularly with the importance of
many of the practical surrounding and related measures such as the provision of standard
terms and conditions of trade and ADR and ODR necessary to make the proposal a success.

PE 462.474 EN 15-11-2012

Consumer Protection under the Proposal of a Common European Sales Law

This briefing note explains the problems which the Common European Sales Law (CESL)
sets out to solve, to what extent it actually achieves those goals and where the proposal leaves
room for improvement. The paper focuses on consumer contracts concluded between parties
located within the EU. It intentionally leaves the many complicated and technical details of
Private International Law aside in order to make the basic structures of the current system
more visible so that the usefulness of a CESL can be better appraised.

PE 462.507 EN 15-11-2012

A European Framework for Private International Law: Current Gaps and Future
Perspectives

This report identifies the gaps that exist in the current European framework of private
international law and suggests a road map towards a more comprehensive codification of EU
private international law. For the time being, legislative efforts should be directed at creating
separate instruments for well-defined problems of private international law. The fruits of
these efforts could in the long-term be combined in a code of EU private international law.

PE 462.487 EN 15-11-2012

Mutual Recognition of Protection Measures in Civil Matters

This document contains an analysis of the Proposal for a Regulation of the European
Parliament and of the Council 2011/0130/COD on mutual recognition of protection measures
in civil matters under a national judge's perspective.

PE 462.495 EN 15-11-2012



ANNEXES - Stocktaking of parliamentary committee activities during the 7th legislature 132

The Problem of Under-Compensation of Victims of Cross-border Road Traffic
Accidents in the EU

The current acts in place – the Brussels I Regulation, the Lugano Convention and the parallel
convention with Denmark – give the claimant several opportunities for forum shopping when
lodging a direct claim against foreign liability insurance. Since the lex fori determines
whether the Rome II Regulation or the Hague Convention is applicable in Common Market
cases, the aforementioned possibility of forum shopping ultimately leads to law shopping.
Between the claimant and the injuring party, the principle lex loci delicti should be
maintained. Applying the law of the victim’s residence would cause unforeseeable results and
enormous costs for the offending party. The question, whether the claimant should generally
be awarded a direct claim is a matter of secondary EU legislation, i.e. the question is treated
equally in every Member State. For that reason, making this last question dependent on the
lex fori is legitimate.

PE 462.491 EN 15-11-2012

Collective Rights Management: Initial Appraisal of the European Commission's Impact
Assessment

This note, prepared by the Impact Assessment Unit for the Committee on Legal Affairs,
analyses whether the principal criteria laid down in the Commission’s own Impact
Assessment Guidelines, as well as additional factors identified by Parliament in its Impact
Assessment Handbook, appear to be met by the IA. It does not attempt to deal with the
substance of the proposal.

PE 496.734 EN 15-11-2012

Dissenting Opinions in the Supreme Courts of the Member States

This study examines the advantages and disadvantages of the practice of separate opinions.
After an analysis of its diffusion in the Member States' Supreme and Constitutional Courts, it
presents the practice of international tribunals. Finally, the reasons why the publication of
separate opinions may, or may not, be suited for the CJEU are also taken into consideration.

PE 462.470 EN 15-11-2012

Which Legal Basis for Family Law? The Way Forward

Many of the current features of European family law can be linked to their particular legal
basis. This paper evaluates the content and limits of the legal bases of EU family law rules
with a view to establishing the optimum mechanism(s) for further legislative progress in view
of the Union’s aims in this field. Particular consideration is given to the possible use of the
passerelle provision (Art 81(3)) and recourse to enhanced cooperation.

PE 462.498 EN 15-11-2012
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Life in Cross-Border Situations in the EU - A Comparative Study on Civil Status

Perhaps one of the single greatest successes of the European Union is the creation of an area
without borders in which people, goods and services move freely. In 2010 alone, there were
almost 11 million citizens living in another Member State.

PE 462.489 EN 15-11-2012

Choice of Law for Cross-Border Road Traffic Accidents

A cross border road traffic accident occurring within the EU has the potential to attract the
application of three legal regimes, all of which contain choice of law rules. The regimes are
contained in Rome II Regulation, the Hague Convention on the Law Applicable to Traffic
Accidents and the Motor Insurance Directive (MID).

PE 462.492 EN 15-11-2012

Civil Status Documents - Challenges for Civil Registrars to Circumvent Problems
Stemming from the Legal Void

Since the regulation of the civil status area differs between Member States, EU citizens
encounter many problems settling their legally obtained civil status in another Member State.
This leads to discrimination, hinders the free movement of persons within the EU and
prevents EU citizens from exercising this right as well as the right of residence in the territory
of Member States. The solution to these problems is not complicated; however, it depends on
the motivation of Member States.

PE 462.500 EN 15-11-2012

Fraud with Respect to Civil Status

The International Commission on Civil Status is an intergovernmental organisation including
EU and non-EU member states which, for more than 60 years, has been facilitating
international cooperation with respect to civil status and encouraging the exchange of
information between registration officers. The ICCS, anxious to safeguard the reliability of
the information contained in civil status registers, has been led to examine the problem of
fraud with respect to civil status. The issue features systematically at its meetings and a
permanent working group is responsible for evaluating new trends and the measures
developed by member states to deal with them. Current work is focused on two areas: fraud
linked to new technologies and identification and verification of foreign documentation.

PE 462.499 EN 15-11-2012

A Comparative Study of the Regime of Surrogacy in EU Member States

Surrogacy is an increasingly common reproductive practice. Today, stories about surrogacy
regularly appear in popular culture and news outlets, while the number of organisations
offering surrogacy services is clearly on the rise, as is the number of cases involving
surrogacy in courts across the EU. Surrogacy raises important legal issues, such as whether
surrogacy contracts should be enforceable, as well as questions pertaining to the legal
parenthood of a child born to a surrogate mother and his/her citizenship and nationality.
There are also significant policy and regulatory concerns relating to: payment; autonomy;
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child welfare; gender, sexual orientation and socio-economic inequality; reproductive health;
and globalisation.

PE 462.488 EN 15-11-2012

The Hague Convention of 13 January 2000 on the International Protection of Adults

European States which have not already done so are invited to join the Hague Convention of
13 January 2000 on the International Protection of Adults. States in Europe that have already
signed, ratified or acceded to the 2000 Protection of Adults Convention are: Cyprus, Czech
Republic, Estonia, Finland, Germany, Greece, Ireland, Italy, Luxembourg, Netherlands,
Poland, Switzerland, and the United Kingdom of Great Britain and Ireland. The Convention
provides an important complement to the 2006 United Nations Convention on the Rights of
Persons with Disabilities.

PE 462.496 EN 14-12-2012

Regulation (EU) No 650/2012 of July 2012 on Jurisdiction, Applicable Law, Recognition
and Enforcement of Authentic Instruments in Matters of Succession and on the
Creation of a European Certificate of Succession

The newly adopted Regulation (EU) No 650/2012 is an ambitious instrument dealing
exhaustively with every private international law aspects in regard to cross-border
successions. The Regulation aims at harmonising private international law rules so as to
enable individuals to organise more efficiently and more rapidly their successions within the
area of freedom, security and justice. The present paper addressed the main innovations,
advantages and pitfalls of the new Regulation.

PE 462.493 EN 14-12-2012

Current Gaps and Future Perspectives in European Private International Law: towards
A Code on Private International Law?

Private international law is to a great extent regulated by EU rules. However, particular areas
are still governed by national rules. This paper identifies the existing gaps in the EU
regulatory framework, and discusses future perspectives. In the short and the mid-term, the
focus should be on filling gaps by using separate instruments, while preserving coherence. In
the long term a more comprehensive framework or code would be an option.

PE 462.476 EN 14-12-2012

Cross-Border Implications of the Legal Protection of Adults

Convention XXXV is of significant assistance in relation to cross-border capacity issues.
However, it does have some weaknesses. Accordingly, Member States should be encouraged
to ratify Convention XXXV. In addition the creation of a form of European Power of
Representation would be extremely useful.

PE 462.497 EN 14-12-2012
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Why is Mediation not used more often as a Means of Alternative Dispute Resolution?

This briefing paper tries to explore why mediation is not used more often as a means of
dispute resolution. It identifies a number of reasons why mediation is not resorted to more
frequently and presents proposals on how legislation could respond to these obstacles. The
author wishes to highlight that, ideally, removing these obstacles will lead to an even less
frequent use of mediation.

PE 462.490 EN 14-12-2012

Common European Sales Law - Detailed Appraisal by the EP Impact Assessment Unit
of the European Commission's Impact Assessment

This note analyses the Impact Assessment (IA) accompanying the Commission Proposal for a
Regulation on a Common European Sales Law from a methodological point of view, without
dealing with the substance of the proposal. In general, the IA seems to respect the
methodological requirements the Commission has imposed upon itself in its Impact
Assessment Guidelines. The problems to be addressed by the proposed legislation are clearly
explained, related to the underlying problem drivers and logically presented. The set of
possible policy options is sufficiently wide and there is sufficient explanation of the baseline
scenario. The Commission seems to have broadly consulted with stakeholders and presents
stakeholder positions in the IA. It analyses a broad range of possible impacts for the policy
options, with an emphasis on economic impacts (mainly administrative and transaction
costs). The Commission attempts to make a quantitative estimation of the transaction costs, at
the same time acknowledging that adequate quantitative data are not available. The
transformation of the purely qualitative answers of economic operators in Eurobarometer
studies and other surveys into quantitative estimations can be criticised as producing
unreliable results.

PE 496.736 EN 15-01-2013

A Statute for European Mutual Societies: European Added Value Assessment

This European Added Value assessment aims at pointing out the main benefits of a statute for
a European mutual society from a social, economic and legal perspective. It is calculated that
today mutual societies provide healthcare and social services to 230 million European
citizens and represent about 180 billion euros in insurance premiums. Almost 70% of the
total number of insurance companies in Europe are mutual societies. There is a nearly
unanimous agreement among stakeholders that a statute for European mutuals would increase
the visibility and the recognition of mutual societies at European level and would unfold for
them the advantages of the internal market.

PE 494.461 EN 15-01-2013

14th Company Law Directive on the Cross-Border Transfer of a Company´s Registered
Office: European Added Value Assessment

Two legislative own-initiative reports adopted by Parliament in 2009 (Lehne) and 2012
(Regner) call on the Commission to submit a proposal for a Directive on the cross-border
transfer of company seats (14th Company Law Directive). The arguments in favour of this
approach are set out in detail in this European Added Value Assessment, which draws on the
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expert research commissioned specifically for the purpose of this assessment. ANNEX I:
Legal effects of the requested legislative instrument (Catherine Cathiard/Jeantet Associés)
ANNEX II: Economic and social effects of the requested legislative instrument (Patrice
Muller et al/London Economics).

PE 494.460 EN 15-01-2013

Life in Cross-Border Situations in the EU - A Comparative Study on Civil Status (Study
+ 9 Tomes of Country Reports)

Starting from a comparative analysis of civil status rules in nine different legal systems
(Bulgaria, France, Germany, Italy, Latvia, Scotland, Slovenia, Sweden and the Netherlands),
with a view on European and international legislation and case law, this study identifies
practical difficulties encountered by EU citizens exercising their rights when moving across
Europe. The study also recommends possible solutions to be found at EU level and within the
scope of EU competence to facilitate citizens' lives.

PE 474.395 EN 15-02-2013

Common European Sales Law: Research Paper on the Economic aspects of the
European Commission's Impact Assessment

In recent years, an extensive debate has evolved on the need for harmonising European sales
law, with the existing diversity of contract laws in Member States being perceived as a barrier
to trade and hence as burdensome for the European internal market. In November 2010, the
European Commission commissioned a study supporting its Impact Assessment (IA)
preparation on this matter. This report suggests that differences in contract law between
Member States (MS) do create barriers to trade, and the value of trade foregone each year
between MS due to differences in contract law amounts to some tens of billions of euros. The
aim of this paper is to assess the robustness and validity of the method used by the
Commission to calculate opportunity and transaction costs, as well as the soundness of the
economic model applied to the assessment of policy options; and to assess the reliability of
the Commission's assumptions in this respect and whether they can stand up to scrutiny.

PE 496.741 EN 15-02-2013

National Practices with regard to Accessibility of Court Documents

This study examines national practices regarding access to court files. After presenting some
national regimes giving the members of the public very broad access to court files, the study
focuses on the accessibility of court files of the Court of Justice of the European Union.
Finally, arguments in favour of greater access to the court files of the CJEU are analysed.
Recommendations are developed on how to enable more files of the CJEU comprehensive
access by the general public to be achieved to the court.

PE 474.406 EN 15-04-2013
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A Comparative Study of the Regime of Surrogacy in EU Member States

This study provides a preliminary overview of the wide range of policy concerns relating to
surrogacy as a practice at national, European and global level. It undertakes an extensive
examination of national legal approaches to surrogacy. It also analyses existing European
Union law and the law of the European Convention of Human Rights to determine what
obligations and possibilities surround national and transnational surrogacy. The study
concludes that it is impossible to indicate a particular legal trend across the EU, however all
Member States appear to agree on the need for a child to have clearly defined legal parents
and civil status.

PE 474.403 EN 15-05-2013

Insolvency Proceedings: Initial Appraisal of the Commission's Impact Assessment

This note seeks to provide an initial analysis of the strengths and weaknesses of the European
Commission's Impact Assessment (IA) accompanying the proposal for a revised Regulation
on insolvency proceedings, submitted on 12 December 2012. It does not attempt to deal with
the substance of the proposal. It is drafted for informational and background purposes to
assist the relevant parliamentary committee(s) and Members more widely in their work.

PE 507.499 EN 15-05-2013

European Code of Private International Law: Cost of Non-Europe Report

On 11 October 2012, the Committee on Legal Affairs (JURI) requested a Cost of Non-
Europe report (CoNE) on the perspective of having a European Code on Private International
Law. This Cost of Non-Europe report analyses the formal question of the code, and more
particularly the question of 'gaps' in the Private International Law of the European Union
which need to be filled, and the cost to citizens and businesses of not filling them. It also
contains quantitative and qualitative arguments in favour of a European Code on Private
International Law. This report has been drawn up by the European Parliament's European
Added Value Unit, building on external expertise contributed by GHK and presented in a
separate annex. ANNEX: The perspective of having a European Code on Private
International Law. Research paper by Nick Bozeat (GHK).

PE 504.468 EN 14-06-2013

Tools for Ensuring Implementation and Application of EU Law and Evaluation of their
Effectiveness

The problems of implementation and enforcement of EU law have been longstanding. This
report analyses the trends regarding the transposition of EU law and the reasons for failure to
transpose on time. It assesses different tools developed at EU level to promote compliance,
looking across the board at the EU Pilot and infringement procedure alongside correlation
tables, scoreboards, committees, transposition and implementation plans, package meetings
or national and EU inspections. As a result, recommendations on ways to improve their use
are proposed.

PE 493.014 EN 15-07-2013
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Security of eGovernment Systems

The project ‘Security of eGovernment systems’ aimed at assisting policymakers in discerning
policy options for meeting future challenges in securing eGovernment systems. The project
focused on upcoming challenges of eGovernment security in delivering public services across
borders. Through identifying key security barriers and enablers, the project points to
promising avenues of policy development in an environment of rapidly changing ICTs and
changing socio-economic concerns in the EU. The most important contribution of the project
is the development and assessment of 11 policy options. Policy Option 1: Develop a policy
strategy for improving the security of IT-systems used in Europe ; Policy Option 2: Stimulate
development and use of security checklists (short-term) ; Policy Option 3: Policy Option 3:
Encourage the development and use of highly secure components (mid-term) ; Policy Option
4: Encourage the development and use of highly secure systems (long-term) ; Policy option 5:
Create stronger institutional supervision and oversight of security ; Policy option 6: Build a
‘Privacy by Design’ knowledge base ; Policy option 7: Substantiate the data minimisation
principle by using anonymisation techniques in all European eGovernment systems ; Policy
option 8: Stimulate technical and legal solutions that avoid or limit privacy risks caused by
re-identification of previously anonymised data; Policy option 9: Make Privacy Impact
Assessments of eGovernment systems mandatory and public ; Policy option 10: Use
gateways to achieve interoperability of different national eGovernment security tools, but aim
at Europe-wide availability and usability of tools ; Policy option 11: Ensure open and
transparent evaluations of the trade-offs between privacy, security, usability, interoperability
and costs of an eGovernment system.

PE 513.510 EN 15-07-2013

Proceedings of the workshop on "Legal Aspects of Free and Open Source Software"

Proceedings of the workshop on "Legal Aspects of Free and Open Source Software", held on
9 July 2013 in Brussels.

PE 474.400 EN 15-07-2013

Proceedings of the workshop on "The Proposal for a Common European Sales Law:
The Way Forward"

Proceedings of the workshop on "The Proposal for a Common European Sales Law: The
Way Forward", held on 10 July 2013 in Brussels.

PE 474.401 EN 15-07-2013

EU Trademark Regime: Initial Appraisal of the Commission's Impact Assessment

This note seeks to provide an initial analysis of the strengths and weaknesses of the European
Commission's Impact Assessment (IA) accompanying the following proposals, submitted on
27 March 2013: Commission proposal for a Regulation of the European Parliament and of the
Council amending Council Regulation (EC) No 207/2009 on the Community trade mark
(COM (2013) 161; and Commission proposal for a Directive of the European Parliament and
of the Council to approximate the laws of the Member States relating to trade marks (recast)
(COM (2013) 162).

PE 508.971 EN 15-07-2013
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Proceedings of the Workshop on "The Training of Legal Practitioners: Teaching EU
Law and Judgecraft - Improving Mutual Trust"

Proceedings of the Workshop on "The Training of Legal Practitioners: Teaching EU Law and
Judgecraft - Improving Mutual Trust" (Session II), held on 28 November 2013 in Brussels.

PE 493.023 EN 15-11-2013

Proceedings of the workshop on "The Training of Legal Practitioners: Teaching EU
Law and Judgecraft - Learning and Accessing EU Law: Some Best Practices"

Proceedings of the workshop on "The Training of Legal Practitioners: Teaching EU Law and
Judgecraft - Learning and Accessing EU Law: Some Best Practices" (Session I), held on 28
November 2013 in Brussels.

PE 493.022 EN 15-11-2013

Promoting the Free Movement in the EU by Simplifying the Acceptance of Public
Documents: Cost of Non-Europe Report

Cost of Non Europe Reports are intended to evaluate the possibilities for gains and the
realisation of a ‘public good’ through common action at EU level in specific policy areas and
sectors. In particular, this study analyses the cost for citizens and businesses of the formalities
which are currently necessary in order to make certain public documents acceptable in
different Member States. The study concludes that the abolition of legalisation and Apostille,
the simplified certification of copies and translations, the establishment of multilingual forms
in all official languages concerning birth, death, marriage, registered partnership, and legal
status and representation of a company would greatly reduce the current costs associated with
authenticating national public documents. Citizens and businesses would be able to more
freely exercise their right of free movement and freedom of establishment in another Member
State without facing disproportionate obstacles.

PE 510.980 EN 16-12-2013

Rebooting the Mediation Directive: Assessing the Limited Impact of its Implementation
and Proposing Measures to Increase the Number of Mediations in the EU

Five and a half years since its adoption, the Mediation Directive (2008/52/EC) has not yet
solved the ‘EU Mediation Paradox’. Despite its proven and multiple benefits, mediation in
civil and commercial matters is still used in less than 1% of the cases in the EU. This study,
which solicited the views of up to 816 experts from all over Europe, clearly shows that this
disappointing performance results from weak promediation policies, whether legislative or
promotional, in almost all of the 28 Member States. The experts strongly supported a number
of proposed nonlegislative measures that could promote mediation development. But more
fundamentally, the majority view of these experts suggests that introducing a ‘mitigated’
form of mandatory mediation may be the only way to make mediation eventually happens in
the EU. The study therefore proposes two ways to “reboot” the Mediation Directive: amend
it, or, based on the current wording of its Article 1, request that each Member State commit
to, and reach, a simple “balanced relationship target number” between civil litigation and
mediation.

PE 493.042 EN 15-01-2014
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Contractual Arrangements Applicable to Creators: Law and Practice of Selected
Member States

This report discusses the legal framework applicable to copyright contracts as well as the
practices in artistic sectors. A careful revision of the copyright provisions, contractual law
principles and case law in 8 Member States is presented together with a more specific
analysis of a set of issues particularly relevant nowadays, such as collective bargaining,
digital exploitation, imbalanced contracts, and reversion rights, among others. A set of
recommendations aiming at improving the level of fairness in copyright contracts is proposed
at the end of the study.

PE 493.041 EN 15-01-2014

Simplifying the Acceptance of Certain Public Documents in the EU: Initial Appraisal of
the Commission´s Impact Assessment

This note seeks to provide an initial analysis of the European Commission's Impact
Assessment (IA) accompanying its proposal for a Regulation of the European Parliament and
of the Council on promoting the free movement of citizens and businesses by simplifying the
acceptance of certain public documents in the European Union and amending Regulation
(EU) 1024/2012 (COM (2013) 228), which was submitted in April 2013. It analyses whether
the principal criteria laid down in the Commission’s own Impact Assessment Guidelines, as
well as additional factors identified by Parliament in its Impact Assessment Handbook,
appear to be met by the IA. It does not attempt to deal with the substance of the proposal.

PE 514.079 EN 15-01-2014

National Constitutional Avenues for further EU Integration

This study investigates national constitutional limits to further EU integration and explores
ways to overcome them. It includes an in-depth examination of the constitutional systems of
12 Member States (Croatia, the Czech Republic, Estonia, Finland, France, Germany,
Hungary, Ireland, Italy, the Netherlands, Poland, and the United Kingdom) and a bird’s eye
view of all Member States. EU integration can be advanced by avoiding substantive
constitutional obstacles in various ways. Overcoming the substantive obstacles requires
managing national procedural constitutional hurdles. This is possible to the extent that the
required broad political consensus exists.

PE 493.046 EN 14-02-2014

Possibility and Terms for Applying Brussels I Regulation (Recast) to Extra-European
Disputes

Upon request by the JURI Committee, this study provides an analysis of improvements to
European rules on jurisdiction and enforcement of judgments. It concerns, in particular,
disputes connected to third (non-EU) States by virtue of the domicile of the defendant or as a
result of a connecting factor that the European Union considers as a ground for exclusive
jurisdiction where it points towards the courts of a Member State. In summary, the research is
aimed at determining the external boundaries of the European Union’s jurisdiction.
Moreover, the study explores the possibilities open to the European Union for achieving the
best possible coordination in the exercise of jurisdiction with its economic partners. More
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specifically, a two-step progression is suggested: first, the unilateral introduction of specific
rules of coordination - via the adoption of legislation setting out specific jurisdiction rules for
non-EU disputes – and, secondly, the promotion of international conventions with third
States, so as to coordinate EU and non-EU private international law systems and in order to
attain a higher degree of legal certainty for EU and non-EU litigators.

PE 493.024 EN 14-03-2014

Trade Secrets

This document provides an analysis of the nature of a trade secret, its legal protection and the
European Commission's recent proposal. While protection is afforded under several
jurisdictions, such as EU law, international law, criminal law, civil law, labour law or simply
tort law, no uniform instrument exists. As case law is very important for that kind of a
relatively new concept, some examples from jurisprudence are provided.

PE 493.055 EN 15-04-2014
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ANNEX VII - Members

Members

MEMBERS
Political
groups

Country Mandate within JURI

Baldassarre Raffaele
Vice-Chair from to 14.09.2009 to
30.06.2014

EPP Italy 16.07.2009 - 30.06.2014

Berlinguer Luigi
Coordinator
Vice-Chair from to 16.07.2009 to
29.02.2012

S&D Italy 16.07.2009 - 30.06.2014

Bodu Sebastian Valetin
Vice-Chair from 16.07.2009 to
30.06.2014

EPP Romania 16.07.2009 - 30.06.2014

Castex Françoise
Vice-Chair from 01.03.2012  to
30.06.2014

S&D France 16.07.2009 - 30.06.2014

Gallo Marielle EPP France 16.07.2009 - 30.06.2014

Gargani Giuseppe EPP Italy 19.01.2012 - 30.06.2014

Geringer de Oedenberg Lidia Joanna S&D Poland 16.07.2009 - 30.06.2014

Engström Christian Greens Sweden 16.07.2009 - 30.06.2014

Häfner Gerald Greens Germany 16.07.2009 - 30.06.2014

Karim Sajjad ECR UK 08.06.2011 - 30.06.2014

Koewius Annette EPP Germany 13.03.2014 - 30.06.2014

Lehne Klaus-Heiner
Chair from 16.07.2009 to 28.02.2014

EPP Germany 16.07.2009 - 28.02.2014

López-Istúriz White Antonio EPP Spain 16.07.2009 - 30.06.2014

Masip Hidalgo Antonio S&D Spain 16.07.2009 - 30.06.2014

Maštálka Jiří EUL/NGL Czech Republic 16.07.2009 - 30.06.2014

Mészáros Alajos EPP Slovakia 16.07.2009 - 30.06.2014

Rapkay Bernhard S&D Germany 16.07.2009 - 30.06.2014

Regner Evelyn
Vice-Chair from 16.07.2009  to
30.06.2014

S&D Austria 16.07.2009 - 30.06.2014

Speroni Francesco Enrico EFD Italy 16.07.2009 - 02.04.2014

Stoyanov Dimitar NI Bulgaria 16.07.2009 - 30.06.2014

Taylor Rebecca ALDE United Kingdom 14.03.2012 - 30.06.2014

Thein Alexandra ALDE Germany 16.07.2009 - 30.06.2014

Wallis Diana ALDE United Kingdom 16.07.2009 - 31.01.2012

Wieland Rainer EPP Germany 16.07.2009 - 30.06.2014

Wikström Cecilia ALDE Sweden 16.07.2009 - 30.06.2014

Ziobro Zbigniew EFD Poland 16.07.2009 - 30.06.2014

Zwiefka Tadeusz EPP Poland 16.07.2009 - 30.06.2014
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Alternates

ALTERNATES Political
groups

Country Mandate JURI

Albrecht Jan Philip Greens Germany 16.07.2009 - 30.06.2014

Batten Gerard EFD United Kingdom 16.07.2009 - 30.06.2014

Borys Piotr EPP Poland 16.07.2009 - 30.06.2014

Bowles Sharon ALDE United Kingdom 16.07.2009 - 30.06.2014

Buşoi Christian Silviu ALDE Romania 08.11.2011 - 30.06.2014

Cavada Jean-Marie EPP France 16.07.2009 - 30.06.2014

Cofferati Sergio Gaetano S&D Italy 16.07.2009 - 30.06.2014

Crowley Brian ALDE Ireland 16.07.2009 - 30.06.2014

Hellvig Eduard-Raul ALDE Romania 05.09.2013 - 30.06.2014

de Grandes Pascual Luis EPP Spain 16.07.2009 - 30.06.2014

Honeyball Mary S&D United Kingdom 20.09.2010 - 30.06.2014

Kožušník Edvard ECR Czech Republic 21.07.2009 - 30.06.2014

Lansbergis Vytautas EPP Lithuania 16.07.2009 - 30.06.2014

Lechner Kurt EPP Germany 16.07.2009 - 16.03.2012

Lichtenberger Eva Greens Austria 16.07.2009 - 30.06.2014

López Aguilar Juan Fernando S&D Spain 16.07.2009 - 30.06.2014

Manders Toine ALDE The Netherlands 16.07.2009 - 29.11.2011

Mastella Clemente EPP Italy 19.01.2012 - 30.06.2014

McCarthy Arlene S&D United Kingdom 16.09.2009 - 30.06.2014

Messerschmidt Morten EFD Denmark 19.01.2012 - 30.06.2014

Niebler Angelika EPP Germany 16.07.2009 - 30.06.2014

Omarjee Younous GUE/NGL France 10.01.2012 - 30.06.2014

Rangel Paulo EPP Portugal 20.10.2010 - 30.06.2014

Roth-Behrendt Dagmar S&D Germany 16.07.2009 - 30.06.2014

Szájer József EPP Hungary 16.07.2009 - 30.06.2014

Voss Axel EPP Germany 26.03.2012 - 30.06.2014

Weber Henri S&D France 16.07.2009 - 30.06.2014
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